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Verpflegstaxe daselbst.
Kognak , siehe Spirituosen.
Konimissionsgebiihrcn für den XXI . Bezirk . . . .
Kontrahenten -Rechnungen — Zentralisierung der

Zahlungsanweisung.
Korkstcinwerkc „Union " — Zulassung der Korkstein-

platten.
Krankenkassen — Beiträge (Exekution ) .
Krankenkassen — Verständigung von dem Ergebnisse

der Strafamtshandlungen.
Krankenversicherung , siehe Arbeitgeber.
Krankenversicherung.

Krebse, ausländische — Schonzeit.
Kroatische Pfleglinge in Krankenanstalten . . . .

III , 26

XI , 87

III , 25

II , 18

I, 6

I , 5
XII , 97

XI , 93

V, 36
IX , 65

I , 1
II . 13

N.

Naschinarkt.

Norwegischer General - Konsul — Ernennung eines
solchen . .

O.

Ohio — Dienstschreiben in Militärangelegenheiten
dahin.

P

IX , 70

XII , 96

II , 13

L.

Landesschulrat , k. k. n .-ö., Verordnungsblatt desselben VII , 54
Landwehr -Kommanden . XI , 91
Lcderausschnitt — hierzu Gemischtwarenverschleißer

befugt . VIII . 59
Legitimationsvorschreibungen . II , 12
Lehramtskandidaten und -kandidatinnen , ärztliche,

Untersuchung im Stadtphysikate . VI, 46
Lehrperson , weibliche — Sterbequartal . VIi , 51
Lehrverträge — deren Protokollierungen . . . . IV , 33
Lizitationen , siehe Feilbietungen.

Panama — Republik — Bestellung eines Konsuls
Pensionen für Familien und Fremde.
Pensionate für schulpflichtige Kinder — (Konzession)
Pensionisten — Nichtanstellung bei der Gemeinde

Wien.
Peru — Generalkonsul.
Psandlcih -Anstalten — deren Revision.
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lose) dortselbst — deren Behandlung . . .
Portngisischer Honorarkonsul.
Postritt -Geld . .
Postsendungen , ämtliche , in das Ausland sind zu
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Postsparkassa , siehe St a atsP a p i er e.

I , 5
VII , 53
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VI , 48
VII , 54
IV , 32
XI , 88
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VI , 48
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IV , 32
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Mädchenhandel — Hintanhaltung . IX , 66
Magistrat — Geschäftseinteilung (Änderung ) . . . X , 84
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Naschmarkte . IX , 92
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Schnttablagcrilng — Hintanhaltung . III , 27
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geben , sind nicht Pfandleiher . IV , 32

Spital in Felsö -Visso — Eröffnung . VIII , 60
Spirituosenhändler und -Schenker dürfen keine

geistigen gebrannten Getränke erzeugen . . I , 4
Spirituosen und Kognak Verabfolgung in Apo¬

theken . I , 4
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Verzugszinsen von Wasser -Abzweigungs - und Wasser-
messereinschaliungskosten — befreit davon ist
der n .-ö . Landesausschuß und die k. k. Staats¬
bahn -Direktion . II , 18

Vize-Bürgcrmeisterstelle, dritte, — Kreierung. . . VIII, 63
Visintini, siehe Betoneis engitter.

Wien , siehe Gemeinde Wien.
Wiener Gemeindebezirke — Grenzlinie . VII , 51
Winkelschreiberei der städtischen Bediensteten —
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Witwen — Gewerbefortbetrieb . IV , 32
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Waarenfeilbietnng , siehe Standhaltung.
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Wasser , siehe Verzugszinsen.
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Hausfeilbietungen . I , 6
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1905.

Gesetze, Verordnungen ,mi>Entscheidungen,
sowie

Normativbestimmnngcii des Gcmcinderatcs, Stadtrates,»,d des Magistrates
in Zlnpetegenheite« der Oemmdeiierwllltlliig und politischen Aintsfätsrnnp.

I « h a kl:
I . Verordnungen nud Entscheidungen:

1. Ausländische Krebse dürfen während der Schonzeit nicht verlaust werden.
2. Verzeichnung der Stellungspflichtigen.
3. Arzneiverkehr in Materialwarenhandlungen.
4. Eternilschiefer(Patent Hatschek).
5. Landesbierauflage in Niederösterreich.
6. Verwendung von Drahtziegeln bei der Herstellung von Decken und

Wänden.
7. Kognak- und Spirituosenverabfolgung in Apotheken.
8. Abänderung der Dienstvorschrift für die Militärgeistlichkeit.
9. Unzulässigkeit der Erzeugung von Spirltuosen durch Händler und

Schenker gebrannter geistiger Getränke.
10. Abgrenzung der Gewerberechtc der Maurer und Hafner.
11. Bestellung eines Konsuls der Republik Panama.
12. Zulassung von Korksteinplatten der Firma „Union-Korksteinwerke".

I. Verordnungen und Entscheidungen.
i.

Ausländische Krebse dürfen während der Schonzeit
nicht verkauft werden.

Erkenntnis des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom 24. Sep¬
tember 1904, Nr. 9985 (M .-Abt. IX., 5505/04 ) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!
Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Ersten

Präsidenten Dr. Grafen S ihön b or n, in Gegenwart der Räte des k. k. Ver-
waltungsgerichtshofesZenker , Dr. Ritter v. Heiterer , Trnxa und Dr.
Freiherr» v. H e i n o l d, dann des Schriftführers k. k. Hossekrelärs Freiherrn v.
Apsaltrern,  über die Beschwerde des Majer Hersch Dresler  in Wien gegen
die Entscheidung des k. k. Ackerbauministeriumsvom 10. Juni 1803, Z. 10172,
betreffend den Verkauf ausländischer Krebse während der Schonzeit, nach der
am 24. September 1904 durchgesührien öffentlichen mündlichen Verhandlung,
und zwar nach Anhörung des Vortrages deS Referenten, sowie der Aus¬
führungen des Beschwerdeführers und der GegenauSführungendes k. k. Be-
zirks-Kommifsärs Bozdöch, für das belangte k. k. Ackerbauministerium, zu
Recht erkannt.

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.
Entscheidungsgründe:

Mit der angefochtenen Entscheidung, beziehungsweise mit den dadurch
bestätigten Entscheidungen der Unterinstanzen wurde dem Ansuchen des Be¬
schwerdeführers um die Bewilligung, Krebse ausländischer Provenienz auch in
der Zeit vom l . Oktober bis Ende April feilhalten zu dürfen, keine Folge gegeben.

Die dagegen gerichtete Beschwerde hat der Verwaltungsgerichtshofaus
folgenden Erwägungen nicht für begründet zu erkennen vermocht.

Das niederösterreichtscheFischrreigesetz vom 26. April 1890, L.-G.-Bl.
Nr. 1 er 1891 — dessen aut die Fischerei und die Fische im allgemeinen
lautende Bestimmungen nachß 1 sinngemäß auch in Betreff der Krustentiere
gelten — bestimmt im 8 54, daß die politische Landesbehörde für die in den
Gewässern des Landes vorkommenden wertvolleren Fischarten mit Rücksicht
auf deren Laichperioden Schonzeiten sestzustellen und kundzumachen hat, ferner
im Z 64, daß dieselbe Behörde festzustellen und kundzumachen hat, welche
Fischarten zum Zwecke der Erhaltung eines angemessenen„Fischstandes" zu be¬
stimmten Zeiten oder unter einem bestimmten Maße weder zum Verkaufe
feilgehalten, noch in den Gasthäusern angeboten oder verabreicht werden dürfen
und daß das hienach erlassene Verbot für die betreffenden Michailen ohne
Unterschied ihrer Herkunft gilt und sich auch aus jenen Fischvorrat erstreckt,
den die Fischhändler in oder bei ihren Verkaufsstätten in Kalter», Geschirren
und dergleichen halten.

In Durchführung dieser Gesetzesbestimmungenhat die niederösterreichische
Statthaltern in Artikel II und VI ihrer Verordnung vom 9. Jänner 1891,
L.-G.-Bl. Nr. 2, teilweise modifiziert durch die Verordnungen vom 29. April
1892, L.-G.-Bl. Nr. 24 und 12. Juni 1894, L.-G.-Bl. Nr. 37, festgesetzt, daß
die Schonzeit (während welcher das Fangen verboten ist) für Krebse männ¬
lichen Geschlechtes die Monate Oktober bis einschließlich April, für Krebs-

»I. Normativbestimmunger»:
Magistrat:

13. Anordnungen zur Hintanhaltung der Winkelschreiberei seitens
städtischer Bediensteter.

14. Zentralisierung der Zahlungsauweisung für Kontrahentenrechnungen.
15. Wassermeffer-Zwischenablesungen bei exekutiven Hausfeilbietungen.

III . Gesetze von besonderer Wichtigkeit für den politischen
Verwaltungsdienst:

16. XXI. Wiener Gemeindebezirk: Floridsdorf. — Abänderung des Wiener
Gemeindestatutes.

Verzeichnis derimReichsgesetzblatteuud imLandesgesetzblatte
für Österreich unter der Enns im Jahre  1904/05 publizierten
Gesetze und Verordnungen.

Weibchen die Monate Oktober bis einschließlich Juli zu umfassen habe, daß
ferner weder zum Verkaufe feilgehalten, noch in den Gasthäusernangeboten
oder verabreicht werden dürfen die Krebse während der eben erwähnten Schon¬
zeit mit Ausnahme der ersten drei Tage derselben. Diese Ausnahmssrist kann
von der politischen Bezirksbehörde über fallweises Ansuchen der Partei aus
rücksichtswüi Ligen Gründen auf 8 Tage erweitert melden. Auch dürfen zu
keiner Jahreszeit Edelkrebse, welche— vom Kopfe bis zum Schwanzende,
daher ohne Berücksichtigungder Scheren, gemessen— nicht die Länge von
mindestens 12 cm haben, feilgeboten oder in den Gasthäusern verabreicht
werden.

Allerdings geht schon aus der Natur der Sache und aus dem Geltungs¬
gebiete des Gesetzes und der Durchführungs-Verordnungen hervor, daß alle
diese Bestimmungenzum Schutze des Fischstandes im Lande getroffen sind.
— Im Z 54 des Gesetzes ist es bezüglich der Feststellung der Schonzeiten
ausdrücklich gesagt, daß dieselben für die „Gewässer des Landes" erfolgt, und
wenn es 8 64 bezüglich des Verbotes der Feilhaltung von Fischarten zu
bestimmten Zeiten oder unter einem bestimmten Maße heißt, daß diese Fest¬
stellung„zum Zwecke der Erhaltung eines angemessenen Fischstandes" geschieht,
so ist darunter gewiß die Erhaltung eines solchen im Lande gemeint. — Aber
um diesen Zweck für das eigene Land entsprechend sicherzustellenund jede
Umgehung des Verbotes zum Nachteile der bezweckten Fischstanderhaltung durch
wirksame Kontrolle hintanzuhallen, wird eben jede im Lande erfolgende Feil-
hallung der betreffenden Fischacten zu den bestimmten Zeiten oder unter dem
bestimmten Maße ausnahmslos verboten und, um jeden Zweifel auszusckließen
fügt der 8 64 selbst noch bei, daß ein solches Verbot für die betreffenden
Ftscharten„ohne Unterschied ihrer Herkunft" gilt.

Diese letzteren Worte lassen nach ihrem buchstäblichen Sinne keine ein¬
schränkende Deutung zu.

Wenn die Beschwerde aus dem Vergleiche mit dem vorhergehenden 863
des Gesetzes eine andere Auslegung versucht, so ist dies unhaltbar. Der 8 63
spricht aus, daß die in den 88 54 bis 62 enthaltenen Bestimmungenin Be¬
treff der Schonzeiten und Fangverbote keine Anwendung finden auf Teiche
und andere zu Zwecken der Fischzucht angelegte Wasserbehälter, ohne Unterschied,
ob dieselben mit (einem anderen Gewässer in Verbindung stehen oder nicht.
Hieraus jedoch schließen zu wollen, daß die völlig selbständige Anordnung des
8 64 Uber das Verbot des Feilhaltens von Fischarten zu bestimmten Zeiten
oder unter einem bestimmten Maße Mlt den Worten „ohne Unterschied ihrer
Herkunft" nur besagen wollte, es mache diesbezüglich keinen Unterschied, wenn
auch die Fische aus Teichen stammen, geht nicht an, da die Anordnung des
8 63 die Teiche ausdrücklich nur von den Bestimmungen der 88 54 bis 62
ausnimmt, daher die ganz selbständige Verfügung des 8 64 über das Feil¬
halten ohnehin von selbst auch auf Fische aus Teichen anwendbar wäre, ohne
daß es hiezu eines besonderen Beisatzes bedürfte. Der ausdrückliche und ganz
generell gehaltene Beisatz, daß ein hienach erlassenes Verbot für die betreffenden
Fischarten, „ohne Unterschied ihrer Herkunft" gilt und sich auch auf jenen
Fischvorrat erstreckt, den die Fischhändler in oder bei ihren Verkaufsstätten in
Koltern, Geschirren und dergleichen halten, kann demnach nur die früher dar¬
gelegte Bedeutung haben, daß behufs wirksamer Sicherstellung des Zweckes
der Erhaltung eines angemessenen Fischstandes jedes Feilhalten der betreffenden
Fischarten zu den bestimmten Zeiten oder unter dem bestimmten Maße, mögen
die Fische aus was immer für einem Gemäßer in oder außer dem Lande
Herkommen, verboten ist.

Demgemäß war die Beschwerde abzuweisen.
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8 .

Verzeichnung der Stellungspflichtigen.
Zirkular -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 8. De¬

zember 1904 , Z . 11-5667 , M .-Abt . XVI , 9520/04 (Normalien¬
blatt des Magistrates Nr . 2) :

Es ist die Wahrnehmung gemacht worden , daß den Bestimmungen des
Z 27 : 8 und §18 : 3 der Wehrvorschriften I . Teil seitens der Gemeinde¬
vorsteher , beziehungsweise der politischen Bezirksbehörden nicht immer in ge¬
nügender oder zweckentsprechender Weise nachgekommen wird.

Es ergeht daher an alle obgenannten Behörden die Aufforderung , Wehr¬
pflichtige , welche sich beim Gemeindevorsteher oder bei einer Ergönzungsbehörde
rücksichtlich der Erfüllung ihrer Wehrpflicht melden oder informiert werden
wollen , in keinem Falle abznweisen , sondern (auch fremdzuständige ) stets von
amtswegen  durch protokollarische Aufnahme ihres Anliegens und dergleichen
und Vermittlung desselben an die zuständige Behörde zu unterstützen.

3 .
Arzneiverkehr in Materialwarenhandlungen.
Rundschreiben der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 16 . De¬

zember 1904 , Z . XI -4365 (M .-Abt . X, 7428/04 ) :
Da bei der sanitären Revision von Materialwarenhandlungen und anderen

einschlägigen Gewerben häufig Arzneiartikel vorgefunden werden , welche aus¬
drücklich den Apothekern zum Verkaufe Vorbehalten sind , jedoch nach Angabe
der Verkäufer auch in technischer Verwendung stehen und deshalb von diesen
als sreiverkäuslich betrachtet werden , hat das k. k. Ministerium des Innern mit
dem Erlasse vom 26 . Oktober 1904 , Z . 56964 er 1903 , Nachstehendes eröffnet:

Bei dem großen Umfange , welche die technische Verwendung der ver¬
schiedensten Stoffe angenommen hat , konnte eS nicht ansbleiben , daß Stoffe,
welche ursprünglich nur zu arzneilichen Zwecken verwendet wurden , auch technische
Verwendung gesunden haben , wodurch hinsichtlich der Vcrkaufsberechtigung der
Drogisten Zweifel entstehen können.

Es läge jedoch nicht im Geiste und in der Absicht der Ministerial -Ver-
ordnung vom 17 . September 1883 , R .-G .-Bl . Nr . 152 , wenn der Bestimmung
des ß 3 , Absatz 2 dieser Verordnung eine solche Auslegung gegeben werden
würde , wonach ern Materialwarenbändler in die Lage käme , einen hierzulande
ausschließlich als Heilmittel benötigten Artikel im freien Verkehre abzugeben,
weil derselbe irgendwo in irgend einer Fabrik eine technische Verwendung ge¬
funden hat.

Artikel , welche im Kleinverkehre nur als Heilmittel i» Betracht kommen
— unbesctadet des Großhandelsverkehres und des nach den Bestimmungen der
Ministerial -Verordnungen vom 17 . Juni 1886 , R .-G .-Bl . Nr . 97 , und 8 . De¬
zember 1895 , R .-G .-Bl . Nr . 188 , auch anderen Geschäften als Apotheken unter
bestimmten Voraussetzungen gestatteten Verkaufes — dürfen nur in Apotheken
verkauft werden , während solche Artikel , welche auch im Kleinverkehre zu
technischen oder Haushaltungszwecken verwendet werden , frei verkäuflich sind.
Die Lieferung von Artikeln zu technischen Zwecken an die betreffenden Indu¬
striellen und Geschäftsleute oder an Institute fällt unter den Begriff des Ver¬
kehres im Großen , für welchen Verkehr , wie oben erwähnt wurde , die be¬
schränkenden Bestimmungen der 88 2 und 3 der zitierten Verordnung keine
Geltung haben . Hinsichtlich der offiziellen Heilmittel ist in dieser Beziehung
durch die vom Ministerium des Innern im Einvernehmen mit dem Handels¬
ministerium in der jeweilig gültigen Arzneilaxe ersichtlich gemachte Klassifikation
der Heilmittel volle Klarheit geschaffen.

Die betreffenden Rubriken repräsentieren vollständige Warenverzeichnisse
geordnet » ach den Gesichtspunkten , welche durch die Ministerial - Verordnung
vom 17 . September 1883 , R .-G -Bl . Nr . 152 , festgesetzt sind , sonach der 4 1
und 2 den Apotheken als Arzneibereitungen und pharmazeutische Präparate
oder als chemische Arzneipräparate vorbehaltenen Artikel,

L 3 und 4 nur unter der Voraussetzung einer erlangten Konzession für
den Medizinalwarenhandel oder den Giflverkauf außerhalb der Apotheken ver¬
käufliche Artikel.

6 5 und 6 unter sanitätspolizeilichen Vorsichten oder ohne solche allgemein
frei verkäufliche Artikel.

Es ist zum richtigen Verständnisse dieser detaillierten Verzeichnisse nur
noch zu beachten , daß von manchen Artikeln derselben vulgären Bezeichnung
verschiedene Sorten existieren , von denen eine die besondere , durch das Arznei¬
buch vorgeschriebene Qualität besitzt, in welcher dieselbe in der Regel nur zu
Heilzwecken dienlich , für technische Verwendungen aber aus ökonomischen und
sonstigen Rücksichten ungeeignet ist, während die zur technischen Anwendung
geeigneten , den Anforderungen des Arzneibuches nicht entsprechenden Sorten
allerdings auch im Hausgebräuche zu arzneilichen Zwecken für Tiere und eventuell
selbst für Menschen Anwendung finden können.

Von solchen Artikeln , welche — insofern sie offizinelle Mittel sind — in
der ämtlichen Warenspezifikalion durch ein Multiplikationszeichen hervorgehoben
find , sind selbstredend nur die der Pharmakopoe entsprechenden Sorten , falls
sie nicht ausnahmsweise auch in ihrer reinsten Form zugleich technische Artikel
darstellen , dem Apvthekenverlriebe Vorbehalten , die übrigen Sorten frei verkäuflich.

Durch das auf diese Weise hinsichtlich der offizinellen Arzneimittel auf¬
gestellte Paradigma ist die Klassifikation der nicht offizinellen Heilmittel , deren
Zahl täglich wechselt , und welche daher nicht in dauernde Verzeichnisse eingereiht
werden können , an sich sehr erleichtert und weiters dadurch gefördert , daß vom

Direktorium des Allgemeinen österreichischen Apothekervereines alljährlich eine
vom Ministerium des Innern zur eventuellen Benützung durch die politischen
Behörden genehmigte Wareutaxe der nicht offizinellen Heilmittel herausgegeben
wird , welche ein Verzeichnis der in Verkehr gebrachten nicht offizinellen Arznei¬
mittel darstellt und diejenigen Mittel besonders ersichtlich macht , welche in
Apotheken nur Uber ärztliche Verschreibung abgegeben und daher zufolge 8 16
der Ministerial -Verordnung vom 21 . April 1876 , R .-G .-Bl . Nr . 60 , nur im
Großhandelsvcrkehre erfolgt werden dürfen , sofern sie auch zu technischen
Zwecken dienen.

Hienach sind di - Grundsätze , des Arzneimittelverkehres ausreichend klar¬
gestellt.

Insofern es sich um bestimmte Detailfragen , insbesondere um die Be¬
urteilung zweifelhafter Verkaufsbefugniffe sür bestimmte Artikel handelt , ist
durch die Bestimmung des Z 2 , Absatz 2 der Ministerial -Verordnung vom
17 . Juni 1886 , R .- G .-Bl . Nr . 97 , vorgesorgt , daß die maßgebende , im Ein¬
vernehmen mit dem Handelsministerium aus Grund fachtechnischer Begutachtung
zu treffende Entscheidung des Ministeriums des Innern eingeholt werden könne.

Eme Einschränkung des Umfanges der zum Zwecke der Erlangung der
Ermächtigung zum Feilhalten und zum Verkaufe der im 8 3 der letztzitierten
Ministerial -Verordnung angeführten Artikel abzulegenden Prüfung auf einzelne
der im 8 3 genannten Artikel ist in den bestehenden Vorschriften nicht begründet.

Dieser Erlaß ergeht an alle k. k. Bezirkshanptmannschaften in Nieder¬
österreich , die Stadträte von Wiener -Neustadt und Waidhofen a . d. Ibbs , die
Magistrals -Abteilung X, sämtliche magistratischen Bezirksämter in Wien , an
das Wiener Apotheker -Hauptgremium und an die vier Apotheker - Filialgremien.

4 .
Eternitschiefer s Patent Hatschek ) .

Bescheid des Wiener Magistrates vom 17. Dezember 1904,
M .-Abt . XIV , 5724/04:

Über Ansuchen der Firma Eternit -Werke Ludwig Hatschek,  Wien , IX .,
Berggasse 11, und auf Grund der vom Stadtbauamte gepflogenen Erhebungen
wird der von der genannten Firma nach dem Patent Hatschek  auS ge¬
preßtem Portlandzement -Mörtel unter Zusatz von Asbest erzeugte sogenannte
„Eternitschieser " im Sinne des 8 50 der Wiener Bauordnung zur Verwendung
alS feuersicheres Dacheindeckungs -Materiale im Gemeindegebiete von Wien unter-
folgenden Bedingungen zugelaffen:

1. Die Platten dürfen das Maß von 0 '5 m Seitenlänge nicht über¬
schreiten und müssen bei einfacher Deckung mit wenigstens 7 om , bei doppelter
Deckung mit wenigstens 6 cm Übergreifung gelegt werden . Die Platten müssen
eine Stärke von wenigstens 3 mm besitzen.

2 . Die Befestigung der Platten ist in solider Weise mit breitköpfigen ver¬
zinkten Eisennägeln und kupfernen Sturmklammern ausznführen.

3 . Die Tafeln sind auf einer dichten Schalung oder auf Latten so zu
verlegen , daß ein Brechen ausgeschlossen ist ; Firste , freibleibende Kanten und
dergleichen sind , falls sie nicht mit Blechsäumen belegt werden , mit besonderen
Formstücken zu bedecken.

4 . Die Abänderung und Ergänzung der vorstehenden Bedingungen , ent¬
sprechend späteren Erfahrungen , bleibt Vorbehalten . Die vorgelegten Probeplatten,
das Musterbuch , sowie das Zertifikat des k. k. technologischen Gewerbemuseums
werden dem Stadtbauamte zur Verwahrung übermittelt.

5.
Landesbierauflage in Niederösterreich.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 20 . Dezember 1904,
Z . XVI -7662/15 (M .-Abt . XXII , 3186/04 .)

Die k. k. Bezirkshauptmannschaften , der Wiener Magistrat , die magi¬
stratischen Bezirksämter und die Stadträte Wiener Neustadt und Waidhofen
a. d. Abbs werden hiemit auf die Bestimmungen des Gesetzes vom 25 . No¬
vember 1904 , L.-G .-Bl . Nr . 89 , betreffend die Einführung einer Landes¬
ouflage auf den Verbrauch von Bier *), und auf die Vollzugsverordnung zu
diesem Gesetze vom 20 . Dezember 1904 , L.-G .-Bl . Nr . 93 , mit dem Beifügen
aufmerksam gemacht , daß für die politischen Behörden insbesondere die 88 6
und I I des obigen mit 1. Jänner 1905 in Wirksamkeit tretenden Gesetzes
und die 88 13 , 1-1 und 15 der Vollzugsverordnung wichtig sind.

Hievon werden alle eingangs genannten Behörden verständigt.
* *

*

Die in obigen Erlasse zitierten Ztz 13 , 14 und 15 der Voll¬
zugsvorschrift zu dem Gesetze ääto . 20 . Dezember 1904 , L.-G .-
Bl . Nr . 93 , haben folgenden Wortlaut:

Übertretungen.
8 13.

Übertretungen des Gesetzes und der zum Vollzüge desselben erlassenen
Vorschriften insbesondere:

a) die Hinterziehung der Landesauflage;
b ) die Unterlassung einer vorgeschriebenen Anmeldung sowie jede wesentliche

Unrichtigkeit in derselben;

*1 Siehe Amtsblatt Nr. tvs or 1SV1„Gesetze rc." XII.
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so) die unterlassene oder unregelmäßige Führung der Bier -Absatz-, -Aus-
suhr - oder -Verschleiß -Register , der in ß 8 bezeichneten Vormerkungen
sowie der im Z 9, drittletzter Absatz, vorgesehenen Ausschreibungen;

ä ) die unrichtige Führung der snb e angeführten Auszeichnungen , soweit
diese Unrichtigkeiten sich auf wesentliche Daten beziehen und hiebei dem
zu diesen Auszeichnungen Verpflichteten ein Verschulden zur Last fällt;

s ) die Behinderung der Kontrollorgane , in die im Z II bezeichneten Räum¬
lichkeiten einzntreten , oder ^die Verweigerung der von diesen Organen im
Grunde der Bestimmung des Z II geforderten Ausweisleistung oder
Auskunstserteilung oder die Verweigerung der im Grunde der Bestim¬
mungen des Z II geforderten Einsichtgewährung in die geschäftliche»
Auszeichnungen werde », falls nicht das allgemeine Strafgesetz Anwendung
findet , mit Geldstrafen von 2 bis 200 X oder Arrest von 6 Stunden bis
zn 14 Tagen geahndet.

Übergangsbestimmungen.
8 14.

a) Für die Bierschenker , Bierverschleißer lausgenommen die
Unternehmer von selbständigen Bierniederlagen ) und Private.

Personen (physische oder juristische), welche den Ausschank oder den
Verschleiß <8 1, Z . 2 ) von nicht selbst erzeugtem Biere betreiben , ausgenommen
die Unternehmer selbständiger Bierniederlagen (8 1 , Z . I , iit . bl sowie Private
haben , wenn sie am 1. Jänner 1905 in dem Erzherzogtum ? Österreich unter
der Enns einen Biervorrat von mehr als einem Hektoliter besitze» , für diesen
Biervorral abzüglich eines Hektoliters die Landesauslage zu entrichten.

In diesen Vorrat ist auch dasjenige Bier einzubeziehen , welche« sich am
1. Jänner 1905 auf dem Transporte befindet , insofern dasselbe im vor-
bezeichneten Landesgebiete und vor dem 1. Jänner zur Versendung gelangt
ist. Zum Zwecke der Borschreibung der Landesauflage für die vorbezeichneten
Biervorräle haben die Besitzer der zu verauflagenden Bieroorräte über die
Menge und den Aufbewahrungsort des Bieres einschließlich des von der Auf¬
lage frei bleibenden Hektoliters spätestens bis einschließlich 3 . Jänner 1905 in
Wien bei dem bezüglichen magistratischen Bezirksamte , außerhalb Wiens bei
der zuständigen Gemeindevorstehung eine schriftliche, nach dem beiliegenden
Muster Nr . 12 auszufertigende Anmeldung zu überreichen.

Die Drucksorten für diese Anmeldungen werden den auflagepflichtigen
Parteien in Wien durch die magistratischen Bezirksämter , außerhalb Wiens
durch die Gemeindevorstehung unentgeltlich verabfolgt.

Die überreichten Anmeldungen sind , falls sie nicht bis einschließlich
4 . Jänner von der k. k. Finanzwache beim magistratischen Bezirksamts be-
ziehungsweise bei der Gemeindevorstehung abgeholt werden , von diesen
Organen an die zuständige Finanzwachabteilung zu übersenden.

Die Erhebung der der Landesauflage unterliegenden Biervorräte wird
von der k. k. Finanzwache vorgenommen.

Die Feststellung der Biermenge hat bei Gebinden nach dem Eich¬
stempel , bei Flaschen mit einem Füllungsraume von 0 -27 bis 0 33 I mit
0 -3 I , von 0 48 bis 0 -52 ! mit 0 5 I, von 0 -65 bis 0 72 I mit 0 7 I und bei
Flaschen mit einem anderen Füllungsraume nach dem Einheitsinhalte zu
erfolgen.

Die erhobene Biermenge ist von den die Vorratserhebung pflegenden
Finanzorganeu in die Anmeldung einzusetzen . Diese Eintragung ist sowohl
von der Partei als auch dem intervenierenden Finanzorgane zu unterfertigen.
Nach Beendigung der Vorratserhebung sind sämtliche Anmeldungen von der
Finanzwachabteilung an das Landesinspektorat für die Bierauflage in Wien
(I . , Wallnerstraße 8) einzusenden . Für den auf Grund dieser Anmeldung fest¬
gestellten Biervorrat nach Abzug des freibleibenden Hektoliters wird die ent¬
fallende Auslage vom Landesinspektorate für die Bierauslage vorgeschrieben.
Die Zahlungsaufträge werden den Auflagepflichrigen vom Landesinspektorate
sür die Bierauflage innerhalb des Postbestellbezirkes I/l (Wien , Innere Stadt)
unmittelbar , außerhalb desselben mittels Post rekommandiert zugcstellt.

Die vorgeschriebenen Auslagebelräge sind innerhalb acht Tagen nach
Zustellung des Zahlungsauftrages bei dein niederösterreichischen Landes -Ober-
einnehincramte in Wie » im Wege der Postsparkafsa zu entrichten.

Die entsprechend ausgesüllten Empfangserlagscheine werden den Parteien
gleichzeitig mit den Zahlungsaufträgen unentgeltlich zugestellt.

Gemäß der am Rücken der Empfangserlagscheine beigedruckten Be¬
stimmungen ist jedoch das Datum des Erlagscheines , und zwar stets der Tag
der tatsächlichen Einzahlung vom Erleger (das ist von der auflagepflichtigen
Partei ) beizusetzen.

Die Einzahlungen im Wege der Postsparkaffa können von jenen aus-
lagepflichtigen Parteien , die ein Scheckkonto beim k. k. Postsparkasienamte be¬
sitzen , auch mittels Scheck geleistet werden . In diesem Falle ist der Scheck
mit dem Vermerket „ Zur Einzahlung des Betrages auf beiliegenden Erlag¬
schein" zu versehen und samt dem Erlagscheine an die Kassa des Postsparkassen-
amles zu übersenden.

b) Für Bierbrauereien.

Jeder Unternehmer einer im Geltungsgebiete dieser Verordnung ge¬
legenen Bierbrauerei ist verpflichtet , spätestens am 5. Jänner 1905 nach den
beiliegenden Mustern Nr . 13 und 14 einerseits über die am 1. Jänner 1905
in seiner Unternehmung (getrennt nach Gär - und Lagerkeller ) und andererseits
über die an demselben Tage in seinen außerhalb der Brauerei , jedoch im vor-
bezeichneten Gebiete gelegenen Bierniederlagen und Schankstätten (sür jede
Niederlage und Schankstätte separat unter Angabe des Leiters derselben ) vor¬

handenen Biervorräte detaillierte Nachweisungen dem zuständigen staatlichen
Finanzorgane in zweifacher Ausfertigung einzusenden.

Das eine Pare wird mit der finanzämtlichen Bestätigung der erfolgten
Überreichung versehen und der Partei zurückgestellt.

Jene Gebräue , rücksichtüch welcher die amtliche Erhebung der erzeugten
Menge in Absicht auf die staatliche Biersteuer nach dem 31 . Dezember 1904
erfolgt , sind nicht in den Borralsbestand , sondern in die Erzeugung für den
Monat Jänner 1905 (88 4 und 5) emzubeziehen.

Tie Konstatierung der seitens der Brauereiunlernehmer anzumeldenden
Vorräte obliegt dem zuständigen staatlichen Finanzorgane.

Rücksichtlich des Inhaltes voller Aufbewahrungsgesäße sind die amt¬
lichen Inhaltsangaben maßgebend ; bei nur teilweise gefüllten Aufbewahrungs¬
gefäßen ist der Inhalt schätzungsweise zu ermitteln . Das Messen des Bieres
durch Umsüllen bat zu unterbleiben.

Das Ergebnis der Vorratserhebung ist in der Anmeldung ersichtlich zu
machen und der bezügliche Befund ist von der Partei und dem erhebenden
Finanzorgane zu unterfertigen.

Die so erledigten Anmeldungen sind an das niederösterreichische Landes¬
inspektorat für die Bierauflage in Wien (I ., Wallnerstraße 8) einzusenden.

e) Für selbständige Bierniederlagen.

Die Unteruehmer von im Geltungsgebiete dieser Verordnung gelegenen
selbständigen Bierniederlagen sind verpflichtet , spätestens am 5 . Jänner 1905
nach den beiliegenden Mustern Nr . 15 und 16 über die am 1. Jänner 1905
in ihrer Hauplniederlage und in ihren außerhalb dieser Niederlage , jedoch im
vorbezeichneten Gebiete gelegenen Filialen und Schankstätten derselben vor¬
handenen Biervorräle für jede Betriebsstätte separat unter Angabe des Leiters
derselben detaillierte Nachweisungeu der zuständigen Finanzwachabteilung
einzusenden.

Im übrigen haben die sub b bezüglich der Bierbrauereien festgesetzten
Bestimmungen auch hinsichtlich der selbständigen Bierniederlagen sinngemäße
Anwendung zu finden.

8 15.
Die Verschweigung oder unrichtige Anmeldung oder Nachmessung (8 14)

des Biervorrates unterliegt , falls nicht das allgemeine Strafgesetz Anwendung
findet , der Strafbestimmung des 8 9 des Gesetzes beziehungsweise 8 13 dieser
Verordnung.

«
Verwendung von Drahtziegeln bei der Herstellung

von Decken und Wänden.

Bescheid des Wiener Magistrates vom 21 . Dezember 1904,
M .-Abt . XIV , 691/03:

I . Von dem Wiener Magistrate Abt . XIV wird auf Grund der durch
das Sladtbauamt vorgenommeneu Belastungsproben die Verwendung der vou
der Firma Franz K r ü k l in Wien , IV ., Wiedener Hauptstraße 19, herzu-
stellendeu Drahtziegcl -Betondecken mit Drahtnetzeinlageu von P . Stauß &
H . Ruff  in Kottbus als tragende Decke  im Sinne des 8 37 der Bau¬
ordnung für Wien für das Gemeindegebiet von Wien unter Vorbehalt jeder-
zeitigen Widerrufes und gegen Einhaltung nachstehender Bedingungen für
zulässig erklärt:

1 . Die Decken müssen hinsichtlich ihrer Konstruktion und ihrer Materialien
den vorgelegten Zeichnungen und Beschreibungen entsprechen;

2 . es sind nur beste Materialien bei sorgfältigster Ausführung zu ver¬
wenden , der angewendete Ponlandzementmörtel ist in einem Mischungs¬
verhältnisse von mindestens 500 üß Portlandzement zu I m ^ Donausand hcr-
zustelleii;

3 . die Eisendrahteinlagen sind sorgfältig in den Beton zu betten , so, daß
der Zutritt von Luft und Feuchtigkeit hintangehalteu wird , und ist die Draht¬
netzeinlage tunlichst an der unteren Deckenfläche cinzulegen;

4 . der Nachweis der Güte des zum Betonrnörtel verwendeten Portland¬
zementes sowie der Druckfestigkeit des Mörtels ist über Verlangen jedesmal zu
erbringen , desgleichen kann der Nachweis über die Zugfestigkeit der Drähte der
beiden Netze jedesmal gefordert werden und haben über Verlangen auch wieder¬
holte Proben auf Kosten der ausführenden Firma zu erfolgen;

5 . falls ein Holzfußboden nicht zur Anwendung kommt , müssen die
Decken gegen Stoßwirkungen und Einzellasten , so wie gegen Abnützung in
geeigneter Weise geschützt werden;

6 . Bei Decken in Wohngebäuden bei einer Nutzlast von 250 per 1 m?
wird die größte zulässige Verlagsweite mit 110 m für Träger und 0 90 m bis
1 m für Träme von Mitte zu Milte gemessen festgesetzt. Bei Anwendung von
Trämen sind diese mit Dachpappestreisen zur Verhütung des Eindringens von
Feuchtigkeit zu überdecken;

7. die jedesmalige Anwendung dieser Deckenkonstruklion ist in den Konsens-
Vlänen auszuweisen und müssen statische Berechnungen und Krundrißzeichnnngen
der zu überdeckenden Räume vor der Ausführung eingereiht werden . Die Decke
ist als frei aufliegender Balkon zu rechnen und soll das Zehnfache der Nutzlast
zuzüglich des Eigengewichtes ohne erhebliche Formänderung tragen ; die
erforderlichen eisernen Träger sind unter Angabe ihrer Entfernung voneinander
einznzeichnen und ist die beabsichtigte BenUtzungsart der Räume anzugeben;
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8 . für jeden Bau find Teilzeichnungen im Maßstabe 1 '20 beizugeben,
aus welchen die Konstruktion einschließlich der Überdeckung der Fußbodens
ersehen werden kann ; die einzelnen Baustoffe find durch verschiedene Farben
kenntlich zu machen und ist das Eigengewicht einschließlich der Überdeckung
nachzuweisen;

9 . etwaige von der Baubehörde notwendig erachtete Belastungsproben
sind auf Kosten des Bauwerbers durchznführen . dem Stadtbauamte ist bei
Abnahme der Rohbauüberprüfung Gelegenheit zu geben , sich über die ent-
sprechende Verwendung und Abmessung der einzelnen Konstruktionsglieder
Gewißheit zu verschaffen und ist dies notwendigenfalls durch Freiliegen einzelner
Stellen auch nach Fertigstellung der Decken zu bewirken;

10 . die fertigen Bauteile find vor rasch eintretcnder Austrocknung ent¬
sprechend zu schützen und ist der Beton namentlich in den ersten Tagen durch
Bespritzen mit Wasser entsprechend feucht zu halten . Bei Kälte von mehr als
— 2 ° 6 darf nicht betoniert werden ; eine Belastung der Decken soll nicht vor
mindestens vierwöchentlicher Erhärtungsdaner des Beton zugelassen werden;

11 . die allgemeine Genehmigung zur Ausführung dieser Decken wird
ausschließlich der Finna Franz Krükl  in Wien unter der Bedingung erteilt,
daß sich diese bei Ausführung derselben konzessionierter Baumeister oder behördlich
autorisierter Ziviltechnlker bedient;

12 . die Abänderung und Ergänzung vorstehender Bedingungen , eventuell
die gänzliche Zurückziehung dieser Bewilligung bleibt im Fall - der Nicht - in-
Haltung derselben und auf Grund praktischer mit diesen Decken gemachte»
Erfahrungen Vorbehalten.

II . Ferner wird auf Grund deS Ergebnisses der von dem Stadtbauamte
durch die Firma Franz Krükl,  IV , Wiedener Hauptstraße 19 , vorgenommenen
Aufstellung einer Probewand aus Drahtziege,geflecht und Gipskallmörtel nach
dem System von P . Stauß L H . Rufs  in Kottbus die Herstellung solcher
Wände bei Ausführung von Hochbauten im Wiener Gemeindegebietc unter
Vorbehalt des Widerrufs und gegen Einhaltung nachstehender Bedingungen
für zulässig erklärt.

I . Die Drahtziegelwände nach System P . St - uß L H . Ruff  in
Kottbus werden im Sinne des ß 37 der Bauordnung für Wien als Bau-
Materialien für Wände im Gemeindegebietc von Wien insofern als zulässig
erklärt , als dieselben der zur Mag .-Abt . XIV , Z . 691 er 1903 , vorgelegten
Beschreibung und der ausgestellten Probewand entsprechen.

2 > Zur Herstellung dürfen nur beste Materialien , d. i. guter Gipskalk¬
märtel unter Verwendung erdfreien reichen Sandes und reinen Wasser zur
Anwendung kommen und ist zur Erzielung einer genügenden Standfestigkeit
der Wände durch deren Verbindung mit den anderen Gebäudeteilen vorzusorgen.

3 . Das Lrahtziegelnetz ist auf entsprechend starken Eisenstangen mit
Hakenringen gut zu spannen und mit der Decke und den Mauern , zwischen
welchen diese Wände ausgestellt werden , durch Haken gut zu befestigen.

4 . Diese Wände dürfen zur Abtrennung einzelner Bestandteile einer
Wohnung oder eines Geschäftslokales , jedoch nicht zur Abtrennung verschiedener
Wohnungen oder Geschältslokale und nur dann angewendet werden , wenn diese
Wände keiner Belastung ausgesetzt und nicht höher als ein gewöhnliches Stock¬
werk ausgeführt werden.

Die Wände müssen bei einer Zimmertiefe bis 5 '50 na und gewöhnlicher
Stockwerkshähe eine Stärke im unverputzten Zustande von mindestens 5 cm
erhalten . Bei Wäud -n von größerer Länge oder Stockwerkshöhe hat die Wand¬
stärke im unverputzten Zustande mindestens 7 cm zu betragen.

Nach Lage der örtlichen Verhältnisse können mit Genehmigung der Bau¬
behörde auch andere Wandstärken zur Anwendung kommen.

5 . Die beabsichtigte Verwendung von Drahtziegelwänden ist in den
Konsensplänen auszuweisen.

6 . Die Aufstellung solcher Wände hat in der Regel auf Traversen zu
erfolgen , gehört zu den Befugnissen der konzessionierten Baugewerbetreibenden
und darf daher nur von solchen vorgenommen werden.

7 . Die Abänderung und Ergänzung der vorstehenden Bedingungen,
eventuell die gänzliche Zurückziehung dieser Bewilligung bleibt bei auch nur
teilweiser Nichterfüllung dieser Bedingungen und auf Grund praktischer Er¬
fahrungen mit diesen Baumateriale Vorbehalte » .

III . Die Verwendung verputzter Drahtziegelqewebe als Ersatz für
Stukkalorung ist zulässig.

7.
Kognak - und Spiritnosenverabfolgung in Apotheken.

Erlaß der k. k. n .-ö . Statthalterei vom 29 . Dezember 1904,
Z . XI -5160/04 (M .-Abt . X , 60/05 ) :

Dar k. k. Finanzministerium hat nach gepflogenem Einvernehmen mit dem
Ministerium des Innern mit dem Zirkular -Erlaffe vom 23 . November 1904,
Z . 66181 , sämtlichen k. k. Finanz - (Lande §-)Direktionen behufs entsprechender
Belehrung der unterstehenden Finanzämter und Organe nachstehendes eröffnet:

Die in die Pharmakopoe aufgenommenen speziellen Qualitäten von
Ipintuösen Labemitleln , zu denen auch Kognak zählt , gehören nicht unter jene,
deren Abgabe an eine schriftliche ärztliche Verordnung gebunden sind, daher
auch ein schriftlicher , beziehungsweise positiver Nachweis der ärztlichen Ver¬
ordnung seitens des Apothekers nicht gefordert werden kann . Die Abgabe in
M -dizinaldosen für einen Kranken unter Berufung auf einen ärztlichen Auftrag
bildet das Kriterium , welches die Apotheker zur Abgabe des Artikels im Hand¬
verkäufe im Apothekerbetriebe berechtigt.

Hingegen ist es nach den bestehenden pharmazeutischen Vorschriften
unstatthaft , daß Kognak , Malagawein u . dgl . oder Spirituosen beliebiger
Beschaffenheit als allgemeine Handelsartikel zu Genußzwecken in den Apotheken

vertrieben und diese Sanitätsanstalten hiedurch zu Berschleißstätten von Spiri¬
tuosen gemacht werden.

Hieraus ergibt sich, daß jene Apotheker , welche in die Pharmakopoe auf-
genommene spezielle Qualitäten von spirituösen Lebensmitteln entgeltlich ver¬
abreichen , ohne daß die Abgabe derselben in Medizinaldosen für einen Kranken
erfolgt , und ohne daß sich hiebei auf einen ärztlichen Austrag berufen werden
kann , im Betretungsfalle zur Entrichtung der je nach der Art des Verschleißes
nach dem Gesetze vom 23 . Juni 1883 , R .-G .-Bl . Nr . 62 , entfallenden besonderen
Abgabe zu verhallen sind , und daß gegen dieselben wegen Nichterfüllung der
Abgabepfllcht eventuell auch strafweise vorzugehen sein wird.

Dieser Vorgang ist selbstverständlich auch dann zu beobachten , wenn ent¬
gegen den bestehenden pharmazeutischen Vorschriften Kognak , Malagawein u . dgl.
oder Spirituosen beliebiger Beschaffenheit als allgemeine Handelsartikel in den
Apotheken verabreicht werden.

Überdies wird in Hinkunft in jedem einzelnen Falle einer zuverlässig kon¬
statierten Übertretung der Vorschriften des Schanksteuergesctzes durch einen
Apotheker die kompetente politische Gewerbebehörde entsprechend in Kenntnis
zu setzen sein.

Hievon werden Uber Erlaß des k. k. , Ministeriums des Innern vom
10 . Dezember 1904 , Z . 52444 , die Apothekergremien behufs Verständigung
der Apotheker in Kenntnis gesetzt und die unterstehenden Bezirksbehörden an¬
gewiesen , bei eventuellen gesällsämtlichen Vorgehen der Finanzbehörden gegen
Apotheker den k. k. Finanzbehörden hinsichtlich der Klarstellung des Falles in
Bezug auf die bestehenden Vorschriften über den Arzneimittelverkehr behilflich
zu sein.

Dieser Erlaß ergeht an alle Bezirkshauptmannschaften in Niederösterreich,
den Wiener Magistrat (Abt . X), die magistratischen Bezirksämter in Wien , die
Siadträte in Wiener -Neustadt und Waidofen an der Ubbs , an das Wiener
Apoiheker -Hauptgremium und die vier Apotheker -Filialgremien.

8 .

Abänderung der Dienstvorschrift für die Militär¬
geistlichkeit.

Zirkular -Erlaß der k. k. n .-ö . Statthalterei vom 30 . De¬

zember 1904 , II1 -2651/1 , M .-Abt . XVI , 136/05 (Normalien¬
blatt des Magistrates Nr . 6) :

Laut der im V -rordnungsblalte für das k. u . k. Heer , 33 . Stück , vom
28 . September 1904 , verlautbarten Zirkular -Verordnung des k. u . k. Reichs-
Kriegsministeriums vom 21 . September 1904 , Präs .-Nr . 6551 , haben Seine
k. u . k. Apostolische Majestät mit allerhöchster Entschließung vom 2 . September
1904 di- Neuauflage der „ Dienstvorschrift für die Militärgeistlichkeit " aller-
gnädigst zu genehmigen geruht.

Dieselbe tritt sofort in Wirksamkeit.
Das k. k. Ministerium des Innern und das k. k. Ministerium für Kultus

und Unterricht haben angesichts dieser Tatsache auf folgendes aufmerksam
gemacht:

In der im ß 17 der neuen Dienstvorschrift enthaltenen Aufzählung der
zur militärgeistlichen Jurisdiktion gehörigen Personen erscheint die k. k. Gen¬
darmerie mit Ausnahme der k. k. Keldgendarmerie im Kriegsfälle (8 17, lit . is
nicht mehr angeführt.

Demnach unterstehen in Hinkunft sämtliche Angehörige der k. k. Gendarmerie
in den im Reichsrate vertretenen Königreichen und Ländern (Offiziere und
Mannschaftspersonen ) — abgesehen von der k. k. Gendarmerie im Kriegsfälle
— der zivilgeistüchen Jurisdiktion und erscheinen sonach hinsichtlich der An¬
gehörigen der Gendarmerie zur Ausübung der Seelsorge fortan nur die
Zivilgeistlichkeit und zur Matrikenführung die mit der Matrikenführung betrauten
Zivilorgane berufen.

Ferner wird im Punkte 3 des § 24 der neuen Dienstvorschrift ausge¬
sprochen, daß für die Erteilung der Dispensen von Ehehindcrniffen und Ehe¬
verboten der staatlichen Ehegesetzgebung die bezüglichen gesetzlichen Bestimmungen
für alle der militärgeistlichen Jurisdiktion unterstehenden Personen maß¬
gebend sind.

Auf Grund dieser Vorschrift sind bezüglich dieser Personen zur Erteilung
der erwähnten Dispensen , gleichwie für die der zivilgeistlichen Jurisdiktion
unterstehenden Personen , die politischen Behörden nach den für sie diesfalls
bestehenden Kompetenznormen berufen.

S.
Unzulässigkeit der Erzeugung von Spirituosen durch
Händler und Schenker gebrannter geistiger Getränke.

Zirkular -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 2. Jänner
1905 , 1-8122 , M .-Abt . XVll , 91/05 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 5) :

Den beteiligten Ministerien sind wiederholt Beschwerden darüber zuge¬
kommen , daß die Erzeugung von Spirituosen in weitem Umfange unbefugt
betrieben werde , und daß insbesondere Personen , die nur zum Handel mit
gebrannten geistigen Getränken berechtigt sind sowie auch Personen , die nur
die Berechtigung zum Ausschanke und Kleinverschleiße von gebrannten geistigen
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Getränken im Sinne des Z 16 , lit . ä der Gewerbeordnung besitzen, sich mit
der Erzeugung gebrannter geistiger Getränke befassen.

Mit Rücksicht hierauf hat sich das Ministerium des Jniiern laut Erlasses
vom 14 . Dezember 1904 , Z . 28652 , einvernehmlich mit dem k. k. Handels¬
ministerium veranlaßt gesehen, zur genauesten Danachachtung in Erinnerung
zu bringen , daß in Gemäßheit der Vorschriften der Gewerbeordnung ein auf
den Handel mit gebrannten geistigen Getränken lautender Gewerbeschein , be¬
ziehungsweise die Konzession zum Ausschanke und Kleinverschleiße von Flüssig¬
keiten dieser Art die Berechtigung zur gewerbsmäßigen Erzeugung derselbe»
keineswegs  in sich schließt.

Es wird daher einer unbefugten gewerbsmäßigen Erzeugung von ge¬
brannten geistigen Getränken seitens der Händler oder der Ausschenker und
Kleinverschleißer mit aller Strenge entgegenzutreten sein.

Wenn bei Beurteilung der Frage , ob in einem gegebenen Falle ein
selbständiges Erzeugungsgewerbe vorliege , Zweifel bezüglich des Umfanges
einer bestehenden Gewerbeberechtigung sich ergeben , so ist selbstverständlich auf
dis Vorschrift des Z 36 der Gewerbeordnung entsprechend Bedacht zu nehmen

10 .

Abgrenzung der Gewerberechte der Maurer und
Hafner.

Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . N . Weiskirchner
vom 3. Jänner 1905 , M .-Abt . XVIl , 5235/04 (Normalienblatt
des Magistrates Nr . 4) :

Anläßlich eines konkreten Falles , in welchem ein zur Ausübung des
Hafnergewerbes befugter Gewerbetreibender wegen Herstellung gemauerter
Küchenherde im Grunde des Z 132 a der Gewerbeordnung wegen unbefugter
Ausübung des Maurergewerbes bestraft wurde , hat der Magistrat in teilweiser
Übereinstimmung mit einem von der Handels - und Gewerbekammer für das
Erzherzogtum Österreich unter der Enns abgegebenen Gutachten vom 19 . August
1904 , Z . 11604 , in einem am 3. September 1904 , zur Zahl M .-Abt . XVII , 1159
an die k. k. Statthalterei erstatteten Berichte hinsichtlich der Abgrenzung der
Gewerbebefugnisse des Maurer - und Hafnergewerbes die Anschauung aus¬
gesprochen , daß die Anfertigung von Herden und Öfen den Bau - und Maurer¬
meistern oder den Hafnern ausschließlich zustehe, je nachdem es sich um aus¬
schließlich aus Kalk und Mörtel hergestellte oder mit Lehm und Schamoltemehl
aufgemauerte Herde handelt ; hiebei ist es ganz gleick, ob die äußere Verkleidung
des Herdes bloß aus Mörtelverputz oder aus Kacheln besteht , da dieser äußeren
Ausstattung nur eine ganz nebensächliche Bedeutung b -izumessen ist.

Was die Herstellung von Herden teils aus Mörtel und Kalk, teils aus
Lehm betrifft , so soll dieselbe nach Anschauung des Magistrates ohne weitere
Unterscheidung jedem der beiden in Betracht kommenden Gewerbe zustchen , da
eine weitere Spezialisierung in der Gewerbeberechtigung schon im Interesse der
Kunde vermieden werden muß.

Diesen Grundsätzen hat sich die k. k. n .- ö. Statthalterei insofern an¬
geschloffen, als das bezügliche Straferkenntnis , welchem die Herstellung von
aus Kalk und Mörtel gemauerten Küchenherden durch einen Hafner zugrunde
lag , von der k. k. n .-L. Statthalterei in der Schuldfrage bestätigt wurde und
nur die Strafe mit Rücksicht darauf , als sich der Gestrafte im guten Glauben
befand , zur Vornahme dieser Arbeiten berechtigt zu sein, im Gnadenwege gänzlich
nachgesehen wurde.

Behufs Erzielung eines einheitlichen Vorganges sowie der Vermeidung
weiterer , wenn auch vielleicht unbeabsichtigter Überschreitungen der Gewerbe¬
befugnisse der in Betracht kommenden Gewerbekategorien werden von dieser
Rechtsanschauung die in Betracht kommenden städtischen Ämter sowie auch die
Genossenschaften der Bau - und Steinmetzmeister und der Hafner zur entsprechenden
Verständigung ihrer Mitglieder in Kenntnis gesetzt.

11 .
Bestellung eines Konsuls der Republik Panama.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 5. Jänner 1905,
Z . IX -6435 (M .-Abt . XXII , 59/05 ) :

Seine k. u . k. Apostolische Majestät haben mit Allerhöchster Entschließung
vom 7. Dezember 1904 dem österreichischen Staatsangehörigen Ignaz Fürth
in Wien die Annahme des ihm verliehenen Postens eines Konsuls der Re¬
publik Panama in Wien allergnädigst zu gestatten und dem bezüglichen Be¬
stallungsdiplome das Allerhöchste Exequatur zu erteilen geruht.

Hievon wird die Magistrats -Abteilung zufolge Erlasses des k. k. Mini¬
steriums des Innern vom 30 . Dezember 1904 , Z . 8918 , mit dem Beifügen
in Kenntnis gesetzt, daß der Genannte in seiner amtlichen Stellung anzuer¬
kennen sein wird.

12 .
Zulassung von Korksteinplatten der Firma „Union-

Korksteinwerke ".
Bescheid des Wiener Magistrates vom 10 . Jänner 1904,

M .-Abt . XIV , 6132/04:
Auf Grund der vom Stadtbauamte gepflogenen Erhebungen wird im

Sinne des von der Repräsentanz der Union -Korksteinwerke , Wien , IX ., Währinger-

straße 61 , gestellten Ansuchens die Verwendung der von dieser Firma erzeugten
> „ Korksteinplatten " zur Herstellung von Wänden bei Hochbauten im Gemeinde¬

gebiete von Wien unter der Voraussetzung , daß die Platten dem beigebrachten
Muster entsprechen , und unter folgenden weiteren Bedingungen als zulässig
erklärt:

1. Solche Platten können verwendet werden:
s ) als Ersatz für eine einseitig stukkadorte Holzschalung , wenn die Platten

wenigstens eine Stärke von 4 om erhalten und mit einem Mörtelverputze
von mindestens 1 ein Stärke versehen werden;

d ) als Ersatz für eine beiderseits verputzte Holzwand , wenn die Platten
wenigstens eine Stärke von 6 om besitzen und einen beiderseitigen,
wenigstens je 1 em starken Verputz erhalten;

e) als Ergänzung anderer Konstruktionen zur Erhöhung der Feuersicherheit
und Wärmedurchlässigkeit . — Dienen die Räume , in welchen die Kork-
steinplalten zur Anwendung kommen , zum Aufenthalte von Menschen,
so sind die Platten zur Ermöglichung einer gründlichen Reinigung der
Raumabschlüsse mit einem glatten Verputze zu versehen.
Dagegen ist die Anwendung der Korksteinplatteu für sich allein in Kon¬

struktionsteilen , bei welchen eine größere Widerstandssähigkeit gegen Belastungen
und gegen mechanische Einwirkungen zur Sicherung des Eigentums wie z. B.
bei Trennungswändcn von Wohnungen sowie von Geschäftsräumen gefordert
werden muß , nicht zulässig.

2 . Die beabsichtigte Ausführung von Korksteiuwänden ist in den Bau-
Konsensplänen auszuweisen.

3 . Die Abänderung und Ergänzung vorstehender Bedingungen , erforder¬
lichenfalls die gänzliche Zurückziehung dieser Bewilligung auf Grund der bei
der Verwendung dieses Baumateriales zu gewinnenden Erfahrungen wird Vor¬
behalten.

Das beigebrachte Muster wird im Evidenzbureau des Stadtbauamtes
hinterlegt.

II. Nürmlitivliestimimmtten.
AtaMral:

i ».
Anordnungen zur Hintanhaltnng der Winkek-

schreiberei seitens städtischer Bediensteter,
(üeptiblikstioii .)

M .-D .-Z . 332/1887 (Normalienblatt des Magistrates Nr . 85 ) :
Wien , am 21 . Mai 1887.

Da mir in letzter Zeit wiederholt Anzeigen zugekommen sind , daß
städtische Bedienstete sich mit dem Verfasse » von Eingaben und Schriften sür
Parteien befassen , wodurch das Ansehen des Magistrates geschädigt und
Dienstesrücksichten verletzt werden , so sehe ich mich veranlaßt , den Präsidial-
Eilaß vom 10 . August 1875 , Pr .-Z . 198 , mit welchem jede Art von
Winkelschreibcrei sowie überhaupt jede unberufene Einmengung in Parlei-
angelegenheiten den städtischen Bediensteten auf das strengste untersagt wurde,
dem gesamten Personale im Nachfolgenden zu republizieren.

Dieser Erlaß lautet:
„Das Verfassen von Eingaben nnd Schriften für Parteien von Seite

städtischer Beamten und Diener ist schon wiederholt , namentlich durch die
Präsidtal - Erlässe vom 16 . Jänner 1853 , Z . 25 , und vom 20 . Jänner 1869,
Z . 47 , strenge untersagt worden.

Dem ungeachtet besteht dieser Unfug noch, und ich habe aus einigen , zu
meiner Kenntnis gelangten Fällen ersehen , daß einzelne derlei Winkel¬
schreiberei sogar in größerer Ausdehnung betreiben.

Es erscheint mir überflüssig , umständlicher zu bcgiünden , wie sehr
hiedurch die Würde des Magistrates als Behörde erschüttert und Dicnstes-
rücksichten verletzt werden und wie unerläßlich es ist, daß diesem eingeriffenen
Mißstande nunmehr mit allem Nachdrucke und aller Strenge entgegengetreten
werde.

Ich befinde mich daher in der unabweislichen Notwendigkeit zu ver¬
fügen , daß jeder städtische Beamte , Diener oder Diurnist , welcher sich fernerhin
bngehen lassen sollte , Eingaben , Gesuche u . dgl . für Parteien zu verfassen
oder sich überhaupt in deren Angelegenheiten unberufenerweise einzumengen,
in eine strenge Disziplinaruntersnchung gezogen und nach Maßgabe der
erhobenen Tatumstäude selbst schon im ersten Betretungsfalle mit der
Dienstesentlassung  bestraft werde.

Der Herr Rat werden ersucht, diesen Erlaß zur Kenntnis des gesamten
Ihnen unterstehenden Personales zu bringen und mir unter Vorlage der
allseitig gefertigten Kurrenden hierüber binnen 14 Tagen Bericht erstatten
zu wollen;

Ich gewärtige mit Zuversicht , Sie werden aufs sorgfältigste Ihr
Augenmerk darauf richten , daß diese Anordnung zur vollen Geltung gelange
und jeder dagegen handelnde städtische Beamte , Diener oder Diurnist unnach-
sichtlich wie oben bemerkt zum Behufe der Disziplinarbehandluug und Be¬
strafung mir namhaft gemacht werde ."



6 Amtsblatt der k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien . — Nr . 9 , 31 . Jänner 1905.

Indem ich diesen Erlaß dem gesamten Personale zur gewissenhaften
Danachachtuug zur Kenntnis bringe , füge ich zugleich bei , daß ich gegen die
Dawiderhandelnden mit der größten Strenge Vorgehen werde.

Die Kanzlei -Direktion und der Herr Leiter des städtischen Einreichungs-
Protokolles erhalten unter einem den Auftrag , den einlaufenden Geschäfts-
siücken auch in dieser Hinsicht ihre Aufmerksamkeit zuzuwenden und mir jeden
wahrgenommenen Fall von Winkelschreiberei seitens städtischer Bediensteter
ungesäumt zur Anzeige zu bringen.

Der Magistrats -Direktor:
Mittmarm.
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Zeutralisiernug der Zahlungsanweisung für
Kontrahentenrechnungen.

Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . R . Weiskirchuer
vom 29 . Dezember 1904 , M .-D . 3609/04 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 87 ) :

Bisher war es üblich , daß die Rechnungen städtischer Kontrahenten nach
ihrer Adjustierung durch die Stadtbuchhaltung an jene Magistrats-
Abteilung  zurückgeleitet wurden , in deren Ressort die geleistete Arbeit
oder Lieferung siel und daß diese Magistrats -Abteilung die Rechnung mit dem
Zahlungsaufträge an die Kassa versah.

Zur Vereinfachung und Beschleunigung des Geschäftsganges , insbesondere
im Interesse der Nechnungleger wird angeordnet , daß vom I . Jänner 1905
an die von der Stadtbuchhaltung adjustierten , bei der städtischen Hauplkaffa
zahlbaren Rechnungen zur Beisetzung des Zahlungsauftrages grundsätzlich an
die M a g i st r a ts - A b t e i lu n g II zu leiten sind.

Nur jene Rechnungen , welche mittels eines Magistratsaktes an die Stadt¬
buchhaltung gelangen , sind auch in Zukunft mit dem Akte an die betreffende
Magistrats -Abteilung zurückzuleiten und von dieser mit dem Zahlungsaufträge
zu versehe » .

Da die Beisetzung des Zahlungsauftrages nur formelle Bedeutung hat
und die Hauptkassa nicht von der Verpflichtung entbindet , alle ihr bekannten
Umstände , welche auf die Auszahlung Einsiuß nehmen , zu berücksichtigen, so
werden die Herren Abteilungs -Borstände darauf aufmerksam gemacht , daß es
ihnen obliegt , Weisungen , welche bei der Auszahlung einer adjustierten Rechnung
von der städtischen Hauptkassa berücksichtigt werden sollen (Verbote , Konventional¬
strafen , Zessionen n . dgl .) ohne Verzug an die städtische Hauptkassa zu leiten.

Ich behalte mir übrigens auch eine Zentralisierung der Amtshandlungen
über Verbote und Zessionen  sowie über Vollmachten  hinsichtlich
der Auszahlung von Kontrahentenrechnungen vor.

RS
Wassermesser -Zwischenablesttugen bei exekutiven

Hausfeilbietungeu.

Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . R . Weiskirchuer
vom 24 . Dezember 1904 , M .-D . 3565/04 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 1 ex 1905 ) :

An den Stadtrat wurde vor kurzem der Antrag auf Abschreibung einer
Wassermehrverbrauchsgebühr pro IV . Quartal 1903 geleitet , die als unein¬
bringlich erscheint , weil bei der am 12 . Februar 1904 erfolgten zwangsweisen
Versteigerung der betreffenden Realität diese Wassermehrverbrauchsgebühr noch
nicht vorgeschrieben war (demnach weder von der städtischen Hauptkaffa , noch
von der Stadtbuchhaltnng in einen Rückstandsausweis ausgenommen werden
konnte ), vielmehr erst am 22 . Februar unmittelbar nach vorgenommener
Wassermefserablesung über das IV . Quartal 1903 zur Vorschreibung ge¬
langte ; andererseits ist auch die Einbringung des Rückstandes von der
früheren Eigentümerin der Realität im Wege der gerichtlichen Mobiliar¬
exekution gänzlich aussichtslos.

Um die Gemeinde in solchen Fällen vor Schaden zu bewahren , haben
die magistratischen Bezirksämter , sobald sie von einer Zwangsversteigerung
einer Realität Kenntnis erhalten und diese Versteigerung in die Zeit vor der
Wassermesser -Quartalsablesung fällt , sofort unter besonderem Hinweise auf
die Notwendigkeit dringlichster Behandlung das Wasserbezugsrevisorat hievon
behufs Vornahme einer Zwischenablesung zu verständigen ; der allfällige , dis
Zeit bis zurZwischenablesung umfassende Rückstand an Waffermehrverbrauchs-
gebühren ist dann rechtzeitig bei dem Gerichte anzumelden.

III. Gesetze
»oit besonderer Wichtigkeit für den politischen

Verwaltungsdienst.
I« .

HR . Wiener Gemeindebezirk : Floridsdorf . —
Abänderung des Wiener Gemeindestatutes.

Gesetz vom 28 . Dezember 1904 , betreffend die Vereinigung
mehrerer Gemeinden und Gemeindeteile mit der k. k. Reichs¬
haupt - und Residenzstadt Wien und die Abänderung des Ge¬
setzes vom 24 . März 1900 , L .-G .- und V .-Bl . Nr . 17 , betreffend
die Erlassung eines neuen Statutes für die k. k. Reichshaupt-
und Residenzstadt Wien (L .-G .- und B .-Bl . Nr . 1) :

Über Antrag des Landtages Meines Erzherzogtumes Österreich unter der
Enns finde Ich anzuordnen , wie folgt:

Artikel I.

Die bisherigen Ortsgemeinden Floridsdorf , Leopoldau , Kagran , Hirsch¬
stetten , Stadlau , Aspern , ferner die südlich der nördlichen Einlösungsgrenze
des Donau -Oderkanales gelegenen Teile der Ortsgemeinden Lang -Enzersdorf,
Strebersdorf , Stammersdorf und Groß -Jedlersdorf , dann der südlich der Kat .-
Parz . 906/12 (Einl .-Z . 45 ) zwischen den bisherigen Ortsgemeinden Hirsch¬
stetten und Aspern gelegene Teil der Ortsgcmeinde Breitenlee , dann der nördlich
vom rechten Donauufer gelegene Teil der Ortsgemeinde Mannswörth , weiters
die zur Stadtgemeinde Groß -Enzersdorf gehörige Katastralgemeinde Kaiser-
Ebersdorf Herrschaft , endlich jener Teil der Kat .-Parz 1634 , Katastralgemeinde
Mauer , welcher nordöstlich einer vom Grenzsteine 01V 97 auf die gegenüber¬
liegende Straßenseite in senkrechter Richtung gezogenen Linie liegt , werden mit
der k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien zu einer einzigen Ortsgemeinde
vereinigt.

Der nicht zur Gemeinde Wien einbezogene Teil von Groß -Jedlersdorf
wird mit der Ortsgemeinde Stammersdorf vereinigt.

Artikel  II.

Infolge dieser Vereinigung bören die im Artikel I angeführten , voll¬
ständig einbezogenen Gemeinden , sowie die Gemeinde Groß -Jedlersdorf auf,
als eigene Orlsgemeinden zu bestehen und werden die daselbst bezeichnten
Teile der bisherigen Ortsgemeinden Lang - Enzersdorf , Strebersdorf , Stammers¬
dorf , Breitenlee , Groß -Enzersdorf , Mannswörth und Mauer bei Wien von
diesen Gemeinden abgetrennt.

Artikel  III.

Die Gemeinde Wien tritt in die Rechte und Verpflichtungen der voll¬
ständig einbezogenen Ortsgemeinden , sowie der Ortsgemeinde Groß -Jedlers¬
dorf ein ; ausgenommen hievon sind die Rechte und Pflichten aus solchen
Verträgen , welche gesetzlich einer Bewilligung des Niederösterreichischen Landes-
Ausschusses bedürfen und für welche eine solche noch nicht -rfloffcn ist.

Bezüglich der abgetrennten und zur k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt
Wien einbezogenen Teile der Gemeinden Lang -Enzersdorf , Strebersdorf,
StammerSdorf , Breitenlee , Groß - Enzersdorf , Mannswörth und Mauer bei
Wien ist zwischen diesen Gemeinden und der Gemeinde Wien eine Verein¬
barung zu treffen . Falls eine solche nicht zustande kommt , erfolgt die bezügliche
Entscheidung durch die Landesgesetzgebung.

Artikel  IV.

Beschlüße der im Artikel I bezeichnet ?!!, vollständig einverleibten Ge¬
meinden , sowie der Gemeinde Groß -Jedlersdorf , durch welchen dieselben
unmittelbar oder mittelbar Verpflichtungen übernehmen sollen , bedürfen zu
ihrer Gültigkeit der Zustimmung der Gemeinde Wien.

A r t i k e l V.

Stiftungen , sowie die besonderen Zwecken gewidmeten Fonde und An¬
stalten , welche in den im Artikel 1 bezeichneten vollständig einbezogenen Orts¬
gemeinden , sowie in der Ortsgemeinde Groß -Jedlersdorf bestehen , bleiben ihrer
Widmung Vorbehalten.

Den Ehrenbürgern dieser Gemeinden bleiben , ohne daß sie Ehrenbürger
von Wien werden , die Rechte , welche sie in den betreffenden Gemeinden besessen
haben , in ihrem bisherigen Umfange gewahrt.

Artikel  VI.

Die für die bisherige Gemeinde Wien erlassenen Landesgesetze haben
von dem nach Artikel XI dieses Gesetzes zu verlautbarcnden Zeitpunkte an¬
gefangen , auch in dem erweiterten Wiener Gemeindegebiete in vollem Umfange
zu gelten , insofern durch das Gesetz nicht andere Bestimmungen getroffen
werden.
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In Beziehung auf die Bauvorschriften ist der XXI . Bezirk den Bezirken
XI bis XIX gleichzuhalten.

Artikel  VII.

Die Z8 1> 2, 3 , 22 , Absatz 1, 2 und 3 , 23 , Absatz 2 , 29 , Absatz 1,
30 , Absatz 1, 43 , Absatz 6 , 47 , 59 L, Absatz 3 , 59 I. Absatz 4 , und 102 , des
mit dem Gesetze vom 24 . März 1900 , L -G .- und V, -Bl . Nr . 16 , erlassenen
Gemeindestatntes für Wien treten in ihrer gegenwärtigen Fassung außer Kraft
und haben in Hinkunft zu lauten , wie folgt:

8 1-
Die Gemeinde umfaßt das im Artikel I des Gesetzes vom 19 . Dezember

1890 , L.-G .- und V .-Bl . Nr . 45 er 1890 , und in der Beilage 1 zu dem
letzterwähnten Gesetze („ Beschreibung der Gemeindegrenzen ") bezeichnet - Gebiet,
ferner jenen Teil der Kat .- Parz . 1634 , Katastralgemeinde Mauer , welcher
nordöstlich einer vom Grenzsteine 6VV 97 auf die gegenüberliegende Straßenseite
in senkrechter Richtung gezogenen Linie liegt , dann dos Gebiet der bisherigen
Ortsgemeinden Floridsdorf , Leopoldau , Kagran , Hirschstelten , Sladlau , Aspern
und von den Orlsgemeinbcn Lang -Enzersdorf , Strebersdorf , Slammersdorf,
Groß -Jedlersdorf , Breitenlee , Groß -EnzerSdorf und Mannswörth die nach¬
folgend bezeichneten Teile:

a) Von dem Ortsgemeinden Lang - Enzersdorf , Strebersdorf , Slammersdorf
und Groß -Jedlersdorf die südlich der nördlichen Einlösungsgrenze des
Donau -Oderkanales gelegenen Teile.

b ) Von der Orlsgemeinde Breitenlee den südlich der Kat .-Parz . 906/12
(Einl .-Z . 45 ) zwischen den bisherigen Ortsgemeinden Hirschstetten und
Aspern gelegenen Teil.

e) Von der Stadtgemeinde Groß -Enzersdorf die Katastralgemeinde Kaiser-
Ebersdorf Herrschaft.

ä ) Von der Orlsgemeinde Mannswörth den nördlich vom rechten Donau¬
ufer gelegenen Teil.

8 2.
Dieses ganze Gebiet bildet eine einzige Orlsgemeinde , welche behufs

Verwaltung der Gemeinde -Angelegenheiten in Bezirke eingeteilt ist.
Diese Bezirke sind:

im bisherigen Umfange mit Ausnahme der nach¬
folgenden Abänderungen:

I . Innere Stadt,
II . Leopoldstadt,

III . Landstraße,
IV . Wieden,

V . Margareten,
VI . Mariahilf,

VII . Neubau,
VIII . Josefstadt,

IX . Alsergrund,
X . Favoriten,

XI . Simmering,
XII . Meidling,

XIII . Hietzing,
XIV . Rudolfsheim,
XV . Fünshaus,

XVI . Ottakring,
XVII . Hernals,

XVIII . Währing,
XIX . Döbling,

XX . Brigittenau,

XXI . Floridsdorf,

1 . Der im 8 1 bezeichnete Teil der Orlsgemeinde
Mauer bei Wien wird dem XIII . Bezirke einverleibt.

2. Es wird künftig gebildet:

a) Die Grenze des XX . und II . Bezirkes einerseits
und des XIX ., IX ., I ., III . und XI . Bezirkes
andererseits durch das rechte Ufer des Donau¬
kanales.

d ) Die Grenze zwischen den Bezirken VI , VII,
VIII , IX einerseits und XIV , XV , XVI , XVII,
XVIII und XIX andererseits durch die Gürlel-
straße , Heiligenstädterstraße und die Verlängerung
der Guneschgasse . Die Grenzen zwischen den
Bezirken VI , VII , VIII , IX , dann XIV und XV
sind bis zur neuen Quergrenze zu verlängern.

e) Die Grenze des I . , VI ., XIV . und des stadtseits
der Winckelmannstraße gelegenen Teiles des
XIII . Bezirkes einerseits und der Bezirke III,
IV , V und XII andererseits durch das rechte
Ufer des Wienflusses.

bestehend aus de» bisherigen Ortsgemeinden Floridsdorf,
Leopoldau , Kagran , Hirschstetten , Stadlau , Aspern und den im 8 1 be¬
zeichneten Teilen der Ortsgemeinden Lang -Enzersdors , Strebersdorf,
Slammersdorf , Groß -Jedlersdorf , Breilenlce , Groß - Enzersdorf und
Mannswörth.

8 3.

Eine Abänderung in der Abgrenzung oder eine weitere Abteilung der im
vorstehenden Paiagiaphen bezeichneten Bezirke kann nur im Wege derLandes-
gesetzgebung erfolgen . Die Festsetzung genauer Grenzlinien zwischen den einzelnen
Bezirken auf Grund der im 8 2 bestimmten Bezirksgrenzen , sowie die durch
die forlschrcilende Verbauung nolMcudig werdende Umlegung von Bezirksgrenzen
aus den Baublöcken in die benachbarten Straßen stehen dem Gemeinderäte zu
und sind nicht als eine Abänderung in der Abgrenzung der Bezirke auzusehen.

§ 22 , Absatz 1, 2 und 3.

Die Mitglieder des Gemcinderates werden von der Gemeinde aus ihrer
Mitte gewählt.

Die Zahl derselben beträgt 165.
Der erste, zweite und dritte Wahlkörper wählen je 48 Mitglieder , der

vierte wählt 21 Mitglieder des Gemcinderates.

8 23 , Absatz 2.

Es ist daher , falls nicht infolge Auflösung des Gemeinderates die Neu¬
wahl des ganzen Gemeinderates notwendig wird , in jenen Jahren , in welchen
das Mandat der Gemeinderäte je eines der ersten drei Wahlkörper erlischt,
jeweilig als Ersatz für diese ausscheidendcn Gemeinderäte aus demselben Wahl¬
körper die Wahl von 48 Gemeinderäten aus die Dauer von sechs Jahren vor¬
zunehmen.

8 29 , Absatz 1.

Der Stadtrat besteht aus dem Bürgermeister , den beiden Vize -Bürger-
meistern und 27 gewählten Mitgliedern.

8 30 , Absatz 1.

Die 27 Mitglieder des Stadtrates werden vom Gemeinderate aus seiner
. Mitle für die Dauer von sechs Jahren gewählt , sofern sie nicht mit Rücksicht

auf den Zeitpunkt ihrer Wahl zu Gemeinderatsmitgliedern früher aus dem
Gemeinderäte auszuscheiden haben.

8 43 , Absatz 6.

Die Mitglieder der Bezirksvertrelung verwalten ihr Amt unentgeltlich.
Dieselben haben bei ihrem Amtsantritte die getreue Erfüllung ihrer Pflichten
in die Hand des Bürgermeisters feierlich anzugeloben . Die Verweigerung des
Gelöbnisses oder die Ablegung desselben unter Bedingungen hat den Verlust
des Amtes zur Folge . Inwiefern den Mitgliedern der Bezirksvertretung die
Barauslagen bei Kommissionen u. s. w. zu vergüten sind, hat der Gemeinderat
zu bestimmen.

8 47.

Die Gemeinde hat für jene Lokalpolizeianstalten , welche von der Regierung
im Interesse der Gemeinde geleitet werden , zu dem für die Gemeindebezirke I
bis einschließlich XX sich ergebenden Polizeiaufwande einen jährlichen Pauschal¬
beilrag von 1 Million Kronen und für den Polizeiaufwand im XXI . Bezirke
einen Pauschalbetrag von 50 .000 X an den Staatsschatz zu leisten . Sollte in
der Folge nach dem VolkSzählungsergebnisse die Einwohnerzahl dieses Bezirkes
Uber 5O.0OO steigen , so hat von dem dem jeweiligen Volkszählungstage folgenden
Jahr an eine Erhöhung dickes Pauschales in dem Maße einzutreten , daß für
eine Zunahme von je 10 .000 Einwohnern voll gerechnet , 5000 X mehr zu
leisten sind ; der Pauschalbetrag für den XXI . Bezirk darf jedoch in keinem
Falle 100 .000 X überschreiten.

8 59 k, Absatz 3.

Die Veräußerung eines Bestandteiles des unbeweglichen Gemeindever¬
mögens oder Gemeindegutes im Werte von über 500 .000 X kann jedoch nur
kraft eines Landergesetzes stattstnden.

8 59 I, Absatz 4.

Zuschläge zu den direkten landesfürstlichen Steuern sind auf alle in der
Gemeinde vorgeschriedenen Steuern dieser Art , ohne Unterschied , ob der Steuer¬
pflichtige Gemeindemitglied ist oder nicht , aufzuteilen und auf alle Gattungen
dieser Steuern in der Regel gleichmäßig umzulcgen . Doch kann eine verschiedene
Austeilung in demselben Verhältnisse wie bei Landesumlagen der gleichen Steuer-
gatlung stallfindkn . Ergeben sich nach diesem Verhältnisse Bruchteile eines
Zuschlagprozentes , so sind diese Bruchteile nach oben oder unten aus die nächste
ganze Zahl abzurunden . Das im Sinne der vorstehenden Bestimmungen fest¬
gesetzte Ausmaß der Gemeindezuschläge kann jedoch auch dann beibehalten
werden , wenn die Laudeszuschläge eine Abänderung erfahren.

8 102.
Zum Zwecke der Geschästsvereinfachung bestehen in den Bezirken magi¬

stratische Bezirksämter , nötigenfalls auch mit in einzelnen Bezirken exponierten
Beamten , welche in den Bezirken dem Magistrate zugehörige Angelegenheiten
selbständig namens des Bürgermeisters , beziehungsweise des Magistrates und
unter dessen Überwachung besorgen . In diese? Art vertreten sie auch den
Magistrat in seiner Eigeuschafl als politische Behörde I . Instanz.

Diesen Bezirksämlern werden in einer vom Bürgermeister festzusetzenden
Geschäftsordnung alle jene Geschäfte zugewiesen , welche nicht vermöge ihrer
Natur von einer Stelle aus behandelt werden müssen.

An ihrer Spitze stehen Konzeptsbeamte des Magistrates , denen das nach
den Verhältnissen des Bezirkes erforderliche Personale an Hilfs - und Kassa-
beamten , dann Sachverständigen beigegebe » ist.

Ausnahmsweise kann mit Zustimmung des Statthalters ein magistratisches
Bezirksamt für zwei benachbarte Bezirke aufgestellt werden.

Der Bürgermeister kann zur Erzielung eines leichten amtlichen Verkehres
über Vorschlag der Bezirksvertretung Bezirksaussichtsräte für einzelne Teile
größerer Gemeindebezirke bestellen , welche daselbst jene Amtshandlungen des
selbständigen und übertragenen Wirkungskreises , die ihnen vom Bürgermeister
mit Zustimmung des Statthalters zugewiesen werden , nach den Weisungen
des Vorstandes des magistratischen Bezirksamtes zu besorgen haben . Denselben
obliegt in diesem Bezirksteile auch die Vertretung des Bezirksvorstehers nach
dessen Anordnungen ; sie müssen in dem Bezirksteile , für welchen sie bestellt
werden , ihren ordentlichen Wohnsitz haben.
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Artikel VIII.

In der Mandatsdauer der gegenwärtig gewählten Gemeinderats - und
Stadtratsmitglieder tritt eine Änderung nicht ein.

Artikel  IX.

Die Wahl der aus dem XXI . Bezirke zu entsendenden Mitglieder des
Gemeinderates ist ehestens zu veranlassen . Das erstemal wählen der 1., 2 . und
3 . Wahllörper des XXI . Bezirkes je zwei , der 4 . ein Mitglied des Gemcinde-
rates . Gleichzeitig mit der Wahl der aus dem XXI . Bezirke zu entsendenden
Mitglieder des Gemeinderates ist die Wahl der Bezirksvertremng für diesen
Bezirk zu veranlassen . Auch für diese Wahlen haben die Bestimmungen der
Gemeindewahlordnung für Wien Anwendung zu finden , die HZ 15 und 16 dieser
Wahlordnung jedoch mit der Abänderung , daß die Wählerlisten für jede der
einbezogenen Gemeinden , beziehungsweise Gemeindeteile gesondert zu verfassen
und auszulegen sind und daß die Gemcindevorstände de» Bürgermeister von
Wien sowohl bei der Anfertigung der Wählerlisten als auch bei der weiteren
Durchführung der Wahl zu unterstützen haben . Bezüglich der einbezogenen Teile
von Lang -Enzersdorf und Strebersdorf hat der Gemeindevorstand von Florids¬
dorf , bezüglich der einbezogenen Teile von Groß -Jcdlersdorf und Stammers-
dors der Kemeindevorstand von Groß -Jedlersdorf , endlich bezüglich der ein-
bezogenen Teile von Breitenlee , Groß -Enzersdorf und Mannswörth der Ge¬
meindevorstand von Aspern dem Bürgermeister von Wien die gleiche Unterstützung
zu leisten . Die zur Ergänzung des Sladtrales von 22 auf 27 Mitglieder er¬
forderliche » Wahlen sind vorzunehmen , sobald der Bürgermeister die ans dem
XXI . Bezirke gewählten GemeinderatSmitglieder einberufen hat (Z 24 , letzter
Absatz der Gemeindewahlordnung für Wien ). Bei dieser Wahl ist mindestens
eine Stelle mit einem Mitglied ? des Gemeinderates zu besetzen, welches im
XXI . Bezirke gewählt ' worden ist.

Die aus dem XXI . Bezirke zum erstenmale gewählten Mitglieder des
Gemeinderates scheiden auS letzterem mit dem Zeitpunkte aus , mit welchem die
Mandate der aus dem gleichen Wahllörper der übrigen Bezirke gewählten Ge-
meinderatsmitglieder erlöschen . Sollten in der Zwischenzeit Ergänznngswahlcn
aus dem XXI . Bezirke erforderlich werden , so gellen auch für diese Wahlen
die Bestimmungen dieses Artikels in Hinsicht der Zahl der von den einzelnen
Wahllörpern zu wählenden Mitglieder des Gemeinderates und in Betreff der
Begrenzung der Mandalsdauer.

A r t i k e l X.

Der gegenwärtig gewählte Ausschuß für Verleihung des Heimatsrechtes
und des Bürgerrechtes ist mit dem Zeitpunkte aufgelöst , in welchem der Bürger¬
meister die aus dem XXI . Bezirke gewählten GemeinderatSmitglieder ein¬
berufen hat.

Die Neuwahl dieses Ausschusses ist jedoch ohne Verzug vorznnehmen.

Artikel  XI.

Mit der Bestätigung deS neugewählle » Bezirksvorstehers für den XXI . Bezirk
hört die Wirksamkeit der Gemeindevertretungen der im Artikel I bezeichneten
vollständig einbezogenen Gemeinden , sowie der Gemeinde Groß -Jedlersdorf auf.
Bis zu diesem Zeitpunkte haben diese Vertretungskörper ihre Tätigkeit , welche
sodann nach Maßgabe des Wiener Gemeindestatutes auf den Gcmemderat und
den Stadtrat der Stadt Wien , ferner auf die Bezirksvertretung für den
XXI . Bezirk übergeht , auf Grund der Gesetze fortzusetzen . Neu - oder Er¬
gänzungswahlen für die Vertretungskörper dieser Gemeinden haben jedoch nicht
mehr stattzufinden.

Die Amtswirksamkcit der Gemcindevorstände in dem neu einbezogenen
Gebiete hat zur Besorgung der Geschäfte des übertragenen Wirkungskreises,
dann zur Unterstützung des Wiener Bürgermeisters , des Gemeinderates , des
Stadtrates und der Bezirksvertretung für den XXI . Bezirk in den Geschäften
des selbständigen Wirkungskreises der Gemeinde bis zur Errichtung des
magistratischen Bezirksamtes für den XXI . Bezirk fortzudauern . Bis zu diesem
Zeitpunkte haben auch die Staats - und anderen Behörden , welche mit der
Besorgung der nach dem Statute der Gemeinde Wien zukommenden Ange¬
legenheiten in dem neu einbezogenen Gebiete betraut sind , ihre Wirksamkeit
fortzusetzen.

Der Statthalter und der Landes -Ausschuß haben vorzusorgen , daß diese
Behörden ihre Geschäfte , sofern sich dieselben auf das neu einbezogene Gebiet
beziehen , ehestens „ der Gemeinde Wien übergeben können ; hinsichtlich der
inventarmäßigen Übergabe der Vermögenschaften der Gemeinden trifft der
Landes -AuSschnß die geeigneten Vorkehrungen.

Dem Statthalter steht es auch zu , in allen in diesem Einsührungs-
gesetze nicht vorgesehenen Fällen , namentlich auch bei sich ergebende » Zweifel»
in Bezug aus die Wirksamkeit der in den vorstehenden Absätzen erwähnten
Körperschaften und Behörden , nach Einvernehmung des Landes -Ausschusses und
des Bürgermeisters von Wien zum Zwecke des Überganges der Geschäfte
provisorische Verfügungen zu treffen.

Der Tag , an welchem das magistratische Bezirksamt für den XXI . Be¬
zirk seine Tätigkeit beginnt , ist vom Statthalter im Einvernehmen mit dem
Landes -Ausschusse sestzusetzen und zu verlautbaren.

Artikel  XII.

Auslagen jeder Art , deren Einhebung der Gemeinde Wien durch ein
Gesetz auf mehrere Jahre oder ohne Zeitbeschränknng bewilligt wurde , ein¬
schließlich der Taxen können auch in dem neu einbezogenen Gebiete einge-
hoben werden , wobei die Art »nd Weise der Einhebung den besonderen Ver¬

hältnissen anzupaffen ist. Die Gesetze vom 19 . Dezember 1891 , L.-G .° und
V .-Bl . Nr . 58 und 59 , betreffend die Einhebung eines lOOprozentigen Zu¬
schlages zur Linienverzehrungssteuer von Bier und zum ärarischen Biersteuer-
zuschlagsbelrage , beziehungsweise betreffend die Einhebung einer kommunalen
Abgabe von gebrannten geistigen Flüssigkeiten , finden im Gebiete des XXI . Be¬
zirkes keine Anwendung.

Der Gemeinde Wien wird jedoch die Bewilligung erteilt , in dem Ge¬
biete der bisherigen Gemeinden Floridsdorf und Kagran , sowie in den ein¬
bezogenen Teilen der Ortsgemeinden Lang -Enzersdorf , Strebersdorf , Stammers-
dors und Groß -Enzersdorf die zusolge Kundmachungen des k. k. Statthalters
vom 21 . August 1903 , L.- G .- und V .-Bl . Nr . 80 und vom 19 . Mai 1904,
L.-G .» » nd V.- Bl . Nr . 66 , dann vom 1. Oktober 1901 , L.-G - und V .-Bl.
Nr . 46 , dann vom 17 . August 1904 , L.-G .» und V .-Bl . Nr . 79 , dann vom
18 . November 1903 , L.-G .- und V .-Bl . Nr . 95 , dann vom 24 . Dezember
1903 , L. -G .- und V .- Bl . Nr . 114 , endlich vom 31 . Dezember 1902 , L.-G-
und V .-Bl . Nr . 1 er 1903 bewilligten Bierkonsnmauflagen auch fernerhin,
jedoch bis längstens 31 . Dezember 1909 einzuheben ; dergleichen können in
dem Gebiete der bisherigen Gemeinden Hirschstetten , Kagran und Stadlau die
zusolge Kundmachung des k. k. Statthalters vom 25 . November 1902 , L.-G .-
und V .-Bl . Nr . 69 , bewilligten Kanalbenützungsgebühren auch fernerhin ein¬
gehoben werden , wobei die in diesen Bewilligungen enthaltenen zeitlichen Be¬
schränkungen zu entfallen haben.

In dem neu einbezogenen Gebiete werden bis Ende deS Jahres 1905
die Gemeinde - und sonstigen Umlagen nur nach dem Voranschläge der be¬
treffenden Gemeinden für dieses Jahr eingehoben . Für das Jahr 1906
erfolgt die Einstellung der Gemeindeumlagen mit Einschluß der für Schul¬
zwecke einzuhebendeu Umlage in dem für das übrige Wiener Gemeindegebiet
festgesetzten Ausmaße.

Artikel  XIII.

Die Gemeinde Wien hat die Bezirksstraßen , welche innerhalb des neu
einbezogenen Gebietes liegen , in die eigene Erhaltung als Gemeindestraßen zu
übernehmen . Die Bedingungen , unter welchen und der Zeitpunkt , wann diese
Übernahme zu erfolgen hat , werden durch Übereinkommen zwischen der Ge-
meiude Wien und den Bezirlsstraßen -Ausschüfsen Floridsdorf , beziehungsweise
Groß -Enzersdorf , beziehungsweise Liesing festgesetzt. W >rd ein solches Über¬
einkommen nicht erzielt , so entscheidet der niederösterreichische Landes -Ausschuß
über Bedingungen und Zeitpunkt der Übernahme.

Die Mandate der aus dem einbezogenen Gebiete entsendeten Mitglieder
der Bezirksstraßen -Ausschüsse haben bis zu dem Zeitpunkte in Kraft zu bleiben,
in welchem die Übernahme der in diesem Gebiete gelegenen Bezirksstraßen
dnrchgeführt sein wird.

Bis 31 . Dezember 1905 haben die Steuerträger im neu einbczogenen
Gebiete die Bezirksstraßenumlagen nach dem von dem betreffenden Bezirks-
straßen -Ausschusse gesetzmäßig festgesetzten Ausmaße zu entrichten . Verschiebt sich
der Zeitpunkt der Übernahme über das Jahr 1905 hinaus , so hat die Ge¬
meinde Wien die auf die Steuerträger des neu einbezogenen Gebietes nach
der Vorschreibung des Jahres 1905 entfallende » Bezirksstraßenumlagen an
den Bezirksstraßen -Ausschuß für jenen Zeitraum zu entrichten , in welchem die
Bezirksstraßen noch nicht übernommen sind.

Artikel  XIV.

Mit der Konstituierung des Armeninstitutes für den XXI . Bezirk geht
die öffentliche Armenpflege für das neu einbezogene Gebiet an die Gemeinde
Wie » über.

Die Armenbezirke Floridsdorf und Groß -Enzersdorf haben das ihnen
seinerzeit von den vollständig einbezogenen Gemeinden sowie von der Ge¬
meinde Groß -Jedlersdorf übergebene bewegliche und unbewegliche Vermögen
der Gemeinde Wien zurückzustellcn.

Welchen Ersatz die genannten Armenbezirke außerdem noch insbesondere
in Hinsicht der übrigen in diesen Armenbezirken verbleibenden , nur teilweise
einbezogenen Gemeinden an die Gemeinde Wien zu leisten haben , und in
welcher Weise die Verrechnung hinsichtlich der Armenumlagen stattzufinden hat,
wird im Wege eines Übereinkommens bestimmt werden . Kommt ein solches
nicht zustande , so entscheidet der niederösterreichische Landes -Ausschuß.

Die Mandate der aus dem einbezogenen Gebiete in die Bezicksarmen-
räte Floridsdorf und Groß -Enzersdorf gegenwärtig entsendeten Mitglieder
haben bis zur Konstituierung des Armeninstitutes des XXI . Bezirkes in Kraft
zu bleiben.

Artikel  XV.

Dieses Gesetz tritt mit dem Tage der Kundmachung in Kraft.

Artikel  XVI.

Mit dem Vollzüge dieses Gesetzes wird Mein Minister des Innern be¬
auftragt.
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Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im Landes¬
gesetzblatte für Österreich unter der Enns im Jahre

1S04 VS publizierten Gesetze und Verordnungen.

L.. Reichsgesehblatt.
ISV4

Nr . L42 . Kundmachung des Handelsministeriums
vom 2 . Dezember 1904 , womit die Vorschriften, betreffend die
eichamtliche Prüfung und Beglaubigung von Neigungswagen , veröffentlicht
werden.

Nr . 14 » . Kundmachung des Handelsministeriums
vom 2 . Dezember 1904 , womit die Vorschriften, betreffend die
eichamtliche Prüfung und Beglaubigung einer ausschließlich für den Gebrauch
in k. k. Postämtern bestimmten , zur Abwage von Postpaketen dienenden Nei¬
gungswage mit Anhängegewichten , veröffentlicht werden.

Nr . 144 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 2 . Dezember 1904 , betreffend die Umwandlung des Haupt-
Zollamtes II . Klaffe in Preußisch -Heinersdorf (Bahnhof ) in ein Nebcnzollamt
I . Klaffe und Erhebung des Nebenzollamtes I . Klaffe in Freiwaldau znm
Hauptzollamte II . Klaffe.

Nr . 14S . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 6 . Dezember 1904 , betreffend die Bildung eines neuen
Schätzungsbezirkes zur Personaleinkommensteuer für den Bereich der neuer-
richtetcn Bezirkshauptmannschaft Zboröw in Galizien.

Nr . I4S . Konzessionsurkunde vom 14 . Dezember
1904 für die Lokalbahn von Tarnopol nach ZbaraL.

Nr . 147 . Kaiserliches Patent vom 17 . Dezember
1904 , betreffend die Einberufung des Landtages von Niederösterreich.

Nr . 148 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 10 . Dezember 1904 , betreffend eine Änderung rücksichtlich der
Erwerbsteuerveranlagungsbezirke und der Personaleinkommensteuer . Schätzungs-
bezirke für die Stadt Innsbruck und für den politischen Bezirk Innsbruck
(Umgebung ) .

Nr . I4S Verordnung des Justizministeriums
vom 18 . Dezember 1904 , betreffend die Aktivierung des Bezirks¬
gerichtes in OberleutenSdorf.

Nr . ILO . Kaiserliches Patent vom 19 . Dezember
1904 , betreffend die Einberufung deS Landtages von Steiermark.

Nr . ISI Kundmachung des Ministeriums für
Landesverteidigung und des Finanzministeriums vom
29 . Oktober 1904 , womit die Einreihuug der Stadtgemeinde Mödling
in die fünfte Klaffe des MilitärzinStarifes (R .-G -Bl . Nr . 214 or 1900 ) ver¬
lautbart wird.

Nr . ISS . Zehnter Nachtrag zur Vollzugsschrift
zum IV. Hauptstücke des Gesetzes vom 25 . Oktober 1896,
N . -G . -Bl . Nr . 220 , betreffend die direkten Personalsteuern.

Nr . IS » . Kundmachung des Finanzministeriums
Vom 13 . Dezember 1904 , betreffend die Erweiterung der Ab-
fertigungSbefugniffe der Zollexpositur Achleiten des k. k. Nebenzollamtes Haibach.

Nr . 1S4 . Konzessionsurkunde vom 17 . Dezember
1904 für die Lokalbahn von Brünn nach Lösch.

Nr . ISS . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 1t . Dezember 1904 , beleffend die Feststellung der Farbe für
die im Stickereiveredlungsverkehre an den Geweben anzubringenden JdentitiitS-
bezeichnungen.

Nr . ISS . Verordnung des Finanzministeriums
vom 21 . Dezember 1904 , betreffend die Ermittlung der Be-
meffungsgrundlage für den staatlichen Biersteuerzuschlagsbetrag in den für die
Verzebrnngssteuereinhebung als geschloffen erklärten Gebieten der Städte Wien
und Triest.

Nr . 1S7 . Verordnung des Finanzministeriums
vom 21 . Dezember 1904 , wegen Abänderung der Verwendungs-
vorschrist für den Bierwürze -Kontrollmeßapparat Patent Erhard Schau.

Nr . 1S8 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 19 . Dezember 1904 , betreffend die Errichtung einer Expositur
des königlich ungarischen Nebenzollamtes II . Klaffe in Temeskubin in der Ge¬
meinde Temessziget des Temeser Komnates.

Nr . ISS . Kundmachung des Eisenbahnministeriums
vom 20 . Dezember 1904 , betreffend die Konzessionierungeiner mit
elektrischer Kraft zu betreibenden schmalspurigen Kleinbahn im Gebiete der
Landeshauptstadt Troppau.

Nr . ISS . Verordnung des Finanzministeriums
vom 21 . Dezember 1904 , betreffend den amtlichen Aufdruck von
Stempelwertzeiche » in Prag.

Nr . 1SI . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 22 . Dezember 1904 , betreffend die Errichtung eines Steuer-
und gerichtlichen Depositenamtes in Ober - Leutensdorf in Böhmen.

Nr . ISS . Kaiserliche Verordnung vom 21 . Dezember
1904 , betreffend die Erstreckung der Geltungsdauer des Gesetzes vom
27 . Dezember 1893 , R .-G .-Bl . Nr . 189 , über die Unterstützung der Handels¬
marine , und der kaiserlichen Verordnung vom 27 . Dezember 1900 , N .-G .- Bl.
Nr . 229 , über die Steuerbefreiung der Seehandelsschiffe.

Nr . IS » . Kaiserliche Verordnung vom 29 . Dezember
1904 , betreffend die Forlerhebung der Steuern und Abgaben, sowie die Be¬
streitung des Staatsaufwandes in der Zeit vom 1. Jänner bis 30 . Juni 1905,
dann die Verfassung deS Zentral -RechnungSabschluffes über den Staatshaushalt
der im Reichsrate vertretenen Königreiche und Länder für das Jahr 1904.

Nr . 1S4 . Konzessionsurkunde vom 24 . Dezember
1904 für die normalspurige Lokalbahn mit elektrischem Betriebe von Bludenz
nach SchrunS.

Nr . ISS . Verordnung der Ministerien der Justiz,
des Innern und der Finanzen vom 24 . Dezember 1904,
betreffend das Gcbührenausmaß für uniformierte und nicht uniformierte k. k.
Polizeiwachorgane aus Anlaß ihrer Vorladung als Zeugen vor die Zivil - und
Militärstrafgerichte oder im Strafverfahren wegen Gefällsübertretungen , dann
ihrer Verwendung zu Eskortierungen gerichtlicher Gefangenen.

Nr . ISS . Verordnung des Finanzministeriums
im Einvernehmen mit den Ministerien des Innern,
der Justiz , des Handels , für Kultus und Unterricht,
Ackerbau und Landesverteidigung , sowie dem Obersten
Rechnungshöfe vom 14 . Dezember 1904 , betreffend die Ein-
führung von Zahlungslisten für die Quittierung der Bezüge der Staats¬
bediensteten.

Nr . 1S7 . Konzessionsurkunde vom 24 . Dezember
1904 für mehrere schmalspurige Lokalbahnlinien im Gebiete der Landes¬
hauptstadt Innsbruck.

Nr . IS8 . Konzessionsurkunde vom 27 . Dezember
1904 für die Lokalbahn von Neuhaus nach Wobratein.

Nr . ISS . Konzessionsurkunde vom 27 . Dezember
1904 für die Lokalbahn von Daudleb nach Rokitnitz.

1SV5.

Nr . I . Verordnung des Finanzministeriums vom
24 . Dezember 1904 , betreffend die Postzustellung von amtlichen
Ausfertigungen im Verfahren wegen Gefällsübertretungen.

Nr . 2 . Verordnung der Ministerien der Finanzen
und des Handels vom 5. Jänner 1905 , betreffend die Fest¬
setzung eines Tarazuschlages bei Verzollung von flüssigem Wasserglas der
T . Nr . 322 und anderen Flüssigkeiten in Zisternenwaggons
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Nr. s Kundmachung des Finanzministeriums!
vom 4. Jänner 1905 , betreffend die Errichtung einer Expos,t»r des
königlich ungarischen Hauptzollamtes Pozsonq in dem Fabriks -Etablissement
der Petroleumrasfinerie -Akliengesellschast Apollo in Pozsony.

Nr. 4 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 5. Jänner 1905 , betreffend die Ermächtigung des Hauptzoll¬
amtes II Klasse in Mährisch -Ostrau zur Anwendung de- Ansageversahrens
im Eisenbahnverkehre.

Nr. 5 Verordnung der Ministerien des Innern
und der Finanzen vom 10. Jänner 1905 , mit welcher die
Durchführung des Gesetzes vom 8 . Juli 1902 , R .-G .-Bl . Nr . 114 , betreffend
Begünstigungen für Gebäude mit gesunden und billigen Arbeiterwohnungen,
der Maximalprozentsatz der Verzinsung solcher Gebäude für Tirol festgesetzt wird.

Nr . 6 . Verordnung des Justizministeriums vom
4. Jänner 1905 , betreffend die Zuweisung der Gemeinde und des
GutsgebieteS Czartoria zu dem Sprengel des Bezirksgerichtes Waskoutz in der
Bukowina.

Nr. 7 . Verordnung des Handelsministers im Ein¬
vernehmen mit dem Minister des Innern vom
12 . Jänner 1905 , womit die Ministerial-Verordnung vom 27. Mai
1885 , R .-G .-Bl . Nr . 82 , betreffend besondere Bestimmungen bezüglich der
Arbeitspausen bei einzelnen Kategorien von Gewerben , ergänzt wird.

6 . Landesgesrtzbtatt.
1S04.

Nr. «S. Verordnung des k k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 20 . De¬
zember 1904 zur Vollziehung des Gesetzes vom
25 . November 19l>4, L.-G.-Bl . sür Niederösterreich
Nr . 89 , betreffend die Einführung einer Landesauflage auf den Verbrauch
von Bier in dem Erzherzogtum Österreich unter der Enns .*)

Nr. 94 Verordnung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
13. Dezember 1904 , A. 1-112/4, betrrff-ud den Erwerbsteuer¬
zuschlag sür die niederösterreichische Handels - und Gewerbekammer im Jahre 1905.

Nr. 95 Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
19. Dezember 1904 , Z . 1-7611/2, betreffend die Sonntagsruhe
am 1. Jänner 1905 im Papier -, Zeichnen - und Schreibwarenhandel.

Nr. 99 . Gesetz vom 21. Dezember 1904, womitZ4
des Gemeindestatutes sür W,ener -Neustadt (Gesetz vom 8 . August 1866 , L.-G -
und V .-Bl . Nr . 17 ) abgeändert wird.

Nr. 97 . Gesetz vom 25. Dezember 1904, wirksam
für das Erzherzogtum Österreich unter der Enns , betreffend die Schulaufsicht.

Nr. 98 . Gesetz vom 25. Dezember 1904, wirksam
für das Erzherzogtum Österreich unter der Enns , betreffend die Errichtung,
die Erhaltung und den Besuch der öffentlichen Volksschulen.

Nr. 99 . Gesetz vom 25. Dezember 1904, wirksam
sür das Erzherzogtum Österreich unter der Enns , betreffend die Regelung der
Rechtsverhältnisse des Lehrstandes an den öffentlichen Volksschulen.

" ) Die §8 IS , 11 und 15 dieser Vollzugsvorschrist erscheinen in dieser Nummer der
, Gesetze, Verordnungen rc ." vollinhaltlich ausgenommen.

Nr. 199 Gesetz vom 25. Dezember 1904, wirksam
für das Erzherzogtum Österreich unter der Enns , mit welchem auf Grund des
Gesetzes vom 17 . Juni 1888 , R -G .-Bl . Nr . 99 , Bestimmungen über die Ent¬
lohnung des Religionsunterrichtes an den öffentlichen Volksschulen getroffen
werden.

Nr. 191 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
26 . Dezember 1904 , Z . XVI-7024/1, betreffend die der Ge¬
meinde St . Veit an der Gölsen erteilte Bewilligung zur Einhebung einer
Beerdignngsgebühr von 14 X.

Nr. 192 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
26 . Dezember 1904 , Z . XVI-7161/1 , betreffend die der Gemeinde
Wien erteilte Bewilligung zur Veräußerung mehrerer Baustellen im II . Bezirke.

Nr. 195 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
26 . Dezember 1904 , Z . XV1-7227/1, betreffend die der Gemeinde
Wien erteilte Bewilligung zur Veräußerung von Baustellen im IX . Bezirke.

Nr. 194 Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 27 . De¬
zember 1904 , A. XVI-7064/1, betreffend die der Gemeinde Wien
erteilte Bewilligung zur Veräußerung einer Realität im VI . Bezirke.

Nr. 195 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 27 . De¬
zember 1904 , Z . XVl-7160/1, betreffend die der Gemeinde Wien
erteilte Bewilligung zur Abtretung einer Teilfläche der im Verzeichnisse für das
öffentliche Gut inneliegenden Katastralparzclle 1568 , I . Bezirk , an den Wiener
Stadterweiterungsfond.

1995.
Nr. I. Gesetz vom 28. Dezember 1904, betreffend

die Vereinigung mehrerer Gemeinden und Gemeindetcile mit der k. k. Reichs-
Haupt - und Residenzstadt Wien und die Abänderung des Gesetzes vom 24 . März
1900 , L.-G .» und V .-Bl . Nr . 17 , betreffend die Erlassung eines neuen Statutes
für die k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien .*)

Nr. 2 . Kundmachung derk. k. niederösterreichischen
Finanz -Landes -Direktion vom 28 . Dezember 1904,
A. 67461 , betreffend die Termine zur Einzahlung der direkten Steuern.

Nr. 5 Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 31. De¬
zember 1904 , A. XV1-6986/2, betreffend die der Gemeinde Mördern
erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierverbrauchsauflage von 3 L 40 ü
sür die Jahre 1905 bis inklusive 1907.

Nr. 4. Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
2. Jänner 1905 , Z . XV1-101/2, betreffend die Einhebung der
Lande - umlagen im Jahre 1905.

Nr. 5. Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
3. Jänner 1905 , A. XVI-5156/4, betreffend die der Gemeinde
Groß -Pcrtenschlag erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der
direkten Steuern übersteigenden Umlagen pro 1904.

*1 Erscheint in dieser Nummer der „Gesetze, Verordnungen re ." vollinhaltlich aus¬
genommen.

Herausgeber : Die Gemeinde Wien . — Verantwortlicher Redakteur : MagistratSrat Dr . Friedrich Edler v. Radler.

Papier aus der k. k priv . Pitteuer Papierfabrik . — Buchdruckerci E . Kainz «L R . Liebhart , vormals I . B . Wallishanfser.



IIISVS,

Amtsblatt der k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien . — Nr . 17 , 28 . Februar 1S0S.

Gesetze, Verordnungen»ni>Entscheidungen,
sowie

Nomativbestimmmigeil des Gcmeindcratcs, Stadtrates »ud des Magistrates
in Zsisielksieiitstiten der Gemeind MrwMilsi und politischen Aintstülsrnn^

Inhalt:
I . Verordnungen und Entscheidungen:

1 . Verpflichtung des Dienstgcbers zur Zahlung der Verpflegskoste » für ein
an Lnäometritis Aenorrüoios . erkranktes Dienstmädchen.

2 . Umfang der Gewerbeberechtigung der Dachdecker.
3 . Saccharinbezug.
4 . Behandlung ausweisloser österreichischer Staatsbürger in Portugal.
5 . Studiennachweis für die Begünstigung des einjiihrigen Präsenzdienstes

als Veterinär.
6 . Legitimalionsvorschreibungen.
7 . Regelung der Zufuhr ungelöschten Kalks zu Bauten.
8 . Dienstschreiben , in Angelegenheiten der Stellungs - und Militärpflichtigen

im Staate Ohio.
9 . Aufnahmsprotokolle über kroatische Pfleglinge in Krankenanstalten.

10 . Giftverschleiß.
11 . Sonntagsarbeit bei der Holzstoff - und Pappe -Erzeugung.
12 . Inanspruchnahme des Magistrates bei der Einbringung von Verpflegs-

kosten.
13 . Allgemeine Vorschriften über die Bekämpfung der Tuberkulose für den

Bereich der österr . Eisenbahnen.
14 . Gifthändler -Verzeichnis.
15 . Bestimmungen , betreffend den Weidetrieb der für den Zentral -Viehmarkt

in Wien bestimmten Schafe.
16 . Zulassung der von der Internationalen Siegwartbalken -Gesellschaft in

Luzern hergestellten Eisenbeton -Balkendecken.
17 . Militärische Ehebewilligung für die k. k. Gendarmerie.

18 . Ausnahmen von der Einhaltung der Arbeitspausen bei der Teigwaren¬
fabrikation.

19 . Steuerrechtliche Behandlung der Dienstzulagen der Wiener städtischen
Marktamts - und Veterinärbeamten.

II . Normativbeftimmungen:
Gemeinderat:

20 . Regelung der Kommisstonsgebühren für das Gebiet des XXl . Bezirkes.
Stadtrat : .

21 . Befreiung des Landesausschufses und der k. k. Staatsbahn -Direktwn
Wien von derZahlung von Verzugszinsen von Wasserleitungsabzweigungs-
und Wassermessereinschaltungskosten.

Magistrat:
22 . Vermeidung jeder feuergefährlichen Handlungsweise in städtischen Amts-

23 . Verständigung der magistratischen Bezirksämter von dem Ergebnisse der
über Anzeigen derselben durchgeführten gerichtlichen Strafamtshandlungen.

24 . Entlehnung von Archivalien.
25 . Einhebung von auf Privatrechtstiteln beruhenden Gebühren durch die

städtische Hauptkassa und ihre Abteilungen.
26 . Beglaubigungen von Unterschriften auf Privaturkunden.
27 . Jnstruieriing der Strafakten der magistratischen Ämter.
28 . Abgrenzung der Kompetenz bei Erteilung von Konzessionen zur Errichtung

und Führung von Pensionaten für schulpflichtige Kinder.
29 . Führung eines Zentral -Gewerbe -Straf -Katasters in der Magistrats-

Abteilung XVll.
Verzeichnis der im Reichs gesetzblatte und im Land - sgesetzb latte

für Österreich unter der Enns im Jahre 1905 publizierten
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I. Verordnungen und Entscheidungen.
1

Verpflichtung des Dienstgebers zur Zahlung
der Verpflegskoste » für ein an Ln «>« i»»v <iiti 8

Kv « oiiIi « iett erkranktes Dienstmädchen.
In einem besonderen Falle hat die k. k. n .-ö. Statthalterei

mit Erlaß vom 25 . Juni 1904 , Z . IV-4216 (M .-Abt . V,
31839/04 ) entschieden:

Dem Rekurse der Verwaltung des Kaiserin Elisabelh -Spitales in Wien
gegen die d. ä . Entscheidung vom 22 . April 1904 , Z . 54851 , mit welcher
ausgesprochen wurde , daß L. P . in Wien nicht verpflichtet sei, anläßlich der
im k. k. Kaiserin Elisabeth -Spilale in Wien in der Zeit vom 10 . Oktober bis
80 . November 1903 erfolgten Verpflegung ihres Dienstboten A . F . für 30 Tage
Spitalsgebühren im Betrage von 72 L zu bezahlen , wird keine Folge gegeben,
da die Verpflegte an Lnäometritis xsiivrrdoioa erkrankt war , der im Reg-
Zirkulare vom 30 . März 1837 , Z . 12234 , erwähnte Ausdruck „Lustseuche"
nach der damaligen wissenschaftlichen Auffassung auch diese Krankheit umfaßte,
somit der Z 6 des zit . Reg .-Zirkulares auch auf den vorliegenden Fall Anwendung
findet.

2

Umfang der Gewerbeberechtigung der Dachdecker.
Die k. k. Statthalterei hat mit Erlaß vom 7. November

1904 , Z . 1-4118/1 (M . B .-A . X, 5679/05 ), einem Ziegeldecker-
gewerbs -Jnhaber eröffnet:

Anläßlich einer beim magistratischen Bezirksamt für den X . Bezirk in
Wien gegen Sie wegen Überschreitung Ihrer Gewerbebefugnis erstatteten
Anzeige entscheidet die jk. k. n .- ö. Statthalterei nach Einvernehmung der
Handels - und Gewerbekammer für das Erzherzogtum Österreich unter der
Enns gemäß Z 36 , Absatz 2 der Gewerbeordnung , daß Sie auf Grund des
Ihnen zustehenden Gewerberechtes befugt find , kleine Ausbesserungen des
Verputzes sowohl an den mit dem Dach in Zusammenhang stehenden
Mauerstellen und Feuermauern , soweit diese Uber das Dach hinausragen , als
auch an Rauchfängen herzustellen , insoweit sich diese Ausbesserungen als im
Gefolge der Ziegeldeckerarbeiten notwendig erweisen , beziehungsweise durch
diese Arbeiten bedingt werden.

».

Saccharinbezug.

Rundschreiben der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 27 . No¬
vember 1904 , Z . XI -4525 (M .-Abt . X, 7026/04 ) :

Das k. k. Ministerium des Innern hat mit dem Erlasse vom 28 . Oktober
1904 , Z . 40223 , Nachstehendes eröffnet:

In den letzten Jahre » wurde wiederholt die Wahrnehmung gemacht , daß
Apotheker , die in den Ländern der ungarischen Krone ansässig sind, größere
Saccharinquantiläten nach Österreich an solche Parteien verkauften , denen nach
den Bestimmungen der Ministerial -Verordnung vom 20 . April 1898 , R .-G .-Bl.
Nr . 52 , betreffend den Verkehr mit Saccharin rc . das Recht zum Saccharin-
bezuge nicht zusteht.

Bei Erörterung der Frage , wie gegen solche Apotheker vorzugehen sei,
hat das Justizministerium in der Note vom 11 . November 1903 , Z . 25233,
seiner Anschauung Ausdruck gegeben , daß dieselben von den österreichischen Ge¬
richten wegen Übertretung nach H 10 des Gesetzes vom 16 . Jänner 1896,
R .-G .-Bl . Nr . 89 ex 1897 , zur Verantwortung gezogen werden können.

Durch Z 1 der oberwähnten Verordnung wird nämlich der Verkauf von
Saccharin und ähnlichen Stoffen im Inlands an nicht bezugsberechtigte
Personen verboten , weshalb zu entscheiden ist, ob die Tätigkeit des ungarischen
Apoihekers , der über Bestellung Saccharin nach Österreich liefert , als eine
Berkaufstätigkeit im Inlands aufgefaßt werden kan » .

Die zivilrechtlichen Bestimmungen über Verträge zwischen Abwesenden
(Z 862 a . b. G .-B .) lassen die Frage , welcher Ort als der Ort des Vertragsschlusses
anzusehen ist, ungelöst . Strafrechtlich ist in Betracht zu ziehen , daß die Er¬
füllung der angenommenen Bestellungsofserte die Vertragspflicht des Verläufers
bildet , daß er in Persolvierung dieser Verpflichtung die Ware ungeachtet des
bestehenden Verbotes absendet und sie zwar nicht durch eigene Hand , wohl
aber durch das von ihm gewählte Beförderungsmittel dem Käufer zukommeu
läßt , der Erfolg seiner Verkaufstätigkeit daher in Österreich eintritt.

Es ist daher in allen Fällen des Bezuges von Saccharin aus Ungarn
durch diesseitige nicht bezugsberechtigte Parteien wegen eventueller Verfolgung
des Absenders auf Grund des Lebensmittelgesetzes vom 16 . Jänner 1896,
R .-G .-Bl . Nr . 89 ex 1897 , dem kompetenten hierseitigen Gerichte die Straf¬
anzeige zu erstatten.

Dieser Erlaß ergeht an alle k. k. Bezirkshauptmannschaften in Nieder¬
österreich , die Stadträte von Wiener -Neustadt und Waidhofen an der Dbbs,
die Magistrats -Abteilung X und die magistratischen Bezirksämter in Wien.
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4 .

Behandlung ausweisloser österreichischer Staats¬
bürger in Portugal.

Zirkular -Erlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 11 . Jauner
1905 , Z . VII 6397 , M .-Abt . XVI , 341,05 (Nvrmalienblatt des
Magistrates Nr . 8) :

Das k. k, Ministerium des Innern hat mit Erlaß vom 19 . Dezember
1904 , Z . 55857 , milgeteilt , daß aus Anlaß eines speziellen Falles dem k. u . k.
Ministerium des Äußeren bekannt geworden ist, daß seitens der portugiesischen
Behörden , vorzugsweise jener in Lissabon , Vagabunden , verdächtige und ge¬
fährliche Individuen fremder Staatsangehörigkeit , wenn sie als mittel - und
ausweislos von der Polizei aufgegriffen werden , nach Portugiesisch -Afrika
zwangsweise überführt und dortselbs ! zeitweilig dem Depotsystem unterworfen
werden.

Da die portugiesischen Behörden m dieser Beziehung zwischen den An¬
gehörigen der verschiedenen Staaten keinen Unterschied machen und sonach auch
Österreicher von demselben Schicksale unter Umständen ganz unschuldig betroffen
werden können , ersuchte das k. u . k. Ministerium des Äußern den k. u . k.
Gesandten in Lissabon die lönigl . portugiesische Regierung darauf aufmerksam
zu machen , daß ihr nicht das Recht zugestanden zu werden vermöchte , Öster¬
reicher , welche nur wegen Subsistenzlosigkeit von den portugiesischen Behörden
angehalten werden und sich nicht etwa einer strafbaren Handlung schuldig
gemacht hatte » , ohneweiters nach Portugiesisch -Afrika zu überführen.

Gleichzeitig wurde an die portugiesische Regierung das Verlangen gestellt,
daß sie jedermann , der sich als Österreicher ausgibt und von der Lokalbehörde
als mittel - und ausweislos aufgegriffen wird , den k. u . k. Vertretungsbehördcn
vorsühren loste , damit seitens derselben vor allem die StaatSangehörigkeits-
frage sestgestellt und jeder einzelne Fall , in dem es sich um die Abschaffung
eines Österreichers handelt , vorher genauestens geprüft werde.

Die portugiesische Regierung hat hierauf in offizieller Weise die Zu¬
sicherung gegeben , daß in jedem einzelnen Falle , in welchem die Abschiebung
eines Österreichers in Frage kommt , die k. u . k. Vertretungsbehörden vorher
entsprechend verständigt werden , damit sie ihre Staatsangehörigen agnoszieren
und für die Repatriierung derselben Sorge tragen können und daß auch in
jenen Fällen , in welchen die betreffenden Individuen zwar angeben , Österreicher
zu sein, mangels Legitimationspapiere dies aber nachzuweisen nicht in den
Lage sind und daher auch von den k. u . k. Bertretungsbehörden nicht sofort
repatriiert werden können , die zwangsweise Abschiebung derselben bis zu drei
Wochen verzögert werden wird , um den k. u . k. Vertretungsbehörden die
Möglichkeit zu bieten , im Einvernehmen mit den kompetenten heimatlichen
Behörden die österreichische Staatsangehörigkeit solcher Individuen festzustellen
und sie sodann für sich zu reklamieren.

Da , wie die Erfahrung gelehrt hat , die meisten der von der Portugiesischen
Polizei wegen Subsistenzlosigkeit oder als verdächtig aufgegriffenen Österreicher
gewöhnlich keinerlei Legitimationsdokumente besitzen, so werden die k. u . k.
Bertretungsbehörden in Portugal und in erster Linie das k. und k. General-
Konsulat in Lissabon in Hinkunft sehr häufig in die Lage kommen , sich wegen
Klarstellung der Staatsangehörigkeits - und Heimats -Zuständigkeitsverhältnisse
von solchen angehaltenen Individuen an die hierländischen kompetenten Be¬
hörden zu wenden.

Es wird nun , da der portugiesischen Regierung nicht zugemutet werden
kann , derartige mittellose oder verdächtige Individuen etwa monatelang in
der Hauptstadt zu dulden , notwendig sein, daß die Feststellung der Staats¬
angehörigkeit dieser Individuen möglichst rasch erfolge  und daß darauf
bezügliche Anfragen des k. und k. General -Konsulates in Lissabon oder
anderer k. und k. Vertretungsbehörden in Portugal seitens der hierländischen
Behörden ohne Verzögerung beantwortet werden.

Das k. k. Ministerium des Innern stimmt der Auffassung des k. und k.
Ministeriums des Äußern zu , daß die so erforderliche Raschheit der bezüg¬
lichen Korrespondenz am besten dadurch garantiert erscheint , wenn die k. und
k. Bertretungsbehörden in Portugal und insbesondere das k. und k. General-
Konsulat in Lissabon sich wegen der Staatsangehörigkeit und Heimals-
zuständigkeit eines Individuums , das von der Abschaffung bedroht erscheint
und angibt , österreichischer Staatsangehöriger zu sein , direkt an die k. k.
Landesstellen wenden.

Die in Frage kommenden k, und k. Vertretungsbehörden wurden seitens
des k. und k. Ministeriums des Äußern angewiesen , alle derartigen Anfragen,
bei welchen es sich um die eventuelle Abschaffung eines Österreichers handelt,
direkt an die k. k. Landesstellen , sei es schriftlich, sei es telegraphisch , zu richten.
Es ergeht nun der Auftrag , etwaige h . o. Anfragen in derartigen Angelegen¬
heiten nicht nur selbst mit der größten Dringlichkeit zu behandeln , sondern
auch darauf ein wachsames Auge zu haben , daß auch die untergeordneten Be¬
hörden , soweit sie damit befaßt werden müssen , mit aller Beschleunigung
Vorgehen.

5 .
Studiennachweis für die Begünstigung des ein¬

jährigen Präsenzdienstes als Veterinär.
Erlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 11 . Jänner 1905,

Z . 11-6572 , M . - Abt . XVI , 342/05 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 9) :

Das k. !. Ministerium für Landesverteidigung hat mit dem Erlaffe vom
19 - Dezember 1904 , Z . 51766/XlV , Nachstehendes eröffnet:

Im Sinne des Z 76 : 18 der Wehrvorschristen I . Teil , können Einjährig-
Freiwillige des Soldatenstandes,  welche nach absolviertem Ober-
Gymnasium sich den tierärztlichen Studien widmen und die Ableistung des
einjährigen Präsenzdienstes als Veterinäre anstreben , diese Begünstigung be¬
anspruchen , wenn sie bis zum 1. Oktober jenes Jahres , in welchem sie das
26 . Lebensjahr vollenden , das tierärztliche Diplom erlangen.

Hingegen haben die lediglich mit der Begünstigung des einjährigen
Präsenzdienstes als Veterinär assentierten Wehrpflichtigen nach Z 29 , 3 . Absatz
des Wehrgesetzes das tierärzliche Diplom — bei sonstigem Verluste dieser Be¬
günstigung — bis zum I . Oktober jenes Jahres beizubringen , in welchem sie
das 24 . Lebensjahr vollenden.

Nachdem die gegenwärtige Organisation des tierärztlichen Studiums für
den Eintritt in dasselbe das Reifezeugnis eines Ober -Gymnasiums oder einer
Ober -Realschule erfordert und diese Bestimmung in den im Neichsrale vertretenen
Königreichen und Ländern bereits gegenwärtig gültig ist, in den Ländern der
ungarischen Krone aber schon im Jahre 1905 volle Geltung haben wird , so
wird angeordnet , daß in allen Fällen , in welchen es feststeht, daß ein mit der
Begünstigung des einjährigen Präsenzdienstes als Veterinär assentierter Wehr¬
pflichtiger , welcher vor dem Beginn der tierärztlichen Studien ein Ober-
Gymnasium oder eine Ober -Realschule absolviert hat , das tierärztliche Diplom
aber zu dem im Z 29 , 3 . Absatz des Wehrgesetzes bestimmten Zeitpunkte nicht
erlangen kann , beziehungsweise nicht erlangt hat , die Entscheidung der Ministe-
rialinstanz bezüglich eines weiteren Aufschubes des Präsenzdienstantrittes in
der Eigenschaft eines Veterinärs einzuholen ist.

Die k. k. Landwehrterritorialkommanden wurden direkt vom genannten
Ministerium verständigt , während die entsprechende Verständigung der Militär¬
territorialkommanden (mit Ausnahme des 15 . Korpskommandos ) mit dem
Erlasse des k. und k. Reichs -Kriegsministeriums Abteilung 2 , Nr . 9565 vom
3. Dezember 1904 erfolgte.

«
Legitimatiousvorschreibungeu.

Zirkular -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 11 . Jänner
1905 , Z . XVII -3056/2 , M .-Abt . XVI , 378 05 (Normalienblatt
des Magistrates Nr . 10) :

Mit dem hierortigen Normal -Erlaffe vom 20 . März 1899 , Z . 22537,
wurden den politischen Behörden I . Instanz Weisungen in Betreff des Vorganges
bei Jnstruiernng der Verhandlungsakten in Fällen von Legitimationsvor-
schreibungen und Matrikenberichtigungen gegeben . Über Erlaß des k. k. Mini¬
steriums des Innern vom 5. Mai 1903 , Z . 11020 sr 1901 , und vom 26 . No¬
vember 1904 , Z . 44993 , wird der zweite Absatz des Punktes 1 des zitierten
hierortigen Erlasses dahin näher erläutert , daß eine administrative Verfügung
der Legitim ationsvorschreibung nur dann unzulässig ist, wenn die nachmalige
Ehegattin des KindeSvaters bei der Jmmatrikulierung des Geburtsaktes des
zu legitimierenden Kindes ihren wahren Namen verschweigen wollte , demnach
auch einen anderen , als den ihr zukommenden Namen bei der Matrikenein-
tragnng angegeben hat und verstorben ist, ohne das Begehren um Eintragung
des wahren Namens gestellt zu haben.

In den Fällen , bei denen der Name der Kindesmutter des zu legitimierenden
Kindes mit dem Beisatze „ angeblich " , „ laut Angabe der Hebamme " u . s. w.
eingetragen ist, die Verhandlung jedoch ergibt , daß die Kindesmutter bei der
Jmmatrikulierung des vorehelich geborenen Kindes ihren wahren Namen nicht
verschweigen wollte und die Beisätze nur auf den Umstand zurückzuführen sind,
daß dem Matrikenführer die Identität der Kindesmutter nicht hinreichend nach¬
gewiesen erschien, ist die administrative Verfügung der Legitimationsvorschreibung
auch wenn die Kindesmutter bereits verstorben ist, zulässig und find daher die
Verhandlungsakten der Statthaltern ohne den Nachweis der erfolgten gericht¬
lichen Feststellung der Mutterschaft zur Entscheidung vorzulegen.

Alle weiteren Punkte des eingangs zitierten Normal -Erlasses bleiben in
Kraft.

7.
Regelung der Zufuhr ungelöschte « Kalks zu Bauten.

Kundmachung des Wiener Magistrates vom 13 . Jänner
1905 , M .-Abt . XIV , 2024/04:

In Ergänzung der Magistrats -Kundmachung vom 25 . Juni 1896,
Z . 1752/IX 1896 , beziehungsweise vom 21 . März 1902 , Z . 127044/IV er
1900 , wird auf Grund der ZH 100 und 101 des Gesetzes vom 24 . März
1900 , L.-G .-Bl . Nr . 17 , verordnet:
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Die Zufuhr ungelöschten Kalks zu Bauten ist in sämtlichen Bezirken
Wiens so einzurichten , daß daS Abladen am Baue längstens um 8 Uhr früh
beendet ist.

Nach dieser Zeit kann die Zufuhr und das Abladen nur ausnahms¬
weise dann stattfinden , wenn unvermutet eingetretene Umstände die frühere
Zufuhr verhindert haben.

Auf Straßen und Bauplätze außerhalb der bewohnten Gebietsteile
findet diese Anordnung keine Anwendung.

Übertretungen dieser Kundmachung werden mit Geldstrafen bis zum
Betrage von 400 L oder mit Arreststrafen bis zu 14 Tagen geahndet.

8 .

Dienstschreiben in Angelegenheiten der Stellnugs-
und Militärpflichtigen im Staate Ohio.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 14 . Jänner 1905 , i
Z . Il -35 (M .-Abt . XVI , 463/05 ) :

Laut einer an das k. k.„Ministcr >ats -Präsidium gelangten Mitteilung des
k . und k. Ministeriums des Äußern treffen bei dem k. und k. Konsulate in
Pittsberg sehr häufig Ersuchsschreiben von Verwaltungsbehörden ein , welche
im Staate Ohio wohnhafte Parteien betreffen . Da nun im Februar laufenden
Jahres in Lleveland ein Bize -Konsulat aktiviert worden ist, dessen Kompetenz-
sphäre derzeit das gesamte Territorium des nordamerikanischen tlnionstaates
Ohio umfaßt , müssen derlei Sendungen von dem erwähnten Konsulate nach
Cleveland abgetreten werden.

Hiedurch erwachsen der elfteren Vertretungsbehörde überflüssige Arbeit
und Auslagen und tritt außerdem in der Erledigung solcher Zuschriften eine
Verzögerung ein , welche insbesondere einer entsprechenden Behandlung von
Stellungs - und sonstigen Militär -Angelegenheiten abträglich ist.

Es ist daher Sorge zu tragen , daß Dienststücke, welche sich auf im
Staate Ohio wohnhafte Stellungs - und Militärpflichtige beziehen , unmittelbar
a» das zuständige k. und k. Vize -Konsulat in Cleveland adressiert werden.

S.
Anfnahmsprotokolle über kroatische Pfleglinge in

Krankenanstalten.

Erlaß der k. k. n.-ö. Statthaltcrei vom 16 . Jänner 1905,
Z . VI -6983 (M .-Abt . X , 348,05 ) :

Laut Note der kgl. kroat .-slav .-dalm . Landesregierung vom 28 November
1904 , Z . 83662 , führen mehrere Gemeinden Kroatiens und Slavoniens darüber
Klage , daß seitens der Krankenhaus -Verwaltungen der im Reichsrate vertretenen
Königreiche und Länder bei der Aufnahme von Pfleglingen kroatischer Staats¬
angehörigkeit in den Aufnahmsprotokollen nicht selten nur der Vor - und Zuname
des Pfleglings ohne Angabe der Hausnummer verzeichnet wird.

In Anbetracht besten , daß in einem und demselben Orte häufig mehrere
Personen gleichen Vor - und Zunamens Vorkommen , ist die Feststellung der
Zuständigkeit und Identität des betreffenden Pfleglings erschwert , wenn die
Hausnummer nicht auch gleichzeitig bekanntgcgeben wird.

Infolge Erlasses des k, k. Ministeriums des Innern vom 8 . Dezember
1904 , Z . 54297 , wird hicmit angeordnet , daß in Hinkunft seitens der Ver¬
waltungen der Krankenanstalten des h. ä . Berwaltnngsgebietes in den Auf¬
nahmsprotokollen sür Pfleglinge kroatischer Staatsangehörigkeit auch die Haus¬
nummer des Pfleglings angeführt werde.

Wird zur Kenntnisnahme und Danachachtung übermittelt.

1«.

Giftverschleiß.
Laut Bescheides des magistratischen Bezirksamtes für den XVI . Bezirk

vom 16 . Jänner 1905 , M . B .-A. XVI , 137/05 , wurde in Gemäßheit des
Z 56 des Gewerbegesetzes die Anzeige der Frau Elise Dum , daß sie auf
Grundlage der Konzession ääto . 30 . November 1890 , Z . 433802 , ihres ver¬
storbenen Gatten Julius Dum den Verschleiß von Giften forlbctreibe . mit
dem Bemerken zur Kenntnis genommen , daß dieser Betrieb nach dem Gesetze
nur für die Dauer des Witwenstandes zulässig ist, hieramls zur Genehmigung
anzuzeigen ist.

Von der Bestellung eines Geschäftsführers wurde unter Bezugnahme
auf das hierämtliche Dekret vom 8. Mai 1901 , Z . 49486 , Umgang genommen.

Dieser Betrieb wurde unter Zahl 1361 in das Gewerberegister ein¬
getragen und sür die Besteuerung der Konto 276 .317 eröffnet.

11
Sonutagsarbeit bei der Holzstoff - nnd Pappe-

Erzeugung.
Zirkular -Erlaß der k. k. ii .-ö. Statthalterei vom 20 . Jänner

1905 , Z . 1-42 , M .-Abt . XVII , 382/05 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 11 ) :

Bei der Anwendung der für die Holzstoff - und Pappe -Erzeugung be¬
stehenden Sonntagsruhe -Vorschriften haben sich in letzter Zeit Zweifel über die
Zulässigkeit des Betriebes der Pappen - oder Deckelmaschinen an Sonntagen
ergeben.

Tatsächlich ist nach Z 2 , Punkt 17 der Ministerial -Verordnung vom
11 . August 1895 , R .- G .-Bl . Nr . 125 , in der Holzstoff - und Pappe -Erzeugung
die Sonntagsarbeit von 6 Uhr abends an nur für den Betrieb der Holz-
schleif-Apparate , Holländer und Kollergänge gestartet . Da jedoch der von 6 Uhr
abends gestattete Betrieb der Holzschleif -Äpparatc ohne gleichzeitige Gestattung
der Weiterverarbeitung des ausgeschwemmten Holzschliffes vollständig zwecklos
wäre , hat das k. k. Handelsministerium mit Erlaß vom 28 . Dezember 1904,
Z . 43581 , im Einvernehmen mit dem Ministerium des Innern behufs Sicherung
einer gleichmäßigen Handhabung der zitierten Bestimmung obiger Verordnung
ausdrücklich ausgesprochen , daß in der Holzstoff - und Pappe -Erzeugung auch
der Betrieb der an die Holzschleif -Apparate (Defibreune ) unmittelbar ange¬
schlossenen Sortierapparate , Raffineure , Karlensänger und Pappen - oder Deckel¬
maschinen au Sonntagen von 6 Uhr abends an gestattet ist.

12 .

Inanspruchnahme des Magistrates bei der
Einbringung von Verpflegskosten.

Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . N . Weiskirchner
vom 31 . Jänner 1905 , M .-D . 328,05 sNormalienblatt des
Magistrates Nr . 12) :

Mit dem an die Verwaltungen der neun Wiener k. k. Krankenanstalten
gerichteten Erlasse vom 12 . November 1904 , Z . VIII -512/3 , wurden seitens
der k. k. n .-ö. Statthalterei folgende neue Anordnungen für die Einbringung
der Verpflegskosten getroffen:

„Von der bisher in Gebrauch gewesenen Art der Einhebung aus¬
ständiger Verpflegskosten von zahlungspflichtigen Patienten , beziehungsweise
von ihren alimentationspflichtigen Anverwandten oder den zahlungspflichtigen
Dienstgebern rc . mittels Postaufträgen (Postmandate ) ist mit Rücksicht auf die
mit diesem Verfahren gemachten Erfahrungen mit Ende des Jahres 1904
Umgang zu nehmen.

Ab 1. Jänner 1905 werden derartige Gebühren von den zahlungs¬
pflichtigen Personen , Korporationen rc. in folgender Weise anzusprechen sein.

Nach der Abschreibung eines Patienten aus dem Krankenstände ist der
zahlungspflichtigen Partei ein Aufforderungsschreiben unrekommandiert und
unfrankiert als portopflichtige Krankenhaussache unter Anschluß eines Post-
sparkassen - Empfang - Erlagscheines zuzusenden , dessen Expedition an die Partei
in Postabgabe -Bögen ersichtlich zu machen und postämtlich zu bestätigen ist.

In diesem Schreiben ist die Partei unter Hinweis auf ihre Zahlungs¬
pflicht und die Folgen der Zahlungsverweigerung aufzufordern , binnen einer
bestimmten Frist den angesprochenen Verpflegskostenbetrag entweder unmittelbar
bei der Spitalsverwaltnng zu erlegen oder unter Benützung des ange¬
schlossenen Erlagscheines bei einem beliebigen k. k. Postamte einzuzahlen.

Stellt sich die Erfolglosigkeit dieser Aufforderung heraus , so ist die
Jngerenz des magistratischen Bezirksamtes (politische Behörde 1. Instanz ) in
Anspruch zu nehmen und den bezüglichen Ersuchsschreiben das Vormerk bei¬
zusetzen:

„Partei laut Postabgabebuch am . unter Übersendung eines
Postsparkassen -Empfang -Erlagscheines vergeblich zur Zahlung aufgesordert ."

Selbstverständlich hat die Spitalsverwaltung im Falle der Übersiedlung
einer Partei noch vor der Intervention der magistratischen Bezirksämter den
neuen Wohnort der zahlungspflichtigen Partei selbst zu erheben nnd sodann
die unzustellbar zuriickgelanglen Aufforderungsschreiben unter der neuen
Wohnungsadresse neuerlich zu erlassen.

Die obbezeichneten Aufforderungsschreiben werden Hieramts als ein¬
heitliche Drucksorte aufgelegt und der Verwaltung noch im Laufe des heurigen
Jahres zugemittelt werden.

Durch diese Verfügung erscheint der h . ä . Erlaß vom 30 . Juni 1901,
Z . 11383 , teilweise abgeändert ."

Laut dieses Erlasses wird also die Inanspruchnahme der Jngerenz der
magistratischen Bezirksämter nur für den Fall gestattet , als sich die Erfolg¬
losigkeit der Zahlungsaufforderung herausstellt und es erscheint dadurch auch
einem diesbezüglichen Anträge der Bezirksoertretung Währing entsprochen.

Hievon setze ich die städtischen Ämter aus Grund des Statthalterei-
Erlasses vom 2. Jänner 1905 , Z . VIII -3228/1 , im Nachhange zu dem h. ä.
Erlasse vom 2 . Jänner 1902 , M . - D . 3621/01 , Mag . Vdg .-Bl . ex 1902
Seile 14, Normalienblatt Nr . 12 , in Kenntnis.
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13 . > Bei diesen Spucknäpfen wird eine Verschleppung des Sputums wegen
. ihrer Höhe weniger Vorkommen , als bei den niederen , weil die unteren Ränder

Allgemeine Vorschriften über die Bekämpfung der der Damenkleider eher an der Seitenfläche, als über die Oberfläche derselben
Tuberkulose für den Bereich der öfterr . Eisenbahnen . ^uAk 'L 'Lg ^ blL ^ ^ ^ ^ Trich.erfläche

Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat dem Wiener Magistrate
mit Erlaß vom 28 . Jänner 1905 , Z . X1-143 (M .-Abt . X,
732/05 ), nachstehenden Erlaß des k. k. Eisenbahnministeriums
mitgeteilt:

K. k. Eiseubahuministerium . ' Wien,  am 31 . Dezember 1904
Z . 43828 , 5.

An alle k. k. Staatsbahn -Direktioncn , die Betriebsleitung Czernowitz und
die k. k. General -Inspektion der österreichischen Eisenbahnen.

Mit Bezug aus den von der k. k. priv . Südbahn - Gesellschaft namens
der Konferenz der österreichischen Eisenbahn -Direktoren erstatteten Bericht vom
9 . November 1903 , Z . 28863/V , werden nachstehend im Einvernehmen mit
dem k. k. Ministerium des Innern die allgemeinen Vorschriften über die Be¬
kämpfung der Tuberkulose sür den Bereich der österreichischen Eisenbahnver¬
waltungen bekanntgegeben.

Vorerst ist ein striktes Spuckverbot mit Strafandrohung folgenden In¬
haltes zu erlassen und in allen Warteräumen , Hallen , auf den Bahnsteigen,
in den Restaurationen , Magazinen , gewerblichen Betriebsanlagen , Bureaux,
Kasernen und Personenwägen an zahlreichen , leicht sichtbaren Stellen anzu¬
schlagen.

Warnung!
Zur Abwehr der Tuberkulose.

Das freie Ausspucken ist strengstens verboten.
Zuwiderhandelnde werden nach der Ministerial -Verordnung

vom 30 . September 1857 , R .- G .-Bl . Nr . 189 , mit Geldstrafen
von 2 bis 200 X oder mit Arrest von sechs Stunden bis
14 Tagen bestraft.

K. k. Eisenbahnministerium.

In den oben angeführten Räumen sind Spucknäpfe in ausreichender
Anzahl anzubringen , ebenso auch in den Personenwägen , wo es nur immer
tunlich ist. Alle Spucknäpfe sind am Fußboden anfzustcllen.

Wenn durch die Benützung der Spucknäpfe das Sputum Lungenkranker
unschädlich gemacht , und dadurch zur Bekämpfung der Tuberkulose beigetragen
werden soll , so müssen dieselben bezüglich ihrer Form und Handhabung
folgenden , vom Obersten Sanilätsrate im allgemeinen ausgestellten grund¬
sätzlichen Anforderungen entsprechen.

1. Die Form der Gesäße muß eine solche fein , daß man in dieselben
leicht hineinspucken kann und eine Verunreinigung ihrer Außenfläche und ihrer
Umgebung durch das Sputum , sei es beim Hineinspncken oder durch Umwerfen
der Gefäße vermieden wird.

2 . Das Sputum soll dem Anblicke tunlichst entzogen werden.
3 . Die Gefäße müssen leicht und rasch entleert und gereinigt werden

können und muß es möglich sein, diese Manipulation so vorzunehmen , daß
weder die Hände , noch der übrige Körper oder die Kleider jener Personen,
welche dies zu besorgen haben , noch ihre Umgebung durch das Sputum ver¬
unreinigt werden.

4 . Das Eintrocknen des Sputums in den Gefäßen soll durch teilweise
Füllung derselben mit Wasser hintangehalten werden.

Eine Desinfektion des Sputums ist nicht erforderlich , es genügt voll¬
ständig , wenn der Inhalt der Spucknäpfe samt der zum Reinigen der letzteren
verwendeten Flüssigkeit in die Aborte , Kanäle oder Senkgruben entleert wird.

Die bisher zumeist im Gebrauche stehenden sogenannten hygienischen
Spucknäpfe entsprechen obigen Forderungen nicht , weil wegen ihrer geringen
Höhe an der sehr wenig steilen Trichterfläche und an dem ausgebogenem
Rande , sowie bei einzelnen Typen auch an den ausgebauchten Seitenwänden
das Sputum hängen bleibt und durch die Kleider der Damen verschleppt wird.
Auch ist das Beschmutzen der Hände durch Sputum beim Reinigen dieser
Spucknäpse schwer zu vermeiden.

In den Personenwägen muß mit Rücksicht auf die räumlichen und die
durch die Bewegung der Wägen bedingten Verhältnisse auch ferner eine ähnliche
Type von Spucknäpfen mit nachstehenden Änderungen verwendet werden.

Um obige Übelstände möglichst zu verringern , erachtet es das Eisenbahn¬
ministerium als notwendig , höhere Gefäße aus granitartig emailliertem Blech
mit je einem steileren Trichtereinsatz , dessen oberer Rand in möglichst spitzigen
Winkel über den Rand des unteren Gefäßes abgebogen ist, einzuführen . Diese
Gefäße müssen eine Höhe von 14 ew , am freien Rande einen Durchmesser
von 22 em und am Boden einen solchen von 16 em besitzen.

Der Durchmesser der unteren Öffnung des Einsatzes soll 8 cm und der
Abstand des unteren Randes desselben vom Boden des Gefäßes 3 em betragen.

Um auch bezüglich der Reinigung obigen Anforderungen (Punkt 3) zu
entsprechen , muß an jedem dieser Gesäße ein Henkel und an jedem Trichter¬
einsatze eine Handhabe zum Anfassen und Festhalten während der Reinigung
mittels gestielter Bürste angebracht sein.

Solche Spucknäpfe sind sukzessive, nach Maßgabe der vorhandenen Mittel
nicht nur in den Personenwägen , sondern auch in den Bahnrestaurationen,
Warteräumen , Hallen , auf den Bahnsteigen und in Diensträumen , zu welchen
Reisende oder auswärtige Parteien Zutritt haben , aufzustellen.

In anderen Diensträumen , welche nur von den Bahnbediensteten benützt
werden , wie Bureaux , Arbeitsräumen , Magazinen , Kasernen re . können die
bisher im Gebrauch gestandenen Spucknäpse , welche obiger Type zwar nicht
entsprechen , jedoch zur teilweisen Füllung mit Wasser geeignet sind , noch weiter
verwendet werden.

Wenn sich jedoch die Notwendigkeit ergibt , auch für letztere Räume neue
Spucknäpfe anzuschassen , ist auch die für die erstgenannten Räume vorgeschriebene
Type zu wählen.

Muster von hierseits als entsprechend erkannten Spucknäpfen sind in der
Fabrik des Herrn Ernest Glogar  in Wien , XII . Bezirk , Gierstergaffe 7
erhältlich.

Für die gründliche Reinigung aller Bahnräumlichkeiten und Wägen in
Zwischenräumen , welche der Intensität ihrer Benützung entsprechen , ist stets
Sorge zu tragen und sind die erforderlichen Herstellungen und Einrichtungen
anzustreben , welche es ermöglichen , dies auf nassem Wege durchzuführen.

Um das reisende Publikum über diese Maßnahme zur Bekämpfung der
Tuberkulose zu informieren und für die werktätige Mithilfe bei der Handhabung
derselben zu interessieren , wird vom Eisenbahnministerium ein Auszug aus den,
das Publikum betreffenden Bestimmungen den Redaktionen einiger Tagcs-
Journale zur Veröffentlichung übergeben werden.

Das gesamte Personal ist durch Hinausgabe eines Zirkulares eindringlich
zu belehren Uber das Wesen der Tuberkulose , die Maßnahme zur Verhütung
ihrer Ausbreitung , insbesondere über die Gefährlichkeit des Ansspuckens auf
den Fußboden und Uber sonstige diesbezügliche hygienische Vorschriften , sowie
über die Lüftung und Reinigung der Wägen und der für den Verkehr , für
den Bureaudienst , sür die gewerblichen Betriebe und zum Wohnen bestimmten
Räume.

Auch ist das Personal in diesem Zirkulare unter Strafandrohung auf-
zufordern , nicht etwa selbst durch Ausspucken auf den Boden Anderen ein
schlechtes Beispiel zu geben.

Über den Inhalt dieses Zirkulars ist das Personal durch die Schulbeamten
zu unterrichten und zu prüfen.

Ferner sind dem Stations - und Zugbegleitungs -Personal genaue Weisungen
zu geben bezüglich des Verhaltens gegenüber solchen Fahrgästen , welche dem
Spuckverbot zuwiderhandeln und wird hiebei demselben die Erstattung der
Anzeige an die politischen beziehungsweise Polizeibehörden in Überlretungsfällen
zur Pflicht zu machen sein.

Mit dem offiziellen Separatabdrucke des Erlasses des k. k. Ministeriums
des Innern vom 14. Juli 1902 , Z . 29949 , betreffend die Vorschriften Uber
die Bekämpfung der Tuberkulose , sind alle Dienststellen und Bahnärzte zu be¬
teilen und ist der Inhalt desselben in die betreffenden Instruktionen wörtlich
aufzunehmen.

Die Bahnärzte sind zu verhalten , die mit Tuberkulose in ihrer Behandlung
stehenden Bahnbedienstelcn und deren Angehörige , beziehungsweise Wohnuugs-
genossen , im Sinne des zitierten Erlasses entsprechend zu belehren und Fälle
von vorgeschrittener Tuberkulose der Vorgesetzten Dienstesstelle anzuzeigen.

Bezüglich der Kleider , Wäsche, Gebrauchsgegenstände und Wohnräume
tuberkulöser Bediensteter oder deren Angehörigen ist bei jedem Wohnungs¬
wechsel, sowie nach dem Ableben solcher Kranken sinngemäß nach dem auf
Seite 8 des oben erwähnten Separatabdruckes angeführten Bestimmungen
vorzugehcn und haben sich diese Maßnahmen nicht nur auf die Dienstkleider
der Bediensteten , sondern auf alle , von den betreffenden Kranken benützten
Kleidungsstücke und nicht bloß auf die Wächterubikationen , sondern auch auf
die von solchen Kranken benützten Naturalwohnungen und Diensträume zu
erstrecken.

Es empfiehlt sich, Kleidungsstücke , welche durch Auskochen oder Einlegen
in flüssige Desinfektionsmittel verdorben werden , in Dampf -Jnfektionsapparaten
zu desinfizieren und die vorerwähnten Wohn - und Diensträume bei jedem
solchen Anlasse mit Kalk frisch zu tünchen und hierauf die Fußböden mit
Sodalösung aufzuwaschen.

Die Handhabung der vorstehenden sanitären Vorschriften ist durch die
betreffenden Dienstvorstände und Bahnärzte stets zu überwachen , wovon sich
die Örgane der k. k. General -Inspektion der österreichischen Eisenbahnen ge¬
legentlich überzeugen werden.

Hiebei ist auch auf die größte Reinhaltung aller Gebrauchsgegenstände
in den Bahnrestauralionen und Küchen ein besonderes Augenmerk zu richten.
Personen mit konstatierter Tuberkulose sollen daselbst nicht verwendet werden.

Der k. k. Eisenbahnminister:
Wittek w. x.
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Gifthändler -Verzeichnis.
Laut Erlasses der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 30 . Jänner

1905 , Z . XI -158 (M .-Abt . X 383 05 ), ist im Berlage der k. k.
Hof - und Staatsdrnckerei das Gifthändler -Verzeichnis , und zwar
nach dem Stande vom 31 . Oktober 1904 , erschienen. Demselben
wurde das nachstehende Verzeichnis der zum Absätze von Giften
in Wien berechtigten Gewerbetreibenden entnommen.

Name des zum Gistvcrkaufe
konzessionierten Gewerbs-

mannes

Alder Marie
(Geschäftsleiter Josef

Piller)

Baier Robert
(Firma : Felix Neumann)

Blltitlg Paul

Beins Heinrich Benjamin

Bockschütz Josef

Braun Eugen
(Firma : Petzold L Siiß)

Brestowsky August max.
pdarm . (Firma : Friedrich

Bayer L Komp .)

Brosche Franz -kav.
und Sohn

(Geschäftsführer
Friedrich Brosche)

Danzinger Leo Erwin,
MLA. ptmrm.

Dum Julius Ludwig
-(Geschäftsleiterin Elise Dum)

Ehmaun Leo
(Firma : W . I . Rohrbeck 's

Nachfolger)

Chrenfeld Alexander

Eysankv. Mariensels
Moritz

- Feßler Maximilian

Findeisen Karl Heinrich
(Firma : Levett L Findeisen)

(Geschäftsleiter Leopold
Bayer)

Dr . Förster Karl , lind
HIawaczek Max (Firma:

Lenoir L Förster)

Franke Karl

Friedländer Benno

Fritz Gustav und Richard
(Firma : G . L R . Fritz)

Beschäftigung desselben
Standort

des
Gewerbes

Gemischtwarenhändlerin n.
Erzeugerin chemischer Produkte

V . Bezirk und
X . Bezirk

Händler mit photographischen
Bedarfsartikeln

Verschleißer von Giften und
pharmazeutischen Präparaten

Handel und Verschleiß von
chemischen Produkten u . Giften

Verschleiß von Materialwaren,
Droguen , Chemikalien , Ver¬

bandstoffen , Parfüms u . Giften

Materialwarenhändler und
Giftverschleißer

Giftverschleiß

Verschleiß von Giften und Er¬
zeugung von Spiritus , Pott¬
asche und chemischen Produkten

Verschleiß von Giften und von
zu arzneilicher Verwendung be-
stimmten Stoffen und Präpa¬

raten

Verschleißer von Giften,
chemischen Produkten und Be¬
darfsartikeln für Galvaniseure

Händler mit physikalischen und
chemischen Gerätschaften

Verschleiß von photographischen
Bedarfsartikeln

Verschleißer von Drogen und
Chemikalien

Händler mit chemischen und
pharmazeutischen Präparaten

und Giften

Verschleiß von Gifte»

Inhaber eines chemisch-physika¬
lischen Institutes

Händler mit pharmazeutischen
Gerätschaften

Erzeuger von Zugehörartikeln
für Schleifer und Galvaniseure

Materialwarenhändler

I . Bezirk

VII . Bezirk

I . Bezirk

IX . Bezirk

I . Bezirk

I . Bezirk

III . Bezirk

IX . Bezirk

XVI . Bezirk

I . Bezirk

I . Bezirk

V. Bezirk

III . Bezirk

VII . Bezirk

IV . Bezirk

I . Bezirk

IV . Bezirk

I . Bezirk

j Name des zum Giftverkause
konzessionierten Gewerbs-

mannes
Beschäftigung desselben

Standort
des

Gewerbes

Frili Viktor
(Firma : Gebrüder Fritz)

Gaschlcr Joses
Gaiimannmüllcr Anton

(Firma : Krenn L
Ganmannmüller)

Gehe Robert

Gvjtau Emannel Viktor

Greilinger Roman

Gstöttncr Johann

Guuesch Gustav

Heiner Georg
(Firma : Dr . I . Scharm)

Hell Gustav
(verantwortl . Geschäftsleiter

Oswald Netusil)

Heß Josef Julius

Hvsmann Alfred

Hofmann Maximilian

Hvsmann Emanuel

Holluber Franz

Honig Oskar

Jaksch Ignaz

Jelinek Isidor

Wilhelm

M. u. B. Kopp
(vorm . Filiale Strubecker u.

Holluber 's Nachfolger
Karl Kopp)

(veranlworllicher Geschäfts-
leitcr Bruno Kapeller)

Kratzer Franz

Krziwanek Karl
(verantwortlicher Geschäfts¬

leiter Franz Exner)

Kühle Fritz

Lambrecht Wilhelm Heinrich

Lebert Anton

Lesch Karl

Materialwarenhändler

Gistverschleiß

I . Bezirk

XVIII . Bezirk

Materialwareuhändler IV . Bezirk

Gifthändler III . Bezirk

Engrosverschleiß von Gisien -
und von zu arzneilicher Ber - vm Pe -irk
Wendung bestimmten -stoffen ' °

und Präparaten

Gifthandel V. Bezirk

Gemischtwarenhäudler und
Verschleiß von Giften

V. Bezirk

Materialwarenhändler und
Verschleiß von Giften

Drogist und Gifthändler

Giftverschleiß

IX . Bezirk

VI . Bezirk

I . Bezirk

Erzeuger chemischer Produkte XV . Bezirk

Verschleiß von Giften u . phar-
mazeutischen Präparaten ^

Verschleißer von Giften und
Arzncipräparateu

VII . Bezirk

Verschleißer von Giften und ^
Arzneipräparaten I ' '

Giftverschleiß I . Bezirk

Verschleiß von Giften u . phar¬
mazeutischen Präparaten

I . Bezirk

Gemischtwaren -Verschleißer VI . Bezirk

Verschleißer von Giften

Verschleiß von Giften für
photographische und technische

Zwecke

II . Bezirk

VI . Bezirk

Gistverschleiß

'Spezerei -, Material - und
Farbwarenhändler

Händler mit photographischen
Bedarfsartikeln

Händler mit photographischen
Bedarfsartikeln

Berschleißer von Abzugbilderu,
Gemischtwarenhändler und

Ölfarben -Erzeuger

Materialwarenhändler

Verschleiß von Giften und
Arznei -Präparaten , Erzeugung

von Gelatinekapseln

XVIII . Bezirk

VII . Bezirk

VII . Bezirk

VI . Bezirk

III . Bezirk

V . Bezirk

XVIII . Bezirk
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Name des zum Giftverkaufe
konzessionierten Gewerbs-

mannes
Beschäftigung desselben

Lorbeer Julius
(Firma : Lorbeer L Traitler)

Löwenstein Leopold

Handel mit Materialwaren u.
pharmazeutischen Präparaten,

Verschleiß von Giften

Giftverschleißer

Medinger Emil
(Firma : Medinger L Söhne)

Miller v. Aichholz Vinzenz
(Firma : I . M . Miller

L Komp .)

Spezereiwarenhändler

Material -, Kolonial - und
Spezereiwarenhändler

Moll August zun.

Müller Wilhelm
(Firmai N . Lechner)

Naumann Rudolf
(Firma : Naumann

L Ortlieb)

Materialwarenhändler und
Apotheker

Buchhandel , Photographie und
Giftverschleiß

Brechweinstein -Erzeugung

Nenbcr Wilhelm

Neugebaner Leopold

Gemischtwarenhändler

Giftoerschleißer

Nowak Oskar Materialwarenhändler und
Giftoerschleißer

Olbrich Raphael
(Firma : I . Olbrich)

Kurz « und Galanteriewaren-
und Giftoerschleißer

Pawlilowsky Henriette Materialwarenhändlerin

Firma Pazofsky , Palm,
Theyner

(Gcschäftsleiter : Karl Palm)

Pensens Walther
(Firma : Josef Hnß ' Nach¬

folger)

Pfanhliiiser Wilhelm

Parmazrutische
Produktionsgenossenschaft

(Geschästsleiter:
Johann Tnrinsly)

Pichler Franz

Pollatschek Hugo

Praeceptor Emil

Prandstetter Karl Richard

Lehrmittelanstalt und chemisch-
phisikalisches Lehrinstitut

Materialwarenhändler

Erzeuger und Verschleißer von
Giften

Großhandel mit pharmazeutischen
Präparaten , Erzeugung von

Verbandstoffen und
Giftverschleiß

Buchhändler und Verschleißer
von Lehr - und Unterrichts¬

mitteln

Verschleiß von Giften und
pharmazeutischen Präparaten

Gemischtware » - und Gifthandel

Verschleißer von Giften und
Arznei -Präparaten

Raabe Hermann
(Firma : Friedrich

Bruno Raabe)
Materialwarenhändler

Raudnicky Albert Giftoerschleißer

Raupenstrauch Kamillo
Erzeuger und Verschleißer von
Giften , pharmazeutischen Prä¬

paraten

Dr . Raupenstrauch Gustav
Adolf

Rodel Josef
(Firma : W . Mandelblüh 's
Nachfolger Niklas L Rodel)

Verschleiß von Giften und
pharmazeutischen Präparaten

Giftoerschleißer

Standort
des

Gewerbes

IX . Bezirk

VIII . Bezirk

IV . Bezirk

III . Bezirk

I . Bezirk

I . Bezirk

X . Bezirk

VI . Bezirk

VIII . Bezirk

XVI . Bezirk

I . Bezirk

X. Bezirk

IX . Bezirk

I . Bezirk

VII . Bezirk

XVII . Bezirk

V . Bezirk

II . Bezirk

VI . Bezirk

I . Bezirk

V . Bezirk

II . Bezirk

II . ,Bezirk

II . Bezirk

I . Bezirk

Noeder Philipp August Materialwarenhändler III . Bezirk

Name des zum Giftverkaufe
konzessionierten Gewerbs-

mannes
Beschäftigung desselben

Standort
des

Gewerbes

Rosen Philipp

Roth Josef

Scheibert Andreas

Schreycr Wilhelm

Siebert Rudolf

Sobcl Max

Spacek Edmund

Stadlbaner Moritz

Staub Eugen
(Firma : Josef Pieniczka)

Taussig Alexander

Thein ^Hugo

Tölk Leopold

Voigt Karl so».
(Firma : Josef Voigt L

Komp .)

Wachtel Bernhard

Wachtel Julius

Wallace Michael

Walliczek Heinrich, Dr.

Weidinger Paul

Wilhelm Eduard

Will Philipp Adolf
(Firma : I . WUrth L

Wurm Franz

Zipperer Franz

Zisarsky Emanuel
mag . piiarm.

Verschleiß von Giften und
pharmazeutischen Präparaten

Verschleiß von Giften und
pharmazeutischen Präparate»

Mat eria lwaren - und Drogen-
Verschleißer

XIII . Bezirk

IX . Bezirk

VI . Bezirk

Verschleiß von Gilten und von
zcharznerlichcr Verwendung be¬
stimmten Stofse » u. Präparaten

Händler mit chem.-pharm.
Gerätschaften n . Giftverschleiß

Kommissionshandel mittechnisch-
chemischen und pharmazeutischen

Präparaten

XII . Bezirk

IX . Bezirk

I . Bezirk

Verschleiß von Giften und
gisthältigen Drogen

Verschleiß von Giften und
pharmazeutischen Präparaten

Verschleiß von Materialwaren
und Chemikalien

Verschleiß von Giften und von
zu arzneilicher Verwendung be¬
stimmten Stoffen u . Präparaten

Verschleiß von Giften und
pharmazeutischen Präparaten

Giftverschleißer

Material - und Farbwaren-
händler und Spirituosen-

Verschleißer

Verschleißer photographischer
Utensilien und Steindrucker

Verschleiß von photographischen
Bedarfsartikeln

Gemischtwarenhändler und
Verschleißer von Giften , Arznei-
priiparaten und imprägnierten

Verbandstoffen

Erzeugung von Giften und
pharmazeutischen Präparaten

Verschleiß von Giften zu
photographische » Zwecken

Drogenhändler

Erzeuger chemischer Produkte

Material -, Kolonial - und
Farbwaren -Verschleiß

Giftverschleiß und Apotheke

Verschleiß von Giften und
Arznei -Präparaten

»5

XX . Bezirk

I . Bezirk

IX . Bezirk

IV . Bezirk

I . Bezirk

III . Bezirk

I . Bezirk

VII . Bezirk

I . Bezirk

I . Bezirk

III . Bezirk

II . Bezirk

III . Bezirk

VII . Bezirk

II . Bezirk

III . Bezirk

XV . Bezirk

Bestimmungen , betreffend den Weidetrieb der für
den Zentral -Viehmarkt in Wien bestimmten Schafe.

Kundmachung des Wiener Magistrates vom 30 . Jänner
1905 , M .-Abt . IX , 1096 ex 1904:

Die k. k. n .-ä . Statthalterei hat zufolge Erlasses vom 12 . Februar
1904 , Z . 95916 , auf Grund der ZZ 3 , 7 und 20 des allgemeinen Tierseuchen-
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gksctzes vom 29 . Februar I88Ü , R .-G .-Bl . Nr . 85 , den Weidetrieb nicht nu '-
der auf dem Zentral -Viehmarkte in Wie » uuverkauften , sondern überhaupt
der für diesen Markt eingelangten , zum Verkaufe bestimmten Schafe bis aus
weiteres unter folgenden Bedingungen gestaltet:

1. Hinsichtlich der Zufuhr , Deckung mit Biehpässen , Ausladung der
Schafe in den hiezu bestimmte » Stationen Wien St .-E .-G . und Wien
St . Marx , ferner in Betreff der amtstierärztlichen Beschau und Anzeige¬
verpflichtung bei Erkrankungen , Verendungsfällen oder Notschlachtungen
wiibrend der Weidezeit , sowie rücksichilich der veterinärpolizeilichen Behandlung
dieser Schafe im allgemeinen , haben die bezüglichen gesetzlichen Bestimmungen
Anwendung zu finden.

2 . Zur Erteilung der Bewilligung zum Weidetriebe , welcher nur inner¬
halb des Gemeindegebietes Wien erfolgen darf , ist der Wiener Magistrat
ermächtigt.

Diese Bewilligung darf nur dann erteilt werde » , wenn die Schafe selbst
vollkommen senchennnbedenklich sind , die Seuchensreiheit des Herkunftsortes
deiselben , der Bahnansladerampen des Zentral -ViehmarkteS St . Marx , sowie
der zu benützenden Weideplätze sichcrgestellt erscheint und der Tierbesitzer den
Nachweis des erworbenen Weiderechtes erbringt.

3 . Die zulässige Weidezeit ist in der Regel vier Tage . Nach Ablauf
derselben müssen die Schafe nach St . Marx gebracht und dort vermarktet
werden . Sie müssen aber auch, wenn cs aus veterinärpolizeilichen oder
Approvisioiiiernngs -Rücksichten notwendig ist, vom Wiener Magistrate vor
Ablauf dieser Weidezeit auf den Zentral -Viehmarkt St . Marx zurückdirigiert
werden.

4 . Während der Zeit des Weidetriebes ist jeder Handel mit Schafen,
das Zusammeubringen nicht gleichzeitig in Wien eingelangter Transporte auf
einer Weide oder der nur partienweise Zutrieb der Weideschafe zum Markte,
ferner die Abgabe einzelner Tiere zur Schlachtung oder der Ersatz sonstwie in
Abgang gekommener Tiere durch neu dazu gebrachte Schafe strengstens unter-
sagt und unterliegen die Tiere und Weidebüchcl der Kontrolle der städtischen
Amtstierärzte , beziehungsweise der k. k. Sicherheitswache.

5 . Für die zum Weidetrieb zugelassenen Schafe müssen Weidebüchel
beiqebrachl werden , die vom Wiener Magistrate auf Kosten der Schafbesitzer
aufziilegen sind , seitens der Viehhirten de» Revistousorganen stets vorgewiesen
werden müssen und Rubriken für nachstehende Einzeichnungen enthalten:

n) Name des Schafbesitzers und des Hirten;
b ) Stückzahl , Nasse , Farbe und Herkunftsort der Schafe;
e ) Bestätigung der Seuchensreiheit des Herkunftsortes , beziehungsweise des

Viehmarktes in St . Marx;
«t) Bestätigung der Seuchensreiheit des Bezirkes , in welchem sich die Weiden

befinden , »nd über das erworbene Weiderecht;
es Tag des Beginnes des Weidetriebes;
k) Tag des Einlangens der Schafe am Markte;
2) Übereinstimmung der zur Weide zugelafscnen Schafe mit den nach

St . Marx gebrachten Tieren;
kr) Vormerkung über etwaigen Abgang oder Zuwachs von Schafen;
j ) Amtstierärztlicher Revisionsbefund der Schafe bei ihrer Zulassung zur

Weide , während der Weidezeit und bei ihrem Eintreffen in St . Marx;
j ) Vermerk über etwaige Revisionen durch die I. k. Sicherheitswache.

Die Übertretung vorstehender Anordnung zieht die zeitweilige oder
dauernde Zurücknahme der Weidebewilligung nach sich und wird ebenso wie
der ohne Bewilligung ausgeübte Weidetrieb nach den Bestimmungen des Ge¬
setzes vom 29 . Februar 1880 , R .-G .-Bl . Nr . 35 , geahndet.

Dies wird vom Wiener Magistrate mit folgendem Bemerken zur allge¬
meinen Kenntnis gebracht:

4 . Zur Erteilung der Bewilligung zum Weidetriebe und zur Aus¬
fertigung der Weidebüchcl , sowie zur Zurücknahme der Bewilligung werden
die Veterinäramts -Abteiluiigen des magistratischen Bezirksamtes für den
X . Bezirk (Station Wien St .- E .-G .) und des Zentral -Viehmarktes St . Marx
bestellt . Von der Erteilung sowie von der Zurücknahme der Bewilligung sind
jed smal sofort die Beierinäramts -Abteilungen St . Marx und des Weide¬
bezirkeis in Kenntnis zu setzen.

8 . Zur Zurllckdirigieruiig im Sinne des Punktes 3 aus veterinär¬
polizeilichen Rücksichten werden die Veterinäramts -Abteilungen des Weide¬
bezirkes , zur Zurückdirigierung aus Approvisionierungs -Rücksichten die Markt-
amts -Abteilung des Zentral -Viehmarktes St . Marx bestellt . In jedem Falle ist
die Velerinäramts -Abteilung St . Marx von der Verfügung sofort zu ver¬
ständigen.

6 . Die im Sinne des Punktes 6 aufgelegten Weidebüchel find in den
Veterinäramts -Abteilungen des magistratischen Bezirksamtes für den X . Be¬
zirk und des Zentral -Viehmarktes St . Marx gegen Entrichtung der Ge¬
stehungskosten von 12 d erhältlich.

L6.
Zulassung der von der Internationalen Siegwart-
balken -Gesellschaft in Luzern hergestellten Eisenbeton-

Balkendecken.

Bescheid des Wiener Magistrates vom 30 . Jänner 1905,
M .-Abt . LIV , 64/04:

Von dem Wiener Magistrate , Abteilung X , wird über das Ansuchen der
Internationalen Siegwartbalken -Gcsellschaft in Luzern die Verwendung der
von dieser Firma hergestcllten Eisenbeton -Balkendecken bei Hochbauten in Wien
vnter nachstehenden Bedingungen für zulässig erklärt:

1. Die beabsichtigte Ausführung ist in den Konsensplänen auszuwcisen,
welche auch die zur Beurteilung der Konstruktion erforderlichen Detailzeichnungen
enthalten müssen . Insoweit die Konstruktion nicht nach bestimmten , vom Stadt¬
bauamte vorher überprüften Normalien ansgeführt wird , ist eine statische Be-
rechnung jedem Baugesuche beizuschließeii.

2 . Die Konsens » und Detailpläne sind von einem behördlich autorisierten
Zivil - oder Bau -Ingenieur , behördlich autorisierten Zivil -Architekten oder von
einem Baumeister zu unterfertigen , welcher die Ausführung der Konstruktion
zu leiten und zu überwachen und für die klaglose Herstellung und für die der
Berechnung entsprechende Tragfähigkeit , auch nach Lieferung und Einfügung
in den Bau die volle Haftung zu übernehmen hat.

3 . Zur Herstellung darf nur langsam bindender , absolut volumbeständiger
Portland -Zement bester Gattung , vollkommen reiner scharfkörniger Sand und
Schotter , reines Wasser und bestes Flußeisen verwendet werden.

Das Mischungsverhältnis des Betons darf im ungünstigsten Falle 500 kx
Portland -Zement zu 1 Sand (1 Volumteil Sand und 3 Volumteile Schotter)
betragen.

4 . Bei der statischen Berechnung sind , was die Ermittlung der äußeren
und inneren Kräfte betrifft , die in dein vom preußischen Ministerium der öffent¬
lichen Arbeiten herausgegebenen „ Bestimmungen für die Ausführung von
Konstruktionen ans Eisenbeton bei Hochbauten " enthaltenen Leitsätze, sowie das
dort angegebene Rechnungsverfahren onzuwenden.

Als zulässige Spannungen haben zu gelten:

Zug D >uck schub

Kilogramm per ! Kilogramm per ! Kilogramm per
Quadratmeter ! Quadratmeter ! Quadratmeter

Beton 25

Eisen 1000 750

Die berechnete Haftspannung darf die zulässige Schubspannung nicht
überschreiten.

Im übrigen gelten für die zulässigen Beanspruchungen , sür die der
Rechnung zugrunde zu legenden Belastungsannahmen und für die Eigengewichte
der Baumaterialien die vom Österreichischen Ingenieur - und Architektenvereine
aufgestellten Normen.

5 . Die Herstellung der Balken darf nur unter entsprechender Aufsicht
durch geschulte Arbeitsleute erfolgen . Das Zumessen der Materialien bei Her¬
stellung des Betons hat mittels entsprechender Meßgefäße zu erfolgen . Bei
Frostwetter darf nicht betoniert werden . Die Balken dürfen erst 45 Tage nach
ihrer Herstellung von der Erzeugungsstelle verführt werden.

Mangelhafte oder schadhaft gewordene Balken dürfen nicht zu den Bauten
geliefert werden.

Auf den Balken muß in unverwischbarer Weise an auch nach dem Ver¬
setzen sichtbaren Flächen ein Fabrikszeichen , die Profilnummer , das Datum der
Herstellung , die zulässige freie Spannweite und Nutzlast angezeichnet werden.

Über die Erzeugung ist ein Tagebuch zu führen , welches über die fertigen
und in Anfertigung begriffenen Balken Aufschluß gibt.

6 . Es ist vom Baulührer um bauämtliche Besichtigung und Überprüfung
der Balken nach Zufuhr zur Baustelle vor deren Versetzen anzusuchen . Anläßlich
der vorzunehmenden amtlichen Rohbaubesichtigung werden die verlegten Balken
einer nochmaligen Besichtigung unterzogen . Es bleibt dem Stadtbauamte Vor¬
behalten , die einwandfreie Herstellung , den erreichten Härtegrad und die Trag¬
fähigkeit durch besondere Versuche sestzustellen , und zwar:

o) durch Belastungsproben , bei welchen die fertige Konstruktion höchstens
einer gegenüber der zugrunde gelegten Belastungsannahme doppelten
Inanspruchnahme unterzogen werden darf;

b) durch stichprobeweise vorzunehmende Bruchproben , zu welchem Zwecke
die nötigen Ersatzstücke vom Bausührer beizustellen sind.

Es wird dem Bauführer vom Stadtbauamte behufs rechtzeitiger
Herstellung von Ecsatzstücken nach Erteilung des Baukonsenses über dessen
Anfrage mitgeteilt werden , ob und inwieweit solche stichprobenweise er¬
folgende Bruchproben beabsichtigt werden,

e) durch Festigkeiisproben des Betons und Eisens , welche durch eine amtliche
Prüfungsanstalt veranlaßt werden , der von der Konstruktion entnommene
Probestücke zugesandt werden . Die Kosten solcher Erprobungen hat der
Bausührer zu tragen . Bei den Proben dürfen sich bei Belastungen mit
li/zfachem Eigengewichte und 2 ^ facher Nutzlast (das Gewicht der Be¬
schüttung und des Fußbodens inbegriffen ) keine die Tragfähigkeit und
den Bestand beeinträchtigende Haarrisse zeigen und darf der Bruch erst
bei Belastung mit dem dreifachen Eigengewichte und vierfacher Nutzlast
(im obigen Sinne ) entstehen.

Bei de» vorzunehmenden Festigkeitsproben muß der Beton eine
Druckfestigkeit von mindestens 125 KZ per Quadratzentimeter besitzen,
wobei vorausgesetzt wird , daß die Probe erst nach mindestens 28tägiger
Erhärtung abgeführt wird . Fallen diese Erprobungen ungünstig aus , so
sind die betreffenden Balken , beziehungsweise , wenn es das Stadtbauamt
verlangt , alle bei dem Baue verwendeten Balken zn entfernen und durch
stärkere zu ersetzen oder , wenn dies in fachgemäßer Weise möglich ist,
zu verstärken.
7 . Es ist vom Bauführer Vorsorge zu treffen , daß die Balken bei dem

inneren Ausbaue des Gebäudes nicht geschwächt oder beschädigt werden (z. B.
durch Einstemmen von Löchern und Schlitzen sür Rohrleitungen und dergleichen
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a» ungeeigneter Stelle ) . Bei Wohngebäuden haben die Decken unter dem Fnß-
bvdenbelage eine Überschüttung von mindestens 8 em Höhe zu erhalteu.

Die Auslagbreite der Balken ist so zu bemessen , daß die zulässigen
Pressungen des Betons und Manerwerles nicht überschritten werden.

8 . Die Abänderung und Ergänzung beziehungsweise Znrllcknahme dieser
Bewilligung nach den Ergebnissen der praktischen Erfahrungen bleibt Vorbehalten.

17

Militärische Ehebeivillignng für die k. k. Gendarmerie.

Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . R . Weiskirchner
vom 31 . Jänner 1905 , M .-Abt . XVI , 557/05 (Normalienblatt
des Magistrates Nr . 13 ) :

Das k. k. Ministerium des Innern hat nachstehenden Erlaß vom
6 . Dezember 1904 , Z . 48095 , an die k. k, Statthalter « in BrünN gerichtet!

„Mit Beziehung auf den Bericht vom 24 . Oktober 1904 , Z . 51709,
wird die k. k. Statthalter « eingeladen , dem bischöflichen Ordinariate in Brünn
in Erledigung der gestellten Anfrage zu eröffnen , daß die Angehörigen der
k. k. Gendarmerie , welche nach Inhalt des hierortigen Erlaßes vom II . No¬
vember 1904 , Z . 46710 , in Hinkunft der zivilgeistlichen Jurisdiktion unter¬
stehen , im Grunde der Bestimmung des Z 54 a. b. G .-B . zum Abschlüsse
einer Ehe der im H 38 des Gesetzes vom 25 . Dezember 1894 , N .- G .-Bl.
Nr . 1 ex 1895 , betreffend die Gendarmerie der im Reichsrate vertretenen
Königreiche und Länder , vorgesehenen Bewilligung zur Eheschließung bedürfen ."

Hievon sehe ich die städtischen Ämter ans Grund des Statthalterei-
Erlaßes vom 17 . Jänner 1905 , Z . III -265I/2 , unter Hinweis auf den
Normal -Erlaß der k. k. Statthaltern vom 30 . Dezember 1904 , Z . III -265 ! /1
(Normalienblatt Nr . 6 ex 1905 ) zur Danachachlung in Kenntnis.

18 .

Ausnahmen von der Einhaltung der Arbeitspausen
bei der Teigwarenfabrikation.

Zirkular -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 1. Februar
1905 , 1-642 , M .-Abt . XVII , 613/05 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 19) :

Mit der im Reichsgesetzblatte vom 9 . Jänner 1905 kundgemachten Ver¬
ordnung der Minister des Handels und des Innern wird im Grunde des
ß 74 a, Alinea 3 der Gewerbeordnung die Ministerial -Verordnung vom 27 . Mai
1885 , R .-G .-Bl . Nr . 82 , durch Einschaltung eines neuen Punktes 23 dahin
ergänzt , daß den Teigwarenfabriken gestattet wird , in Ansehung des an den
Walzenmaschincn und Formpreßen , beim Einrollen der Teigfladen , beim Aus¬
nehmen des Teiges aus den Maschinen , Zerschneiden und Vorrichten der
Teigsträhne znmTrocknungsprozesse , endlich bei der Überwachung des Trocknungs¬
prozeßes beschäftigten Arbeitspersonales von der Einhaltung fixer, auf bestimmte
Zeitpunkte im vornhinein festgesetzter Arbeitspausen abznsehen und die Ruhe¬
pausen auf die sich aus dem Beiriebsgange ergebenden freien Zeitpunkte zu
verlege » .

Diese Ausnahme erweist sich mit Rücksicht auf die besonderen Eigenschaften
des verarbeiteten Materiales in Betrieben mit gesetzlich beschränkter Arbeitszeit
im allgemeine » , ganz besonders aber in den klimatisch wärmeren Gegenden
und in den trockenen Jahreszeiten als im Interesse des ungestörten Fort¬
betriebes der gedachten Industriezweige unumgänglich notwendig.

Durch die in Rede stehende Ausnahme darf selbstredend den gesetzlichen
Vorschriften über die Dauer der täglichen Arbeitszeit in fabriksmäßig betriebenen
Gkwerbsunternehmungcn keinerlei Abbruch geschehen.

Hievon werden infolge Erlasses des k. k. Handelsministeriums vom
9. Jänner 1905 , Z . 64495 , die k. k. Bezirkshauplmannschaften , der Wiener
Magistrat , Abteilung XVII , die magistratischen Bezirksämter und die Stadträte
in Wiener -Neustadt und Waidhosen a. d. Abbs in Kenntnis gesetzt.

1«.
Stenerrechtliche Behandlung der Dienstznlagen der

Wiener städtischen Marktamts - und Veterinär¬
beamte » .

Die k. k. Finanz -Landes -Direktion in Wien hat unter dem 2 . Februar
1905 , Z . 3979/11 , nachstehenden Erlaß an die k. k. Steuerbehörden I . Instanz
in Niederöstcrreich hinausgegeben:

Zufolge Erlasses des k. k. Finanzministeriums vom 11 . Jänner 1905,
Z . 80562/04 , sind die sogenannten „ Dienstznlagen " der Wiener städtischen
Marktamts - und Veterinärbeamten nach Artikel 25 , Z . 4V .-V . IV . als oneros
zu behandeln . (M .-Abt . IX . 631 05 .)

ll. UlMnalivliestimmiiiUM.
gemeinde«at:

20 .

Regelung der Kommissionsgebühren für das Gebiet
des XU . Bezirkes.

Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung vom 7. Februar 1905 unter
Zahl 1676 nachstehendes beschlossen:

In Ergänzung des Normales über die den städtischen Beamten zn-
kommeiiden Entfernungsgebühre » wird bestimmt , daß vom 1. Februar 19 l5
an für Kommissionen aus dem I . Bezirke das gesamte Gebiet des XXI . Be¬
zirkes zur vierten Zone zu rechnen ist. (M .-Abt . XXI1 - 276/05 .)

Stadiral:
21 .

Befreiung des Landesausschusses und der
k. k. Staatsbahn -Direktion Wien von der Zahlung
von Verzugszinsen von Wasserleitungsabzweigungs-

und Wassermessereinschaltungskosten.
Der Stadtrat hat in seiner Sitzung vom 24 Jänner 1905 , Z . 810,05,

beschlossen, gegenüber dem n .-ö. Landesausschuß und der k. k. Slaatsbadn-
Direktion Wien auf die Anrechnung von Verzugszinsen für verspätet ein-
langende Zahlungen von Waßerleitnngsabzweigungs - und Waßermefferlin-
schaltungskosten zu verzichten , eine Begünstigung , die bereits mit Entschließung
des zur einstweil,gen Besorgung der Geschälte der Reichshaupt - und Residenz¬
stadt bestellten k. k. Bezirkshauptmannes vom 12 . Mai 1896 , Z . 3357 , dem
k. u . k. Hosärar und der k. k. Dikasterialgebände - Direktion zugestanden wurde.
(M .-Abt . VII , 3718/04 .)

Für diese Ausnahmsbestimmung war der Umstand maßgebend , daß die
bei obigen Gebühren im allgemeinen znr Anwendung kommende I4tägige
Zahlungsfrist mit Rücksicht auf den komplizierten Verrechnungsdienst der ge¬
nannten Behörden unzulänglich ist.

Hievon werden die magistratischen Bezirksämter zur Kenntnisnahme und
Danachachtung verständigt.

Magistrat:
22 .

Vermeidung jeder feuergefährlichen Handlungsweise
in städtischen Amtsräuiuen.

Erlaß des Ober -Magistratsrates Dr . Stephan Sedlaczek
vom 21 . Jänner 1905 , M .-D . 236/05 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 7) :

In jüngster Zeit hat sich wiederholt der Fall ereignet , daß durch das
unachtsame Wegwersen von nicht ganz abgebrannten Zündhölzchen und von
glimmenden Zigarren - oder Zigarettenresten die Gefahr eines Feuers in städtischen
Amtsräumen entstand . Nur der rechtzeitigen Entdeckung und den schleunig
getroffenen Vorkehrungen war es zu danken , daß die auf solche Art herbei-
geführte Feuersgefahr im Keime erstickt werden konnte und die Gemeinde W,en
vor unter Umständen sehr erheblichen Schädigungen bewahrt geblieben ist.

Um derartigen Vorkommnissen vorzubeugen , finde ich mich bestimmt , den
städtischen Bediensteten jede feuergefährliche Handlungsweise , vor allem das
Wegwerfen von noch nicht verlöschten Zündhölzchen oder von noch glimmenden
Zigarren - oder Zigarettenresten , insbesondere in der Nähe von Papierkörbe,i,
Holzverschalungen u . dgl . auf das Strengst - zu untersagen , wobei ich noch
bemerke , daß im gegebenen Falle die Schuldtragenden unnachsichtlich zum vollen
Ersätze des entstandenen Schadens herangezogen werden müßten.

Gleichzeitig bringe ich den hierämtlichen Normal -Erlaß vom 12 . März
1895 , M .-D . 336 , zur genauen Darnachachtung in Erinnerung , demzufolge
die städtischen Diener das Rauchen auch während des Aufräumens in den
Amtslokalitäten zu unterlaßen und sich stets bei dem Verlaßen der Amtsräume
die genaue Überzeugung zu verschaffen haben , daß in den Papierkörben keine
brennenden Stoffe oder entzündbare Gegenstände , wie Zündhölzchen , ent¬
halten sind.
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SS.
Verständigung der magistratische » Bezirksämter von
dem Ergebnisse der über Anzeigen derselben durch-

geführtcn gerichtlichen Strafamtshandlnngen.

Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . R . Weiskirchner
vom 28 . Jänner 1905 , M .-D . 306/05 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 14) :

AufGrund einer in derBezirksamtsleiter -Konserenzvom20 . Dezember 1904
gegebenen Anregung richtete ich an das Präsidium des k. k. Oberlandesgerichtes
in Wien eine Zuschrift , in welcher ich ausführte , daß die magistratischen Ämter
ein großes Interesse daran besitzen, über das Ergebnis der auf Grund ihrer
Anzeigen eingeleiteten Strafamtshandlnngen wegen gerichtlich zu ahndenden
Kontraventionen , insbesondere wegen Übertretungen des Lebensmiltelgesetzes
authentisch unterrichtet zu werden ; ich stellte zugleich das Ersuchen , die unter¬
stehenden Gerichte anweisen zu wollen , von dem Ausgange des durch Zuschriften
der magistratischen Ämter direkt oder indirekt veranlaßten Strafverfahrens diese
Ämter womöglich durch Übersendung einer Urteilsabschrift zu verständigen.

Hierüber hat das Oberlandesgerichts - Präsidium mit Zuschrift vom
24 . Jänner 1905 , Präs . 701/17 a/5 , über Ermächtigung des k. k. Justizmini¬
steriums anher mitgeteilt , daß die begehrte Weisung an die Wiener Straf¬
gerichte nicht hinausgegeben werden kann.

Zur Begründung wurde Folgendes angeführt:
„Die Anzeigepflicht der Strafgerichte hat bereits dermalen einen solchen

Umfang angenommen , daß dieselben (wie das k. k. Justizministerium bereits
mehrfach anerkannt hat ) mit einer neuen derlei Verpflichtung nur in solchen
Fällen belastet werden sollen , in welchen dies unumgänglich notwendig er¬
scheint und der durch die Pflichtanzeige angestrebte Zweck auf eine andere Weise
nicht oder nur mit unverhältnismäßiger Umständlichkeit erreicht werden kann.

Wenn die Justizverwaltung auch voll anerkennt , daß die magistratischen
Ämter ein evidentes Interesse daran haben , von dem Ergebnisse ihrer Straf¬
anzeigen , namentlich nach dem Lebensmittelgesetze , Kenntnis zu erlangen , so
möchte das Oberlandesgerichts -Präsidium doch darauf Hinweisen , daß dies am
einfachsten in Form einer , eventuell kurzwegigen , ja nur telephonischen Auslage
bei der Gerichtskanzlei des betreffenden Strafgerichtes , in den Fällen einer
Anzeige nach dem Lebensmittelverfälschungs -Gesetze im Wege der Untcrsuchungs-
anstalt (welche gemäß der Justizministerial -Verordnung vom 19 . Mai 1899,
Nr . 24 J .-M .-V .-Bl ., von dem Ergebnisse des Strafverfahrens verständigt
wird ) durch Einsichtnahme in deren Bezugsakten geschehen kann , ohne die
Gestion der Wiener Strafgerichte , welche zum größten Teile überbürdet sind,
mit einer neuen Agende zu belasten .';

Hievon setze ich die städtischen Ämter zur Darnachachtnng in Kenntnis.

54.

Entlehnung von Archivalien.

Erlaß des Magistrats - Direktors Dr . R . Weiskirchner
vom 6. Februar 1905 , M .-D . 387/05 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 15) :

Es ereignet sich öfters , daß Magistrats -Abteilungen schriftlich vom
städtischen Archive den Anschluß von Archivalie » (im Originale ) an laufende
Geschäftsstücke verlangen.

Im Interesse der Erhaltung und möglichst ununterbrochenen Verfüg¬
barkeit der im Archive aufbewahrten Urkunden und Akten wird hiemit ein
solcher Vorgang als untunlich abgestellt . Die Benützung der Archivalien hat
sich möglichst auf deren Einsichtnahme im Archivslokale  zn beschränken;
nur in jenen Fällen , in welchen diese Art der Benützung aus triftigem
dienstlichen Grunde  nicht zureicht , kann die Entlehnung gegen eine vom
Magistrats -Direktor (rücksichtlich seinem Stellvertreter ) vidierte Empfangs¬
bestätigung erfolgen . Es ist aber strenge darauf zu achten , daß die entlehnten
Archivalien sofort nach geschehener Benützung dem städtischen Archive zurück¬
gestellt  werden und nicht ohne besonderen Grund dem laufenden Geschäfts¬
stücke angeschloffen bleiben.

55.

Enthebung von auf Privatrechtstiteln beruhenden
Gebühren durch die städtische Hanptkassa und ihre

Abteilungen.

Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . R . Weiskirchner
vom 9. Februar 1905 , M .-D . 366/05 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 16) :

Zum Zwecke der Beschleunigung und Vereinfachung des Einhebungs¬
dienstes bezüglich aller jener Gebühren , welchen ein politischer Exekutionstitel
nicht zukommt , wird angeordnet , daß die städtische Hauplkaffa und ihre Ab¬

teilungen in Zukunft unter Umgangnahme von der Inanspruchnahme des
Exekutionsamtes sofort nach Eintritt der Fälligkeit diejenigen Parteien , welche
mit der Zahlung im Rückstände geblieben sind, von der Fälligkeit in Kenntnis
setzen und zur Begleichung der Gebühr innerhalb eines kurzen Zeitraumes
drei bis acht Tage ) eventuell unter Anschluß von Posterlagscheinen ausfordern.

Hiebei sind die vom Magistrate entworfenen und Im Expedite erhältlichen
Mahnungen in Verwendung zu nehmen.

Dieselben sind durch die Zustellungsdiener zustellen zn lassen und hiebei
der untere perforierte Teil als Empfangsbestätigung zu verwenden.

Die Empfangsbestätigungen , welche die Buchbezeichnung der Gebühr und
die Höhe derselben enthalten , sind von den Kassenbeamten zu sammeln und
als Evidenz für die Abwicklung der Rückstandseinhebung zu verwenden.

Diejenigen Gebühren , welche auf Grund dieses Mahnverfahrens zur
Einzahlung gelangen , sind sohin aus dieser Evidenz auszuschalten und der
Rest dem Magistrate , beziehungsweise den magistratischen Bezirksämtern zur
weiteren Amtshandlung anzuzetgen.

Bezüglich der weiteren Amtshandlung des Magistrates und der magi¬
stratischen Bezirksämter wird ein besonderes Normale erlassen werden.

S « .

Beglaubigungen von Unterschriften auf Privat-
nrkunden.

Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . R . Weiskirchner
vom 14 . Februar 1905 , M .-D . 494/05 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 17) :

Wie den magistratischen Bezirksämtern bereits mit dem h. ä. Rund-
Erlasse vom 17 . August 1904 , M .-D . 2354/04 , mitgeteilt wurde , hat die
n .- ö. Notariatskammer in Wien in einer an das k. k. Justizministerium
gerichteten Eingabe darüber Beschwerde geführt , daß die magistratischen Bezirks¬
ämter in Wien die Beglaubigung von Unterschriften von Privaten auf Privat-
nrkunden vornehmen.

Die hierüber gepflogenen Erhebungen ergaben , daß die Bezirksämter
u . a . auch Legalisierungen von Lebensstellungsnachweisen besorgen , nach welchen
eine Privatperson einer anderen Privatperson eine bestimmte Lebensstellung mit
einem bestimmten Gehalte bietet.

Zufolge Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom 23 . Jänner
1905 , Z . 1824 , beziehungsweise des Statthalterei -Erlasses vom 10 . Februar
1905 , Pr .-Z . 387/2 , werden die Bezirksämter angewiesen , in Hinkunft die
Vornahme der Legalisierungen dieser Lebensstellungsnachweise zu unterlassen,
da dieselben Privaturkunden sind, zu deren Beglaubigung die Bezirksämter
nicht kompetent erscheinen.

Die den magistratischen Bezirksämtern obliegende Bestätigung von Unter¬
haltsreversen in der Richtung , daß der Reversleger nach den amtbekannlen
Verhältnissen in der Lage ist, der übernommenen Verpflichtung nachzukommen,
wird hiedurch nicht berührt.

S7.

Jnstruierung der Strafakten der magistratischen
Ämter.

Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . R . Weiskirchner
vom 14 . Februar 1905 , M .-D . 438 05 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 18) :

Über Auftrag des k. k. Ministeriums des Innern vom 20 . Jänner 1905,
Z . 697 , beziehungsweise auf Grund des Statthalterei -Erlasses vom 7. Februar
1905 , Z . VI -412 , bringe ich den magistratischen Ämtern den h. 8. Normal-
Erlaß vom 7 . Dezember 1895 , M .-D . 1773 (Mag . Vdg .-Bl . ox 1896 , S . 13
und 14) zur genauen Darnachachtnng in Erinnerung , nach welchem die magi¬
stratischen Ämter in jenen Straferlenntnisscn , die sie wegen Übertretung von
Anordnungen des Magistrates schöpfen, die Verlautbarung derselben im Amls-
blatte der Stadt Wien zu zitieren haben , damit die Einholung solcher Kund¬
machungen aus Anlaß der Einbringung von Rekursen , Strafnachsichisgesuchen
u . s. w . erspart werden könne.

Der mit diesem Normal -Erlasse in Widerspruch stehende Erlaß vom
13 . Oktober 1894 , Z . 79688 (Mag . Vdg .-Bl . ex 1894 , S . 68 ) , erscheint auf¬
gehoben.

Hievon setzeich die städtischen Ämter mit Bezug auf eine in der Bezirks¬
amtsleiter -Konferenz vom 24 . Juni 1903 gestellte Anfrage in Kenntnis.
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28.

Abgrenzung der Kompetenz bei Erteilung von
Konzessionen zur Errichtung und Führung von

Pensionaten für schulpflichtige Kinder.

Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . R . Weiskirchner
vom 16. Februar 1905, M .-D . 505/05 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 20) :

In neuerer Zeit haben einzelne magistratische Bezirksämter bei Ge¬
suchen um die Bewilligung zur Errichtung und Führung von Pensionaten fllr
schulpflichtige Kinder die Amtshandlung nach H 16 der Gewerbeordnung ge¬
pflogen , obwohl es sich hiebei nicht lediglich um Kosthänser , in welchen schul¬
pflichtige Kinder Wohnung und Verpflegung finden , sondern zweifellos um
Erziehungsanstalten handelt , zu deren Eröffnung im Sinne des § 70 R .-V .-G.
die Genehmigung der Landesschulbehörde erforderlich ist.

Der k. k. n .-ö. Landesschulrat hat mit Erlaß vom 6. Februar 1905,
Z . 61 , den Wiener Bezirksschulrat angewiesen , sich mit dem Magistrate der
Stadl Wien sofort ins Einvernehmen zu setzen und dahin zu wirken , daß die
Bezirksämter von jeder beabsichtigten Bewilligung zur Errichtung und Führung
von Anstalten , in welchen schulpflichtige Kinder Wohnung und Verpflegung
finden , etwa im Einsichtswege , dem Bezirksschulräte Mitteilung machen , damit
in allen Fällen , bei denen es sich um Erziehungsanstalten im weiteren Sinne
des Wortes handelt , rechtzeitig die im Sinne des Z 70 des R .-B .-G . erforder¬
liche Genehmigung des Landesschulrates eingcholt werden kann.

Sache des Bezirksschulrates wird es sein , in jedem einzelnen Falle
wahrzunehmen , ob es sich lediglich um eine UnterkuaftS - oder Wohltätigkeits-
anstalt handelt , über welche die politische Behörde die Aussicht zu führen hat,
oder ob bezüglich derselben nach ihrer Organisation auch die Jngerenz der
Schulbehörden einzutreten hat.

Über das im Sinne dieses Erlasses vom Bezirksschulräte mit der Zu¬
schrift vom 10 . Februar 1905 , Z . 916 , anher gestellte Ersuchen finde ich
mich bestimmt , die magistratischen Bezirksämter anzuweisen , alle diesbezüglichen
Gesuche nach der erforderlichenfalls durch Einvernahme deS Gesuchstellers
erfolgte » Ergänzung oder genauen Umschreibung sowie nach Abschluß der
polizeilichen Erhebungen unverzüglich dem Bezirksschulräte zur Einsichtnahme
und Äußerung zu übermitteln , damit gegebenenfalls eine parallele Weiter¬
führung der Ämtshandlung der Politischen Behörde und der Schulbehörde
ermöglicht wird.

SS.

Führung eines Zentral -Gewerbe -Straf -Katasters in
der Magistrats -Abteilung

Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . R . Weiskirchner
vom 18. Februar 1905, M .-D . 3566/04 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 21) :

Zur einheitlichen und vollständigen Evideuthaltung aller von den
magistratischen Bezirksämtern nach der Gewerbe - Ordnung , dem Hausier¬
patente , dem Gesetze betreffend die Regelung der Ausverkäufe  und
dem Gesetze betreffend Ratengeschäfte  verhängten Strafen sowie der
Verwarnungen  nach A 138 Gew .-Ges . wird vom 15 . März 1905 an
in der Magistrats -Abteilung XVII ein Zentral -Straf -Kataster gesührt werden.

Dieser Zentral -Straf - Kataster wird aus losen Blättern (Strafkarten ) be¬
stehen , welche di - magistratischen Bezirksämter sofort nach Rechtskraft der
darauf verzeichneten Strafen an die Magistrats -Abteilung XVII einzusenden
haben werden , wobei als Grundsatz gilt , daß für jede einzelne Abstrafung je
eine Straskarte einzusenden ist.

Die einlangenden Strafkarten werden in dem alphabetisch geordneten
Zentral - Straf -Kataster eingereiht . Zu Ende jedes Jahres erfolgt die Hinzu-
schreibung der hinsichtlich ein und derselben Person bisher erfolgten Abstrafungen
auf der ersten für diese Person eingelangten Strafkarte und die Ausstoßung
der übrigen Strafkarten , die dieselbe Person betreffen.

Die magistratischen Bezirksämter haben bei allen jenen Gewerbean¬
meldungen , bezw . Konzessionsgesuchen , bei welchen sie es für notwendig erachten,
jedenfalls  aber bei Einschreiten um konzessionierte Gewerbe sowie bei
Anmeldungen des Gcmischlwaren - oder Lpirituosenhandels , bezw . Verschleißes
vor Hinausgabe der Gewerbescheine , bezw . Ausfertigung der erbetenen Kon¬
zessionsurkunden eine Anfrage über die eventuellen Vorstrafen oder Gewerbe¬
entziehungen des bezüglichen Gewerbeanmelders , bezw . Konzessionswerbers mit
der hiefür bestimmten Drucksorte an die Magistrats -Abteilung XVII zu richten
und sohin die entsprechenden Vormerkungen in dem beim Bezirksamte zu
führenden Straf -Kalaster (-Index ) einzulragen.

Ebenso haben die magistratischen Bezirksämter in allen  jenen Straf¬
fällen , in welchen ihnen nicht ohnehin ihr eigener Straf -Kalaster (-Index ) über

die Vorstrafen genaue Auskunft gibt , die Vorstrafen in der Magistrats - Ab¬
teilung XVII zu erheben.

Für die Straf - bezw . Anfragekarten wird eine besondere Drucksorte
aufgelegt werden , welche für obige Zwecke ausschließlich zu verwenden und im
gemeinsamen Expedite zu beziehen ist.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im Landes¬
gesetzblatte für Österreich unter der Enns im Jahre

1SV5 publizierten Gesetze und Verordnungen.

Reichsgcsehblatt.

Nr . 8 . Verordnung des Justizministeriums vom
11 . Jänner 1905 , betreffend die Bestellung der Vorsteher und
leitenden Beamten der Kanzlei des Obersten Gerichts - und Kaffationshofes.

Nr . S . Kundmachung des Handelsministeriums
vom 18 . Jänner 1905 , betreffend die Abänderung des Statutes
des Arbeilsstalistischen Amtes im Handelsministerium.

Nr . IS . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 23 . Dezember 1904 , betreffend die Ermächtigung des Neben¬
zollamtes I . Klasse in Skala zur Anwendung deS Ansageverfahrens im
Eisenbahnverkehre,fllr Getreide - , Hülsenfrüchten - und Sämereisendungen.

Nr . 11 Verordnung des Justizministeriums vom
27 . Jänner 1905 , betreffend die Zuweisung der Orlsgemeindc Pod-
horn zu dem Sprengel des Bezirksgerichtes Leipnik.

Nr . IS . Verordnung des k. und k. gemeinsamen
Ministers des Äußern vom 29 . Jänner 1905 , beuchend
die Einschränkung der Gerichtsbarkeit der k. und k. Konsularämiec in Ägypten
und die teilweise Übertragung dieser Gerichtsbarkeit an die sdort bestehenden
gemischten Tribunale ans weitere fünf Jahre.

Nr . 18 . Verordnung des Justizministeriums im
Einvernehmen mit den Ministerien des Innern , des
Handels und der Finanzen vom 31 . Jänner 1905,
betreffend die Errichtung eines Gewerbegerichies in Sternberg.

Nr . 14 . Verordnung des Eisenbahnministeriums
vom 10 . Februar 1905 , über die Veröffentlichung der Tarife für
die Beförderung von Personen , Gepäck, Leichen, lebenden Tieren und Gütern
auf Eisenbahnen.

Nr . 15 . Staatsvertrag vom 22 . November 1904
zwischen der österreichisch-ungarischen Monarchie und dem Königreiche Bayer »,
betreffend mehrere Eisenbahnanschlüffe an der beiderseitigen Grenze.

Nr . IS . Verordnung der Ministerien der Justiz,
der Finanzen , des Handels und des Ackerbaues vom
1. Februar 1905 , womit die Minntcrial-Berordnung vom II . Februar
1896 , R .-G .-Bl . Nr . 28 , betreffend die Bestellung von nicht der Börse an¬
gehörenden Schiedsrichtern für die Börsenschicdsgerichte in Ansehung der für die
Czernowitzer Frucht - und Produktenbörse erlaffeneu Bestimmungen abgeändert wird.

Nr . 17 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 1. Februar 1905 , betreffend die Ermächtigung des Hauplzoll-
ainles ,u Sunbach zur zollfreien Behandlung von Übersiedlungseffekten.

Nr . 18 . Erlaß des Finanzministeriums vom
14 . Februar 1905 , betreffend die Einziehung der Banknoten zu zehn
Kronen inu dem Datum vom 31 . März 1900 und die Ausgabe von Bank¬
noten zu zehn Kronen mit dem Datum vom 2. Jänner 1904.

0 . Lanücsgcschbiatt.

Nr . S . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der ' Enns vom 6. Jänner
1905 , F . XVI-176, betreffend die der Gemeinde Zellerndorf erteilte
Bewilligung zur Einhebung einer Bierverbrauchsauflage von 2 X für die Zeit
vom Tage der Kundmachung der erteilten Bewilligung auf drei Jahre.
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Nr . 7 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 9. Jänner
1905 , Z . V-7753/1904, womit abgeänderte Sonderbestimmungen, be¬
treffend die Vornahme der gefällsämtlichen Lizitationen im Versteigerungsamte
des k. k. Versatz -, Verwahrung - - und Versteigernngsamtes in Wien verlautbart
werden.

Nr . 8 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter derEnns vom 10. Jänner
1905 , Z . XV1-318, betreffend die der Gemeinde Maigen erteilte Be¬
willigung zur Einhebung einer Auflage von 2 L für jeden in der Katastral¬
gemeinde Sigmundsherberg zum Verbrauch - gelangenden Hektoliter Bier vom
1. Jänner 1905 bis einschließlich 31 . Dezember 1907.

Nr . N Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 10. Jänner
1905 , Z . 11-38, betreffend die vom Militärärar und aus Landesmitteln
in dem Zeitraum - vom 1. Jänner bis 31 . Dezember 1905 zu leistende Ver¬
gütung für die den Militärmannschaften aus dem Durchzuge vom Quartier¬
träger gebührende Mitlagskost.

Nr . 10 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 11. Jänner
1905 , A. XV1-378/05, betreffend die der Gemeinde Pyrawarth erteilte
Bewilligung zur Weitereinhebung einer Bierverbrauchsauflage von 3 L 40 k
in den Jahren 1905 , 1906 und 1907.

Nr . 11 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 11. Jänner
1905 , Z . XV1-379/05, betreffend die der Gemeinde Arbesbach erteilte
Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuern über¬
steigenden Umlagen pro 1904 in den nach Alt -Melon eingeschulten Gemeinde-
teilen.

Nr . 12 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 11. Jänner
1905 , Z . XV1-385/05, betreffend die der Gemeinde Krems erteilte Be¬
willigung zur Einhcbung einer Mietzinshellerauflage von 6 ü für die Zeit vom
1 . Jänner 1905 bis 31 . Dezember 1909.

Nr . 12 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
ErzherzvgtumeÖsterreich unter der Enns vom 11. Jänner
1905 , Z . XVI-386/05, betreffend die der Gemeinde Tulln erteilte Be¬
willigung zur Weitereinhebung einer Bierverbrauchsauflage von 3 L 40 Ir
für die Dauer von drei Jahren , das ist vom 1. Jänner 1905 bis 31 . De¬
zember 1907.

Nr . 14 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 11. Jänner
1905 , Z . XVI-387/05, betreffend die der Gemeinde Bisamberg erteilte
Bewilligung zur Weitereinhebung einer Bierverbrauchsauflage von 3 L 40 Ir
in den Jahren 1905 , 1906 und 1907.

Nr . 15 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
ErzherzvgtumeÖsterreich unter der Enns vom 11. Jänner
1905 , Z . XV1-388/05, betreffend die der Gemeinde Strebersdorf erteilte
Bewilligung zur Weitereinhebung einer Bierverbrauchsauflage von 3 L 40 Ir
in den Jahren 1905 bis inklusive 1907.

Nr . IO. Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 11 . Jänner
1905 , Z . XVI-389, betreffend die der Gemeinde St. Johann in Eng¬
stetten erteilte Bewilligung zur Einhebuug einer Bierverbrauchsauflage von
2 L auf die Dauer von drei Jahren , das ist vom I . Jänner 1905 bis 31 . De-
zember 1907.

Nr . IV . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter derEnns vom 11 . Jänner
1905 , H. XVI 391/05, betreffend die der Gemeinde Baden erteilte Be¬
willigung zur Weitereinh ebung eirer Bierverbrauchsauflage von 3 K 40 k für
die Jahre 1905 bis inklusive 1907.

Nr . 18 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter derEnns vom 11. Jänner
1905 , Z . XVI-393/05, betreffend die der Gemeinde Waidhofen an der

bbs erteilte Bewilligung zur Einbebung einer Bierverbrauchsauflage von
L 40 Ir für die Jahre 1905 , 1906 und 1907.

Nr . IN. Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter derEnns vom 11. Jänner
1905 , Z . XV1-394/05, betreffend die der Gemeinde Groß-Schwein-
barth erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierverbrauchsauflage von 2 L
vom 1. Jänner 1905 bis einschließlich 31 . Dezember 1907.

Nr . 26 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 11. Jänner
1904 , Z . XV1-395/05, betreffend dieser Gemeinde Korneuburg erteilte
Bewilligung zur Einhebung einer Bierverbrauchsauflage von 3 L 40 Ir in den
Jahren 1905 , 1906 und 1907.

Nr . 21 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
ErzherzogtumeÖsterreich unter der Enns vom 12. Jänner
1905 , A. XVI-392/05, betreffend die der Gemeinde Mödling erteilte
Bewilligung zur Forteinhebung einer Bierverbrauchsauflage von 3 L 40 Ir
aus die Dauer von drei Jahren , das ist vom 1. Jänner 1905 bis 31 . De¬
zember 1907.

Nr . 22 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 12. Jänner
1905 , Z . X 8.-2911/1, betreffend die der Gemeinde Laa an der Thaya
erteilte Bewilligung zur Einhebung der ihr durch die Besorgung des Feld¬
schutzdienstes , durch die Herstellung der Feldwege , Brücken , Abzugsgraben u . dgl.
erwachsenden Auslagen.

Nr . 23 . Gesetz vom 31. Dezember 1904 , wirksam
für dar Erzherzogtum Österreich unter der Enns , betreffend die finanzielle
Sicherstellung einer normalspurigen Lokalbahn mit elektrischem Betrieb von
Wien bis an die Landesgrenze gegen Preßbnrg.

Nr . 24 . Verordnung der k. k. niederösterreichischen
Finanz - Landes - Direktion vom 16. Jänner 1905,
Z . 1141 , betreffend die Zulassung der Straße von Laffee über Groißen-
brunn , Schloßhof nach Deveny -Ujsalu (Theben -Neudorf ) für den Transport
mit anmeldungspflichtigen Sendungen von Branntwein , Bier , Mineralöl und
Zucker , welche im Verkehre zwischen den im Reichsrate vertretenen Königreichen
und Ländern und den Ländern der ungarischen Krone Vorkommen.

Nr . 2T . Verordnung des k. k. niederösterreichischen
Landesschulrates vom 23 . Jänner 1905 , Z . 561-11,
womit in Gemäßheit des Gesetzes vom 25 . Dezember 1904 , L.-G .-Bl . Nr . 99,
wirksam für das Erzherzogtum Österreich unter der Enns , betreffend die Re¬
gelung der Rechtsverhältnisse des Lehrstander an den öffentlichen Volksschulen,
die näheren Bestimmungen über den Vorgang bei Einreihung des Lehr¬
personales der Schulbezirke außer Wien in die einzelnen Gehaltsstufen fest¬
gestellt werden.

Nr . 26 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
11. Jänner 1905 , Z . XVI-390,05, betreffend die der Gemeinde
Hainfeld erteilte Bewilligung zur Weitereinhebung einer Bierverbrauchsauflage
von 3 L 40 ti für die Jahre 1905 , 1906 und 1907.

Nr . 27 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
12. Jänner 1905 , A. XVI 448,05, betreffend die der Gemeinde
Jnzersdorf bei Wien erteilte Bewilligung zur Einhebung von sieben Mietzins-
Hellern von jeder Mietzinskrone in den Jahren 1904 , 1905 und 1906.

Nr . 28 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
14. Jänner 1905 , Z . XV1-554/4, betreffend die der Gemeinde
Purrath erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten
Steuern übersteigernden Umlagen in den nach Alt -Melon eingeschultcu Ge¬
meindeteilen.
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Nr . 2S . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtums Österreich unter der Enns vom 14. Jänner
1905 , A. XV1-556/4, betreffend die der Gemeinde Költlach erteilte Be¬
willigung zur Einhebung einer 129prozentigen Umlage auf die Hauszins - und
Erwerbsteuer des Jahres 1904 im geschlossenen Orte Köttlach mit Ausnahme
des Hauses Nr . 12.

Nr . SO. Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzo gtums Österreich unter der Enns vom 17. Jänner
1905 , Z . Xi 1-680,4/05, betreffend die der Gemeinde Alt-Melon
erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuern
übersteigenden Umlagen für das Jahr 1904 in den nach All -Melon einge¬
schulten Gemeindeteilen.

Nr . 34 Kundmachung des k. k. Statthalters im
ErzherzogtumeÖsterreich unter derEnns vom 17 . Jänner
1904 / Xi 1-681/4, betreffend die der Gemeinde MerkenbrechtSerteilte
Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuern über¬
steigenden Umlagen für das Jahr 1904

Nr . 32 Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter derEnns vom 20 . Jänner
1905 / Z . XVI 828/3, betreffend die der Gemeinde Pillichsdorf erteilte
Bewilligung zur Einhebung einer Bierverbrauchsauslage von 3 L für die Zeit
nach der Kundmachung des Landtags -Beschlusses bis Ende 1906.

Nr . SS . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter derEnns vom 22 . Jänner
1905 , A. XV1-874/4 , betreffend die der Gemeinde Heidenreichstein
erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuern
übersteigenden Umlagen in den Katastralgemeinden Heidenreichstein und Wie-
landsberg und einer Bierkonsumauflage von 2 H in den Katastralgemeinden
Heidenreichstein und Klein -Pertholz vom 1. Jänner 1905 au auf die Dauer
von drei Jahren.

Nr . Sch. Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter derEnns vom 23 . Jänner
1904 , A. XVI 881/5 , betreffend die der Gemeinde Diendors am Walde
erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuern
übersteigenden Umlagen.

Nr . SS . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter derEnns vom 23 . Jänner
1905 , A, XVI-886,4, betreffend die der Gemeinde Gugging erteilte
Bewilligung zur Einhebung einer Bierkonsumauflage von 3 X vom Tage der
Kundmachung der erfolgten Bewilliaung an bis 31 . Dezember 1906.

Nr . 38 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter derEnns vom 23 . Jänner
1,905, Z . XV,1-887/4, betreffend die der Gemeinde Hadres erteilte Be¬
willigung zur Einhebung einer Bierkonsumauflage von 2 L für die Jahre
1905 bis inklusive 1907i

Nr . 37 Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter derEnns vom 23 . Jänner
1905 , Z . XV!-888/4, betreffend die der Gemeinde Melk erteilte Be¬
willigung zur Einhebung einer Bierkonsumauflage von 3 L für die Jahre
1905 bis inklusive 1907.

Nr . 38 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter derEnns vom 23 . Jänner
1906 , Z . XV1-893/2, betreffend die der Gemeinde Maifsau erteilte
Bewilligung zur Einhebung einer Bierkonsumauflage von 3 L für die Jahre
1905 und 1906.

Nr . SV. Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter derEnns vom 23 . Jänner j
1905 , Z . XV1-948/2, betreffend die der Gemeinde Fuchsenbigl erteilte
Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuern über¬
steigenden Umlagen für das Jahr 1904.

Nr . 4V. Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter derEnns vom 24 . Jänner
1905 , Z . XV1-890/2, betreffend die der Gemeinde Pernitz erteilte Be¬
willigung zur Einhebung einer Bierkonsumauflage von 3 L 40 ü im ge¬
schloffenen Orte Peknitz für die Jahre 1905 bis inklusive 1907.

Nr . 44 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 24 . Jänner
1905 , Z . XV1-891/3, betreffend die der Gemeinde Groß-Rußbach
erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierkonsumauflage von 3 L für die
Zeit nach der Kundmachung des Landtags -Beschlusses bis inklusive 1906.

Nr . 42 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 27 . Jänner
1905 , Z . XV1-1120/4 ex 1905, betreffend die der Gemeinde Mautern
erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuern
übersteigenden Umlagen in der Katastralgemeinde Baumgartsn für das Jahr 1904.

Nr . 43 . Kundmachung des k. k, Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter derEnns vom 30. Jänner
1905 , Z . XV1-1216/4, betreffend die der Gemeinde Hintersdors erteilte
Bewilligung zur Einhebung einer Bierauflage von 3 L 40 ü für die Zeit
nach erfolgter Kundmachung der Bewilligung bis inklusive 1907.

Nr . 44 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 30 . Jänner
1905 , Z . XVI-1218/2, betreffend die der Gemeinde Niederkreuzstetten
erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bieranslage von 3 L 40 k für die
Jahre 1905 , 1906 und 1907.

Nr . 4S . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter derEnns vom 30 . Jänner
1905 , Z . XVI-1219/2, betreffend die der Gemeinde Lcopoldsdors
erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bieranslage von 2 L für die Zeit
nach der Kundmachung der Bewilligung bis inklusive 1907.

Nr . 48 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter derEnns vom 30 . Jänner
1905 , Z . XV1-1217/3, betreffend die der Gemeinde Vöslau erteilte
Bewilligung zur Einhebung einer Bierauflage von 2 L für die Jahre 1905
bis inklusive 1907.

Nr . 47 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 3. Februar
1905 , Z . 11-117/1, betreffend die Durchführung der regelmäßigen
Stellung zur Aushebung des Rekrutenkontingentes für das Heer , die Kriegs¬
marine und die Landwehr im Jahre 1905.

Nr . 48 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 3. Februar
1905 , Z , Xi 1-1383,6 ex 1905, betreffend die der Gemeinde Ober¬
kreuzstetten erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierauflage von 3 L für
die Zeit nach erfolgter Kundmachung der Bewilligung bis inklusive 1907.

Nr . 48 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 3. Februar
1905 , A. XI1-1384 6 6X 1905, betreffend die der Gemeinde Groß-
Siegharts erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierauflage von 3 L 40 d
für die Zeit nach der Kundmachung der Bewilligung bis inklusive 1907.

Nr . S8 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Ennsvom7 . Februar
1905 , Z . XII1-207, betreffend die Enthebung beziehungsweise Bestellung
eines k. k. Dampfkeffel -Prüsungskommiffärs für die politischen Bezirke Horn,
Gmünd und Waidhofen an der Thaya.
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I . Verordnungen und Entscheidungen:

1. Erzeugung und Füllung von Gelatinekapseln.
2 . Verzeichnis der für die Staalsheilanstalten Ungarns , sowie für die

Staats -, Landes -, allgemeinen und mit dem Öffentlichkeitsrechte ver¬
sehenen Krankenhäuser pro 1905 festgesetzten täglichen Verpflegsgebühren.

3 . Das Recht der Witwe zum Fortbetriebe eines Gewerbes.
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Magistrat:
12 . Abstattung der der Gemeinde Wien , ihren Fanden , Stiftungen und

Unternehmungen bei den städtischen Steuerämtern vorgeschriebenen
Steuern samt Zuschlägen unter Vermeidung der Bargeldbewegung.

13 . Stempelpfücht der Rekurse gegen Entscheidungen nach Z 5 der Heimat-
gesetznovelle.

14 . Verständigung des Landes Jnspektorates für die Bierauflage beim Über¬
gange von Gast - und Schankgewerben.

15 . Hintanhaltung der unbefugten Ablagerung von Schutt u . dgl.

ili . Gesetze von besonderer Wichtigkeit für den politische»
Verwaltungsdienst:

16 . Gebührenermäßigungen für Eingaben in Gewerbe -Angelegenheiten und
um Eintragung in das Handelsregister.

17 . Schutz einiger Arten von Alpenblumen.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatle und im Landesgesetzb latte
für Österreich unter der Enns im Jahre  1905 publizierten
Gesetze und Verordnungen.

l. Vkrortznmlsikn und Entscheidungen.

Erzeugung und Füllung von Gelatinekapseln.

Bescheid des magistratischen Bezirksamtes für den VII . Be¬
zirk vom 3. Februar 1905 , M . B .-A. VII / 3092/05/ ' nil Herrn
„mg-, plmi'm. Friedrich Hciliriei,  VII ., Burggasse 72:

Die k. k. Statthaltern hat mit dem Erlasse vom 24 . Jänner 1905,
Z . IX -56 nachstehendes anher eröffnet:

Mit Beziehung auf den Statthalterei -Erlaß vom 22 . Dezember 1904,
Z . 5204 , wird der Berufung des maA . pliarm . Friedrich Heinrici  gegen
die Entscheidung des magistratischen BezirlsamtcS für de» VII . Bezirk vom
25 . Juni 1904 , Z . 9463 , Folge gegeben und unter der Behebung der an¬
gefochtenen Entscheidung , sowie Außerkraftsetzung des mit Z . L6- VII vom
9. Mai 1892 ausgestellten Gewerbescheines den, Genannten die Konzession
zur Erzeugung von Gelatinekapseln und Füllung derselben mit Älhcr , Copaiv-
balsam , Chinin , Encalhplol , Quajacol , Gourol , Kreosot , Lebertran , Morhuol,
Myrtol , Menlol , Ricinusöl , Öl , Terebinth , reklf . Salol , Sandelholzöl und
Unqn . hydrargyri und Abgabe solcher gefüllten Kapseln ausschließlich au Apotheken
mit dem Standorte VII ., Burggasse 72 , verliehen.

Die Verfüllung von krtr . ililie . mar . aotli . und die Abgabe damit
gefüllter Gelatinekapseln an Apotheken ,st im Sinne der Ministerial -Verordnung
vom 21 . April 1876 , R .-G .-Bl . Nr . 60 , von der vorausgegangenen Erlangung
der Befugnis zun , Bezüge von Gift abhängig , nach deren Vorlage die Kon¬
zession auch auf die Verwendung des genannten Artikels erstreckt werden kann.

Bei Ausübung dieser Gerechtsame hat der Genannte die in Betreff des
Verkehres mit Giften und des Handels mit medikamentösen Stoffen bestehenden
Normen insbesondere die Ministerial -Beroidnung vom 21 . April 1876 , R -G-
Bl . Nr . 60 , 2 . Jänner 1886 , R .-G .-Bl . Nr . 10 , und 17 . September 1883,
R .-G .-Bl . Nr . 152 , sowie die gewerbepolizeilicheu Vorschriften zu beobachten.

Hievon werden Sie unter gleichzeitiger Einziehung des Gewerbescheines
vom 9. Mai 1892 , M . B -A. VII , Z . 26/92 und der mit dem Statthalterei-
Erlaffe vom 23 . August 1904 , Z . XI -3I97 , M . B .-A. VII , Z . 29846/04 , er¬
weiterten Gewerbsberechligung mit dem Beifügen verständigt , daß Ihnen
hiemit im Sinne des eingangs zitierten Statthalterei -Erlasscs , nachdem Sie
sich mit der Befugnis zum Bezüge von Gift ansgewiesen haben , die Konzession
auch auf die Verfüllung von Lxtr . bülio . mar . ustü . und die Abgabe damit
gefüllter Gelatinekapseln an Apotheken erstreckt wird.

Diese Konzession wurde im Gewerberegister unter der Zahl 1382/R ein¬
getragen und für die Besteuerung der Konto Ass.°Z . 26130 eröffnet.

2 .

Verzeichnis der für die Staatsheilanstalten Ungarns,
sowie für die Staats -, Landes -, allgemeinen und mit
dem Öffentlichkeitsrechte versehenen Krankenhäuser
pro I9ÜS festgesetzten tägliche » Berpflegsgebühren.

I . Staats - Heilanstalten.

X . Staats -Krankenhäuser.
1 . König !, nngar . Staats Krankenhaus in Preßburg:

o.) Besondere Abteilung 5 L.
d ) Gemeinschaftliche Abteilung I L 56 ü.

2 Königl . Ungar . Slams -Krankenhaus in Maros -Basarhcly 1 L 60 ii.
3 . Königl . nngar . Staats -Augen -Krankenhaus in Kronstadt 1 L 12 ü.
4 . Königl . nngar . Staats -Trachoma -Krankenhaus in Szegedin 1 L 76 I>.
5 . Königl . nngar . Staats Trachoma -Krankcnhaus in Perlak 1 L.
6 Königl . nngar . Staats -Trachoma -Krankenhaus in Sillein 1 L
7 . Königl . nngar . StaalS -Trachoma -Krankenhaus in O .- Beese 1 L.
8 . Königl . nngar . Staats -Trachoma -Krankenhaus in Zsablqa I II.
9 . Königl . nngar . Staats -Trachoma -Krankenhaus in Alsö -Lendva 1 L.

10 . Polizei -Krankenhaus in Budapest I L 74 k.

L . Staats -Jrrenheilanstalten.
1. Königl . nngar . Staats -Jcrenheilanstalt am Leopoldifclde in Budapest:

Besondere Abteilung 10 L.
I . Abteilung (Klasse) 6 L.

II . Klasse 3 L.
III . Klasse 1 L 40 ü.

2 . Königl . nngar . « taats -Jrrenheilanstalt am Engelsfelde in Budapest:
II . Klaffe 3 X.

III . Klasse 1 II 40 Ir.
3 . Königl . nngar . Staats Jrrenheilanstalt in Hermanustadt (Nagyszeben ) :

I . Klasse 6 L.
II . Klaffe 3 L.

III . Klasse 1 L 40 k.
4 . König ! nngar . Staals -Jrrenheilanstalt in Nagy -Kallö:

II Klasse 3 L.
III . Klasse 1 L 40 ü.

II . Landes - Krankenhäuser.
1 . Landes -Krankenhaus „ Karolina " in Klansenburg (Kolozsvär ) 2 L.

III . ÖffentlicheKrankenhäuser.
1. Des Komitates in Arad I L 52 ü,
2 . des Komitates in Aranhos -Marot 1 L 16 t>,
3 . der Stadt Baja 1 L 86 t>,
4 . des Komitates in Balassa -Gyarmat 1 L 44 k,
5 . des Komitates in Beregszäsz 1 L 58 ü,
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6 . des Komitates in Besztercze 1 X 80 X,
7 . der Stadt Neusohl 1 X 48 X,
8 . der Stadt Kronstadt 1 X 36 X,
9 . in Budapest am linken Donauufer (vom 15 . Februar 1905 an 2 X

50 X) St . Rochus , St . Stephan , St . Ladislaus 2 X 42 X,
10 . in Budapest am rechten Donauufer (vom 15 . Februar 1905 an 2 X

50 X) St . Johann , St . Margareta 2 X 42 X,
11 . des Komitates in Csik-Szereda 1 X,
12 . der Stadt Debreczin 1 X 62 X,
13 . des Komitates in Des 1 X 38,
14 . des Komitates in Deva 1 X 54,
15 . des Komitates in Dicsö -Sznrt -Marton 1 X 60 i>,
16 . des Komitates in Neuhäusel (Ersekujvar ) 1 X 62 b,
17 . der Stadt Gran 1 X 56 t>,
18 . des Komitates Feher -Gyarmat 1 X 68 X,
19 . der Stadt Weißkirchen (Fehör -Templom ) 1 X 22 Ir,
20 . der Stadt Fiume 1 X 68 X,
21 . des Komitates in Fogaras 1 X 38 Ir,
22 . des Komitates in Gyöngyös 1 X 44 X,
23 . der Stadt Raab 1 X 56 Ir,
24 . des Komitates in Gyula 1 X 56 Ir,
25 . des Komitates in Homonna 1 X 38 X,
26 . der Stadt Jäszberenyi 1 X 40 Ir,
27 . des Komitates in Kaposvär 1 X 44 Ir,
28 . des Komitates in Kapuvär I X 62 Ir,
29 . Stiftungs Krankenhaus in Kaschau 1 X 54 X,
30 . des Komitates in Kisczell -Kemenesalja 1 X 58 Ir,
31 . deS Komitates in Kisvärda 1 X 36 Ir,
32 . der Stadt Komorn 1 X 70 X
33 . des Komitates in Läva 1 X 58 Ir,
34 . der Stadt Losoncz 1 X 46 Ir,
35 . des Komitates in Makü 1 X 40 Ir,
36 . des Komitates in Marczali 1 X 32 Ir,
37 . des Komitates in Marmaros -Sziget 1 X 54 Ir,
38 . des Komitates in Miskolc ; I X 78 Ir,
39 . des Komitates in Müdos 1 X 44 X,
40 . des Komitates in MohäcS 1 X 62 Ir,
41 . der Stadt Munkäcs 1 X 52 X,
42 . des Komitates in Muraszombat 1 X 32 X,
43 . des Komitates in Nagy - Becskerek 1 X 54 Ir,
44 . des Komitates in Nagy -Enyed 1 X 32 Ir,
45 . der Stadt Nagy -Kanizsa 1 X 36 Ir,
46 . der Stadt Nagy -Karoly 1 X 30 Ir,
47 . des Komitates in Nagy -Kikinda 1 X 34 Ir,
48 . des Komitates in Nagy -Mibäly 1 X 50 Ir,
49 . der Stadt Hermannstadt 1 X 50 Ir,
50 . Stiftungs -Krankenhaus in Nagy -Szent -Miklos 1 X 44 Ir,
51 . des Komitates in Nagy -Szöllös 1 X 46 Ir,
52 . des Komitates in Nagy -Japolcfany 1 X 36 X,
53 . des Komitates in Großwardein 1 X 60 Ir,
54 . des Komitates in Nyiregyhaza 1 X 58 X,
55 . des Komitates in Neutra 1 X 64 Ir,
56 . der Stadt Pancsova 1 X 18 X,
57 . der Stadt Fünfkirchen 1 X 64 Ir,
58 . des Komitates in Rimaszombat 1 X 38 Ir,
59 . des Komitates in Satoratja -Ujhely 1 X 48 Ir,
60 . des Komitates in Schäßbnrg 1 X 58 Ir,
61 . deS Komitates in Szepsi - Szentgyörgy 1 X 8 Ir,
62 . der Stadt Ödenburg 1 X 64 Ir,
63 . der Stadt Szabadka 1 X 68 X,
64 . der Stadt Szatmar 1 X 50 X,
65 . der Stadl Szegedin 1 X 76 X,
66 . Stiftungsspital in Szekszürd 1 X 44 Ir,
67 . des Komitates in Szckely -Udvarhely 1 X 38 Ir,
68 .s des Komitates in Stuhlweißenburg 1 X 66 Ir,
69 . des Komitates in Szentes 1 X 6<) X.
70 . des Komitates in Szigetvar 1 X 44 Ir,
71 . des Komitates in Szolnok 1 X 74 Ir,
72 . der Stadt Temesvar 1 X 58 Ir,
73 . des Komitates in Torda l X 50 Ir,
74 . des Komitates in Török -Kanizsa 1 X 68 X,
75 . des Komitates in Trencsin 1 X 64 Ir,
76 . der Stadt Ungvär 1 X 56 Ir,
77 . des Komitates in Zala -Egerszeg 1 X 28 X,
78 . des Komitates in Zilah 1 X 38 d,
79 . des Komitates in Zsombolha 1 X 24 Ir.

IV . Krankenanstalten mit öffentlichem Charakter.
1 . Der Stadt Bärtfa 1 X 54 Ir,
2 . des Komitates in Belänyes 1 X 40 X,
3 . des Bezirkes in Borosjenö 1 X 60 Ir,
4 . Budapester Pasteur -Institut 2 X,
5 . der Gemeinde Csäba 1 X 60 Ii,
6 . der Gemeinde Csongräd 1 X,
7 . der Stadt Ezegläd 1 X 30 Ir,
8 . der Stadt Eperies I X 46 Ir,
9 . des Komitates in Erdöd 1 X 24 X, >

10 . in Gyergyü -Szmt - Miklüs l X 42 Ir,
11 . der Stadt Gyualafehsrvür (Karlsburg ) 1 X 8 X,
12 . der Stadt Hüdmezö -Väsarhely 1 X 64 Ii,
13 . Augen . Krankenhaus der Stadt Hüdmezö -Väsärhely 1 X 54 I>,
14. des Komitates in Jpolch 'äg 1 X 36 Ir,
15 . der Stadt Karänsebes 1 X 40 X, ,
16 . Geburls - und Kinder - Asylhaus in Kaschau 1 X 50,
17 . der Stadt Kecskemst 1 X 50 X,
18 . Vereins -Krankenhaus in Kszdi -Vüsärhely 1 X 20 Ii,
19 . des Bezirkes in Köhalom 1 X 40 Ii,
20 . der Gemeinde Könnend 1 X 20 ii,
21 . des Bezirkes in Körösbanpa 1 X 40 X,
22 . Vereins -Krankenhaus in Giins 1 X,
23 . des Komitates in Liptü -Szentmiklos 1 X 40 i>,
24 . der Stadt Lugös 1 X 50 Ir,
25 . des Komitates in Ungarisch -Altenburg 1 X 42 X,
26 . der Stadt Medgyes (Mediasch ) 1 X 46 X,
27 . der Stadt Nagybänya 1 X 40 X,
28 . der Gemeinde Nagy -Sömkut 1 X 14 X,
29 . der Gemeinde Nagy -Szalonta 1 X 46 X,
30 . des Komitates in Tyrnau (Nagyszombat ) 1 X 30 X,
31 . Kinderspital „Szlanoveczky " in Großwardein 1 X 60 X,
32 . Stiftungsspital in Nemetujvar (Güssing ) 1 X 40 X,
33 . der Gemeinde Orsova 1 X 60 X,
34 . Kinderspital „Franz Josef " in Preßburg 1 X 40 X,
35 . Koscha-Schopper ' sches Krankenhaus in Rozsnyö (Rosenau ) 1 X 48 X,
36 . der Stadt Schemnitz (Selmeczbanha ) 1 X 30 X,
37 . der Gemeinde Sikläs 1 X 40 X,
38 . der Gemeinde Sümeg 1 X 18 X,
39 . Humanitäres Krankenhaus in Steinamanger 1 X 40 X,
40 . „ Weißes Kreuz ", Landes -Findelhaus , Gebär -Abteilung in Temesvär

1 X 54 X.
41 . des Komitates in Turücz -Szent -Martän 1 X 30 X,
42 . „ Graf Karolyi 'sches Krankenhaus " in Neupest (Ujpest) 2 X,
43 . der Stadt Neusatz (Ujvidek ) 1 X 54 X,
44 . der Stadt Veszprim 1 X 34 X,
45 . der Stadt Zenta 1 X,
46 . der Stadt Zircz I X 20 X,
47 . der Stadt Zombor 1 X 24 X.
(König !. Ungar . Ministerium des Innern vom 12. Februar 1905,

Z . 14315 IV a, bezw . vom 7. März 1905 , Z . 21821IV a , M .-Abt . XXII 690/05 .)

»
Das Recht der Witwe zmn Fortbetriebe eines

Gewerbes.

Note der k. k. n .-b. Statthalterei vom 20 . Februar 1905,
Z . 6442/l an das k. k. Bezirksgericht Hernals , Abteilung I, in
Wien:

Das magistratische Bezirksamt fstr den XVII . Bezirk hat mit dem Be-
scheide vom 26 . August 1904 , Z . 30408 , die Anzeige der Johanna B ., daß sie
das von ihrem verstorbenen Gatten Johann B . im XVII . Bezirke betriebene
Gast - und Schankgewerbe für die Dauer des Witwenstandes auf Grundlage
der alten Konzession fortbetreibe , gemäß Z 56 al . 4 der Gewerbeordnung zur
Kenntnis genommen.

Über die hierüber seitens des k. k. Bezirksgerichtes .als Vormundschafts-
gericht gegen diesen Bescheid erhobene Vorstellung dahin gehend , den Fort¬
betrieb des Johann B .' schen Gastgewerbes der Witwe und den drei minder¬
jährigen Kindern bis zur Großjährigkeit , der Johanna B . zu gestatten , beehrt
sich die k. k. Stallhalterei mitzuteilen , daß diesem Begehren nicht willfahrt
werden kann , einerseits weil durch obige Entscheidung der Johanna B . ei»
Recht zugesprochen worden ist, das derselben , da für dessen Zuerkennung die
gesetzlichen Voraussetzungen gegeben waren , nicht abgesprochen werden kann,
anderseits weil das Recht der Witwe und das der Kinder zum Fortbetriebe
eines Gewerbes nach dem Wortlaute des Z 56 der Gewerbeordnung nicht
gleichwertig ist und nicht konkurrierend ausgeübt werden kann , die erwähnte
Gesetzesstelle vielmehr dieses Recht der Witwe oder  den minderjährigen Erben
einräumt.

In erster Linie ist die Witwe berechtigt , das Gewerbe ihres verstorbenen
Gatten fortzuführen , die Kinder treten nur dann in dieses Recht ein , wenn
eine Witwe nicht vorhanden , auf ihr Recht verzichtet , oder dasselbe durch
Wiederverehelichuug verliert . (B . A.-Z . XVII , 45140/05 .)

4 .
Stempelbehandlnng der Ehefähigkeits -Zeugnisse.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 20 . Februar 1905,
Z . III -512 , 4 , M .-Abt . XVI , 1467/05 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 26 ) :

Nach der Zuschrift der k. k. Finanz -Landes -Direktion in Wien vom
31 . Jänner 1905 , Z . 57099/V , unterliegen die vom Magistrate (beziehungs¬
weise Stadtrate ) einer Gemeinde mit eigenem Statute ausgefertigten Ehe-
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fähigkeits -Zeugniffe gemäß T .-P > 116 , lit . a b b des Gesetzes vom 13 . De¬
zember 1862 , R .-G . -Bl . Nr . 89 dem Stempel von I X von jedem Bogen.

Hieran wird auch durch die nach Artikel IV des Gesetzes vom 25 . Februar
1880 , R .-G . -Bl . Nr . 8b , seitens der k. k. Statthalterei beizufügende Be¬
stätigung nichts geändert , da diese Klausel gemäß Erlöstes des k. k. Finanz¬
ministeriums vom 13 . Oktober 1904 , Z . 44132 , kein Gegenstand der Stempel¬
abgabe ist.

Es wird demnach die mit dem Erlaste vom 26 . März 1903 , Z . 27780 , an
den Wiener Magistrat und die Stadträte in Wiener -Neustadl und Waidhofen
a. d. Dbbs erlassene Weisung insofern abgeändert , als die Ergänzung des
Stempels auf 2 X , respektive das Versehen der Zeugnisse mit einem 2 L
Stempel wegzufallen hat und die Stempelung mit einer Krone genügend ist.

5.

Zulassung der Rudolf Thrnl 'schen Bogenbalken-
Deckenkonstruktion bei Hochbaute «.

Bescheid des Wiener Magistrates vom 23 . Februar 1905,
M .-Abt . XIV , 7034/03:

In Erledigung des Ansuchens vom 27 . Oktober 1903 , M .-Abt . XIV,
Z . 7034 , wird die Verwendung der Bogenbalkendecken aus Eisenbeton -System
Thrul  bei Hochbauten in Wien im Sinne des ß 37 Schlußabsatz der Bau¬
ordnung für Wien unter folgenden Bedingungen als zulässig erklärt.

1. Die beabsichtigte Ausführung ist in den Konsensplänen anszuweisen,
welche auch die zur Beurteilung der Konstruktion erforderlichen Detailzeichnungen
enthalten müssen.

Insoweit die Konstruktion nicht nach den beiliegenden , vom Stadtbauamte
überprüften Normalien ausgestthrt wird , ist jedem Baugesuche eine statische
Berechnung beizuschließen.

2 . Die Konsens - und Detailpläne sind von einem behördlich autorisierten
Zivil - oder Ban -Ingenieur , behördlich autorisierten Zivil -Architekten oder von
einem Baumeister zu unterfertigen , welcher die Ausführung der Konstruktion
leitet und überwacht und für die klaglose Herstellung und für die der
Berechnung entsprechend : Tragfähigkeit , auch nach Anlieferung und Einfügung
in den Bau die volle Haftung zu übernehmen hat.

3 . Zur Herstellung darf nur langsam bindender , absolut volumbeständiger
Portland -Zement bester Gattung , vollkommen reiner scharfkörniger Sand und
Schotter , reines Wasser und bestes Flußeisen verwendet werken.

Das Mischungsverhältnis des Betons darf im ungünstigsten Falle 500 stZ
Portland -Zement zu 1 Sand (1 Volumteil Zement und 3 Volumteile Sand)
betragen.

4 . Das Verfahren der statischen Berechnung muß mindestens dieselbe
Sicherheit gewähren als jene , welche sich ergibt , wenn die einzelnen Balken
als mit Zugschließen verankertes Gewölbe gerechnet werden.

Als zulässige Spannungen baben zu gelten:

Beton

Eisen

Zug

Kilogramm per
Quadratmeter

Druck

Kilogramm per
Quadratmeter

L >chub

Kilogramm per
Quadratmeter

25

1000 750

Die berechnete Haftspannung darf die zulässige Schubspannung nicht
überschreiten.

Im übrigen gelten für die zulässigen Beanspruchungen , für di - der
Rechnung zugrunde zu legenden Belastungsannahmen und für die Eigengewichte
der Baumaterialien die vom Österreichischen Ingenieur - und Architektenvereine
aufgestellten Normen.

5 . Die Herstellung der Balken darf nur unter entsprechender Aufsicht
durch geschulte Arbeitsleute erfolgen.

Das Zumessen der Materialien bei Herstellung des Betons hat mittels
entsprechender Meßgefäße zu erfolgen.

Bei Frostwetter darf nicht betoniert werden.
Die Balken dürfen erst 45 Tage nach ihrer Herstellung von der Er-

zengungsstelle verführt werden.
Mangelhafte oder schadhaft gewordene Balken dürfen nicht zu Bauten

geliefert werden.
Auf den Balken muß in unverwischbarer Weise an auch nach dem Der-

setzen sichtbaren Flächen ein Fabrikszeichen , die Profilnummer , das Datum der
Herstellung , die zulässige freie Spannweite und Nutzlast angezeichnet werden.

Über die Erzeugung ist ein Tagebuch zu führen , welches über die fertigen
und in Anfertigung begriffenen Balken Ausschluß gibt.

6 . Es ist vom Bauiührer um bauämtliche Besichtigung und Überprüfung
der Balken nach Zufuhr zur Baustelle vor deren Versetzen anzusuchen . Anläßlich
der vorzunehmenden amtlichen Rohbaubesichtigung werden die verlegten Balken
einer nochmaligen Besichtigung unterzogen . Es bleibt dem Stadtbauamte Vor¬
behalten , die einwandfreie Herstellung , den erreichten Härtegrad und die Trag¬
fähigkeit durch besondere Versuche sestzustellen , und zwar:

a ) durch Belastungsproben , bei welchen die fertige Konstruktion höchsten-
einer gegenüber der zugrunde gelegten Belastungsannahme doppelten
Inanspruchnahme unterzogen werden darf;

b ) durch stichprobenweise Bruchproben , zu welchem Zwecke die nötigen Er-
satzstücke vom Bausührer beizustellen sind.

Es wird dem Bausührer vom Stadtbauamte behufs rechtzeitiger
Herstellung von Ersatzstücken nach Erteilung des Bankonsenses über besten
Anfrage mitgeteilt werden , ob und inwieweit solche stichprobenweise
Brnchproben beabsichtigt werden.

c) durch Festigkeitsproben des Betons und Eisens , welche durch Übersendung
von der Konstruktion entnommene Probestück - an eine amtlich - Prüsungs-
anstall veranlaßt werden.

Die Kosten solcher Erprobungen hat der Bausührer zu tragen.
Bei den Proben dürfen sich bei Belastungen mit l -̂ fach-m Eigen-

gewichte und stt/zfacher Nutzlast (das Gewicht der Beschüttung und des
Fußbodens inbegriffen ) keine die Tragfähigkeit und den Bestand beein¬
trächtigende Haarriffe zeigen und darf der Bruch erst bei Belastung mit
dem dreifachen Eigengewichte und vierfacher Nutzlast (im obigen Sinne)
entstehen.

Bei Festigkeitsproben muß der Beton eine Druckfestigkeit von
mindestens 125 kss per Quadratzentimeter besitzen, wobei vorausgesetzt
wird , daß die Probe erst nach 28tägiger Erhärtung vorgenommen wird.

Fallen diese Erprobungen ungünstig aus , so sind die betreffenden
Balken , beziehungsweise , wenn es das Stadtbauamt verlangt , alle bei
dem Bane verwendeten Balken zu entfernen und durch stärkere zu ersetzen
oder , wenn dies in fachgemäßer Weise möglich ist, zu verstärken.
7 . Es ist vom Bauführer Vorsorge zu treffen , daß die Balken bei dem

inneren Ausbaue des Gebäudes nicht geschwächt oder beschädigt werden z. B.
durch Einstemmen von Löchern und Schlitzen für Rohrleitungen und dergleichen
an ungeeigneter Stelle.

Bei Wohngebäuden haben die Decken unter dem Fußbodenbelage eine
Überschüttung von mindestens 8 ein Höhe zu erhalten.

Die Auflagerbreite der Balken ist so zu bemessen , daß die zulässigen
Pressungen des Betons und Mauerwerkes nicht überschritten werden ; sie darf
jedoch nicht unter 10 cm betragen.

8 . Die Abänderung und Ergänzung beziehungsweise Zurücknahme dieser
Bewilligung nach den Ergebnissen der praktischen Erfahrungen bleibt Vorbehalten.

6 .

Erhöhnng der Verpflegstaxe im niederösterreichischen
Kranketthanse zu Klosterneuburg.

Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogtume
Österreich unter der Enns vom 3. März 1905 , Z . VI -435:

Der niederösterreichische Landesausschuß hat im Einvernehmen mit der
Niederösterreichischen Statthallerei die Verpflegstaxe des niederösterreichischen
Krankenhauses zu Klosterneuburg vom 1. Jänner 1905 angefangen , von 1 X
70 st auf 2 X per Kopf und Tag erhöht.

Dies wird zur allgemeinen Kenntnis gebracht . ( M .-Abt . XXII , 678/05 .)

7.
Giftverschleiß.

Das magistratische Bezirksamt hat unterm 4 . März 1905 , B .- A .-
Z . 1-675/05 , dem Alfred Voigt  die angesuchte Konzession zum Verschleiße
von Giften im I . Bezirke , Hoher Markt 1, verliehen.

Bei Ausübung dieser Gerechtsame sind die in Betreff deS Verkehres mit
Giften bestehenden Normen , insbesondere die Ministerial -Verordn,ingen vom
21 . April 1876 , R .-G .-Bl . Nr . 60 , und vom 2. Jänner 1886 , R .-G .-Bl.
Nr . 10 , sowie die gewerbepolizeilichen Vorschriften genau zu beobachten.

Diese Konzession wurde unter der Zahl 2384 o in das Gewerberegister
eingetragen.

8 .
Handverkauf von »»»» Ickvli ^ckuin 8« I» 1i>,n.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 6. März 1905,
Z . XI -508 (M .-Abt . X, 1453,05 ) :

Das Direktorium des allgemeinen österreichischen Apothekervereines Wien,
IX ., Spitalgaffe 31 , die Aktiengesellschaft für chemische Industrie „Union ",
Wien , VI ., Magdalenenstraße 8 , und der Bund österreichischer Industrieller in
Wien I ., Seilerstätte 16, haben in Eingaben die Bitte gestellt , es möge das
osfizinelle Präparat , Xorms .IäeIi ^ änm solutnm « als Desinfektionsmittel in
gleicher Weise und unter denselben Bedingungen wie Karbolsäure , Kupfer-
iind Zinkvitriol gemäß den Bestimmungen der Ministsrialverordnung vom
1 . August 1881 , ' R .-G .-Bl . Nr . 131 , zum freien Verkehre in Apotheken zu-
gelaffen werden.

Auf Grund des Gutachtens des Pharmazeuten -Komitees des Obersten
Sanitätsrates bat das k. k. Ministerium des Innern mit dem Erlaffe vom
14 . Februar 1905 , Z . 4224 mit Rücksicht auf den Umstand , daß das durch
die Additamente vom Jahre 1900 in die österreichische Pharmakopoe aufge¬
nommene Präparat „Xoimaiäoü ^ änm aolntum " bei Anwendung am mensch¬
lichen Körper zu Heilzwecken nur über ärztliche Verschreibung in Apotheken
abgegeben werden darf und daher durch den Druck in derselben Weise gekenn¬
zeichnet ist, wie die in der Maximaldosentabelle der Pharmakopoe angeführten
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auch zum innerlichen Gebrauche dienenden , außerdem aber zur Desinfektion
von Gegenständen verwendeten Mittel „ äciänm oarboli " , Onprnm suikar"
und „2incnin snllur " , eröffnet , daß das Formaldehqd als Desinfektionsmittel
— sofern es nicht am menschlichen Körper zur Anwendung gelangt — unter
den im Punkt 2 der obzitierten Ministerial -Verordnnng hinsichtlich des „Acidum
earbolieum " und anderer Desinfektionsmittel festgesetzte» Bedingungen und
Vorsichten in Apotheken im Handverkäufe abgegeben werden darf.

Der im Z 16 der Ministerial -Verordnnng vom 21 . April 1876 , R .-G .-
Bl . Nr . 60 , gestattete Verkauf dieser Präparate außerhalb der Apotheken an
befugte Handels - und Gewerbsfirmen , Apotheken , Institute , öffentliche Lehr¬
anstalten u . dgl ., wozu auch Desinfektionsanstalten und Desinfektionsorgane
gezählt werden können , erleidet hiedurch keinen Abbruch.

Dieser Erlaß ergeht an die k. k. Bezirkshanptmannschaften in Nieder¬
österreich , den Wiener Magistrat (Abteilung X ), die magistratischen Bezirks¬
ämter in Wien und die Stadträte von Wiener Neustadt und Waidhofen an
der Abbs mit dem Aufträge , hievon die unterstehenden Apotheker in Kenntnis
zu setzen.

9.

Errichtung einer Bezirkshanptmannschaft in
Kamenitz an der Linde.

Kundmachung des Ministeriums des Innern vom 8. März
1905 , N .-G .-Bl . Nr . 44:

Seine k. und k. Apostolische Majestät haben mit Allerhöchster Entschließung
vom 5 . März 1905 in teilweiser Änderung der mit der Verordnung des
Ministeriums des Innern vom 10 . Juli 1868 , R .-G .-Bl . Nr . 101 , knnd-
gemachten administrativen Einteilung des Königreiches Böhmen die Tirichtnng
einer Bezirkshanptmannschaft mit dem Amtssitze in Kamenitz an der Linde
allergnädigft zu genehmigen geruht , deren Amtsbezirk die ans dem dermaligeu
politischen Bezirke Pilgram auszuscheidenden Gerichtsbezirke Kamenitz an der
Linde und Poeakel zu umfassen hat.

Die Bezirkshanptmannschaft in Kamenitz an der Linde hat ihre Amts-
Wirksamkeit mit 1. April 1905 zu beginnen.

19 .
Einführung der fortlaufenden Schreibweise bei den

Verwaltungsbehörden in Kärnten.
Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . R . Wciskirchner

vom 1. März 1905 , M . - D . 609/05 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 25 ) :

Die Verwaltungsbehörden in Kärnten wurden vom k. k. Landes -Präsidium
in ^Klagenfurt angewiesen , im Verkehre mit den politischen Behörden in Nieder¬
österreich die im Amtsunterrichte für die k. k. Bezirkshanptmannschaften in
Niederösterreich , beziehungsweise in der Geschäftsordnung für den Wiener
Magistrat <§ 16 Aklenanlegung ) enthaltenen Bestimmungen über den Betreff,
das Anbringen des Eingangsvermerkes und die fortlaufende Schreibweise zu
beachten.

Hievon setze ich die städtischen Ämter zufolge Statthalterei -Erlasses vom
24 . Februar 1905 , Pr .-Z . 525/23 , in Kenntnis.

II. Ulmmilililieliimllmngku.
StMrai:

ii.
Präzisierung des Wirkungskreises der Bananfsichts-

räte.
In dem Protokolle über die Sitzung der Bauaussichtsräte vom 23 . Sep¬

tember 1904 wurde die Anschauung geäußert , daß sich die dem Bauaufsichts¬
rate zustehende Aufsicht „ daß bei der Ausführung des Baues keine die Sicherheit
des Bauobjektes , der Arbeiter , oder der Umgebung gefährdende Mängel Vor¬
kommen " nur auf die allgemeinen Gerüstungen , Pölzungen und Schutzmaßregeln
für die Arbeiter rc . beziehe , weil nach dem Statute für die Bauaufsichtsräte
die in Bezug auf die Beschaffenheit des Materiales , der Konstruktionen oder
bei etwaigen Mängeln zu treffenden Vorkehrungen ausschließlich in den Wirkungs¬
kreis des Bauamtes fallen und nicht zu den Befugnissen des Banaufsichsratcs
gehören.

Auf Grund des Stadtrats -Beschlusses vom 28 . Februar 1805 , Pr .-Z . 1280,
wird diese Anschauung mit dem Beisatze als richtig bezeichnet , daß selbstver¬
ständlich (wie dies auch in dem bezeichnten Protokolle selbst hervorgehoben
wird ) der Bauaufsichtsrot , welchem augenfällige Mängel zur Kenntnis kommen,
die sich nicht auf die allgemeinen Gerüstungen . Pölzungen und Schutzmaßregeln
beziehen , dies sofort dem Bauamte zur Kenntnis bringen muß . (M .-Abt . XIV,
7131/01 .)

ZIIaMrat:
12 .

Abstattung der der Gemeinde Wie « , ihre » Fanden,
Stiftungen und Unternehmungen bei den städt . Steuer¬
ämtern vorgeschriebenen Steuern samt Zuschlägen

unter Vermeidung der Bargeldbewegung.

Erlaß des Bürgermeisters Dr . Karl Lueger vom 18. Februar
1905 , Pr . - Z . 2020 . M . - D . 504/05 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 22 ) :

In weiterer Ausgestaltung des mit dem Normale vom 18 . Juli 1903,
M .-D . 2048 (Normalienblatt Nr . 92 vom Jahre 1903 ), angeordueten Vorganges
bei Bezahlung der von der Gemeinde Wien , ihren Fonden , Stiftungen und
Unternehmungen bei den städtischen Sleuerämtern zu entrichtenden Steuern
samt Zuschlägen wird Folgendes angeordnet:

Vom 1. März 1905 an erfolgt die Bezahlung der von sämtlichen Ver¬
waltungszweigen der Gemeinde Wien zu entrichtenden Steuern samt Zuschlägen
im Wege der Kontokorrentverrechnung seitens des Zentral -Sleueramtes (Zentral-
Steuerverrechnung ) und im Wege der Ausgleichung , beziehungsweise Überweisung
und etatsmäßigen Verrechnung über termingemäße Anweisung , und zwar:

1 . bezüglich sämtlicher Steuern samt Zuschlägen mit Ausnahme der
Personaleinkommen - und Besoldungssteuern : für die eigenen Gelder seitens der
Stadtbnchhaltungs -Abteilung III , für die Fonde seitens der Stadtbuchhallungs-
Abteilung VII , für die Stiftungen seitens der Stadtbuchhaltungs -Abteilung VIII

2 . bezüglich sämtlicher auf Dienstgeberkonten der Gemeinde Wien zu
bezahlenden Personaleinkommen - und Besoldungssteuern mit Ausnahme der¬
jenigen der städtischen Gas - und Elektrizitätswerke und städtischen Straßenbahnen
seitens der städtischen Hauptkaffa -Zentrale;

3 . bezüglich sämtlicher von den städtischen Gas - und Elektrizitätswerken
und den städtischen Straßenbahnen zu entrichtenden Steuern mit Einschluß der
Personaleinkommen - und Besoldungssteuern seitens der systemisierten anweisenden
Stellen derselben.

Diese Stellen haben 14 Tage vor Eintritt des Fälligkeitstermines der
Stenern für jede einzelne Steueramts -Abteilung über alle bei derselben zu
leistenden Steuern den hiezu bestimmten Anforderungsausweis auszufertigen
und in den Spalten 1 bis 5 postenweise , getrennt nach Steuergattungen , aus-
zusüllen.

Hiebei ist in Svalte 1 die fortlaufende Postnummer , in Spalte 2 die
Kontozahl der Steuergattung , in Spalte 3 das eventuelle Objekt der Steuer,
in Spalte 4 die Steuergattnng und endlich in Spalte 5 der Betrag der be¬
absichtigten Steuerzahlung einzutragen . Die Beträge in der Spalte 5 sind zu
summieren.

Die ansgefüllten Ansorderungsausweise sind dem Zentral -Steueramte
(Zentral -Steuerverrechnnng ) einzusenden , welches die Weiterleitung an die be¬
treffenden Steueramts - Abteilungen besorgt.

Diese haben in der Spalte 6 den angeforderten Steuerbetrag einzusetzen,
eventuelle Differenzen in der Anmerkungsspalte kurz und deutlich zu begründen
und sodann in einem besonderen Vormerke postenweise mit dem angesordertcn
Betrage einzulragen.

Die ordnungsmäßig vollzogenen Anforderungsausweise sind dem Zentral-
Steueramte (Zentral -Steuerverrcchnung ) rückzumitteln , welches die Endsummen
der angeforderten Steuerbeträge getrennt nach Steueramts -Abteilungen und
Verrechnungszweigen vormerkt und sodann die Anforderungsausweise an die
ansfertigenden Stellen zurückmittell.

Diese Stellen haben am Fälligkeitstage  der Stenern das hiefür
bestimmte Aviso samt Gegenaviso , welche die Gesamtsumme der von dieser
Stelle bei sämtlichen Steueramts -Abteilungen zu leistenden und angeforderten
Steuern zu enthalten haben , auszufertigen und an das Zential -Steueramt
(Zentral - SteueiVerrechnung ) zu leiten.

Die städtischen Gas - und,Elektrizitätswerke sowie die städtischen Straßen¬
bahnen haben gleichzeitig die Übertragung der angewiesenen Steuersumme von
ihrem Guthaben bei der Länderbank auf das Konto „ Eigen " der Gemeinde
Wien zu veranlassen.

Das Zentral - Steueramt hat nach Einlangcn des Avisos und Gegenavisos
die Steueramts -Abteilungen zur Kontokorrentverrechnung der angeforderten
Steuerbeträge anzuweisen , selbst aber dis avisierten Steuerbeträge kontokorrent-
mäßig iu Empfang und die Gesamtsumme aller Avisos gelegentlich der Abfuhr
als städtische Zuschläge in Ausgabe zu verrechnen.

Die Abfuhr an die städtische Haupikafsa ist jedoch so einzurichten , daß:

1. die von den eigenen Geldern , Fonden und Stiftungen bezahlten
Steuern mit Ausnahme der Personaleinkommen - und Besoldungssteuer;

2 . die von diesen Verwaltungszweigen gezahlten Personaleinkominen-
und Bcsoldungssteuern;
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3 . die von den städtischen Gas - und Elektrizitätswerken und den städtischen
Straßenbahnen gezahlten Steuern abgesondert zur Abfuhr gelangen.

Bei der Abfuhr sind die Gegenavisos der städtischen Hanpikassa als Belege
einzuhäudigen.

Die städtische Hauptkassa hat bei den Abfuhren der ersten und zweiten Art
die Gesamlabfuhr journalmäßig bei den eigenen Geldern in Empfang und
gleichzeitig nach Maßgabe der im Gegenaviso enthaltenen Anweisung in Aus¬
gabe zu stellen.

Abfuhren der dritten Art sind erst über Aufforderung seitens der städtischen
Hauptkassa zu leisten , welche , sofort nach Einlangen der Verständigung der
Länderbank über die erfolgte Überweisung der Steuerbeträge zu erfolgen hat.

Hiebei hat die städtische Hauptkassa nach Vorlage des übereinstimmenden
Gegenavisos des Zentral -Steueramtcs den überwiesenen Betrag als Steuer-
abfuhr in Empfang zu stellen.

Die städtische Hauptkassa hat den Empfangsjonrnalen die Abfuht scheine
und Verständigungen der Länderbank , den Ausgabsjonrnalen die Gegenavisos
anzuschließen.

Die städtische Hauptkassa hat die von ihr ausgefertigten Anforderungs-
auswcise nach Rücklangen vom Zenrral - Steueramte der Stadtbnchhaltnng zur
Kontrolle vorzulegen.

Diejenigen Dienststellen , welche die Liquidierung der Gehalte selbst vor¬
nehmen , jedoch der Stadtbuchhaltung Rechnung zu legen haben (städtisches
Lagerhaus , städtische Waisenhäuser , Versorgnngshäuser , Asyl- und Werkhaus rc .)
habe » nach wie vor die entfallenden Personaleinkommen - und Besoldungssteuern
den Gehaltsperzipienten in Abzug zu bringen , den Gesamtgehaltsbezug in den
Verlagjournalin in Ausgabe , die Steuerabzüge in Empfang zu stellen.

Die städtische Hauptkassa hat dagegen die für diese Dienststellen im Wege
der Kontokorrevtverrechuung bezahlten Personaleinkommen , und Besoldungs-
steucru bei den betreffenden Etatsjournalen in Ausgabe und gleichzeitig als
Sleucrabfuhren bei den eigenen Geldern in Empfang zu stellen.

Zur Vermeidung von Unzukömmlichkeiten dürfen seitens der Stenerämter
Übertragungen allfälligkr Guthaben von einem Konto auf den anderen nur im
Einvernehmen mit der betreffenden anweisenden Stelle rorgenommen werden.

Über sämtliche vom Zenlral -Steuei amte geleisteten verrechnungsmäßigcn
Abfuhren hat die städtische Hauptkassa zu quittieren.

Sämtliche Ausfertigungen der Stadtbuchhaltung , der städtischen Haupt¬
kassa, des städtischen Sieueramtes und der anwe,senden Stellen der Unter¬
nehmungen sind mit der genauen Bezeichnung des Amtes , mit dem Datum
und den vorgeschriebenen (zwei ) Unterschriften zu versehen.

Behufs Durchführung dieses Normales sind die bei der Hauptkassa Zentrale,
den Hauplkassa -Abteilungen , dem Lagerbause und dem Kellermeisteramte er-
liegenden Sleuerbögen und Zahlungsaufträge mit Ausnahme derjenige » über
Persoualeinkommen - und Besoldungssteuern umgehend den kompetenten Stadtbuch-
Hallungs -Abteilungen mittels Konsignation zu übermitteln und die bisher über
diese Steuern von diesen stellen geführten Vormerkunqen vom 28 . Februar
1905 zu löschen.

Alle bisher bei den einzelnen der Stadtbuchhaltung Rechnung legenden
Dienststellen bestehenden Borschreibungen über Personaleinkommen - und Be-
soldungsstkiiern haben aufrecht zu bleiben , jedoch sind von denselben die Zahlungs¬
aufträge der Stadtbuchhalmng nach erfolgier Vorschreibung vorzulegen.

Selbstverständlich haben auch die bei auswärtigen Steuerämtern zahlbaren
Steuerbelräge in der bisherigen Borschreibung zu verbleiben.

I » .

Stempelpflicht der Rekurse gegen Entscheidungen
nach Z 3 der Heimatgesetznovelle.

Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . R . Weiskirchner
vom 24 . Februar 1905 , M .-Abt . Xl g, 3107/05 (Normalien¬
blatt des Magistrates Nr . (24 ) :

Einer im kurzen Wege durch das k. k. Finanzministerium erteilten
Auskunft zufolge sind Rekurse gegen die nach Z 5 der Heimatgesetznovelle
gefällten Entscheidungen des Gemeinderats -Ansschusses für die Verleihung des
Heimat - und Bürgerrechtes stempelpflichtigIund daher zu notionieren , falls sie
nicht vorschriftsmäßig gestempelt sT .-P . M st : vom 1. Bogen 2 L ) dem
magistratischen Bezirksamte eingesandt werden.

Bei den bereits in Verhandlung stehenden Rekursen dieser Art ist
gegebenenfalls die Notionierung nachzutragen.

14

Verständigung des Landes -Jnspektorates für die Bier¬
auslage beim Übergänge von Gast - nnd Schank-

gcwerben.

Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . R . Weiskirchner
vom 3. März 1905 , M . - D . 631/05 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 28 ) :

Mit dem Gesetze vom 25 . November 1904 , L.- G .-Bl . Nr . 89 (Mag . Vdg .-
Bl . ex 1901 , S . 99 ), wurde eine Landesauflage auf den Verbrauch von Bier
eingeführt.

Um in den häufig vorkommenden Fällen des Überganges von Gast-
und Schankgewerben die Zustellung der Zahlungsaufträge über die Landes¬
auflage an die bisherigen Konzessionsinhaber rasch bewerkstelligen zu können
und so die Einbringung der Landesauflage zu sichern, beauftrage ich die
magistratischen Bezirksämter , jede Veränderung im Stande der Gast - und
Schankgcwerbe -Konzessionen , soweit der Bierausschank in Betracht kommt , fall¬
weise unmittelbar mit dem Zeitpunkte der Gewerbeanheimsagung und der
Überreichung des Ansuchens um Konzessionsverleihung seitens des Geschäfts¬
nachfolgers dem n .-ö. Landes -Juspektorate für die Bierauslage (I ., Wallner-
straße 8) zur Kenntnis zu bringen.

Hiezu sind die neu aufgelegten , vom Einreichungs -Protokolle urschriftlich
auszufüllenden Formularien M . B .-A . Nr . 171 neu 1905 zu verwenden.

13 .

Hintanhaltnng der unbefugten Ablagerung von
Schutt n. dgl.

Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . N . Weiskirchucr
vom 21 . Marz 1905 , M . - D . 785,05 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 29 ) :

In der Stadtrats -Sitzung vom 3 . März 1905 wuräe — anläßlich der
Beratung über die Ersatzansprüche der Gemeinde für die unbefugte Anschüttung
des zufolge Gemeinderats -Beschlusses vom 7. Februar l. I . angekauften
Grundes Ein l .-Z . 748 , V . Bezirk , nächst der Matzleinsdorferlinie — von
mehreren Stadträten Beschwerde geführt , daß sich die Fälle unbefugter An¬
schüttung von Gemeindegrund und Ablagerung von Schutt u . dgl . auf Gassen,
Straßen und Plätzen , insbesondere im XVI . Bezirke , in unglaublicher Weise
häufen.

Da der Gemeinde durch die Wegschaffung des Materiales große Kosten
erwachsen , erscheint es dringend geboten , einem solchen Unfuge nachdrücklichst
zu begegnen und den Fnhrwerksbefitzer , beziehungsweise dessen Auftraggeber
haftbar zu machen.

Im Sinne des Präsidial -Erlaffes vom 11 . März 1905 , Z . 3192 , weise
ich die städtischen Ämter an , diesen Übelständen eine erhöhte Aufmerksamkeit
zuzuwenden , auf deren eheste Beseitigung mit allen zu Gebote stehenden
Mitteln hinzuwirken und hiebei nach Maßgabe des Normal -Erlasses vom
13 . Jänner 1898 , Z . 242688/97 , vorzugehen.

Ferner ist die Magistrats -Kundmachung vom 19 . Juni 1902 , M .-Abt.
IV , 1404/02 , betreffend Kabswagen (Mag . Verordg .-Blatt ex 1902 , Seite 69)
genau zu handhaben und ebenso gegen sonstige Fnhrwerker , welche Schotter,
Schult u . dgl . verführen und durch das wegen schlechten Verschlusses,
übermäßiger Ladung u . s. w. herabfallende Material die Straßen verun¬
reinigen , strengstens einzuschreiten.

Gleichzeitig wende ich mich an die k. k. Polizei -Direktion mit dem Er¬
suche», die zweckdienliche Unterstützung der städtischen Ämter zur Abstellung
dieser Übertretungen zu veranlassen.

* »
*

Der oben bezogene Normal -Erlaß vom 13 . Jänner 1898 , Z . 242688/97,
lautet:

Zufolge Mitteilung einer Bezirksvorstehung pflegt es sehr häufig vor¬
zukommen , daß Fuhrleute Schutt aus weniger belebten Straßen , namentlich
aber auf den in den Gürtel cinmündenden Straßen abladen und auf diese
Weise nicht nur eine bedeutende Verunreinigung der Straßen herbeiführen,
sondern auch der Gemeinde Kosten für die Abfuhr des widerrechtlich abge¬
lagerten Schuttes verursachen.

Das magistratische Bezirksamt erhält demnach den Auftrag , gegen solche
Fuhrleute auf Grund der straßenpolizeilichen Anordnungen mit aller
Strenge  vorzugeheu.
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Insbesondere sind auch die Fuhrwerkseigentümer für Schutt-
ablagerungen auf öffentlichen Verkehrswegen seitens ihrer Bediensteten zur
Verantwortung zu ziehen , wenn sie diese widerrechtliche Handlung verursacht
oder gar daran milgewirkt haben.

Die schuldig Erkannten sind auch zur Wegschaffung deS abgelagerten
Schuttes oder zur Ersatzleistung des Schadens , welcher der Gemeinde durch
diese widerrechtliche Ablagerung entstanden ist, zu verhalten.

HI. Gesetze
von besonderer Wichtigkeit für deit potitischen

vermaltung -chienst.

I«.
Gebührenermäßigungen für Eingaben in Gewerbe-
angelegenyeiten und mn Eintragung in das Handels¬

register.

Gesetz vom 24 . Februar 1905 , R .-G .-Bl . Nr . 32:

Mit Zustimmung beider Häuser des Neichsrates finde ich anzuordnen,
wie folgt:

Artikel ! .
Die Tarifpost 43 , lit . d , Z . I , des Gesetzes vom 13 . Dezember 1862,

R .- G .-Bl . Nr . 89 , beziehungsweise des Gesetzes vom 9. Juli 1891 , N .- G .-
Bl . Nr . 97 , dann die Tarifpost 43 , lit . l , Z . 1, des ersterwähnten Gesetzes
treten in ihrer gegenwärtigen Fassung außer Kraft und haben zu lauten:

d ) Eingaben bezüglich nachstehender Erwerbsbesugnifse:
I . Wodurch der selbständige Betrieb eines freien oder handwerksmäßigen

Gewerbes bei der Behörde angemeldet oder die zum Gewerbsbetriebe erforder¬
liche Konzession der Behörde angesnchl wird , und um Befugnisse zu Privat-
agentien:

s ) in der Reichshaupt - und Residenzstadt Wien und in den Orten mit
einer Bevölkerung von mehr als 50 .000 Seelen vom ersten Bogen 8X;
in Orten mit einer Bevölkerung von mehr als

b ) 10 .000 bis 50 .000 Seelen , vom ersten Bogen . 6 X;
o) 5000 bis 10 .000 Seelen , vom ersten Bogen . 4L;
ä ) in allen übrigen Orten , vom ersten Bogen . 3 X.

Für den Fall , als fünf Prozent des Jahresbetrages der von dem be¬
züglichen Gewerbsbetriebe entfallenden Erwerbsteuer obige für den ersten
Bogen der Eingabe zu entrichtende feste Stempelgebühr übersteigen , ist
dieser Mehrbetrag zugleich mit der Erwerbsteucr zur unmittelbaren Ent¬
richtung vorzuschreiben und mit der ersten Rate derselben zu erlege » .

Anmerkung:
Anmeldungen bei der Gewerbebehörde im Sinne des Absatzes 1, welche

nur aus Anlaß von Änderungen in den Personen der Mitglieder oder Ver¬
treter einer handelsgerichtlich protokollierten Firma erfolgen , unterliegen bloß
der in s — cl bestimmten festen Gebür.

I) Eingaben »m nachstehende Eintragungen in die von Handelsgerichten
z» führenden Handelsregister , als:

1 . Um die Eintragung der Firma oder der Änderung einer bereits ein¬
getragenen Firma oder der Inhaber derselben:

a) wenn die Eintragung ausschließlich eine Firma , welche keine Zweig¬
niederlassung hat , betrifft , vom ersten Bogen . 14 X;

b) in allen anderen Fälle » , vom ersten Bogen . 20 X.
Für den Fall , als fünf Prozent der von der eingetragenen Unter¬

nehmung für das Jahr , in welchem die Eintragung erfolgt , zu zahlenden
Erwerbsteuer obige für den ersten Bogen der Eingabe zu entrichtende
feste Stempelgebür übersteige » , ist dieser Mehrbetrag zur unmittelbaren
Entrichtung vorzuschreiben.

Anmerkungen:
1. Erfolgt die Eintragung vor dem Beginne des Gewerbebetriebes der

Unternehmung , so ist die Steuer des ersten Betriebsjahres der Bemessung
dieser Gebür zugrunde zu legen.

2 . Änderungen und Zusätze , welche die Übersetzung der Firma in eine
andere Sprache , das Nachfolgeverhältnis oder die Beziehung des gegenwärtige»
zum früheren Geschäftsinhaber <zum Beispiel durch Hmzufügung des Wortes:
Witwe . Neffe u . dgl .) die Unterscheidung der Firma von gleichnamigen Firmen
(zum Beispiel durch Hinzufüguug der Bezeichnung : svnior , Zweigniederlassung
u . dgl .) oder andere bloße Aufklärungen über tue im Inhalte gleichbleibende
Firma enthalten , sowie Änderungen einer Firma rücksichtlich der Bezeichnung
des Gewerbebetriebes , welche nicht eine Erweiterung oder Umänderung des
Gewerbebetriebes zum Gegenstände haben , unterliegen nur der Stempelgebür
von I X von jedem Bogen.

A r t i k e l II.

Mit dem Vollzüge dieses Getzes ist Mein Finanzminister betraut.

17 .
Schutz einiger Arten von Alpenblumen.

Gesetz vom 29 . Jänner 1905 , wirksam für das Erzherzogtum
Österreich unter der Enns , L.-G .- und V .-Bl . Nr . 67:

Über Antrag des Landtages Meines Erzherzogtumes Österreich unter
der Enns finde Ich anzuordnen , wie folgt:

8 1.
Hinsichtlich folgender Pflanzen , und zwar:

a) Edelweiß (Onaptmlium Xsontoxoäinm ),
b) des Kohlröschens (dlixritells . anZustikotis , beziehungsweise nixra und

rubra ) .
o) des Frauenschuhes (O^ pripoäium Osieeoius ),
ä ) der Aurikel (krimnla Lurioula ) ,
e) der Kervenstendel (Ophrhs )arten

ist das Aushebe » und Ausreißen samt Wurzeln und Knollen sowie das Feil¬
hallen und der Verkauf bewurzelter oder mit Knollen versehener Exemplare
verboten.

8 2.
Zu wifsenschastlichen Zwecken kann das Ausheben und Ausreißen der

unter die Bestimmung dieses Gesetzes fallenden Pflanzen samt Wurzeln oder
Knollen bewilligt werden . Dies - Bewilligung wird für das Gebiet eines
politischen Bezirkes von der betreffenden politischen Bezirksbchörde für mehrere
politische Bezirke von der StatthaÜerei erteilt.

8 3-

Auf Pflanzen der bezeichneten,Arten , welche im Wege der Gartenkultur
gezogen werden , findet dieses Gesetz keine Anwendung.

Wer im Besitze solcher Pflanzen betreten wird , hat deren Provenienz
durch ein Zertifikat der Gemeinde zu erweisen , in welcher sich die betreffende
Garteukultur befindet.

8 4.
Die Übertretung der Vorschrift des Z 1 wird von der politischen Behörde

mit Geldstrafen von 2 bis 20 X und im Wiederholungsfall - mit 50 X be¬
straft . Auch ist der Verfall der Pflanzen auszusprechen.

Die Geldstrafen fließen in den Armenfonds jener Gemeinde , innerhalb
welcher die Betretung erfolgte.

Im Falle der Uneinbringlichkeit der Geldstrafe ist diese in die entsprechende
Arreststrafe umzuwandeln.

8 5.

Das Gesetz vom 14 . Oktober 1901 , L.-G - und V .-Bl . Nr . 67 , betreffend
den Schutz des Edelweiß (6naxbalium Xeontopoäium ), tritt außer Wirk¬
samkeit.

8 6.
Mit dem Vollzüge dieses Gesetzes sind die Minister des Ackerbaues und

des Innern beauftragt.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im Landes¬
gesetzblatte für Österreich unter der Enns im Jahre

1SV 5  publizierten Gesetze und Verordnungen.

Rnchsgrsehblatt.

Nr . IN . Kundmachung des Ministeriums für
Landesverteidigung vom 12 . Jänner 1905 , mü welcher
die Einreihung der höheren Forstlehranstalt für die österreichischen Alpenländer
zu Bruck an der Mur unter die achtklassigen öffentlichen oder mit dem Rechte
der Öffentlichkeit ausgestatteten Mittelschulen in Bezug auf die Nachweise der
wissenschaftlichen Befähigung für den Einjährig - Freiwilligen - Dienst ver¬
lautbart wird.

Nr . SV . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 31 . Jänner 1905 , betreffend die Errichtung einer Zollexpositur
des königlich ungarischen Hauptzollamtes Zimony bei der Überfuhr in Kupinovo.

. Nr . 21 . Verordnung des Finanzministeriums
vom 11 . Februar 1905 , betreffend die Herstellung von für die
Ausfuhr außer das Zollgebiet bestimmten Gold - und Silbergeräten.

Nr . SS . Verordnung des Ministers für Kultus
und Unterricht und des Fiuanzministers vom 11 . Februar
1905 zur Durchführung des Gesetzes vom 7. Mai 1874 , R .- G .-Bl . Nr . 51,
über die Religionsfondsbeiträge für das Dezenium 1901 bis 1910.
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Nr . LS. Kundmachung des Eisenbahnministeriums
vom 17. Februar 1905 , betreffend das Erlöschen der Ah.Konzession
vom 19 . September 1857 , H.-M .-Vdg .-Bl . Nr . 67 , für die von Zittau nach
Reichenberg zu führende Lokomotiveisenbahn , soweit selbe auf österreichisches
Gebiet sollt.

Nr . 24 . Verordnung der Ministerien des Innern,
des Handels , der Eisenbahnen und des Ackerbaues
vom 17. Februar 1905 , betreffend die Herstellung und Verwendung
von Azetylen , sowie den Verkehr mit Kalziumkarbid.

Nr . 25 . Gesetz vom 23 . Februar 1905 , betreffend
die Gewährung von Noislandsunlerslützungen aus Staatsmitteln und die Aus¬
gabe von Obligationen der durch daS Gesetz vom 2 . August 1892 , R .-G .-Bl.
Nr . 131 , geschaffenen Rente zur Refnndierung der den staatlichen Kassen-
beständen zu entnehmenden Notstandsunterstützungen.

Nr . 28 . Gesetz vom 22 . Februar 1905 , betreffend
die Verwendbarkeit der Teilschuldverschreibungen des vom Herzogtums Steier¬
mark aufzunehmenden Aiilehens von 12 Millionen Kronen zur fruchtbringenden
Anlegung von Stiftuugs -, Pupillar - und ähnlichen Kapitalien.

Nr . 27 . Gesetz vom 22 . Februar 1905 , betreffend
die Verwendbarkeit der Teilschnldoerschreibungen des vom Lande Tirol anfzu-
nehmenden Anlehens von 10 Millionen Kronen zur fruchtbringenden Anlegung
von Stiftung ! - , Pupillar - und ähnlichen Kapitalien.

Nr . 28 . Gesetz vom 22 . Februar 1905 , betreffend
die Verwendbarkeit dcrsTeilschuldverschreibungen des von der Stadt Innsbruck
aufzunehmenden AnlehenS von 8,500 .000 X zur fruchtbringenden Anlegung
von Stiftuugs -, Pupillar - und ähnlichen Kapitalien.

Nr . 2S . Gesetz vom 22 . Februar 1905 , betreffend
die Verwendbarkeit der Teilschuldverschreibnngen des von der Stadt Klagenfnrt
aufzunehmenden Anlehens von 10 Millionen Kronen zur fruchtbringenden
Anlegung von Stiftuugs -, Pupillar - und ähnlichen Kapitalien.

Nr . SV. Gesetz vom 22 . Februar 1905 , betreffend
die Verwendbarkeit deS von der Stadt Salzburg aufzunehmenden Aiilehens
von 6 Millionen Kronen zur fruchtbringenden Anlegung von Stiftuugs -,
Pupillar - und ähnlichen Kapitalien.

Nr . 31 . Kundmachung des Handelsministeriums
vom 17. Februar 1905 , betreffend die Zulassung der Wassermesser-
type XXXIII a zur eichamtlichen Beglaubigung.

Nr . 32 . Gesetz vom 24 . Februar 1905 , betreffend
Gebührenermäßigungen für Eingaben in Gewerbeangelegenheiten und um Ein¬
tragung in das Handelsregister .*)

Nr . SS . Gesetz vom 24 . Februar 1905 , wirksam für
das Land Vorarlberg , womit besondere grundbuchsrechtliche und Exekntions-
bestimmnngen hinsichtlich der als Felddienstbarkeiten sich darstellenden Wege - ,
Wasserleitung ? - und Holzriesenservituten erlaffen werden.

Nr . 34 . Gesetz vom 27 . Februar 1905 , womit die
Rekruteukontingente zur Erhaltung des Heeres , der Kriegsmarine und der
Landwehr für das Jahr 1905 bestimmt und deren Aushebung bewilligt werden.

Nr . 35 . Verordnung des Finanzministeriums vom
16 . Februar 1905 , betreffend die Schlußeinheiten der an den in¬
ländischen Börsen (Wien , Prag und Triest ) notierten Effekten als Grundlage
für die Bemessung der Effektenumsatzsteuer.

Nr . SK. Kundmachung der Ministerien des Innern,
für Kultus und Unterricht , der Finanzen und der Justiz
vom 18. Februar 1905 , betreffend die in einzelnen der im Reichs¬
rate vertretenen Königreiche und Länder eingeführte » Schulbeiträge oder sonstigen
gesetzlichen Beiträge zu öffentlichen Anstalten von unbeweglichem Nachlaßver¬
mögen , welches zu einer nach den allgemeinen Regeln über die Gerichts¬
zuständigkeit in einem andern der im NeichSrate vertretenen Königreiche und
Länder abzuhandelnden Bcrlaffenschaft gehört . (Vgl . die Kundmachungen vom
11 . Juni 1898 , R .-G .-Bl . Nr . 101 , 3 . September 1898 , R .-G .-Bl . Nr . 184,
28 . Dezember 1898 , R .-G .-Bl . Nr . 24 ex 1899 , 4 . April 1899 , R .-G .-Bl.
Nr . 69 , 6 . Mai 1899 , R .-G .- Bl . Nr . 111 , 7 . November 1899 , R .- G .-Bl.
Nr . 245 , 22 . November 1900 , R .-G .-Bl . Nr . 280 , 20 . Dezember 1902 , R .-
G .-Bl . Nr . 34 ox 1903 und vom 24 . März 1904 . R .-G .-Bl . Nr . 83.

Nr . S7 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 21 . Februar 1905 , betreffend die Ermächtigung der Zoll-
amtsexpositur in Spindelmühle zur zollfreien Behandlung von voraus - und

nachgesendeten Reiseeffekten der Kurgäste und Touristen von Spindelmühle und
Friedlichst »!, sowie zur zollamtlichen Abfertigung der für diese Personen ein-
langenden Postsendungen.

Nr . S8 . Gesetz vom 2. Mürz 1905 , betreffend die
Ausgabe von Obligationen der durch das Gesetz vom 2. August 1892 , R .-G-

' Bl . Nr . 131 , geschaffenen Rente zur Refnndierung der in den Jahren 1903
und 1904 vorläufig aus Kassenmitteln bestrittenen Tilgungen der allgemeinen
Staatsschuld.

Nr . 38 . Gesetz vom 2. März 1905 , betreffend die
Ausdehnung der zeitlichen Befreiung von der Hauszinssteuer für Umbauten,
welche im Gebiete der Stadtgemeinde Jägerndorf aus öffentlichen Assanierungs¬
oder VerkehrsrUcksichten vorgenommen werden.

Nr . 40 . Verordnung des Finanzministeriums vom
12 . Februar 1905 , betreffend die Zustellung von Gebührennoten und
Gebllhrenzahlungsauflrägen an Parteien im Auslände.

Nr . 41 . Verordnung des Justizministeriums vom
28 . Februar 1905 , womit das Gesetz vom1. April 1872, R.-G.-
Bl . Nr . 43 , betreffend die Vollziehung von Freiheitsstrafen in Einzelhaft und
die Bestellung von Strafvollzugs -Kommissionen vom l . August 1905 angefangen
für das Zellengesängnis des Kreisgerichtes und des Bezirksgerichtes in Budweis
in Wirksamkeit gesetzt wird.

Nr . 4L. Verordnung des Justizministeriums vom
4 . März 1905 , womit das Gesetz vom 1. April 1872 , R .-G .-Bl.
Nr . 43 , betreffend die Vollziehung von Freiheitsstrafen in Einzelhaft und die
Bestellung von Strafvollzugs -Kommissionen vom 1. September 1905 angefangen
für das Zellengesängnis des Kreisgerichtes und des Bezirksgerichtes in Eger
in Wirksamkeit gesetzt wird.

Nr . 43 . Kundmachung der Ministerien des Innern
und der Justiz vom 4. März 1905 , betreffend die Eröffnung
der allgemeinen staatlichen Uuterjuchungsanstalt für Lebensmittel und Gebrauchs-
gegenstände der im Gesetze vom 16 . Jänner 1896 , R .-G .-Bl . Nr . 89 sx 1897,
bezeichnten Art in Czernowitz.

Nr . 44 . Kundmachung des Ministeriums des
Innern vom 8. März 1905 , betreffend die Errichtung einer Be-
zirkshauptmannschast in Kamenitz an der Linde .*)

Nr . 45 . Verordnung des Ministeriums des
Innern vom 15. Mürz 1905 , vetrefsend die Amtswirksamkeit
des Bezirtshauptmannes in Tabor.

6 . Landcsgcsthbialt.

Nr . 51 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtums Österreich unter der Enns vom 9. Februar
1905 , Z . XVI-1622/5 , betreffend die der Gemeinde Mautern erteilte
Bewilligung zur Einhebnng einer Bierauflage von 3 X 40 k für die Zeit
nach der Kundmachung der Bewilligung bis inklusive 1907.

Nr . 52 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erz Herzogtums Österreich unter der Enns vom 10 .Februar
1905 , A. XVI-1621/4 05, betreffend die der Gemeinde Groß-Engers-
dorf im Gerichlsbezirke Wollersdorf erteilte Bewilligung zur Einhebung einer
Bierauslage von 2 X für die Zeit nach der Kundmachung der Bewilligung
bis inklusive 1907.

Nr . 53 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtums Österreich unter der Enns vom 10. Februar
1905 , Z . XVI-1623/3 , betreffeud die der Gemeinde Leobendorf erteilte
Bewilligung zur Einhebung einer Bierauflage von 3 X für die Zeit nach der
Kundmachung der Bewilligung bis inklusive 1907.

Nr . 54 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtums Österreich unter der Enns vom 10. Februar
1905 , Z . X1I - 1624/2 , betreffend die der Gemeinde Zell an der Ibbs
erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierauflage von 3 X 40 d für die
Jahre 1905 und 1906.

Nr . 55 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
ErzherzogtumeÖsterreich unterderEnnsvom 11. Februar
1905 , Z . XVI-1616/5, betreffend die der Gemeinde Gainfarn erteilte
Bewilligung zur Einhebung von Musik - und Verschönerungstaxen und die
hiesür erlassenen Einhebungsvorschriften.

') Erscheint in dieser Nuntiner der „Verordnungen re ." vollinhaltlich ausgenommen. 9 Erscheint in dieser Nummer der „Verordnungen re." vollinhaltlich ausgenommen.
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Nr . 56 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzo gtumeÖsterreich unter der Enns vom 14. Februar
1905 , Z. XV1-1742/4, betreffend die der Gemeinde Weikersdorf im
Gerichisbezirke Baden erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierauflage
von 2 L für die Zeit nach der Kundmachung der Bewilligung bis inklusive 1907.

Nr . 57 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
ErzherzogtumeÖsterreich unterderEnnsvom 14. Februar
1905 , Z . XVI-1743/2 , betreffend die der Gemeinde Sitzendorf im
Gerichtsbezirke Oberhollabrunn erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bier-
aullage von 3 L für die Zeit nach der Kundmachung der Bewilligung bis
inklusive 1907.

Nr . 58 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
ErzherzogtumeÖsterreich unter der Ennsvom 14. Februar
1905 , XVI-1744 2, betreffend die der Gemeinde St . Andrä vor
dem Hagentale im Gerichtsbezirke Tulln erteilte Bewilligung zur weiteren
Einhebung einer Bierauflage von 2 X für die Jahre 1905 und 1906.

Nr . 56 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
ErzherzogtumeÖsterreich unter derEnnsvom 17. Februar
1905 , A . XVi - 1860 5 , betreffend die der Gemeinde St . Valentin im
Gerichisbezirke Haag erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierauflage
von 2 L für die Zeit nach der Kundmachung der Allerhöchsten Genehmigung
bis 31 . Dezember 1907.

Nr . 66 Kundmachung des k. k. Statthalters im
ErzherzogtumeÖsterreich unter derEnnsvom 17. Februar
1905 , A XVI-1861,4, betreffend die der Gemeinde Roseidorf erteilte
Bewilligung zur Einhebung einer Bierauflage von 2 L für die Zeit nach
der Kundmachung der Bewilligung bis inklusive 1907.

Nr . 61 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
ErzherzogtumeÖsterreich unter der Enns vom 17 . Februar
1905 , Z . XVI-1862/2 , betreffend die der Gemeinde Ebenthal erteilte Be¬
willigung zur Einhebung einer Bierauflage von 2 L für die Zeit nach der
Kundmachung der Bewilligung bis inklusive 1907.

Nr . 62 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
ErzherzogtumeÖsterreich unter derEnns vom 17 .Februar
1905 , A . XVl-1863/3 , betreffen» die der Gemeinde Wilhelmsdorf im
Gerichisbezirke Poysdorf erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierauflage
von 3 L für die Zeit nach der Kundmachung der Bewilligung bis inklusive 1907.

Nr . 68 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
ErzherzogtumeÖsterreich unter der Enns vom 17. Februar
1905 , A . XV1-1864/2 , betreffend die der Gemeinde Wollersdorf erteilte
Bewilligung zur Forteinhebung der bestehenden Bierauflage von 3 X 40 b
für die Jahre 1905 , 1906 und 1907.

Nr . 64 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
ErzherzogtumeÖsterreich unter der Enns vom 17. Februar
1905 , A . XVI - 1865/3 , betreffend die der Gemeinde Klederiug erteilte
Bewilligung zur Einhebung einer Bierauflage von 2 X für die Zeit nach der
Kundmachung der Bewilligung bis inklusive 1907.

Nr . 65 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
ErzherzogtumeÖsterreich unter der Enns vom 17. Februar
1905 , 1) . XVI-1866/2 , betreffend die der Gemeinde Stein an der Donau
erteilte Bewilligung zur Weitereinhebung einer Bierkonsumauflage von 3 L
40 t> für die Jahre 1905 , 1906 und 1907.

Nr . 66 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
ErzherzogtumeÖsterreich unter derEnnsvom20 . Februar
1905 , A . XV l 1943/2 , betreffend die der Gemeinde Deutsch -Wagram
erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierauflage von 2 X und einer Brannt¬
weinauflage von 6 L für die Zeit nach der Kundmachung der Bewilligung bis
inklusive 1907.

Nr . 67 . Gesetz vom 29 . Jänner 1905 , wirksam für
das Erzherzogtum Österreich unter der Enus , betreffend den Schutz einiger
Arten der Alpenblumen .*)

Nr . 68 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
ErzherzogtumeÖsterreich unter der Enns vom 26 . Februar
1005 , A. XVI 349,4, betreffend die der Gemeinde Judenau erteilte Be¬
willigung zur Einhebung einer Bierauflage von 3 X 40 k für die Jahre 1905
bis inklusive 1907.

Nr . 69 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 1. März
1905 , Z . XVI-2157/2 , betreffend die der Gemeinde Mödling erteilte
Bewilligung zur Forteinhebung einer Mietzinsauflage von 6 b von jeder Krone
des richtiggestellten Mietzinses für die Zeit vom 1. Jänner 1905 bis 31 . De¬
zember 1907.

Nr . 76 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 2. März
1905 , Z . XVI 29/4, betreffend die der Gemeinde Schandachen erteilte
Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuern über¬
steigenden Umlagen für das Jahr 1904 in der Katastralgemeinde Saaß.

Nr . 71 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 2. März
1905 , A. XVI-2196/1, brireffend die der Gemeinde Wien erteilte Be¬
willigung zur Veräußerung eines Teiles der Kat .-Parz . 381/1 , Einl .-Z . 1896
III . Bezirk in Wien.

Nr . 72 . Kundmachung des k k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
2. März 1905 , XV1-2232/3, betreffend die der Gemeinde
Kranichberg erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten
Steuern übersteigenden Umlage » für das Jahr 1904.

Nr . 78 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich uuter der Enns vom 2. März
1905 , Z. XVl 2233/6, betreffend die der Gemeinde Hernstein erteilte
Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuern über¬
steigenden Umlagen für das Jahr 1904

Nr . 74 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 2. März
1905 , A. XVI-2240/2, betreffend die der Gemeinde Troibetzberg er¬
teilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuern
übersteigenden Umlagen für das Jahr 1904.

Nr . 75 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
ErzherzogtumeÖsterreich unter der Enns vom 2. Mürz
1905 , Z . XV1-2241 2, lutreffeud die der Gemeinde Mödelsdors erteilte
Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuern über¬
steigenden Umlagen für das Jahr 1904.

Nr . 76 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 2. Mürz
1905 , A. XVI-2242 2, betreffend die der Gemeinde Schottwien erteilte
Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuern über¬
steigenden Umlagen für das Jahr 1901 im geschlossene» Markte Schottwien.

Nr . 77 . Kundmachung des,k . k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 2. März
1905 , A. XVI-2243/1 , betreffend die der Gemeinde Wien erteilte Be¬
willigung zur Veräußerung von Teilen der Katastralparzellen 45/1 und 45/2
im X . Wiener Gemeindebezirke.

Nr . 78 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
ErzherzogtumeÖsterreich unter der Enns vom 3. März
1905 , Z. VI-435, betreffend die Erhöhung der Verpflegstapc im all¬
gemeinen öffentlichen Krankenhause zu Klosterneuburg .*)

' ) Erscheint in dieser Nummrr der „Verordnungen rc ." vollinhaltlich ausgenommen.
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Inhalt:
I . « erorduungen und Entscheidunge « :

1 - Zur Feuerpolizei gehören sowohl Anordnungen znr Verhinderung des
Ausbruches von Bränden als auch solche zur Hemmung der Aus¬
breitung von Bränden.

2 . Besorgung des An - und Verkaufes vou Staatspapieren für politische
Fonde , Anstalten rc . durch die Postsparkassa.

3 . Glücksspiele ohne behördliche Bewilligung.
4 . Gistverschleiß.
5 . Gewährung von Vorschüssen auf bereits eingelagerte Mobilien durch

einen Spediteur ist nicht als Pfandleihergewerbe anzusehen.

6 . Stempelfreiheit der Zuchtvieh -Atteste.
7 . Frankierung von Postsendungen ins Ausland.

II . Normativbestimmungeu:
Magistrat:
8 . Wohlwollende Behandlung des Fortbetriebes von Gewerben durch

Witwen.
9 . Protokollierung von Lehrverträgen.

lO . Revision der Pfandleihanstalten.
Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im La » desgesetzblatte

für Österreich unter der Enns im Jahre 1905 publizierten
Gesetze und Verordnungen.

l. Verordnungen und Entscheidungen.
i.

Z »r Feuerpolizei gehören sowohl Anordnungen zur
Verhinderung des Ansbruches von Bränden als auch
solche znr Hemmung der Ausbreitung von Bränden.

Erkenntnis des k. k. Vcrwaltnngsgcrichkshofes vom 14 . Jänner
1905 , Nr . 431 ex 1905 (M . B .-Ä. I , 17027/05 ) :

Im Namcn Seiner Majestät des Kaisers!

Der k. k. Derwaltnugsgeiichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k.
I . Präsidenten Dr . Grafen S ch ö n b o r u , in Gegenwart der Räte des k. k.
Verwallungsgerichtshofes Dr . Ritter v. P o p e l k a, Freiherrn v. Hock,
Freiherr » v. B e n z und Dr . Freiherrn v. Heinold,  dann des Schriftführers
k. k. Bezirks -Kommissärs Freiherrn v. B o s s i - F e d r i g o t t i, über die Be¬
schwerde des Julius Ritter v. Leon - Wernburg  in Wien gegen die Ent¬
scheidung des Wiener Sladtrates vom 26 . Mai 1904 , Z . 7003 , betreffend die
Eindeckung der Höfe in einem Hause des Beschwerdeführers , nach der am
14 . Jänner 1905 durchgeführten öffentlichen mündlichen Verhandlung , und
zwar nach Anhörung des Vortrages des Referenten , sowie der Ausführungen
des Dr . August Nechausky,  Hof - und Gerichtsadvokaten in Wien , in
Vertretung der Beschwerde , und des Magistrats -Sekretärs Dr . Sendetzky,
in Vertretung des Wiener Stadtrates , zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.

EntscheidungsgrUnde:

Die Beschwerde richtet sich gegen den Auftrag , die Schnürlglaseindeckung
des Haushofes und der beiden Lichlhöfe seines Hauses Konskr .-Nr . 27 Franz
Josesskai durch eine solche aus Siemens -Drahtglas zu ersetzen, damit im Falle
eines Brandes in diesen zur Einlagerung brennbarer Waren verwendeten
Höfen der Austritt von Rauch und Gasen von den Höfen auf das Stiegcn-
haus durch das widerstandsfähigere Drahtglas länger aufgehalten werde , um
so die Möglichkeit der Rettung der Hausbewohner unter Benützung der Haus¬
stiege in der Zwischenzeit zu sichern.

Gegen diese Verfügung wird zunächst eingewendet , daß nach Z 4 der
Wiener Feuerpolizei -Ordnung vom 19 . März 1902 , L.-G .-Bl . Nr . 18 , der
Magistrat nur Verfügungen gegen den Ausbruch von Bränden zu treffen be-
rechtigt sei. Der Verwaltnngsgerichlshof konnte diese Einwendung nicht als
zutreffend anerkennen ; denn , wenn auch in dieser Gesetzesstelle ausdrücklich nur
Vorkehrungen gegen den Ausbruch von Bränden erwähnt sind , so ergibt sich
doch ans den übrigen Bestimmungen des Gesetzes , insbesondere den W 12,
20 , 22 und 49 , daß die Gemeindebehörde berufen ist, auf allen Gebieten der
Feuerpolizei einzuschreilen , alles vorzukehren , was dazu dient , nicht nur den
Ausbruch von Bränden zu verhindern , sondern einen bereits ausgebrochenen
Brand zu ersticken, seine Ausbreitung zu hemmen und seine Folgen abzu-
schwächeu ; die erwähnte Bestimmung des Z 4 muß daher in einem Uber ihren
Wortlaut hinausgehenden weiteren Sinne aufgefaßt werden.

Insbesondere beruft sich aber der Beschwerdeführer gegenüber dem in
Rede stehenden Aufträge darauf , daß fein Haus mit der nun beanständeten
Glaseindecknng der Höfe von ihm in genauer Übereinstimmung mit den von

der Baubehörde genehmigten Bauplänen bestehe, daß insbesondere auch der
bauordnungs - und baubewilligungsmäßige Bestand des Hauses gelegentlich der
Lokalaugenscheine wegen Erteilung der Benützungsbewilligung für die einzelnen
Hausbestandteile baubehördlich anerkannt worden sei, und behauptet , daß ihm
eine Änderung im Bauzustande dieses Hauses nicht aufgetragen werden könne.
Auch diese Einwendung erschien dem Berwaltungsgerichtshofe nicht als stich¬
hältig . Denn aus den Akten über . den Bau des in Red - stehenden Hauses
ergibt sich — abgesehen davon , daß in der Banbewilligung einer Entdeckung
auch der Lichthöfe keine Erwähnung geschieht — daß dem Beschwerdeführer
wohl die Eindeckung seines Haushofes mit einem Glasdache gestattet , daß aber
die Art dieser Eindeckung nicht angegeben worden ist. Hieraus folgt , daß dem
Beschwerdeführer wohl ei» Recht auf Belastung einer Glaseindecknng seines
Haushofes zusteht , daß er aber gegenüber der Befugnis der Feuerpolizei-
behörde , nach freiem Ermessen jene Anordnungen zu treffen , welche sie dem
Zwecke der Verhinderung oder doch Hemmung der Ausbreitung von Feuers-
brüusten dienlich erachtet , sich nicht auf ein Recht berufen kann , eine bestimmte,
wie beispielsweise gerade die ursprünglich gewählte Art der Glaseindecknng
auszusühren , beziehungsweise zu belassen . In dieser Hinsicht kann der Be¬
schwerdeführer auch aus der baubehördlichen Benützungsbewilligung keine Rechte
ableilen , da diese bestimmungsgemäß keineswegs eine Anerkennung einer voll¬
kommen und dauernd entsprechenden Bauausführung enthalten , sondern , wie
sich aus dem vom Gesetze bezeichnten Gegenstände des denselben voraus¬
gehenden Augenscheines , ans der Einschränkung dieses Gegenstandes auf die
sanitären Verhältnisse ergibt , lediglich den Ansspruch , daß vom sanitären
Standpunkte die Benützung der betreffenden Wohn - und Werkstättenräume nun
unzulässig ist.

Die Beschwerde mußte sonach abgewiesen werden.

Ä.

Besorgung des An - nnd Verkaufes von Staats¬
papieren für politische Fonde , Anstalten re. durch

die Postsparkassa.

Kundmachung der Ministerien der Finanzen , des Handels,
des Innern , für Kultus und Unterricht und der Justiz vom
19 . Jänner 1905 , betreffend die Besorgung des An - und Ver¬
kaufes von Staatspapieren für politische Fonde und Anstalten,
Korporationen , Stiftungen , Kirchen rc. sowie für Depositen-
ämter und kumulative Waisenkassen durch die Postsparkassa (R .-
G .-Bl . Nr . 50 ) :

Vom 1 . April 1905 an übernimmt die Postsparkassa die Besorgung des
An - und Verkaufes von Staatspapieren für politische Fonde und Anstalten,
Korporationen , Stiftungen , Kirchen rc . sowie für Depositenämter und kumulativ:
Waisenkaffen und die Vermittlung der hiemit verbundenen Vinkulierungen und
Devinkulierungen , insoweit die genannten Geschäfte dermalen von der Staats¬
zentralkassa vermittelt werden , unter den gleichen Modalitäten.

Zur Vermeidung der Bargeldbewegung hat der Ausgleich des Gegen¬
wertes möglichst im Wege des Scheckverkehres zu erfolgen , und zwar entweder
unter Benützung eines Erlagscheines zum Konto der Postsparkaff » welcher den
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Abnehmern über Wunsch vom Postsparkafsenamte zur Verfügung gestellt wird
od; r auf Grund eines für Zahlungen an Staatskassen bestimmten Einzahlungs¬
scheines , welcher dem Zwecke entsprechend zugunsten der Hauplkafsa des Post-
sparkassenamtes auszufertigen ist.

Analogcrweise wird auch bei Verläufen die Valuta im Wege des
Scheckverkehres den Parteien überwiesen werden.

Da die Vermittlung der Staatszentralkassa bisnun auch hinsichtlich
bloßer , nicht im Zusammenhänge mit Käufen und Verkäufen stehender Vin¬
kulierungen , Devinkulierungen und Umschreibungen von Staatspapieren in
Anspruch genommen wurde , wird darauf aufmerksam gemacht , daß diese Ver¬
mittlung in Hinkunft zu entfallen hat , indem die uniznäudernden Obligationen
gemäß Z 3 der Kundmachung vom 6. März 1869 , R .-G .-Bl . Nr . 29 , außer¬
halb Wiens behufs der Zustellung an die zur Vornahme jener Amts¬
handlungen berufene Staatsschuldenkassa bei allen im Z 4 der Kundmachung
vom 28 . Dezember 1868 , R .-G .-Bl . Nr . 158 , angeführten Kassen und Ämtern,
das ist bei allen Länderkassen und Steuerämtern , überreicht werden Wunen.

3

Glücksspiele ohne behördliche Bewilligung

Zirkular -Erlaß der k. k. u.-ö. Statthalterei vom 4 . März
1905 , Z . X a-623 , M .-Abt . XXII , 713/05 (Normalicublatt des
Magistrates Nr . 30 ) :

Über Erlaß des k. k Finanzministeriums vom 30 . Jänner 1905 , Z . 6335,
wird den politischen Behörden I . Instanz eingeschärft , in de » Fällen , in welchen
Glücksspiele ohne behördliche Bewilligung veranstaltet werden , die Anzeige
hievon sofort an die kompetente Finanz -Bezirks -Direktion zu erstatten , damit
das Gefällsstrasverfahren vor Eintreten der Verjährung gegen die Schuld¬
tragenden eingeleitet werden kann.

Dieser Erlaß ergeht an alle Bezirkshauptmannschafte », an den Wiener
Magi  st r a t, an die Wiener Polizei -Direktion und an die beiden Stadträte
in Niederösterreich.

4 .

Giftverschleih.
Das magistratische Bezirksamt für den II . Bezirk hat mit Bescheid vom

21 . März 1905 , M . B .-A. II , 19585/05 , in Gemäßheit des ij 15 , Punkt 14,
dem Gustav G u n e s ch, Gemischtwarenhändler im IX . Bezirke , Universitäls-
straße 4, die angesuchte Konzession zum Verschleiß von Giften und der zu
arzneilicher Verwendung bestimmten Stoffe und Präparate mit dem Stand¬
orte in Wien , II ., Leopoldsgaffe 49 , als Filial -Konzession des im IX . Bezirke,
Uiiiversilätsstraße I , betriebenen gleichen Geschäftes verliehen . Bei der Aus¬
übung dieser Konzession sind die Bestimmungen der Gewerbeordnung , daun
die einschlägige » Vorschriften , insbesondere die Bestimmungen der Ministerial-
Verordnung vom 21 . April 1876 , N .-G -Bl . Nr . 60 , vom 2 . Jänner 1886,
R -G .-Bl . Nr . 10 , vom 17 . September 1883 , R .-G .-Bl . Nr . 152 , vom 17 . Juni
1886 , R .-G .-Bl . Nr . 97 , und vom 17 . Dezember 1894 , R .-G .-Bl . Nr . 239,
genau zu befolgen.

Diese Konzession wurde unter der Zahl 2684/L im Gewerberegister ein¬
getragen und in Steuerhinsicht der Konto unter Ass.-Z . 210351 eröffnet.

* *
*

Das magistratische Bezirksamt für den IX . Bezirk hat dem Severin Heinrich
Grünspan » , Magister der Pharmazie , II ., Schwarzingcrgaffe 6 wohnhaft,
unterm 7 . März 1905 ack M . B .-A . IX , 4317/65 , im Sinne des Z 15,
Punkt 14 der Gewerbeordnung , die Konzession zum Verschleiß von Giften und
von zu arzneilicher Verwendung bestimmten Stoffen und Präparaten , insofern
dies nicht ausschließlich den Apothekern Vorbehalten ist, für den Standort IX .,
Secvitengaffe 2 (Ecke Berggaffe 25 ), erteilt.

5 .

Gewährung von Vorschüssen ans bereits eingelagcrte
Mobilien durch einen Spediteur ist nicht als Pfand

leihergewerbe anzusehen.
Mit dem Erkennlniffe des magistratischen Bezirksamtes I vom 21 . Juni

1904 , G .-Z . I -2I52I , wurde über M . St ., verantwortlichen Geschäftsführer
der Handelsgesellschaft H. u . S . L Ko ., welche, für Spedition und Möbel¬
transport besteuert , Mobilien zur Aufbewahrung übernimmt und aus dieselben
sogenannte „ Vorschüsse " gewährt , wegen unbefugter Ausübung des Pfand¬
leihergewerbes eine Strafe von 100 X verhängt.

Über den vom Bestraften eingebrachten Rekurs wurde dieses Erkenntnis
mit dem Erlasse der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 21 . März 1905 , Z . 1-2105,
nach Anhörung der n .-ö. Handels - und Gewerbekammer mangels eines straf¬
baren Tatbestandes behoben , weil die Gewährung von Vorschüssen auf bereits
eingelagerte Mobilien durch einen Spediteur nicht als Ausübung des Psaud-
leihgewerbes angesehen werden könne . (M . L .-A. I , 16732/05 .)

«

Stempelfreiheit der Zuchtvieh -Atteste.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 24 . März 1905,
Z . XII -833/4 (M .-Abt . IX , 1172/05 ) :

Das k. k. Eisenbahnministerium hat mit Kundmachung vom 28 . Februar
1905 , Z . 8103 , betreffend die Stempelfreiheit der Gesuche um Ausfolgnng
von Attesten behufs Erlangung der bestehenden ermäßigten Frachtsätze für
Nenn - und Zuchtpferde , Zuchtvieh und Zuchtgeflügel , sowie die Stempelfreiheit
dieser Atteste selbst, folgendes bekanntgemacht:

Unter gleichzeitiger Aufhebung des im Berordnungsblatte für Eisenbahnen
und Schiffahrt Nr . 124 vom 1. November 1904 , verlaulbarte » h . a . Erlasses
vom 20 . Oktober 1904 , Z . 14128 , wird hiemit bekanntgegeben , daß das
k. k. Finanzministerium auf Grund neuerlichen mit demselben im Gegenstände
gepflogenen Einvernehmens die Gesuche um Ausfolgung der oberwähnten
Atteste für stempelfrei und die Atteste selbst für bedingt gebührenfrei im Sinne
der Tarifpost 102 , lit . e des Gebührengesetzes vom 9. Februar 1850 , N .-G .-
Bl . Nr . 50 , erklärt hat.

Hievon wollen die Interessentenkreise unter Bezugnahme auf den h. o.
Erlaß vom 20 . November 1804 , Z . XII , 376/3 , entsprechend in Kennluis
gesetzt werden.

7.

Frankierung von Postsendungen ins Ausland.

Erlaß des k. k. n.-ö. Statthalterei -Prüsidiums vom 10 . April
1905 , Pr .-Z . 1015 (M .-D . 1065/05 — Normalicublatt des
Magistrates Nr . 35 ) :

Schon mit dem h. o. Erlaffe vom 4 . Jänner 1889 , Z . 7639/Pr . (Norm .-
Slg . Nr . 2681 ), wurden Weisungen über die Alt der Beförderung und Fra»
kieruug von Dienstschreiben an die k. und k. Missionen erlassen und seither
wiederholt in Erinnernng gebracht.

Diesen Anordnungen wird jedoch anscheinend noch immer nicht voll ent¬
sprochen , denn das k. k. Ministerium des Äußern hat dem k. k. Ministerium
des Innern mitgrteilt , daß die voll den politischen Behörden au die k. und k.
Konsularämter abgehenden Sendnnaen nicht selten ungenügend flankiert sind und
überdies infolge mangelhafter Verpackung bei diesen k. u . k. Behörden häufig in
stark beschädigtem Zustande einlangeu.

Aus diesem Anlässe ergeht über Erlaß des Ministeriums des Innern
vom 2 . April 1905 , Z . 1350/M . I ., die neuerliche Aufforderung , dafür Vorsorge
zu treffen , daß derlei Sendungen stets in besonders sorgfältiger Weise verpackt
und bei deren Frankierung die fallweise in Betracht kommenden Porto -Tarif-
fätz- entsprechend beachtet werden.

H. RurmlltivlleSUmmnlllieil.
Magistrat:

8 .

Wohlwollende Behandlung des Fortbetriebes von
Gewerben durch Witwen.

Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . N . Weiskirchucr
vom 7. April 1905 , M .-Abt . XVII , 664/05 (Normalicublatt
des Magistrates Nr . 31) :

Seitens einer Bezirksvertretung wurde an den Magistrat der Antrag
gestellt , dahin zu wirken , daß im Falle des Ablebens von Gewerbeinhabern
deren Witwen , welche das Gewerbe sonbetreiben , entsprechend , und zwar durch

i die Genossenschaften , an welche sich dieselben gewöhnlich in erster Linie um
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Rat wenden , daiiiber riifgetlärt werden , daß sie bei handwerksmäßigen und
konzessionierten Gewerben den Fortbetrieb auf Grund des Z 56 Gewerbe-
Ordnung , bei freien Gewerben aber das Gewerbe selbst anzumelden haben,
damit sie durch eine solche Belehrung vor Bestrafung geschützt werden.

Gleichzeitig wurde an den Magistrat dos Ersuchen gerichtet , dafür Sorge
zu trage », daß , wenn derartige Anzeigen oder Gewerbeaumeldungen dennoch
nicht rechtzeitig eingebracht werden , derartige Witwen in Berücksichtigung ihrer
bedrängten Lage, in der sie eine Geldstrafe besonders empfindlich trifft , mit
möglichster Milde behandelt werde ».

In Erledigung dieser Anregung , welcher sich eine Reihe von Bezirks-
bertietuugen znstimmeud angcschlossen hat , findet der Magistrat als Gewerbe¬
behörde zunächst alle Genossenschaften zu ersuchen , die Witwen von Genossen-
jchaftswitglicderu , die » ach dem Ableben ihres Ehegatten bei der Genossenschaft
vorsprechen , in klarer uud verständlicher Weise auf die ihnen nach dem Gesetze
obliegendeu Verpflichtungen aufmerksam zu machen ; der Hinweis ans die
etwaigen nachteiligen Folgen im Unterlassungsfälle wird wohl unter allen
Umständen genügen , die sofortige Erstattung der Anzeige nach Z 56 der
Gew . - Odg ., bzw . bei freien Gewerben die Anmeldung des selbständigen
Gewerbebetriebes durch die Witwe zu veranlassen.

Die magistratischen Bezirksämter werden sich aber , wenn trotzdem solche
Anzeigen oder Gewerbeaumeldungen nicht rechtzeitig einlangen , vor Augen zu
halten haben , daß Witwen verstorbener Gewerbcinhaber gegenüber Milde und
wohlwollendes Entgegenkommen besonders am Plötze ist, daß ferner , wenn
dieselben der ihnen obliegenden gesetzlichen Verpflichtung nicht sofort Nachkommen,
meistens nicht der Mangel des guten Willens , sondern Unwissenheit hieran
Schuld trägt , oder daß wichtigere und dringendere Sorgen sie auf die Erfüllung
ihrer gesetzlichen Verpflichtungen vergessen ließen.

Die magistratischen Bezirksämter weiden daher angewiesen , in de» von
den Bezirksvertretnngen zur Sprache gebrachten Fällen sich von tunlichster
Milde leiten zu lassen , wobei bei Bemessung der Höhe der Strafe die eventuelle
Notlage und die übrigen Verhältnisse der Witwe möglichst zn berücksichtigen
sind und auf das Strafmildernngs - und Nachsichtsrecht der Oberbchörde
(8 149 Gew .-Odg .) aufmerksam zn machen ist.

r».
Protokollierung von Lehrverträgen.

Erlös ; des Magistrats -Direktors Dr . N . Weiskirchuer
vom 8. April 1905 , M .-Abt . XVII , 1518,05 (Norlnalicublatt
des Magistrates Nr . 32 ) :

Ans den über das Rundschreiben der M .-Abt . XVII , vom 80 . Dezember
1904 , Z . 5731/04 , eingelaufenen Berichten der magistratischen Bezirksämter
bat der Magistrat entnommen , daß der Vorgang der Bezirksämter bei der
Behandlung von Lehrverträgen solcher Gewerbkunternehinnngen , welche einer
gewerblichen Genossenschaft nicht angehören , nicht ein ganz gleichmäßiger ist.

Um diesfalls eine Einheitlichkeit der Amtshandlung herbeizuführen , finde
ich Nachstehendes anzuorduen:

Lehrverträge , welche von einem einer Genossenschaft nicht «»gehörigen
Lehrherrn mit dem gesetzlichen Vertreter des Lehrlings geschlossen werden,
deren Abschluß daher gemäß Z 99 , ul . 2 G .-O . vor der Gemeindebehörde
stattzusinden hat , sind dem magistratischen Bezirksamts in drei schriftlichen
Ausfertigungen vorzulegen , wovon eine für den Lehrherrn und die zweite
sür den gesetzlichen Vertreter des Lehrlings bestimmt ist, während die dritte
beim magistratischen Bezirksamts zu hiuterlegen ist.

Das Bezirksamt hat hierauf in seiner Eigenschaft als Gemeindebehörde
den Lehrvertrag in dem vorgeschriebenen Protokollbuche chronologisch uud
unter fortlaufender Nummer zu verzeichnen und die zwei übrigen Exemplare
mit der Nummer des Protokollbuches sowie mit der Klausel „ Eingetragen in
das Protokollbuch der Lehrverträge des magistratischen Bezirksamtes für
drn . . . . Bezirk " versehen , den Parteien zurückzustellen.

Diese Klausel ist im selbständigen Wirkungskreise auszustellen
und wird hiezu bemerkt , daß die derzeit bestehenden gewerbegesetzlichen Vor¬
schriften die förmliche Bestätigung des Lehrvertrages nicht vorschreibeu . Das
dritte Exemplar ist gleichfalls mit der fortlaufenden Nummer des Protokoll-
bnches zn versehen und sind diese Exemplare beim magistratischen Bezirksamte
alphabetisch nach den Namen des Lehrherrn geordnet in Aufbewahrung zu
nehmen.

Bei dieser Gelegenheit ist, falls der Lehrling sich noch nicht im Besitze
eines Arbeitsbuches befindet , zu veranlassen , daß derselbe ein solches erhält
und ist hiebei die im H 99 al . 5 des Gewerbegesetzes vorgeschriebene Ein¬
tragung in das Arbeitsbuch vorznnchmen.

Obige Vorschriften sind aus jene Fälle sinngemäß anzuwenden , in welchen
die Fortsetzung oder Beendigung des Lehrverhältnifses bei einem anderen Lehr-
hcrrn , als bei dem dasselbe begonnen wurde , erfolgt.

Die beim magistratischen Bezirksamle hinterlegten Exemplare der Lehr¬
verträge , beziehungsweise die Eintragungen in das Protokollbuch , werden für
das Bezirksamt auch die Grundlage für die im Z 14 Gew .-Odg . vorge¬
schriebene Bestätigung des nach Ablauf des Lehrverhältnisses vom Lehrherrn
auszustellenden Lehrzeugnifses zu bilden haben.

Für den Fall , als der dem Bezirksamte vorgelegte Lehrvertrag den Be¬
stimmungen des 899 nicht entspricht , kann dies kein Grund sein, die Eintragung
in das Protokollbuch zu verweigern ; es wird sich wohl empfehlen , die Parteien

in solchen Fällen entsprechend zu belehren und ihnen die Ergänzung resp.
Abänderung des Lehrvertrages nahezuleqen ; jedoch darf hiebei ein Zwang nicht
angewendet werden und darf auch die Weigerung der Parteien , dem Lehrver¬
trag richtigzustelle » , kein Grund für die Verweigerung der Eintragung in das
Protokollbuch sein, insbesondere auch dann nicht , wenn das Verhältnis der
Zahl der Lehrlinge zu jenen der Gehilfen im Gewerbe kein entsprechendes ist.

In dieser Hinsicht werden die magistratischen Bezirksämter auf den Erlaß
des ' Ministeriums des Innern vom 14 . Juli 1898 , Z . 15007 (Magistrat.
Verordnungsblatt er 1898 , Seite 118 , Nr . 6), aufmerksam gemacht.

Es ist vielmehr in einem solchen Falle der Lehrvertrag in das erwähnte
Protokollbuch einzutragen und hat das Bezirksamt als Politische Behörde
I . Instanz wegen Überlretnng der HZ 99 resp . 100 al . 1 der Gew .-Odg . unter
Anwendung des Z 133 lit . a einzuschreiten , wobei bemerkt wird , daß die k k.
Statlhalterei in dem Erlasse vom 11 . August 1895 , Z . 56667 (Normalien¬
sammlung sür den politischen Verwaltnngsdienst Nr . 1596 ), im Falle eines
Mißverhältnisses zwischen der Zahl der Lehrlinge und Gehilfen den ß 100,
al . 1 der Gew .-Odg . ausdrücklich für anwendbar erklärt hat.

ro.
Revision der Pfaudleihanstalten.

Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . R . Weiskirchuer
vom 15 . April 1905 , M .-Abt . XVII , 5556/01 <Nvrmalicnb .latt
des Magistrates Nr . 36 ) :

Wie den magistratischen Bezirksämtern bekannt ist, wurden , um den mit
periodischen Revisionen der Pfandleihanstalten betrauten Amtsorganen einer-
feils ihr - Aufgabe zn erleichtern , andererseits aber anch eine » einheitlichen
Vorgang in diese Amtshandlungen zu bringen , seitens der Magistrats -Ab¬
teilung XVII Protokollformularien verfaßt , welche als Grundlage bei den
Revisionen der Pfandleihanstalten zn dienen haben , und stehen diese Protokolle
bei den magistratischen Bezirksämtern bereits tatsächlich in Verwendung.

Die Stadtbnchhaltnng hat nun zur weiteren Verbesserung des bisherigen
Verfahrens den Antrag gestellt , daß sie von den anläßlich dieser Revision an
die einzelnen Pfandleiher ergangenen bezirksämtlichen Aufträgen , Strafen
u . s. w ., sowie überhaupt von allen die Pfandlcihanstaiten betreffenden
Erledigungen mittels „Vickeat ants srpoäitionsm ' verständigt werde ; bisher
sei eine solche Verständigung nur selten oder gar nicht erfolgt , wodurch cs dem
Organe der Stadtbnchhaltnng in der Regel nicht ermöglicht war , sein Augen-
merk auf bereits gerügte Übelstände zu richten , sowie auf die Einhaltung eines
einheitlichen Vorganges bei allen Pfaudleihanstalten hinzuwirken ; zu letzterer
Tätigkeit sei aber in erster Linie das Organ der Stadlbuchhaltnng berufen,
weil bei den Revisionen sämtlicher Pfandleihanstalten Wiens dasselbe Organ
interveniere , während die die Revision leitenden rechtskundigen Beamten dem
betreffenden Bezirksamtc angehören.

Im Hinblicke ans die Zweckmäßigkeit der von der Stadtbnchhaltnng ge-
gebenen Anregung finde ich anzuordnen , daß von allen das Pfandleihergewerbe
betreffenden Ausfertigungen eines Bezirksamtes (von Konzessionsverleihungen,
-Übertragungen und -Verpachtungen , von der Verlegung an einen anderen
Standort , Bestellung eines Geschäftsführers , Pächters u . dgl .) von den ans die
Konzession geführten Exekutionen , insbesondere aber anch von allen auf Grund
der Revisionsprotokolle jeweilig erlassenen bezirksämtliche » Verfügungen , Auf¬
trägen , Strafen u . dgl . die Stadtbnchhaltnng entweder mittels „Viäsab ants
expoäitionsm " oder durch Übersendung einer Abschrift der betreffenden Er¬
ledigung in Kenntnis zn setzen ist.

Gleichzeitig ersuche ich die Stadlbuchhaltnng , die ihr von den Bezirks¬
ämtern über Verfügungen im Pfaudlcihergewcrbe zukommenden Verständigungen
in entsprechende Vormerkung zn nehmen und gelegentlich der Revisionen der
Pfaudleihanstalten zn verwerten,

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im Landes¬
gesetzblatte für Österreich nnter der Enns im Jahre

Li>« 5 publizierten Gesetze und Verordnungen.

X. Rcichsgt'frhdlnkt.

Nr . 46 . Kundmachung des Eisenbahnministcriums

VOM 16 . März 1905 , betreffend die Liste der Eisenbahnstrecken , auf
welche das Internationale Übereinkommen über den Eisenbahnfrachtverkehr
vom 14 . Oktober 1890 , N .-G .- Bl . Nr . 186 er 1892 , Anwendung findet.

Nr . 47 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 13 . März 1905 , betreffend die Ermächtigung des königlich
ungarischen Hauptzollamtes in Brasse) zur zollfreien Abfertigung von Habschaften
der Einwanderer.
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Nr . 48 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 14. März 1905 , betreffend die Umwandlung des Nebenzoll¬
amtes II . Klaffe Weipertstraßc in eine mit den Befugnissen eines Hauptzoll-
amtes II . Klaffe ausgestattete Expositur des Nebenzollamtes I . Klasse Weipert-
Bahnhof.

Nr . 48 . Erlaß des Finanzministeriums vom
15 . Mürz 1905 , betreffend die Ausfertigung von Anmeldungen im
Übergangsverfahren mit Mineralöl im Falle der Wegbringung des letzteren
aus einer Mineralöl,affinen ?.

Nr . 51). KundmachungderMinisterienderFinanzen,
des Handels , des Innern , für Kultus und Unterricht
Und der Justiz Vom 19. Jänner 1905 , betreffend die Be¬
sorgung des An - und Verkaufes von Staatspapieren für politische Fonde
und Anstalten , Korporationen , Stiftungen , Kirchen re., sowie für Depositen¬
ämter und kumulative Waisenkassen durch die Postsparkass, .*)

Nr . 51 . Verordnung des Ministers für Kultus
und Unterricht vom 25 . Februar 1905 , betreffend die Ein¬
hebung einer Jnskriptionsgebiihr von den außerordentlichen Studierenden sowie
von den Frequentanten (hospitautinnen ) an den Universitäten.

Nr . 52 . Erlaß des Finanzministeriums vom
26 . März 1905 , betreffend die Ermäßigung des Pressungskosteu-
zuschlagcS für Viehsalzlccksteinc.

Nr . 5L . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 29. Mürz 1905 , betreffend die Ermächtigung des Hauptzoll¬
amtes II . Klasse in Budweis zur zollfreien Behandlung von voraus - und
nachgesendeten Reiseeffekten.

Nr . 54 . Verordnung des Justizministeriums im
Einvernehmen mit dem Finanzministerium vom 30 . Mürz
1905 , betreffend die Zehrgelder und Ganggelder der gerichtlichen Organe.

Nr . 55 . Verordnung des Handelsministeriums vom
6 . April 1905 , betreffend den Aufdruck von Zeitungsfrankomarken zu
2 Heller.

Nr . 51». Verordnung des Eisenbahnministcrinms
vom 15 . April 1905 , betreffend die Abänderung und Ergänzung
einiger Bestimmungen des mit Verordnung vom 10 . Dezember 1892 , R .-G .- Bl.
Nr . 207 , mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 1893 cingeräumten Betriebsreglements
für die Eisenbahnen der im Reichs,ate vertretenen Königreiche nud Länder.

Nr . 57 . Zweiter Nachtrag zur Mauipulationsvorschrift für
Hof - , Staats - und öffentliche Fondslassen , sowie Kasse» der k. n . k. Privat-
und Familienfonde hinsichtlich der Personaleinkommensteuer und Besoldungs-
steuer von Dienstbezügen , R .-G .-Bl . Nr . 209 ex 1899.

Nr . 58 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 5. April 1905 , betreffend die Einführung neuer Ve'.schlnßmarkeit
für Spielkarten i» Ungar » .

Nr . 56 Verordnung der Ministerien des Innern
und des Handels vom 13. April 1905 , womit das Gebiet der
Landeshauptstadt Czernowitz als ausgenommener Ort im Sinne des Z 2,
Absatz 2 , des Gesetzes vom 26 . Dezember 1893 , R .-G .-Bl . Nr . 193 , betreffend die
Regelung der konzessionierten Baugewerbe , erklärt wird.

6 . Ltmdcssicskhdlatt.
Nr . 76 . Gesetz vom 26 . Februar 1905 , wirksam für

das Erzherzogtum Österreich unter der Euns , betreffend die Entwässerung
versumpfter Grundstücke in der Gemeinde Siegharlsreilh.

Nr . 86 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtums Österreich unter der Enns vom 13. März
1905 , Z. II-531/7, betreffend die Durchführung der regelmäßigen
Stellung in den Gerichtsbezirken Aspang und Kirchschlag.

*) Erscheint in dieser Nummer der „Verordnungen re." vollinhaltlich ausgenommen.

Nr . 81 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtnme Österreich unter der Enns ' vom 15. März
1905 , Z. XV1-33/2, betreffend die der Gemeinde Spitza. d. Donau
erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierauflage von 2 X für die Jahre
1905 , 1906 und 1907.

Nr . 82 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtnme Österreich unter der Enns vom 17. Mürz
1905 , Z . XV1-1595/11, betreffend die der Gemeinde Puchberg am
Schneeberg erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierauflage von 3 L
für die Zeit nach der Kundmachung der Bewilligung bis inklusive 1907.

Nr . 811. Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtums Österreich unter der Enns vom 17. März
1905 , Z . XVI-2622/1, betreffend die der Gemeinde Wien erteilte Be¬
willigung zur Veräußerung einer Grundfläche im II . Wiener Gemeindebezirke.

Nr . 84 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtnme Österreich unter der Enns vom 17. März
1905 , Z . XV4-28/6, betreffend die der Gemeinde Altenmarkta.d. Triesting
erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuern
übersteigenden Umlagen für das Jahr 1904.

Nr . 85 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtnme Österreich unter der Enns vom 14. Mürz
1905 , Z. XV1-2708,2, betreffend die der Gemeinde St. Pölten erteilte
Bewilligung zur Weitereinhebung einer Auflage von 9 ü auf jede Mietzins¬
krone für das Jahr 1905.

Nr . 86 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtnme Österreich unter der Enns vom 24 . März
1905 , Z . XIIl - 430 , betreffend die Enthebung eines Dampskesselprüfungs-
Kommiffärs -Stcllvertreters beziehungsweise die Ernennung mehrerer Stell¬
vertreter für den k. k. Dampskesselprüfungs -Kommissär der politischen Bezirke
Floridsdorf , Gänserndorf , Oberhollabrunn , Korneuburg und Mistelbach.

Nr . 87 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtnme Österreich unter der Enns vom 26 . Mürz
1905 , Z . V1-649/1, betreffend die Anerkennung des Öffeutlichkcitsrechtes
des Gemeindespitals in Dervent.

Nr . 88 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtnme Österreich unter der Enns vom 27 . März
1905 , Z . XIII-203, betreffend die Neueinteilung der Dampfkesselüber-
wachungsbezirke in der Neichshaupt - und Residenzstadt Wien sowie die Be¬
stellung von Dampskesselprüsuugs -Kvmmissären beziehungsweise Stellvertretern.

Nr . 86 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtnme Österreich unter der Enns vom 31 . März
1905 , Z . 1- 1225/4 , betreffend die Erlassung eines Maximaltarifs für
die öffentlichen Platzdiener in den Bezirken I bis IX in Wien.

Nr . 6V . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtnme Österreich unter der Enns vom 20 . März
1905 , Z . XVI -2311/12 , betreffend die der Ortsgemeinde Reichenau
erteilte Bewilligung zur Einhebung von Berschönerungstaxen in der Sommer¬
srische Payerbach und die hiefür erlassenen Einhebungsvorschriften.

Nr . 61 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtnme Österreich unter der Enns vom 5. April
1905 , Z . XV1-1856/2, betreffend die der Gemeinde Purkersdorf erteilte
Bewilligung zur Einhebung einer Bierauflage von 2 X 20 ü für die Zeit
nach der Kundmachung der Bewilligung bis inklusive 1907.
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1905.

Gesetze, Verordnungen>,»!>Entscheidungen,
sowie

V.

Roruilitivbcstinimiliigc» des Gcmcilldcrates, Stadtrates »,,d des Magistrates
in Zngriegenhelteii der OeineindeimMltlliig und politisitzeii AinMtiillng.

Anhalt:
I « erorduungen und Entscheidungen:

1. Wcgentschädigung für eine» katholischen Seelsorger anläßlich der Er¬
teilung des Religionsunterrichtes.

2. Krankenversicherung.
3. Verzeichnis der in den allgemeinen öffentlichen Krankenanstalten und

Landes-Wohltätigkeitsanstalten in Niederösterreich per Kopf und Tag
bestehenden Berpflegsgebithren für das Jahr 1905.

4. Auslastung des argentinischen Konsulates in Brünn.
5. Warnung vor Auswanderungnach Ellis-Jsland.
6. Warnung vor der Auswanderungnach Brasilien.
7. Neueinteilung der Dampskesselüberwachungsbezirkein Wien.
8. Prüfung alkoholfreier Getränke.
9. Versetzungen im k. k. Gewerbe-Jnspektorate.

10 Heimdesörderung italienischer Staatsangehöriger.
11. Gewerbsmäßige Vermittlung des Bezuges ausländischer Tabakfabrikate.
12. Deckenschalungaus Gips und Schlacke der Firma Wm. Schückher.
13. Ernennung eines dänischen Generalkonsuls.
14. Verpflegskosten für bereits erkrankt in den Dienst eingetretene Dienst¬

boten sind vom Dienstgeber zu bezahlen.

15. Gewerberechtliche Behandlung des Verkaufes von gebratenem Fleisch
über die Gaffe.

16. Ernennung eines Generalkonsuls der Republik San Domingo.
17. Erhöhung der Verpflegsgebühr im AllgemeinenKrankenhause zu

SatoraljwUjhelyi.
18. Hausierverbot in der Großgemeinde Fogaras.
19. Eichstrasen im Weinhandel.

II . Normativbestimmungen:
Magistrat:

20. Folgen der Vereinigung der Gemeinden am linken Donau-Ufer mit
Wien in Bezug ans die heimatrechtliche Ersitzung.

21. Änderung in der Behandlung der Ansuchen um Zusicherung nach Z 5
H.-G.-N.

22 Vormerkungen über urschriftliche Erledigungen.
23. Rasche Durchführung der Strafamlshandlungen und genaue Bericht¬

erstattung in Strafsachen
24. Vorsichten beim Verkehr mit Zelluloid.
Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte im Jahre  1905

publizierten Gesetze und Verordnungen.

I. Verordnungen und Entscheidungen.
i.

Wegentschädiguug für einen katholischen Seelsorger
anläßlich der Erteilung des Religionsunterrichtes.

Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshofes- vom
18. Jänner 1905, Nr. 604 (M.-Abt. XV, 3462/05 ) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!
Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Ersten

Präsidenten Dr. Grafen S chö n b or n, in Gegenwart der Räte des k. k.
Berwaltungsgerichtshofes Retterv. Falser , Freiherrn v. Hock, Dr. Rozqcki
und Krupsky,  dann des Schriftführers k. k. Bezirkslommissärs Freiherr»
v. Bos si - F ed ri go lti über die Beschwerde des Pfarrers und k. u. k. Schloß-
kaplanes Karl Nyba  in Hetzendorf gegen die Entscheidungdes k. k. Ministeriums
für KiNtus und Unterricht vom 19. April 1904, Z. 7810, betreffend eine Weg-
enlschädigung sür den Religionsunterricht an der Volksschule in Kaisermühlen,
nach der am 18. Jänner 1905 durchgesührten öffentlichen mündlichen Ver¬
handlung, und zwar nach Anhörung des Vortrages des Referenten, sowie der
Ausführungen des Beschwerdeführers und der Gegenausführungen des k. k.
Ministerial-Konzipisten Freiherr» v. Kallina  in Vertretung des Ministeriums
sür Kultus und Unterricht zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.

Entscheidungsgründe:
Der Beschwerdeführer hat zur Zeit, da er Hilfspriester an der Pfarre

St . Johann in der Praterstraße im II. Wiener Gemeindebezirkewar, in dieser
Eigenschaft vom Schuljahre 1883/84 an bis Ende November 1886 de»
Religionsunterricht an der Wiener städtischen Volksschule„bei den Kaiser¬
mühlen" erteilt.

Für diese Leistung wurde ihm in Anbetracht der weiten Entfernung und
der ungünstigen Wegverhältnifse zwischen der Schule und dem Pfarrhofe von
der Gemeinde Wien, ohne Anerkennung einer Verpflichtung der Gemeinde,
ebenso in den Jahren 1874 und 1882 seinen Vorgängern, mit Gemeinderats-
Beschluß vom 3. Februar 1885 für das Schuljahr 1883/84 ein sogenanntes
WagenpausLale von 480 X und mit Gemeinderats-Beschlnß vom 19. Oktober
1885 sür das Schuljahr 1884/85 ein solches Pauschale ebenfalls von 480 X
bewilligt. In der bezüglichen Verständigungvom Jahre 1896 wird auch
gelagt, daß der G meinderat die Erhöhung des mit 240 fl. „festgesetzten"
Wagenpauschales auf 300 fl. nicht zngestanden habe.

Sein Ansuchen um Zuerkennung eines gleichen Pauschales von jährlich
480 X, somit von 600 X für das Schuljahr 1885/86 und die Zeit vom
16. September bis 30. November 1886 dagegen wurde vom Stadtrate ab¬
gewiesen.

Sein nun im Verwaltungsrechtswegeerhobener Anspruch gegen die
Gemeinde Wien ans Zahlung des bezeichneten Betrages von 600 X wurde
mit der angefochtenen Entscheidung in Bestätigung der Entscheidung des
Landesschulrates als rechtlich nicht begründet erklärt und ausgesprochen, daß
die erwähnte Leistung der schulerhaltenden Gemeinde, wenn dieselbe auch regel¬
mäßig gegeben wurde, nur eine freiwillige gewesen sei.

Der Verwaltungsgerichtshof hat die Einwendungen des Beschwerdeführers
gegen diese Entscheidung nicht zutreffend gefunden.

Wenn dieser zunächst sich darauf beruft, daß die Gemeinde im Jahre 1896
durch den Hinweis auf das bereits„festgesetzte" Wagenpauschale seinen Anspruch
auf ein solches ausdrücklich anerkannt habe, so steht eine solche Auslegung in
augenscheinlichemWiderspruche mit dem Sinne, welcher diesem Ausdrucke in
der bezüglichen Ausfertigung der Gemeinde zukommt; denn offensichtlich
bedeutet dieses Wort nur den Hinweis auf jene Zuwendung, die seitens der
Gemeinde bereits wiederholt für eine Reihe von Jahren in der gleichen Höhe
zugestanden worden war, und lag es der Gemeinde ferne, bei diesem Anlasse ein
Bezugsrecht des Gesuchsstellersanzuerkennen. Ebensowenig bedarf die Meinung
des Beschwerdeführers einer eingehenden Widerlegung, daß die Übung der
Gemeinde, dem jeweiligen Katecheten an der genannten Volksschule eine
Remuneration mit Rücksicht auf die Beschwernisse seines Verkehres zwischen
Pfarrhof und Schulgebäude zu bewillige», ein Gewohnheitsrecht geschaffen
habe, aus welchem er einen Anspruch ableiten könne.

Es erübrigt sonach nur die Einwendung zu erörtern, daß dem Beschwerde¬
führer nach der politischen Schulverfassung ein Recht auf Abholung mittels
eines Wagens zugestanden habe, daß er deshalb nachträglich für den Entgang
dieser Bequemlichkeitvon der zur Beistellung des Wagens verpflichteten Schul¬
gemeinde mit dem von ihm angesprochenen Betrage entschädigt werde» müsse.
In diesem Punkte steht aber dem Beschwerdeführer abgesehen davon, daß das
Dekret der Studien-Hof-Kommission vom 17. April 1824, Z. 2514 (ß 55 der
politischen Verfassung der deutschen Volksschule» . . . . Wien , k. k. Schul-
bücherverschleiß-Adminiüration. . . . . 1847) zunächst nur eine Weisung an
die Schulbehördenenthält, ein Übereinkommen mit den Gemeinden wegen
Abholung von Katecheten mittels Wagen zu treffen und die Festsetzung des
Ausmaßes der bezüglichen Leistung, sowie auch der Jahreszeiten oder der
Witterungsumstände, unter welchen sie eintretcn solle, dem Übereinkommen
überläßt, der Umstand entgegen, daß sein Begehren nicht auf Beistellnng von
Wägen, sondern auf nachträgliche Zuwendung eines Wagenpauschales, als
einer Remunerationoder einer Enlschädigung für gar nicht beanspruchte und
demnach auch nicht geleistete Wagenbeförderung gelautet hat, daß ein solches
Begehren aber in keiner gesetzlichen Bestimmung, auch nicht im bezogenen
Dekrete vom Jahre 1824 eine Begründung findet und daß, falls er damit
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tatsächlich eine Art Schadenersatzforderung geltend machen wollte , hierüber
nicht die Schulbehörden zu entscheiden hätten.

Die Beschwerde mußte sonach als durchaus unbegründet abgewiesen
werden.

2 .

Krankenversicherung.
(Eine nach Art und Höhe den Vorschriften des Gesetzes entsprechende , wenn
auch unzuständige Krankenversicherung bei einer vom Gesetze hiezu für geeignet
befundenen Kassa kann nicht mit rückwirkender Kraft für ungültig erklärt

werden .)

Erkenntnis des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom 8 . Februar
1905 , Nr . 1169 er 1905 (M . B .-A . I , 25494/05 ) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!

Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k.
Ersten Präsidenten Dr . Grafen Schönborn , tn Gegenwart der Räte des
k. k. Verwaltungsgerichtshofes Dr . Z i st l e r , M a l n i c, Freiherrn v. Benz
und Dr . Schimm , dann des Schriftführers k. k. Hossekretärs Freiherrn v.
Apfaltrern,  über die Beschwerde der Wiener Bezirkskrankenkassa gegen
die Entscheidung des k. k. Handelsministeriums vom 16 . März 1904 , Z . 57301,
«r 1903 , betreffend die Kassenangehörigkeit mehrerer Angestellter des Glas¬
händlers Hermann Denes  in Wien , nach der am 8. Februar 1905 durch¬
geführten öffentlichen mündlichen Verhandlung , und zwar nach Anhörung des
Vortrages des Referenten , sowie der Ausführungen des k. k. Ministeriat-
Vize -Sekretärs Dr . Gustav Pokorny,  in Vertretung des belangten k. k.
Handelsministeriums , sowie jener des Dr . Karl Ornstein,  Hof - und Ge¬
richtsadvokaten in Wien , in Vertretung der mitbelangten Gehilfen -Krankenkassa
der Genoffenschaft der Glaser , Glashändler und Glasschleifer in Wien , zu
Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen ; ein Kostenzuspruch
findet nicht statt.

Entscheidungsgründe:

Bei Hermann Denes,  Glasermeister in Wien , sind Julius A b e l e s,
Karl Beck und Melanie Spitz seit 15 . März 1900 . beziehungsweise 10 . Dezember
1900 und 15 . Mai 1901 als Komptoiristen mit Gehalten von monatlich 160 8,
beziehungsweise 160 L und 70 L angestellt . Denes  ist Mitglied der Ge¬
noffenschaft der Glaser , Glashändler und Glasschleifer in Wien und waren
die genannten Arbeitnehmer seit ihrem Eintritte in das Gewerbeunternehmen
des Den es bei der Gehilfen -Krankenkassa dieser Genoffenschaft versichert.

Da bei Gelegenheit eines wider Denes  wegen der unterlassenen
Krankenversicherung eines anderen Angestellten eingeleiteten Strafverfahrens
die Wiener Bezirks -Krankenkaffa die Mitgliedschaft der drei genannten Arbeit¬
nehmer mit der Begrüudung in Anspruch nahm , daß nach ihrer Ansicht
dieselben zu den im Z 73 , Absatz 3 der Gewerbeordnung bezeichneten , für
höhere Dienstleistungen angestellten Individuen zu rechnen seien, hat Denes
dieselben am 3 . Februar 1902 mit dem Eintrittstage vom 1. Februar 1902
bei der Wiener Bezirks -Krankenkaffa angemeldet . Mit dem Zahlungsaufträge
der Bezirks -Krankenkaffa pro Jänner 1902 wurde jedoch Denes  zur Nach¬
zahlung der Beiträge sür die Zeit seil dem Eintritte der genannten drei
Arbeitnehmer in die Krankenversicherung aufgefordert . Über die von Denes
beim magistratischen Bezirksamte für den I . Bezirk in Wien eingebrachte
Äußerung , in welcher derselbe den Antrag stellte , daß die von ihm geforderten
Beiträge von der Genossenschafts - Krankenkaffa einzubringen seien , wurde
diese Streitigkeit vom genannten Bezirksamle mit Beschluß vom 2 . März
1903 dahin entschieden , daß Denes  verpflichtet sei, der Wiener Bezirks-
Krankenkaffa die von ihr in Anspruch genommenen Beiträge zu bezahlen , bei
welcher Entscheidung die genannte Behörde von der Annahme ausging , daß
die drei genannten Arbeitnehmer als zu höheren Dienstleistungen angestellte
Individuen anzusehen seien . Diese Entscheidung wurde über Rekurs des
Hermann Denes  mit der Entscheidung der niederösterreichischen Statthalterei
vom 13 . April 1903 , Z . 30941 , mit der Begründung aufgehoben , daß die
Genossenschaft auch die Glashändler umfasse , daß es somit darauf ankomme,
ob die zu versichernden Personen höhere Dienste als die gewöhnlich im Glas¬
handel beschäftigten Hilfsarbeiter leisten , höhere Dienstleistungen in diesem
Sinne aber bei den drei genannten Personen nicht angenommen werden
können . Dem wider diese Entscheidung erhobenen Ministerialrekurse der Wiener
Bezirks -Krankenkaffa wurde nach gepflogenen weiteren Erhebungen über den
Umfang des Gewerbebetriebes des Denes  und die Art der Beschäftigung
seiner Arbeitnehmer mit der vom Handelsministerium im Einvernehmen mit
dem Ministerium des Inner » unter dem 16 . März 1904 , zur Z . 57301 er
1903 , erlassenen Entscheidung aus den Gründen der angesochtenen Entscheidung
keine Folge gegeben.

Der Verwaltungsgerichtshof vermag die von der Bezirks -Krankenkaffa
erhobene Beschwerde , mit welcher diese Entscheidung als gesetzwidrig ange-
fochten wird , nicht für begründet zu erkennen.

Die Beschwerde steht aus dem Standpunkte , daß Karl Beck , Julius
Abeles  und Melanie Spitz als sür höhere Dienstleistungen angestellte

Individuen im Sinne des Absatzes 3 des Z 73 der Gewerbeordnung und
nicht als Hilfsarbeiter im Sinne des Absatzes 1 dieses Paragraphen anzn-
sehen sind , daß sie demnach mit Unrecht als Angehörige der Genossenschaft im
Sinne des Z 106 der Gewerbe -Ordnung und als zum Eintritte in die von
derselben gegründete Krankenkaffa im Sinne des 8 121 der Gewerbe -Ordnung
verpflichtet erkannt wurden , vielmehr gemäß ß 13 des Gesetzes , betreffend die
Krankenversicherung der Arbeiter , schon mir dem Tage , an welchem sie in die
Beschäftigung bei Hermann Denes  eingetreten sind , Mitglieder der Be¬
zirks -Krankenkaffa geworden sind , daß daher der Arbeitgeber verpflichtet
erscheint , von jenem Zeitpunkte ab die vollen sür die versicherungspfllchtigen
Personen an die Bezirks - Krankenkaffa zu entrichtenden Beiträge einzu¬
bezahlen.

Der Verwaltungsgerichtshof erachtete jedoch , daß die Frage , ob die drei
genannten Personen mit Recht oder mit Unrecht bei der Genossenschafts-
Krankenkaffa anstatt bei der Bezirks -Krankenkaffa versichert worden sind,
nach der Sachlage überhaupt nicht zu entscheiden ist, vielmehr die Grund¬
losigkeit des von der Bezirks -Krankenkaffa erhobenen Anspruches und damit
auch die Grundlosigkeit der erhobenen Beschwerde sich schon aus folgenden
Erwägungen ergibt.

Tatsache ist, daß der Arbeitgeber die drei genannten , von ihm be¬
schäftigten versicherungspfllchtigen Personen mit 1. Februar 1902 bei der Be¬
zirks -Krankenkaffa angemeldet hat . Über die Mitgliedschaft derselben zu der
Bezirks -Krankenkaffa von diesem Zeitpunkte ab besteht daher kein Streit . Die
Streitigkeit , welche im Sinne des 8 41 des zuletzt erwähnten Gesetzes von
der Aufsichtsbehörde entschieden worden ist, betraf lediglich die von der Be¬
zirks - Krankenkaffa behauptete und von dem Arbeitgeber bestrittene Ver¬
pflichtung des letzteren zur Leistung der Beiträge für die Zeit vom Eintritte
der Genannten in die Beschäftigung bis zu ihrer Anmeldung bei der Be¬
zirks - Krankenkaffa.

Der auf die Zahlung dieser Beiträge erhobene Anspruch ist aber unter
allen Umständen unbegründet , auch dann , wenn man mit der Beschwerde
und entgegen der belangten Behörde der Ansicht ist, daß die Genoffenschafts-
Krankenkaffa zur Versicherung der genannten Arbeitnehmer nicht zuständig war.

Gemäß 8 13 , Z . 1 des Krankenversicherungs -Gesetzes sind Mitglieder
der Bezirks -Krankenkaffa die versicherungspflichtigen Personen , welche nicht
bei einer der übrigen im 8 11 bezeichneten Kaffen in der im Gesetze vor¬
geschriebenen Art und Höhe gegen Krankheit versichert sind.

Nur die bei einer der im 8 1l bezeichneten Kaffen überhaupt nicht oder
nicht in der vom Gesetze vorgeschriebene » Art und Höhe gegen Krankheit ver¬
sicherten versicherungspflichtigen Personen sind ipso jure Mitglieder der Bezirks-
Krankenkaffa.

Keineswegs aber geht es an , diejenigen Personen , welche bei einer der
im 8 11 bezeichneten Kaffen in der vom Gesetze vorgeschriebenen Art und Höhe
gegen Krankheit , wenn auch unzuständiger Weise , aber tatsächlich versichert sind,
gleichzeitig auch als Mitglieder der Bezrrks -Kraukenkassa anzusehen . Denn die
Absicht des Gesetzes geht nur dahin , zu bewirken , daß jeder dem Versicherungs¬
zwange unterliegende Arbeiter bei irgend einer vom Gesetze für geeignet be¬
fundenen Kassa versichert sei.

Gewiß steht der Bezirks -Krankenkaffa das Recht zu, gegen unzuständige
Versicherungen der nach dem Gesetze ihr zufallenden Mitglieder seitens anderer
Kassen bei der Aufsichtsbehörde Abhilfe zu suchen. Allein einer Verfügung
dieser Behörde , durch welche die Unzuständigkeit einer Kassa zur Versicherung
eines bestimmten Arbeiters ausgesprochen wird , kommt wohl die Rechiswirkung
zu , daß dieser Arbeiter fortan bei der für zuständig erkannten Kassa zu ver¬
sichern ist, keineswegs aber vermag sie zu bewirken , daß eine bis dahin tat¬
sächlich bestandene , nach Art und Höhe den Vorschriften des Gesetzes entsprechende
Versicherung bei einer vom Gesetze hiezu für geeignet befundenen Kaffa nun¬
mehr mit rückwirkender Kraft für ungültig erklärt werde . Keine gesetzliche
Bestimmung stellt fest, daß , wenn eine der Versicherung bei einer Genossenschasts-
Kraukenkaffa nicht unterworfene Person bei einer solchen versichert wird , diese
Versicherung als von allem Anfänge an ungültig gehalten werden müsse.

Im gegebenen Falle nun ist unbestritten , daß Julius A b e l e s , Karl
Beck und Melanie Spitz vom Zeitpunkte ihres Eintrittes in die Beschäftigung
bei Hermann Denes  bis zum 1. Februar 1902 bei der Gehilfen -Kranken-
kaffa der Genoffenschaft der Glaser , Glashändler und Glasschleifer in Wien
versichert gewesen sind . Ls ist auch nicht behauptet worden , daß die Versicherung
bei dieser Kaffa den Vorschriften des Gesetzes über die Art und Höhe der
Versicherung , das ist über ihre materiellen Bedingungen und Modalitäten und
den Umfang der Krankenunterstützung nicht entspräche.

Gewiß war diese Kaffa , da sie die drei genannten Personen als Angehörige
der Genossenschaft ansah und für dieselben die statutenmäßigen Beiträge bezog,
bis 1 . Februar 1902 auch verpflichtet , ihnen im Krankheitsfalle die statuten¬
mäßige Krankenunterstützung zu gewähren und der Hniweis aû ihre Unzu¬
ständigkeit für die Versicherung hätte sie ihrer Verpflichtung nicht entheben
können ; andererseits aber hat die Bezirks -Krankenkaffa nicht nur an diese
Personen bis zu jenem Zeitpunkte nichts geleistet, sondern sie wäre auch be¬
rechtigt gewesen , im Hinblicke auf die Versicherung derselben bei der Genossen-
schafts -Krankenkaffa jedwede Leistung zu verweigern.

Bei dem Mangel eines jeden Risikos ist sie auch ntcht berechtigt , die
nachträgliche Leistung von Beiträgen in Anspruch zu nehme » .

Ihr Anspruch aus Nachzahlung erscheint daher unbegründet und ist mit
Recht abgewiesen worden.
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Verzeichnis der in den allgemeinen öffentlichen
Krankenanstalten und Landes -Wohltätigkeitsanstalten
in Niederösterreich per Kopf und Tag bestehenden

Verpflegsgebnhren für das Jahr ISS » .

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 11 . März 1905,
Z . VI -505 (M .-Abt . XXV , Z . 855 ) :

1. Allgemeines öffentliches Krankenhaus St . Ulrichs -Stiftung in Allent¬
steig:

III . Klasse 1 X 70 in
2 . K . k. Wohltätigkeitsbaus in Baden:

111 Klasse 1 X 20 d.
3 . Rath 'sches  allgemeines öffentliches Krankenhaus in Baden:

I . Klaffe 10 X.
II . Klaffe 6 X.

III . Klasse 2 X.

Allgemeines öffentliches Krankenhaus in:
4 . Eggenburg:

I . Klaffe 3 X.
II . Klaffe 1 X 80 X

5 . Feldsberg:
III . Klaffe 1 X 26 X

6. Gars:
III . Klaffe 1 X 80 X

7. Hainburg:
III . Klasse 1 X 80 X

8 . Kaiser Franz Josef -Hospital in Oberhollabrunn:
I . Klaffe 10 X.

II . Klaffe 6 X.
III . Klasse 2 X.

9 . Kaiser Franz Josef -Bezirksspital in Horn:
I . Klaffe 2 X 70 X

II Klaff - 1 X 80 X
10 . Klosterneuburg:

III . Klasse 2 X.
11 . Kornenburg:

III . Klasse 1 X 80 X
12 . Krems:

III . Klasse 2 X.
13 . Lilienfeld:

III . Klaffe 2 X.
14 . Melk:

III . Klaffe 1 X 80 X
15 . Mödling:

III . Klaffe 2 X.
16 . Neunkirchen:

III . Klasse 2 X.
17 . Wiener -Neustadt:

III . Klasse 2 X.
18 . Kaiser Franz Joses -Krankenhaus in St . Pölten:

III Klasse 2 X.
19 . Stockerau:

III . Klasse 1 X 60 X
20 . Waidhosen an der Thaya:

III . Klaffe 1 X 44 X
21 . Waidhofen an der Abbs:

III . Klasse 1 X 70 X
22 . Zwettl:

III . Klasse 1 X 80 X

K. k. Krankenanstalten in Wien:
23 . Allgemeines Krankenhaus:

I . Klaffe 12 X.
II . Klaff - 6 X.

III . Klaffe 2 X 40 X
24 . Krankenhaus Wieden:

I . Klasse 12 X.
II . Klasse 6 X.

III Klaffe 2 X 40 X
25 . Krankenanstalt Rudolf -Stiftung:

I . Klasse 12 X.
II . Klasse 6 X.

III . Klasse 2 X 40 X
26 . Kaiser Franz Josef -Spital:

I . Klaffe 12 X.
II . Klasse 6 L.

III . Klaffe 2 X 40 X
27 . Kaiserin Elisabeth -Spital:

II . Klasse 6 X.
III . Klasse 2 X 40 X

28 . Kronprinzessin Stephanie -Spital:
III . Klaffe 2 X 40 X

29 . Wilhelminen -Spital:
III . Klaffe 2 X 40 X

30 . St . Rochus -Spital:
III . Klasse 2 X 40 X

31 . Erzherzogin Sophien -Spitalstiftung:
I . Klaffe 12 X.

II . Klasse 6 X.
III . Klasse 2 X 40 X

32 . Niederösterreichische Lander -Gebäranstalt in Wien:
I . Klaffe 8 X.

II . Klasse 4 X.
III . Klaffe 2 X 60 k (Klinik ).

33 . Niederösterreichische Landes -Findelanstalt in Wien:
Im 1. Lebensjahr 65 X
Im 2 . Lebensjahr 44 d.
Im 3. bis 10. Lebensjahr 34 X
(Für die bei Blutsverwandten in Pflege befindlichen Findlinge

bis zu 6 Jahren zwei Drittel der Gebühr .)

Niederösterreichische LandeS -Jrrenanstalt in:
34 . Wien:

Ausländer:
I . Klaffe 10 X 40 d.

II . Klaffe 5 X 20 X
III . Klaff - 2 X 20 X
Niederösterreicher:

I . Klaffe 8 X 40 X
II . Klaffe 4 X 40 X

III . Klasse 2 X 20 X
35 . Kierling -Gugging:

III . Klaffe 2 X.
36 . Klosterneuburg:

III . Klasse 2 X.
37 . Kaiser Franz Josef -Landes -Heil - und Pflegeanstalt für Geisteskranke

in Mauer -Öhling:
I . Klaffe 8 X.

II . Klaffe 4 X.
III . Klasse 1 X 80 ii.
IV . Klasse 1 X 20 X

38 . Niederösterrreichische LandeS -Pflegeanstalt in AbbS:
I . Klasse 8 L.

II . Klaffe 4 L.
III . Klasse 1 X 80 k.
IV . Klasse 1 X 20 Ii.

Anmerkung:  Die Verpflegstaxe in den niederösterreichischen Landes-
Siechenanstalten beträgt für zahlungsfähige Pfleglinge 1 X 60 ü , für die auf
Kosten der Bezirksarmenfondc Verpflegten 70 ü per Kopf und Tag.

4 .

Auslassung des argentinischen Konsulates in Brünn.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 17 . März 1905,
Z . IX -747 (M .-Abt . XXII , Z . 906 ) :

Das k. k- Ministerium des Innern hat mit dem Erlasse vom 23 . Februar
1905 , Z . 891 M . I ., folgendes eröffnet:

Mit Note vom II . Jänner d. I ., Z . 1277/10 , hat das k. u . k. Mini¬
sterium des Äußern dem k. k. Ministerratspräsidium eine Note des argentinischen
Gesandten in Berlin vom 2. v. M ., Z . 110 , zur Einsichtnahme übermittelt,
mit welcher dieser dem k. u. k. auswärtigen Amte zur Kenntnis brachte , daß
seine Regierung die Auflassung des argentinischen Konsulates in Brünn mit
Dekret vom 30 . November v. I . beschlossen habe.

S.
Warnung vor Auswanderung nach Ellis -Island.

Rundschreiben der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 22 . März
1905 , Z . IX-942 (M .-A. XVI 2466/05 ), an alle k. k. Bezirks¬
hauptmannschaften in Niederösterreich , an die k. k. Polizei-
Direktion in Wien , an den Wiener Magistrat , Abteilung XVI,
an alle magistratischen Bezirksämter und an die Stadträte in
Wiener -Neustadt und Waidhofen an der Ibbs:

Laut einer dem k. k. Ministerium des Innern zugekommenen Mitteilung
hat der amerikanische Auswanderungs -Kommissär in Ellts -Jsland eine Ver¬
ordnung erlassen , laut welcher jene Auswanderer , welche keine Geldmittel in
der vorgeschriebenen Höhe besitzen oder deren Reiseziel nicht bekannt ist, ohne
Verzug von der Landung ausgeschloffen und deportiert werden sollen.
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Da diese Verordnung geeignet ist, die Zahl der zurückgewiesenen Ein¬
wanderer erheblich zu vermehren , erscheint es dringend geboten , daß die nötigen
Veranlassungen getroffen werden , damit unsere Auswanderer und insbesondere
die von unseren heimischen Häfen absahrende » Emigranten schon vor ihrer
Einschiffung auf diese Bestimmungen aufmerksam gemacht und hiedurch von
der für sie so lästigen , ja in den meisten Fällen verderblichen Deportation
bewahrt werden.

Die obengenannten Behörden werden zufolge Erlasses des k. k. Ministeriums
des Innern vom 8 . März 1905 , Z . 9777 , angewiesen , für die möglichste
Publizität dieser Mitteilung Sorge zu tragen und die geeigneten Vorkehrungen
zu treffen , damit jene Personen , welche sich iü die Vereinigten Staaten zu
begeben die Absicht haben , rechtzeitig auf die ihnen drohende Gefahr aufmerksam
gemacht werden.

«.
Warnung vor der Auswanderung nach Brasilien.

Nach Mitteilungen , welche dem k. k. Ministerium des Innern zuge¬
kommen sind , bestehen die die Aussichten der Einwanderer im Staate S . Paolo
ungünstig beeinflussenden Verhältnisse , auf welche amtlicherseits wiederholt
verwiesen wurde (Erlässe des Ministeriums des Innern vom 23 . April und
Vom 14 . September 1901 . Z . I3I65 und 28104 , Verordnungsblatt des
Ministeriums des Innern Nr . 7, S . 87 und Nr . 15 , S . 24l ) Jahrgang
1901 ) im wesentlichen unverändert fort.

Unter diesen Umständen muß auf Grund der eingelangten verläßlichen
Informationen vor der Auswanderung nach S . Paolo nachdrücklichst gewarnt
werden.

(Erlaß der k. k. n .-ö. Statthaltern Z . 11-649 vom 25 . März 1905,
Mag .-Abt . XVI , Z . 2836 ex 1905 .)

7 .

Neueinteilnng der Dampfkesselnberwachnngsbezirke
in Wien.

Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogtums
Österreich unter der Enns vom 27 . März 1905 , Z . XIII -203,
betreffend die Neueinteilung der Dampfkesselüberwachungsbezirke
in der Reichshaupt - und Residenzstadt Wien sowie die Bestellung
von Dampfkesselprüfungs -Kommissären beziehungsweise Stellver¬
tretern (L.-G .- u . V .-Bl . Nr . 88 ) :

Infolge Ablebens des k. k. Dampskesselprüfnngs -Kommissärs für den Auf¬
sichtsbezirk I von Wien k. k. Professors I . W . Mayer , sowie infolge der Ver¬
größerung des Gemeindegebietes von Wien durch die Einverleibung mehrerer
Gemeinden und Vereinigung derselben zu dem XXI . Wiener Gemeindebezirke
wird das Dampfkesselüberwachungsgebiet von Wien vom 1. April 1905 an¬
gefangen in drei Aufsichtsbezirke geteilt . Demgemäß wird für jeden der drei
Aufsichtsbezirke ein Dampfkesselprüsungs -Kommiffär bestellt, und zwar:

Für den Anfsichtsbezirk I , welcher die Wiener Gemeindebezirke I , III,
V , VI , VIII , XI , XII , XIII , XIV und XV zu umfassen hat . der k. k. Ober-
Ingenieur im Ministerium des Innern Johann Konstantin Trnüvsky;

für den Anfsichtsbezirk II , welcher die Wiener Gemeindebezirke IV , VII,
IV , X, XVI , XVII und XVIII zu umfassen hat , der k. k. Professor an der
Staatsgewerbeschule im I . Wiener Gemeindebezirke , diplomierter Ingenieur
Viktor Horwatitsch,

und für den Aufsichtsbezirk III , welcher die Wiener Gemeindebezirke II,
XIX , XX und XXI zu umfassen hat , der k. k. Professor an der Staatsgewerbe-
schule im I . Wiener Gemeindebezirke Edmund Ezap.

Als Stellvertreter werden bestellt:

Für den k. k. Dampfkesselprüsungs -Kommiffär des Aufsichtsbezirkes I der
k. k. OberJngenieur im Ministerium des Innern Otto Kunze  und der k. k.
Ingenieur der niederösterreichischen Statthalterei Klemens Ritter v. Wartere-
siewicz.

Für den k. k. Dampfkesselprüfungs -Kommissär des Aufsichtsbezirkes II die
k. k. Bauadjunkten der niederösterreichischen Statthalter « Gustav Schneider
und Karl Blau , und

für den k. k. Dampskeffel -Kommissär des Aussichtsbezirkes III der k. k.
Ingenieur der niederösterreichischen Statthalter « Johann v. Wysocki  in
Floridsdorf.

Die Parteien können sich betreffs der Erprobung von Dampfkesseln nach
freier Wahl an einen der genannten Dampfkesselprüfungs Kommissäre , bezüglich
der Revision von Dampfkesseln aber nur an den zuständigen Überwachungs-
Kommissär wenden.

Die Stellvertreter können aushilfsweise in jedem der drei Wiener
Aufsichtsbezirke substituieren.

Für jene Gebietsteile des XXI . Wiener Bezirkes , welche bisher außer¬
halb des Wiener Polizeirayons gelegen waren , hört die Wirksamkeit des k. k.
Dampskesselprüfnngs -Kommissärs in Floridsdorf auf und begmnt jene des
Kommissärs für den Aussichtsbezirk Wien III mit jenem Zeitpunkte , in dem
das magistratische Bezirksamt für den XXI Wiener Bezirk seine Tätigkeit anf-
nimmt (Artikel XI des Gesetzes vom 28 . Dezember 1904 , L.-G .- und V .-Bl.
Nr . 1 er 1905 ) .

Dies wird mit Beziehung auf die Kundmachungen vom 21 . Dezember 1890,
Z . 70826 , L.-G .- und V .-Bl . Nr . 6 er 1891 ; 18 . Dezember 1896 , Z . 109154,
L.-G . und V .-Bl . Nr . 5 er 1897 : 17. Oktober 1899 , Z . 87060 , L.-G .- und
V .-Bl . Nr . 62 ; 27 . Februar 1903 , Z . 12627 , L.-G .- und V .-Bl . Nr . 21 , und
vom 30 . Juli 1904 , Z . XIII -938 , L.-G .- und V .-Bl . Nr . 77 , zur allgemeinen
Kenntnis gebracht.

8 .

Prüfung alkoholfreier Getränke.

Rund -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 13 . April
1905 , Z . XI -742 , M .-Abt . XVII , 1979/05 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 40 ) :

Der österreichische Verein gegen Trunksucht hat die Aufmerksamkeit des
Ministeriums des Innern darauf gelenkt , daß infolge der durch den VIII . inter-
nationalen Kongreß gegen den Alkoholismus vom Jahre 1901 belebten Auf-
klärungstätigkeit di - Erzeugung alkoholfreier Getränke aus Obst und Beeren¬
früchten mit und ohne Zusatz von Kohlensäure im Aufschwünge begriffen sei.

Wie einerseits ein lebhaftes Bedürfnis nach dem Ersätze von Bier und
Wein durch alkoholfreie Erfrischungen und Tafelgetränke bestehe, so gewinne
andererseits die auf die Verbesserung der herrschenden Trinksitten gerichtete
Bewegung durch das wachsende Angebot alkoholfreier Getränke , welches dem
Einzelnen die Abstinenz wesentlich erleichtere , an Stärke und Ausdehnung.

Hand in Hand mit dem geschäftlichen Erfolge der Erzeugung alkoholfreier
Getränke gehe auch deren zunehmende Konkurrenzierung durch zum Zwecke der
Täuschung als „alkoholfreie " bezeichn« -, tatsächlich alkoholhältige Getränke,
welche Konkurrenz durch eine intensiv betriebene Reklame verschärft werde.

Im Hinblicke auf die eminent volkswirtschaftliche Bedeutung einer erfolg¬
reichen Eindämmung des übermäßigen Genusses alkoholischer Getränke werden
zufolge Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom 21 . März 1905,
Z . 8712 er 1904 , die mit der Handhabung des Gesetzes vom 16 . Jänner 1896,
R .-G .-Bl . Nr . 59 ex 1897 , betreffend den Verkehr mit Lebensmitteln betrauten
Behörden und Organe angewiesen , dem Vertriebe von als „ alkoholfreie " be-
zeichneten Getränken ein besonderes Augenmerk zu widmen und deren Unter¬
suchung auf ihren Alkoholgehalt zu veranlassen , sobald sich hinsichtlich ihrer
Alkoholfreiheit irgend ein Verdacht geltend machen sollte.

Gelegentlich der Einsendung der Muster an die Untersuchungsanstallen
ist, falls nicht zwingende Verdachtsmomente anderer Art vorliegen , ausdrücklich
hervorzuheben , daß es sich bei der beantragten Untersuchung nur um eine
Prüfung auf den Alkoholgehalt handelt.

Bei diesem Anlasse wird auch der hierortige Erlaß vom 11 . März 1902,
Z . 22877 ex 1902 , Norm .-Sammlung Nr . 4842 , betreffend die Frage der
Beurteilung des Lokalbedarfes bei Errichtung sogenannter „ alkoholfreier"
Speise -Anstalten , in Erinnerung gebracht.

Hievon werden alle politischen Bezirksbehörden in Niederösterreich , darunter
die Wiener magistratischen Bezirksämter im Wege des Wiener Magistrates,
Abteilung XVII , zur Danachtung , die Wiener Polizei -Direktion und die k. k.
allgemeine Untecsuchungsanstalt für Lebensmittel in Wien zur Kenntnisnahme
verständigt , endlich der österreichische Verein gegen Trunksucht m Kenntnis gesetzt.

».
Versetzungen im k. k. Gewerbe -Jnspektorate.

Erlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 15 . April 1905,
Z . 1-2657 , M .-Abt . XVII 2066/05 (Normalienblatt des Magi¬
strates Nr . 39 ) :

Laut Erlasses vom 23 . März 1905 , Z . 67591 «x 1904 , hat sich der
Herr Handelsminister im Einvernehmen mit dem Herrn Minister des Innern
bestimmt gefunden , den gegenwärtig dem k. k. Gewerbe -Jnspektorate in Reichen¬
berg zugeteilten Kommiffär der k. k. Gewerbe -Inspektion Alfred Snda  mit
1. Mai 1905 dem k. k. Gewerbe -Jnspektorate für den I . Aufsichtsbezirk in
Wien zur Dienstleistung zuzuweisen.

Gleichzeitig hat sich ferner laut Erlasses vom 23 . März 1905 , Z . 2273,
der Herr k. k. Handelsminister im Einvernehmen mit dem Herrn k. k. Minister
des Innern bestimmt gefunden , den k. k. Gewerbe -Inspektor II . Klaffe Richard
Edlen v. Haumeder  mit Ende April 1905 von seiner dermaligen Ver¬
wendung beim k. k. Gewerbe -Jnspektorate für den I . Aufsichtsbezirk in Wien
zu entheben und denselben vom 1. Mai 1905 angefangen mit der Leitung des
k. k. Gewerbe -Jnspektorates in Komotan zu betrauen.
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10 .

Heimbeförderung italienischer Staatsangehöriger.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 15 . April 1905,
Z . VII , 2068 , M .-Abt . XVI , 3351 (Normalienblatt des Magi¬
strates Nr . 43 ) :

Mit dem h. o. Erlaffe vom 15 . August  1899 , Z . 69794 , wurde aus
Anlaß des Falles , daß eine politische Bezirksbehörde eine italienische Grenz¬
behörde direkt um die Übernahme einer geisteskranken italienischen Staats¬
angehörigen ersucht hatte , in Berücksichtigung eines Wunsches der kgl. italienischen
Regierung die k. k. Bezirkshauptmannschaft (der Magistrat , Stadtrat ) an¬
gewiesen , in Hinkunft Übernahmsbegehren , welche italienische Staatsangehörige
betreffen , stets im diplomatischen Wege auszutragen , daher derlei Ansuchen
der Statthalterei behufs Weiterleitung an das Ministerium des Innern
vorzulegen.

In offenbar mißverständlicher Auffassung dieses Erlasses wurden von
einzelnen Ünterbehörden wiederholt Ansuchen um Feststellung der Staats¬
angehörigkeit , beziehungsweise um Erwirkung der Übernahmserklärung , und
zwar meist bezüglich solcher italienischer Staatsangehörigen gestellt , über
welche vom Gerichte im Sinne des Z 25 St .-G . die Landesverweisung ver¬
hängt worden war , also bezüglich solcher Personen , über deren Stgats-
angehörigkeit das urteilende Gericht sich im Laufe des Verfahrens die Über¬
zeugung verschafft haben müßte.

In der Mehrzahl dieser Fälle zogen sich die eingeleiteten diplomatischen
Verhandlungen so lange hin , daß die Übernahmserklärung der kgl. italienischen
Regierung erst in einem Zeitpunkte abgegeben wurde , in welchem die betreffenden
Individuen die ihnen zuerkannten Kerkerstrafen längst verbüßt hatten und von
den Ünterbehörden ohne Rücksicht auf die schwebenden Übernahmsverhandlungen
zur Vermeidung einer laugandauernden und kostspieligen Anhaltung entweder
ans freien Fuß gesetzt oder abgeschoben worden waren.

Um derartige zwecklos diplomatische Verhandlungen weiterhin zn ver¬
meiden , empfiehlt es sich, daß in Hinkunft derartige Ansuchen in der Regel
dann nicht mehr gestellt werden , wenn über die italienische Staatsangehörigkeit
eines Individuums mit Rücksicht aus etwaige Ausweisdokumente , in deren
Besitze es sich befindet , kein Zweifel besteht.

Nur dann , wenn es sich um die Heimbeförderung kranker und pflege¬
bedürftiger Personen , unmündiger Kinder oder sonstiger Personen , rücksichtlich
deren eine besondere Übergabe notwendig erscheint , beziehungsweise um die
be absichtigte  Abschaffung solcher Personen handelt , über deren italienische
Staatsangehörigkeit Zweifel bestehen , hat die l . k. Bezirkshauptinaniischaft (der
Magistrat , Stadtrat , die Polizei -Direktion ) die Feststellung der Staatsangehörig¬
keit, beziehungsweise die Erwirkung der Zustimmung der italienischen Regierung
zur Übernahme dieser Personen im diplomatischen Wege wie bisher bei der
Starthalterei anzuregen . — In solchen Fällen wird aber das etwaige Ein¬
langen dieser Zustimmung auch tatsächlich abzuwarten sein.

Die bezüglich der Außerlandschaffung von Anarchisten bestehenden be¬
sonderen Vorschriften bleiben durch die vorstehenden Anordnungen unberührt.

11 .
Gewerbsmäßige Vermittlung des Bezuges ans

ländischer Tabakfabrikate.

Erlaß der k. k. n .-ö. Finanz -Landes -Direktion vom 15 . April
1905 , Z . 13135/V1I , Mag .-Abt . XVII -2039/05 (Normalienblatt
des Magistrates Nr . 41 ) :

Das k. k. Finanzministerium hat mit dem Erlasse vom 16 Dezember 1904,
Z . 87951 , in Betreff der gewerbsmäßigen Vermittlung des Bezuges aus¬
ländischer Tabaksabrikate nachstehende Weisungen erlassen:

1. Den gewerbsmäßigen Vermittlern des Bezuges ausländischer Tabak¬
fabrikate ist lediglich die Entgegennahme von Bestellungen und die Über¬
schreibung derselben an die ausländischen Lieferanten gestattet.

Diese Vermittler dürfen demnach weder Bezugsbewilligungeil erwirken,
noch eingelangte ausländische Tabaksabrikate freimachen , beziehungsweise deren
Zustellung besorgen.

2. Diese Personen dürfen die durch sie vermittelten Sendungen von
Tabaksorten seitens der ausländischen Lieferanten nicht an ihre eigene Adresse
aufgeben lassen ; sollten solche Sendungen dennoch unter ihrer Adresse einlangen,
so sind sie nicht befugt , dieselben zu übernehmen.

3 . Es ist nicht gestattet , Musterkollektionen von ausländischen Tabak-
fabrikaten auf Lager zu halten und einzelne Stücke als Kostproben , sei es
entgeltlich , sei es uneutgeltlich an Kunden hiutanzugebeu.

Die Tätigkeit dieser gewerbsmäßigen Vermittler ist sorgfältig zu über¬
wachen.

Sollte hiebei die Wahrnehmung gemacht werden , daß ein solcher Agent
keinen Gewerbeschein besitzt, so ist die Anzeige hievon bei der kompetenten
Gewerbebehörde und bei der zuständigen Steuerbehörde zu erstatten.

Im Falle von Zuwiderhandlungen dieser Agenten gegen die Gesälls-
vorschriften ist sofort das Gefällsstrafverfahren einzuleiten . Wenn dieses Ver¬
fahren zu einer rechtskräftigen Verurteilung führen sollte, ist die kompetente
Gewerbebehörde hievon in Kenntnis zu setzen.

Wird seitens einer Gewerbebehörde von der Erteilung einer solchen Ge¬
werbeberechtigung Mitteilung gemacht , so ist sofort bei den übrigen Finanz-
Landesbehörden Ümfrage zu halten , ob der betreffende Gewerbeberechtigte wegen
einer schweren Gesällsübertretung abgestraft morden ist. Diese Umfragen sind
stets mit tunlichster Beschleunigung zu beantworten.

Wenn dabei vorkommt , daß der betreffende Agent wegen einer schweren
Gefällsübcrtretung verurteilt worden ist, so ist dieser Umstand der kompetenten
Gewerbebehörde unverweill zur Kenntnis zu bringen.

Zu diesem Behufs haben die Fina uz - Landesbehörden  die in
ihrem Verwaltungsgebiete staltstndeiiden Abstrafungen von Vermittlern des
Bezuges ausländischer Tabakfabrikate wegen schwerer  Gefällsübertretungen
in Vormerken in Evidenz zu halten.

Auch diejenigen Personen , welche durch häufige oder umfangreiche Bezüge
auffallen , sind i» der Richtung strenge zu überwachen , ob sie die bezogenen
Tabakfabrikate tatsächlich nur zum eigenen Verbrauche verwenden.

Zum Schluffe hat das k. k. Finanzministerium die Ermächtigung erteilt,
die Freimachung und Zustellung emgelangter ausländischer Tabakfabrikate den
handelsgerichtlich protokollierten Speditionsfirmen aus Widerruf zu gestatten.

LS.

Deckenschalung aus Gips und Schlacke der Firma
Wm . Schückher.

Bescheid des Wiener Magistrates vom 19 . April 1905,
M .-Abt . XIV , 182/05:

Von dem Wiener Magistrate , Abteilung XIV , wird über das Ansuchen
der Firma Wm . S ch ü ckh e r , VII . . Neustistgaffe 78 , die Verwendung der
von dieser vorgeschlagenen Deckenschalung aus Gips und Schlacke , welche am
Baue selbst an Stelle der Holzschalung , Berohrung und Stukkatorung auf
einem mit Eisendrähten verstärkten Jutegewebe ausgebracht wird , auf Grund
des Gutachtens des Skadtbauamtes bei Hochbauten in Wien unter nachstehenden
Bedingungen als zulässig erklärt:

1. Die Schalung ist in der in der vorgelegten Plansk >zze ersichtlich ge¬
machten Weise herzustelle » und hat dem überreichten Musterstücke zu entsprechen.
Die Stärke der Gipsschichte muß mindestens 2 cm betragen.

2 . Die Befestigung der Schalung an den Trämen ist in vollkommen
solider Weise mit gut verzinkten Drahtstiften vorzunehmeu.

3 . Um zu verhüten , daß die Träme der Decken die Feuchtigkeit der
Gipsplatte während und nach deren Herstellung aufnehmen , ist die Anbringung
derart vorzunehmen , daß die Gipsplatte um mindestens 5 mm von den Trämen
absteht ; ferner darf die Schalung oberhalb der Träme erst dann aufgebracht
werden , wenn die Gipsschichte genügend trocken ist. Damit das Betreten der
Gipsschichte vermieden und Unglückssällen vorgebeugt werde , sind die Räume
oberhalb der betreffenden Decken nach Herstellung der Deckenschalung bis zum
Aufbringen der ober den Trämen herzustellendeu Holzschal,mg abzuspercen.

4. Die beabsichtigte Ausführung dieser Schalung ist in den Konsens-
Plänen auszuweisen.

5 . Das Verlegen dieser Schalung gehört zu den Befugnissen der kon¬
zessionierten Bau - oder Maurermeister , der behördlich autorisierten Zivil - oder
Bauingenieure oder der behördlich autorisierten Architekten.

6 . Der Zeitpunkt des Verlegens der Schalung ist jedesmal dem Stadt¬
bauamte im kurzen Wege bekanntziigebe » .

7. Die Abänderung und Ergänzung vorstehender Bedingungen oder die
gänzliche Zurücknahme dieser Bewilligung aus praktischer Erfahrungen bleibt
Vorbehalten.

Die Plauskizze und das Musterstück werden dem Stadtbauamte zur Auf¬
bewahrung übermittelt.

1».
Ernennung eines dänischen Generalkonsuls.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 20 . April 1905,
Z . IX -1258 (Mag .-Abt . XXII , Z . 1277 ) :

Seine k. und k. Apostolische Majestät haben mit Allerhöchster Entschließung
vom 27 . März 1905 dem österreichischen Staatsangehörigen Adolf Wiesen-
burg  Edlen v. Hochsee  in Wien , die Annahme des ihm verliehenen
Postens eines königl . dänischen Honorar -Generalkonsuls in gedachter Stadt
allergnädigst zu gestatten und dem bezüglichen Bestallungsdiplome das Aller¬
höchste Exequatur huldreichst zu erteilen geruht.

14

Berpflegskosten für bereits erkrankt in den Dienst
eingetretene Dienstboten sind vom Dienstgeber zn

bezahlen.
Mit der Entscheidung des magistratischen Bezirksamtes für den VIII . Wiener

Gemeindebezirk vom 19 . Oktober 1904 , Z . VIII -24245 , wurde ausgesprochen,
daß A. P . nicht verpflichtet sei, die für die Verpflegung ihres Dienstboten
M . M . in der niederösterreichischen Landes - Jrrenanstalt in Wien durch 22 Tage
erwachsenen Verpflegsgebühren im Betrage von 48 L 40 ü zu bezahlen.
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Dem dagegen vom böhmischen Landes -Ausschuffe ergriffenen Rekurse
wurde mit der Statthalterei . Entscheidung vom 22 . November 1904 , Z . IV -8970,
Folge gegeben und die genannte Dienstgeberin zur Zahlung der in Rede
stehenden Verpflegskosten verpflichtet.

Dem dagegen von A. P . eingebrachten Rekurse hat das k. k. Ministerium
des Innern mit Erlast vom 21 . April 1905 , Z . 2637 , ans den Gründen der
angefochtenen Statthalterei Entscheidung in der Erwägung keine Folge gegeben,
weil die Gesindeordnung für Wien dem Dienstgeber , in dessen Dienste die
Krankheit des Dienstboten ärztliche Hilfe und Pflege notwendig macht , die
Sorge für Heilung und Pflege ohne Einschränkung und insbesondere ohne
Unterschied , ob die Krankheit beim Dienstantritte schon bestanden hat oder nicht,
anferlegt.

LS

Gewerberechtliche Behandlung des Verkaufes von
gebratenem Fleisch über die Gasse.

Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . R . Weiskirchner
vom 26 . April 1905 , M .-Abt . XVII , 2038/05 (Normalienblatt
des Magistrates Nr . 38 ) :

Das k. k. Ministerium des Innern hat mit dem Erlasse vom 21 . März 1905,
Z . 52788 dem Rekurse des St . I . in Wie » gegen die Entscheidung der
Lttatthalterei vom 1. Oktober 1901 , Z . 1— 6167 , mit welcher in Bestätigung
des Bescheides des magistratischen Bezirksamtes für den XVII . Bezirk vom
10 . Juni 1904 , Bl . 24 , 118 , die Anmeldung des Genannten „Ausbacken und
Braten von Pferdefleisch und Verkauf desselben über die Gaffe " als freies
Gewerbe nicht zur Kenntnis genommen und der Beginn , beziehungsweise
Fortsetzung dieses Betriebes untersagt wurde , aus dem Grunde der angefochtenen
Entscheidung keine Folge gegeben.

1«.

Ernennung eines Generalkonsuls der Republik
San Domingo.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 2. Mai 1905,
Z . lX -608/2 (Abteilung XII , Z . 1401 ) :

Seine k. u . k. Apostolische Majestät haben mit Allerhöchster Entschließung
vom 6 . April 1905 dem österreichischen Staatsangehörigen Paul Jano witzer
in Wien die Annahme des ihm verliehenen Postens eines Honorar -General¬
konsuls der Republik San Domingo in dieser Stadt allergnädigst zu gestatten
und dem bezüglichen Bestallungsdiplome desselben das Allerhöchste Exequatur
hnldreichst zu erteilen geruht.

L7.

Erhöhung der Berpflegsgebühr im Allgemeinen
Krankenhause zu Satoralja -Ujhelyi.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 2 . Mai 1905,
Z . VI -1310 (Mag .-Abt . XXII , Z . 1476 ) :

Die Berpflegsgebühr im Allgemeinen Krankenhause zu Satoralja -Ujhelyi
wurde laut Zuschrift des königl . ungar . Ministeriums des Innern vom 1. Mai
1905 angefangen auf 1 L 78 k erhöht.

18.

Hausierverbot in der Großgemeinde Fogaras.
Zirkular -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 10 . Mai

1905 , Z . 1-3109 (M .-Abt . XVII , 2403/05 ) :
Laut Mitteilung des kgl. ung . Handelsministeriums vom 20 . Februar

1905 , Z . 19216/VII , wurde die Ausübung des Hausierhandels auf dem Ge¬
biete der zum Komitate Fogaras gehörigen Großgemeinde Fogaras unter
Ausrechthaltung der im Z 17 der bestehenden Hausiervorschriften und in den
diesen Paragraphen ergänzenden Nachtragsverordnungen den Bewohnern gewisser
Gegenden gewährten Rechte verboten.

Hievon erfolgt die Bekanntmachung über Erlaß des k. k. Ministeriums
des Innern vom 15 . April 1905 , Z . 14778.

IS.
Eichstrafen im Weinhandel.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 3. Mai 1905,
Z . X a- 1350/1 , M . - Abt . IX , 1750/05 (Normalieublatt des
Magistrates Nr . 44 ) :

Es wurde die Wahrnehmung gemacht , daß die Bestimmungen des
Artikels XII des Gesetzes vom 23 . Juli 1871 , R .-G .-Bl . Nr . 16 oi 1872 , und
der k. k. Handelsmuiisterial -Verordiiung vom 18 . Juli 1903 , R .-G .-Bl . Nr . 195,

betreffend die Verwendung von nicht rechtzeitig nachgeeichten Fässern zur Über¬
lieferung von Wein an die Käufer , von den die Straferkenntnisse fällenden
politischen Behörden I . Instanz bisnun verschiedenartig ausgelegt und gehandhabt
worden ist, indem in zahireichen Fällen der Verkäufer , in anderen Fällen aber
der Käufer und zwar insbesondere dann nach den bezogenen gesetzlichen Be¬
stimmungen zur Verantwortung gezogen wurde , wenn die zur Überlieferung
des Weines benützten nicht rechtzeitig nachgeeichten Fässer von ihm selbst (dem
Käufer ) beigestellt waren . Das k. k. Handelsministerium hat nunmehr mit
Erlaß vom 7. April 1905 , Z . 61275 or 1904 , im Einvernehmen mit dem
k. k. Ministerium des Innern im Gegenstände anher eröffnet , daß nach
Artikel XII der Maß - und Gewichtsordnung nur der Verkäufer  straf¬
fällig werden kann und die Bestimmungen dieses Artikels , sowie die Ministerial-
Verordnnng vom 18 . Juli 1903 , R .-G .-Bl . Nr . 195 , in jenen Fällen überhaupt
nicht anwendbar sind , in welchen das Faß , in dem der Wein überliefert wurde,
vom Käufer  beigestellt worden ist.

Daß Artikel XII der Maß - und Gewichtsordnung dann , wenn die Über¬
lieferung des Weines nicht im Vollzüge eines Kaufgeschäftes erfolgt ist, nicht
anwendbar ist, bedarf wohl kaum der Hervorhebung.

11. Normativ Bestimmungen.
Magistrat:

so.
Folgen der Vereinigung der Gemeinden am linken
Donau -Ufer mit Wien in Bezug aus die heimat¬

rechtliche Ersitzung.
Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . R . Weiskirchner

vom 8. April 1905 , M .-Abt . XI a, 3242/05 (Normalienblatt
des Magistrates Nr . 33 ) :

Bei Beurteilung der Frage , inwiefern die durch das Landesgesetz vom
28 . Dezember 1904 , Nr . 1 er 1905 , erfolgte Vergrößerung des Gemeinde¬
gebietes von Wien jene Ersitzungen beeinflußt , die sich im Sinne der Heimat¬
gesetznovelle vom 5. Dezember 1896 , R .-G .-Bl . Nr . 222 vollziehen , ist zufolge
Beschlusses des Gemeinderats -Ausschufses für die Verleihung des Heimat - und
Bürgerrechtes vom 22 . März 1905 , Z . 3759 , von folgenden Grundsätzen
auszugehen.

Für die Beurteilung der Frage , inwieweit die bereits begonnenen heimat-
rechtlichen Ersitzungen über den 10 . Jänner 1905 <d. i. den Tag , an welchem
die Bereinigung der Donangemeinden mit Wien in Kraft trat ) hinaus fortgesetzt
werden können , kommen folgende Fälle in Betracht:

1 . Vor dem 10 . Jänner 1905 : Aufenthalt des Ersitzenden in den Be¬
zirken I bis XX ; nach dem 10 . Jänner 1905 gleichfalls.

2 . Bor dem 10 . Jänner 1905 : Aufenthalt in den Bezirken I bis XX;
nach dem 10 . Jänner 1905 im XXI . Bezirke.

3 . Vor dem 10 . Jänner 1905 : Aufenthalt in einer der neu hinzu¬
gekommenen Gemeinden ; nach dem 10 . Jänner 1905 : in den Bezirken 1 bis XX.

4 . Vor dem 10 . Jänner 1905 : Aufenthalt in einer der neu hinzuge¬
kommenen Gemeinden ; nach dem 10 . Jänner 1905 im XXI . Bezirke.

In diesen 4 Fällen ist die Fortsetzung der Ersitzung anzuerkennen.
Anders liegt der Fall , wenn jemand:
5 . Vor dem 10 . Jänner 1905 seinen Aufenthalt nacheinander in zwei

oder mehreren der seither vereinigten Gemeinden genommen hat , und die durch
Zusammenrechnung dieser Aufenthalte sich ergebende Gesamtzeit in die 10jährige
Ersitzungsfrist mit dem Vorgeben embezogen wissen will . daß ja alle Gemeinden,
in welchen er sich während der Ersitzungsfrist aufgehalten habe , heute zum
Wiener Gemeindegebiete gehören.

Dieses Begehren wäre nicht gerechtfertigt . Es ist vielmehr die behauptete
Ersitzung durch den erwähnten Aufenthaitswechsel unterbrochen worden.

6 . Wenn jemand weiters vor dem 10 . Jänner 1905 in einer Gemeinde
gewohnt hat , die nur teilweise mit Wien vereinigt wurde , so ist die ununter¬
brochene Ersitzung anzuerkennen , wenn er vor dem 10 . Jänner 1905 in jenem
Gebiete gewohnt hat , das von der weiterbestehenden Gemeinde abgetrennt und
mit Wien vereinigt wurde und diesen Aufenthalt auch nach der Vereinigung
noch beibehalten hat.

Dagegen hat keine für Wien in Betracht kommende heimatrechtliche Er¬
sitzung stattgefunden , solange:

7. Der Heimatwerder in dem nicht mit Wien vereinigten Gebiete einer
Gemeinde sich aufgehalten hat , sei es nun , daß er nachher in das andere , mit
Wien vereinigte Trennstück dieser Gemeinde oder in irgend ein anderes Gebiet
der Bezirke 1 bis XXI übersiedelt sein sollte.

Endlich können nunmehr
8 . jene Ersitzungsansprüche , die in den ehemaligen Gemeinden und Ge¬

meindeteilen des heutigen XXI . Bezirkes schon vor dem 10 . Jänner 1905
erworben worden sind , und deren Geltendmachung nach Z 4 der Heimatgesetz-
novelle noch möglich ist, der Gemeinde Wien gegenüber erhoben werden.

9 . Selbstverständlich ist dies aber nicht der Fall bei jenen Ersitzungs-
ansprüchen , die durch den Aufenthalt in den nicht mit Wien vereinigten Teilen
dieser Gemeinden erworben worden sind.
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21 .

Änderung in der Behandlung der Ansuchen um
Zusicherung nach tz 3 H .-G .-N.

Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . R . Weiskirchner vom
8. April 1905 , M .-Abt . XI a , 4652/05 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 34) :

Zur Ermöglichung der Beschlußfassung über die Höhe der auf Grund
des Z 5 der Heimatgesetznovelle und im Sinne des n .-ö. Landesgesetzes vom
31 . Jänner 1904 , Nr . 22 , vorzuschreibenden Aufnahmegebühren haben die
magistratischen Bezirksämter bisher den an den Heimatrechts -Ansschuß zur
Beschlußfassung geleiteten Akten Äußerungen der Bezirksvertretung und der
k. k. Polizei -Direktion beigegebeu , die über Leumund , staatsbürgerliches Ver¬
halten , Bermögensverhältnisse , Aufenthaltsdauer rc . des Zusicherungswerbers
Aufschluß zu geben bestimmt waren.

Nunmehr pflegt aber der Heimatrechts -Ausschuß allen jenen , denen er
aus Grund des 8 5 der Heimatsgesetznovelle die Zusicherung der Aufnahme in
den Wiener Gemeindeverband erteilt , die Aufnahmegebühr im Betrage von
600 X aufzuerlegen , und überläßt cs dem Zusicherungswerber , mit einer späteren
Eingabe um die etwaige Herabsetzung dieser Gebühr anzusuchen.

Da somit gleichzeitig mit der Erteilung der Aufnahmezustcherung über
eine etwa nach den persönlichen Verhältnissen des Zuficherungswerbers erfolgende
Abstufung der Gebühr nicht beraten , sondern vielmehr in allen Fällen gleich¬
mäßig ein Betrag von 600 X auferlegt wird , so ist es nicht mehr erforderlich,
daß schon in diesem Stadium des Verfahrens Erhebungen vorliegen , die über
den Rahmen der in 8 5, bezw . 8 2 der H .-G .-N . begrenzten gesetzlichen Voraus¬
setzungen hinausgehen.

Erst wenn ein Ansuchen um Herabsetzung der Aufnahmegebühr von
600 X eingebracht wird , oder wenn das Ansuchen um Aufnahme , beziehungs¬
weise um Zusicherung der Aufnahme in den österreichischen Staatsverband zu
instruieren kommt , wird auch weiterhin die Einholung eines Bezirksvertretungs«
Antrages und einer Äußerung der k. k. Polizei -Direktion erforderlich sein.

Im ersteren Falle ist der Inhalt des Aktes in der bereits mit der
Kurrende vom 21 . Jänner 1905 , M .-Abt . XI a, 131/05 , bekanntgegebenen
Weise in ein „ Verzeichnis " einzutragen.

Diese „Verzeichnisse/sollen dem referierenden Heimatrechts -Ausschußmitgliede
eine leichte und schnelle Übersicht über das Erhebungsmateriale gewähren und
müssen daher im vorliegenden Falle unter anderem sowohl den kurzen Inhalt
des Parteienanbotes , als auch des über dasselbe gefaßten Bezirksvertreruugs-
Beschlusses enthalten.

Da uun die derzeit im Gebrauche befindlichen „ Verzeichnis " - Druck¬
sorten diesen Anforderungen nicht mehr entsprechen , so werden sie nunmehr
geändert und neu aufgelegt werden.

Von dieser Änderung betroffen sind hauptsächlich die heutigen Rubriken:
„Äußerung der Bezirksvertretung " und „ Antrag der M .-Abt . XI a bezüglich
der Zusicherung und der Höhe der Taxe " . Än Stelle derselben werden in die neu
aufgelegten Verzeichnisse folgende Rubriken eingesehen werden : „Zahl , Datum
und Erledigung etwaiger früherer Zustcherungsansnchen " , „Zahl und Datum
der nunmehr erteilten Zusicherung " , „ Inhalt des Herabsetzuugsansuchens " ,
„Antrag der Bezirksvertretung , insbesondere bezüglich der Höhe der Aufnahme¬
gebühr " .

Die neu aufgelegten „ Verzeichnisse " , sowie die hiezu gehörigen Einlage¬
bögen werden den mag . Bezirksämtern durch das Zentral - Expedit zukommen.

22 .

Vormerkungen über urschriftliche Erledigungen.
Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . R . Weiskirchner

vom 26 . April 1905 , M . - D . 1183/05 (Normalienblatt des
Magistrates 37) :

Nach 8 26 der Geschäftsordnung für den Magistrat ist in der Regel die
urschriftliche  Form der Erledigung anzuwenden.

Abgesehen von wichtigen oder solchen Berichten , deren Rückstellung nicht
gewärtigt werden kann , für welche also unbedingt ein reinzuschreibender Er-
jedigungs -Entwurf anzuiegen ist, erscheint in manchen Fällen die Anwendung
der urschriftlichen Form aus dem Grunde untunlich , weil sich das Amt den
Inhalt der hinausgegebenen Erledigung gegenwärtig halten will.

In diesen Fällen , in denen es sich meist um kurze, minder wichtige
Erledigungen handelt , genügt es , deren kurzen Inhalt , nicht aber den ganzen
Wortlaut in Evidenz zu halten.

Für derartige Fälle  wurde zum Zwecke der Geschäftsvereinfachung
eine neue Drucksorte (Formular 1 für sogenannte „Ohne Konzept -Erledigungen"
der Magistrats -Abteilungen und der magistratischen Bezirksämter ) nach einem
bei der k. k. Statthalterei bestehenden Muster aufgelegt , welches die Vormerkung
und Evidenzhaltung von sieben in derselben Angelegenheit nach einander
folgenden urschriftlichen („Ohne Konzept - "/Erledigungen ermöglicht.

Insbesondere wird dieses Formular bei der Evidenzhaltung von B e r-
pflegskostenverhandlungen  stets anznwenden sein (vgl . Mag.
Vdg .-Bl . er 1900 , S . 83 ) .

In dieses Formular ist links oben  die Geschästszahl der Verhandlung
und der Betreff einzutragen , während in dem hiefür bestimmten Rauin rechts

die Stelle , wohin die urschriftliche Erledigung abgesendet wird , die kurze An-
gäbe des besonderen Inhaltes der urschriftlichen Erledigung , das Datum
derselben , die gegebene Frist und die Unterschrift des Konzipienten einzu-
lragen ist.

Zum Beispiel:
Zahl 71967/05.
Bauer  Joses , Verpflegskosten.

Dem . Gremium der Wiener Kaufmannschaft
zur Äußerung.
20 . VI . 1905 . Frist : 20 . Vlll . 05.

Dr . Mayer,
Hstag .-Konz.

Dieses Formular ist von dem mit der Bearbeitung des Aktes betrauten
Beamten auszusllllen und von ihm bis zur Enderledigung des Aktes aufzu¬
bewahren.

Derartigen Zwischenerledigungen , insbesondere in Verpflegskosten -Ange-
legenheiten , ist immer eine Frist beizusetzen, die derart bestimmt werden muß,
daß mit Rücksicht auf den Umfang der Erhebungen u . f. w . ihre Einhaltung
möglich ist; sie soll in - er Regel nicht weniger als einen Monat und nicht
mehr als drei Monate betragen . Dem im Sinne des 8 25 der Geschäfts¬
ordnung mit der Fristvormerkung betrauten Kanzleiorgan obliegt es , die auf
dem Akte (übereinstimmend Mit dem Evidenzbogen ) zu verzeichnende Frist in
den Geschäftsvormerkblätlern vorzumerken und auf dieselbe rechtzeitig auf¬
merksam zu machen.

2S.

Rasche Durchführung der Strafamtshandlungen
und genaue Berichterstattung in Strafsachen.

Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . R . Weiskirchner
vom 5. Mai 1905 , M . - D . 1255/05 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 42 ) :

Auf Grund des Statthalterei -Erlasses vom 26 . April 1905 , Pr .-Z . 1214,
werden die Herren Bezirksleiter angewiesen , die beschleunigte Durchführung
anhängiger Verhandlungen , auf welche die Vorschriften über das polizeiliche
Strafverfahren  Anwendung finden , genau zu überwachen und darauf
zu achten , daß jede Requisition in Strafsachen mit einer Frist versehen und
nach erfolglosem Ablause der Frist ohne Verzug ein Erinnerungsschreiben
ausgefertigt werde.

Die Frist ist derart zu bestimmen , daß deren Einhaltung mit Rücksicht
auf den Umfang der Amtshandlung , den Postenlauf u . s. w. leicht möglich ist;
das im Sinne des 8 25 der Geschäftsordnung mit der Fristvormerkuog
betraute Kanzleiorgan hat die auf dem Akte vorzuschreibende Frist in den
Geschäftsvormerkblätlern vorzumerken und auf dieselbe rechtzeitig aufmerksam z»
machen.

Die k. k. Statthalterei hat feiner wahrgenommen , daß nicht selten durch
magistratische Bezirksämter Gesuche um Strafnachsicht oder Strafmilderung
mit Berichten vorgelegt werden , die kein klares Bild über die Entkommen
und Familienverhältnisse des Bittstellers geben.

Zur Vermeidung der sonst nötigen Ergänzungsaufträge und der damit
verbundenen Schreibereien werden die magistratischen Bezirksämter angewiesen,
unklar oder unvollständig erscheinende Auskünfte der Bezirksvorstehungen vor
der Vorlage der Alten vervollständigen zu lassen.

Erforderlichenfalls ist die Ergänzung der Erhebungen im Wege der
Marktamts -Abteilung durchzuführen.

Schließlich mache ich darauf aufmerksam , daß mit I . Jänner 1906 ein
eigenes Eingangsbuch sowie ein eigenes alphabetisches Nachschlagebuch für
Strafsachen , ferner ein neues Strafregistersormular eingeführt werden wird.

24 .

Vorsichten beim Verkehr mit Zelluloid.
Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . N . Weiskirchner

vom 16 . Mai 1905 , M .-Abt . XVII . 2381/05 (Normalienblatt
des Magistrates Nr . 45 ) :

Am 15 . Mai 1905 ereignete sich in einem Geschäftslokale im I . Bezirke
Schottenbastei 4 , eine Brandkatastrophe , welche trotz der verhältnismäßig ge¬
ringen lokalen Ausdehnung infolge einer mit dem Brande verbundenen Explosion
der daselbst eingelagerten Zelluloidmengen von ernsten Folgen für die bei dem
Brande beschäftigten Bediensteten der städtischen Feuerwehr , für die Organe
der k. k. Sicherheitswache sowie für andere zufällig anwesende Personen be¬
gleitet war , und welche sowohl zu ernste » Bedenken in der Hinsicht Anlaß
gibt , ob die bisher für die Einlagerung und Aufbewahrung von Zelluloid und
Zelluloidgegenständen bestehenden gewerbc - und feuerpolizeilichen Vorschriften
seitens der betreffenden Gewerbetreibenden genau beobachtet werden , aber auch
der Vermutung Raum gibt , daß mit diesen Vorschriften im Hinblicke auf die
bis vor kurzem unbekannte explosive Wirkung von Zelluloid nicht mehr das
Auslangen gefunden werden kann.

Wenngleich die Ursachen der Brandkatastrophe durch die behördlichen Er¬
hebungen bisnun nicht vollkommen Ilargestellt sind und daher auch nicht sicher
ist, ob die Außerachtlassung der für den , Verkehr von Zelluloid gesetzlich vor-
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geschriebenen Vorsichtsmaßregeln oder andere Umstände Anlaß zu dieser Kata¬
strophe gegeben haben , liegt dennoch die Annahme nahe , daß die großen
Gefahren , weiche die Einlagerung gnd Verwendung von Zelluloid in fcuer-
>,nd sicherheilspolizeilicher Hinsicht stn sich birgt , seitens des betreffenden Ge¬
werbestandes vielfach unterschätzt werden . — eine Vermutung , die auch durch die
vor einiger Zeit im VI . Bezirke ans einem ähnlichen Anlasse stattgefundene
Brandkatastrophe bestärk ! wird — und daß die erwähnten gesetzlichen Vorschriften
seitens der Gewerbetreibenden nicht jene Beachtung finden , welche die besonders
gefährliche Natur dieser Gegenstände erheischt.

Diese Umstände lasten es daher , obschon die von den Organen des Siadt-
bauamtes und der städtischen Feuerwehr gerade an dem Orte der Katastrophe
vor Eintritt derselben gepflogenen Erhebungen mit Sicherheit dartun , daß
seitens dieser Organe alle jene Maßnahmen getroffen wurden , die eben im
Rahmen der bestehenden Vorschriften getroffen werden konnten , daß daher die¬
selben nicht der leiseste Vorwurf einer Außerachtlassung ihrer Obliegenheiten
oder einer Schuld an dem Unglücksfalle treffen kann , geboten erscheinen , den
städtischen Organen die größte Strenge bei der Handhabung der für Zelluloid
bestehenden feuerpolizeilichen Vorschriften neuerlich einzuschärfen

Ich weise daher sämtliche magistratischen Bezirksämter , das Stadtbauaml
sowie die Organe des städtischen Morktamtes an , durch wiederholte , auch
außerhalb der periodischen feuerpolizeilichen Erhebungen vorzunehmende Re¬
visionen der Betriebsstätten und Magazine der in Betracht kommenden Ge¬
werbetreibenden sich von der genauesten Einhaltung der für die Aufbewahrung,
Umlagerung und den Verkauf von Zelluloid und Zelluloidgegenständen bestehenden
Vorschriften die Überzeugung zu verschaffen und im Zuge dieser Erhebungen
alle nach der Ministerin . Verordnung vom 7 . Dezember 1901 , R . -G .-Bl.
Nr . 217 , zulässigen , aus feuer - und sicherheitspolizeilichen Rücksichten erforder¬
lichen Anordnungen zu treffen.

Der Magistrat behält sich ausdrücklich vor , nach Abschluß der Erhebungen
über die Ursache der erwähnten Brandkatastrophe an das k. k. Handelsmini-
slerinm jene Anträge zu stellen , welche zur Ergänzung der etwa nicht ganz
ausreichenden Bestimmungen dieser Verordnung notwendig erscheinen ; hiebei
wird insbesondere in Erwägung gezogen werde » , ob nicht die mit der Magistrats-
Kundmachung vom 14 . November 1892 . Z . I84991/XIV , für die Einlagerung
von Zelluloid in bewohnten Häusern erfolgte Festsetzung einer Maximalmenge
von 50 üx , welche seit dem Erscheinen der letzterwähnten Handelsministerial-
Verorduung nicht mehr zu Recht besteht, in di - erwähnte Ministerial -Verordnung
Aufnahme zu finden hätte.

Der Magistrat kann jedoch angesichts der zwei letzten, bei dem Verkehre
mit Zelluloid erfolgten Katastrophen nicht umhin , auch die Gewerbetreibenden,
die Zelluloid oder Zelluloidgegenstände in ihrem Geschäftsbetrieb verwenden,
einlagern oder feilhalten , aus die großen Gefahren , welche der Verkehr mit
diesen Stoffen mit sich bringt , in der ernstesten Weise aufmerksam zu machen
und ihnen nachdrücklich «! einznfchärsen , daß selbst die genaueste und strengste
Handhabung der stcherheils - und feuerpolizeilichen Maßnahmen durch die be¬
hördlichen Organe sich unter Umständen als unzureichend erweisen kann , wenn
dw Behörde nicht auch durch die Aufmerksamkeit und Vorsicht der Bevölkerung
die entsprechende Unterstützung findet.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte im Jahre 1865
publizierten Gesetze und Verordnungen.

Nr . 6 « . Kundmachung des Finanzministeriums
VOM 11 . April 1905 , betreffend die Bildung eines neuen Schätzungs¬
bezirkes zur Personaleinkommensteuer für den Bereich der neuerrichteten Be-
zirkshauptinannschaft Kamenitz a . d. Linde in Böhmen , sowie die hiedurch
bedingte Änderung hinsichtlich des Tckätzungsbezirkes Pilgram.

Nr . 6t . Kundmachung des Finanzministeriums
Nom 12. April 1905 , betreffend die Bildung eines Erwerbsteuer-
veranlagnngsbeziikes für den Bereich der neuerlichteten Bczirkshauptmannschaft
Kamenitz a . L. in Böhmen , sowie betreffend die Änderung in der Zahl der
Mitglieder und Stellvertreter der Erwcrbsteuer -Kommission IV . Klaffe für den
Vcranlagnngsbezirk ..Politischer Bezirk Pilgram " .

Nr . 62 . Verordnung des Finanzministeriums
vom 14. April 1905 , betreffend die Umrechnung japanischer Den in
die Kronenwährnng bei der Bemefsnng und Entrichtung der Effektenumsatzsteuer.

Nr . 6L . Verordnung des Justizministeriums vom
16. April 1905 , betreffend die Zuweisung der Gemeinde uud des
Gulsgebietes Chocimierz zum Sprengel des Bezirksgerichtes Tiumacz in
Galizien.

Nr . 64 . Verordnung des Handelsministeriums vom
18. April 1905 , betreffend die Kundmachung einer Telkgrapheuordnung.

Nr . 65 . Verordnung des Handelsministeriums
im Einvernehmen mit den Ministerien des Innern

und der Finanzen vom 8. April 1905 , betreffend das Verbot
des Hausierhandels im Gebiete der zur Ortsgemeinde Reichenau gehörende»
Ortschaften Reichenau , Hinterleiten und Payerbach.

Nr 66 . Verordnung des Handelsministeriums
im Einvernehmen mit den Ministerien des Innern
und der Finanzen vom 12. April 1905 , betreffend das
Verbot des Hausierhandels im Gebiete der Markkgemeind ? Pottendorf.

Nr . 67 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 18. April 1905 , betreffend die Änderung der Zahl der Mit¬
glieder uud Stellvertreter der Erwerbsteuer -Kommissionen III . und IV . Klaffe
für den Veranlagungsbezirk ..Stadt Mähnsch -Oüran " .

Nr . 68 . Verordnung des Handelsministeriums
vom 29 . März 1905 , betreffend die Änderung des Tarife- für ge¬
bührenpflichtige Zeitungsbeilagen.

Nr . 68 Verordnung des Finanzministeriums vom
25 . April 1905 , betreffend die Abänderung der Hauszinssteuer-Ein-
zahlungstermine in den Steuereinhebungsbezirken Bömisch -Leipa und Pilsen.

Nr . 76 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 25 . April 1905 , betreffend die Errichtung eines Steuer- und
gerichtlichen Depositenamtes in Bokszowce in Galizien.

Nr . 7S . Verordnung des Justizministeriums vom
26 . April 1905 , betreffend die Zuweisung der Gemeinden und der
Gutsgebiete Dobra szlachecka und Dobra rustykalna zum Sprengel des Bezirks¬
gerichtes Sanok in Galizien.

Nr . 72 . Verordnung des Handelsministeriums
vom 28. April 1905 , betreffend die Erteilung, Verlängerung und
Abänderung von Konzessiouen für Privat -Telephon -(Telegraphen -) und elek¬
trische Signalanlagen.

Nr . 7S . Kaiserliches Patent vom 10. Mai 1905,
betreffend die Einberufung der Landtage von Böhmen , Bukowina , Istrien,
Niederösterreich uud Vorarlberg.

Nr . 74 . Verordnung der Ministerien der Justiz
und der Finanzen im Einvernehmen mit dem Obersten
Rechnungshöfe vom 8. Mai 1905 , betreffend die kastenmäßige
Behandlung und Verrechnung der zivilgerichtlichen Depositenbarschaften

Nr . 75 . Verordnung der Ministerien der Justiz
und der Finanzen im Einvernehmen mit dem Obersten
Rechnungshöfe vom 8. Mai 1905 , betreffend die Errichtung
eines Zivilgerichtsdepositenamtes in Lemberg.

Nr . 76 . Kundmachung des Ministeriums für
Landesverteidigung vom 5. April 1905 , mit welcher die
Eintragung der höheren Gewerbeschule an der böhmischen Staatsgewerbeschulc
in Brünn in das Verzeichnis der den Ober -Gymnasien und Ober -Realschulen
in Bezug auf den Einjährig -Freiwilligendienst gleichgestellten Lehranstalten des
Inlandes verlaulbart wird

Nr . 77 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 20 . April 1905 , betreffend die Errrichtung einer Expositur des
Nebenzollamtes Vallarsa in Piano della Fugazza (Streva ) für die Dauer der
Sommermonate des Jahres 1905.

Nr . 78 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 4. Mai 1905 , betreffend die Änderung in der Zahl der Mit¬
glieder und Stellvertreter der Erwerbsteuer -Kommission IV . Klaffe für den
Veranlagungsbezirk „Politischer Bezirk Brüx mit Ausschluß der Stadt Brüx " .

Nr . 76 . Gesetz vom 15. Mai 1905 , betreffend die Ein¬
lösung der österreichischen Linien der Ersten ungarisch . galizischen Eisenbahn und
der Ungarischen Westbahn durch den Staat.

Nr . 86 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 9. Mai 1905 , betreffend die Errichtung einer Expositur des
Hauptzollamtes II . Klaffe Böhmisch -Leipa in Haida.

Nr . 81 . Gesetz vom 16. Mai 1905 , wegen neuerlicher
, Inkraftsetzung der Anordnungen des Gesetzes vom 31 . Dezember 1894.

R .- G .-Bl . Nr . 2 er 1895 , über Bahnen niederer Ordnung.
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I. Verordnungen und Entscheidungen.
r.

Banbewilligtittgen nach tz 1VK B .-O.
(I . Vor Erteilung einer Boubewilligung nach 8 106 der Bauordnung muß
der Stadtrat gehört werden . — 2 . Der Aufschub der Entscheidung über bei
einer Bauverhandlung erhobene Einwendung aus einen spateren Zeitpunkt

ist unzulässig .)

Mit der Statthalterei -Entscheidung vom 9. Dezember 1904 , Z . V1-6206,
wurde dem Wiener Krankenanslaltenfonde die Baubewilligung für die Er¬
richtung zweier Krankenpavillons auf einer dem genannten Fonde gehörigen
Grundfläche beim k. k. Kaiser Franz Josef -Spitale in Wien , X ., 'Kundrat.
straße 3 erteilt.

Über den hiegegen von der Gemeinde Wien ergriffenen Rekurs hat laut
Statthallerei . Erlasses vom 3 . März 1905 , Z . VI -117/2 , das Ministerium des
Innern mit Erlaß vom 26 . Februar 1905 , Z . 2851 , die angefochtene Stalt-
Halterei -Entscheidung wegen mangelhaften Verfahrens behoben und der Statt¬
halterei nach entsprechender Ergänzung des Verfahrens die neuerliche instanz-
mäßige Entscheidung aufgetragen , weil der Gemeinde Wien (nämlich dem
Wiener Stadtrate , wie dies im Rekurse ausgeführt wurde ) entgegen den Be-
stimmungen des Z 106 der Bauordnung vor Fällung der angefochtenen Ent¬
scheidung die Möglichkeit einer Stellungnahme zu den bei der kommissionellen
Bauverhandlung erhobenen Einwendungen nicht geboten und weil unterlassen
worden ist, gleichzeitig mit der Erledigung des vorgelegenen Baugesuches über
alle vorerwähnten Einwendungen zu erkennen , die Entscheidung hierüber
vielmehr teilweise einem spätere » Zeitpunkte ausdrücklich Vorbehalten worden
ist, was mit den Bestimmungen des Z 23 und Z 24 , Absatz 2 der zitierten
Bauordnung im Widerspruche steht . (M .-Abt . XIV , 3870/05 .)

2 .

Anmeldc - «,,d Ersatzpflicht des Arbeitgebers im
Sinne der KK 3l nnd 32 des Krankenversichernngs

gesetzes.
Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom 21. März

1903 , Z . 3100 (M .-Abt . XVIil , 2863/05 ) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!
Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Senats-

Präsidenten Dr . Haderer , in Gegenwart der Räte des k. k. Verwaltungs-

gerichtshofes Frecheren v . Jacobi , Truxa , Dr . Balko und v. Neukirchen,
dann des Schriftführers k. k. Bezirks -Kommissärs Ritter v. Hennig , Uber
die Beschwerde des Karl Schäffer in Wien gegen die Entscheidung des
k. k. Ministeriums des Innern vom 28 . Oktober 1903 , Z . 47206 , betreffend

j den Ersatz von Krankenunterstützungs - und Begräbniskosten , nach der am
21 . März 1905 durchgeführten öffentlichen mündlichen Verhandlung , und zwar
nach Anhörung des Vortrages des Referenten , sowie der Ausführungen des
Dr . Emil Franzos , Hof - und Gerichtsadvokaten in Wien , in Vertretung
der Beschwerde , sowie der Gegenausführungen des k. k. Ministerial -Vize-
Sekretärs Roth , in Vertretung des belangten Ministeriums , zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.

Entscheidungsgründe:

Mit der angefochtenen Entscheidung des Ministeriums des Innern wurde
Karl Schäffer , Maurermeister in Wien , für verpflichtet erkannt , gemäß Z 32

^ des Krankenversicherungsgesetzes der Bezirkskrankenkassa in Wien den für Johann
Holin gemachten Krankenunterstützungsauswand und die Beerdigungskosten im

! Betrage von 115 X 55 d zu ersetzen.
Der Verwaltungsgerichtshof vermochte die hiegegen von Karl Schäffer

eingebrachte Beschwerde nicht für begründet zu erkennen.

Durch die Administrativ -Akten . sowie auch durch das Zugeständnis des
Beschwerdeführers selbst ist sichergestellt, daß Johann Holin , welcher beim
Maurermeister Franz Fichtinger in Wien als Maurergehilfe in Beschäftigung
stand nnd von diesem bei der Bezirkskraukenkassa angemeldet war , über sein
Ansuchen am Sonntag den 10 . August 1902 von Karl Schäffer,  Maurer¬
meister in Wien , mit der Ausbesserung einer Selche samt Keffel betraut und
für diese Arbeit von Karl Schäffer  auch entlohnt worden ist. Es ist weiter
auch unbestritten , daß Johann Holin  bei dieser letzteren Arbeit verunglückte,
in Spitalpflege übergeben wurde und am 21 . August 1902 gestorben ist.

Durch diese am 10 . August 1902 erfolgte Übernahme einer Neparatur-
arbeit in dem versicherungspflichtigen Maurerbetriebe des Beschwerdeführers ist
somit zwischen diesem und Johann Holin  ein versicherungspflichtiges Arbeits-
Verhältnis entstanden (Z 1 des Krankenversicherungsgesetzes ), welches ohne
Rücksicht auf die Dauer der Arbeitsleistung einerseits die Krankenversicherungs-
Pflicht des Johann Holin  bei der Bezirkskrankenkaffa in Wien , andererseits
aber auch gemäß Z 31 des Krankenversicherungsgesetzes die Anmeldepflicht der
Karl Schäffer  zur Folge hatte.

Die Beschwerde negiert auch nicht den Bestand eines versicherungspflichtigen
Arbeitsverhältniffes zwischen Johann Holin  nnd dem Beschwerdeführer , be¬
streitet jedoch eine Anmeldepflicht des letzteren ans dem Grunde , weil sich
Johann Holin  bei Franz Fichtinger  in » »gekündigter Stellung befunden
habe , daher Fichtinger  vom öffentlich -rechtlichen Standpunkte ans jedenfalls
verpflichtet gewesen sei, den Johann Holin  auch für den Sonntag der Kranken-
Versicherung zu unterziehen , welcher Verpflichtung er auch tatsächlich nach¬
gekommen sei. Da es aber genüge , daß der Arbeiter überhaupt versichert sei,
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habe euch Beschwerdeführer keinerlei Verpflichtung gehabt , den schon tatsächlich
versicherten Johann Holin bei irgend einer Kassa anzumelden . Allein diese
Einwendung ist vollkommen hinsiillig , weil im Z 31 des Kraukenversichernngs-
gesctzes jedem Arbeitgeber die Anmeldung der von ihm beschäftigten versiche¬
rungspflichtigen Personen , sofern ihre Beschäftigung die Mitgliedschaft zu der
Bezirkskrankeukassa begründet , als eine subjektive Pflicht auferlegt wird und
nicht iu Betracht zu kommen hat , ob die betreffende Person von einem anderen
Arbeitgeber bereits angemeldet ist oder nicht . Die im Z 31 des Kranken-
versichernngsgesetzes statuierte Anmeldepflicht ist sonach eine absolute und wenn
dieser seitens eines Arbeitgebers nicht Genüge getan wird , haben gegenüber
ihn auch die Folgen des 8 32 des Krankeuversichernngsgesetzes einzutreten.

Der Beschwerdeführer war zur Anmeldung des Johann Holin bei der
Bezirkskrankenkafsa unbedingt verpflichtet und konnte denselben von dieser Ver¬
pflichtung die von Franz Fichtinger erfolgte Anmeldung des Holin , be¬
ziehungsweise dessen erst am 12 . August 1902 erfolgte Abmeldung bei der
genannten Bezirkskrankenkafsa nicht befreien.

Die ongefochtene Entscheidung erscheint somit gesetzlich gerechtfertigt,
weshalb mit der Abweisung der Beschwerde vorzugehen war.

Verpflichtung zum Nachweise der positive » Voraus¬
setzungen des Heimatsrechtsauspruches . ( Zu Kß 2

und S der Heimatsgesetzuovelle . )

Erkenntnis des k. k. Verwaltnngsgerichtshofes vom 30 . März
1905 , Z . 1668 (Normalienblatt des Magistrates Nr . 48 ) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!
Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Hof¬

rates Dr . Zistler,  in Gegenwart der Räte des k. k. Verwaltungsgerichts-
hofes - Truxa,  Ritter v. F a l s e r , v. Neukirchen  und Dr . Freiherrn
v. He in old,  dann des Schriftführers k. k. Bezirkskommiffärs Ritter v.
Hennig,  über die Beschwerde der Gemeinde Sedlec gegen die Entscheidung
des k. k. Ministeriums des Innern vom 14 . Oktober 1903 , Z . 44989 , be¬
treffend eine Heimaisrechtssache nach der am 16 . Februar 1905 durchgeführten
öffentlichen mündlichen Verhandlung , und zwar nach Anhörung des Vortrages
des Referenten sowie der Ausführungen des k. k. Ministerialrates v. N a g y,
in Vertretung des belangten Ministeriums , sowie des Dr . Robert S w o b o d a,
Hof - und Gerichtsadvokaten und Stadtanwaltes der Gemeinde Wien , in Ver¬
tretung der milbelangten Gemeinde Wien , zu Recht erkannt:

Die angefochtene Entscheidung wird als gesetzlich nicht begründet auf¬
gehoben.

Entscheidungsgründe:

Das Ansuchen der Gemeinde Sedlec , daß der dorthin zuständige Johann
Smutu  daun die ebenfalls dort heimatsberechtigle Anna Z i m a, Witwe
nach Cölestin Zi m a , gemäß Z 2 der Heimatsgesetznovelle vom 5. Dezember
1896 , R .-G -Bl . Nr . 222 , in den Heimatsverbänd der Gemeinde Wien aus¬
genommen werden , hat der Ausschuß des Wiener Gemeinderates für die Ver¬
leihung des Heimats - und Bürgerrechtes mit Beschluß vom 24 . November
1902 mangels der Erbringung des der Gemeinde Sedlec obliegenden Nach¬
weises der Voraussetzungen für die Erwerbung der fraglichen Heimalsrechts-
ansprüche abgewiese » .

Über die hiegegen eingebrachle Berufung der Gemeinde Sedlec hat zu¬
nächst die niederösterreichische k. k. Statthallerei und sodann im Rekurszuge
mit der heute angefochtenen Entscheidung das k. k. Ministerium des Innern
diese Abweisung für gerechtfertigt erkannt , weil die Gemeinde Sedlec bei
Stellung ihres Anspruches „ jene Belege nicht beigebracht hat , durch welche
die positiven Voraussetzungen der Geltendmachung des Anspruches im Sinne
des Z 2 , Absatz 1 der Heimatsgesetzuovelle nachgewiesen werden , nämlich die
Dokumente Uber die Staatsbürgerschaft , die Eigenberechtigung und den un¬
unterbrochenen Aufenthalt ."

Über die hiergeiichts überreichte Beschwerde der Gemeinde Sedlec , welche
ihre Beipflichtung zur Beibringung der verlangten Nachweise bestreitet , hat
der Vcrwaltnngsgerichtshof folgendes erwogen:

Nach dem Z 3 der Heimatsgesetzuovelle ist der im 8 2 statuierte Rechts¬
anspruch auf die ausdrückliche Aufnahme in den Heimatsverband , sei es von
dem Ansprnchberechtigten selbst, beziehungsweise von seinen Nachfolgern im
Heimatsrechte , sei es von der bisherigen Heimatsgemeinde , respektive deijenigen
Gemeinde , der ein Heimaisloser zugeiviesen wurde , bei der Ausenthaltsgemeinde
zu stellen.

Nach Z 6, Absatz 1 desselben Gesetzes fällt , wenn die Aufenthalts-
gemeinde cs unterläßt , über den geltend gemachten Ausnahmsanspruch inner¬
halb 6 Monaten zu „ entscheiden ", der Vorgesetzten politischen Behörde die
Entscheidung zu und ebenso hat diese Behörde nach Absatz 2 desselben Gesetzes-
parographen im Falle der Berufung zu entscheiden , wenn die Aufnahme in
den Heimatsverbänd seitens der Aufenthaltsgemeinde verweigert wird . Hiebei
hat der zustimmende oder ablehnende Ausspruch der Ausenthaltsgemeinde lediglich

den Charakter einer Parteierklärung und erscheint daher im Gesetze nur im
uneigentlichen Sinne als Entscheidung bezeichnet , wogegen eine instanzmäßige
Entscheidung im prozessualen Sinne erst in den Fällen des 8 6 durch die Vor¬
gesetzte politische Behörde gefällt wird , weil vor der ablehnende » Erklärung
respektive vor Unterlassung einer Erklärung innerhalb 6 Monaten kein Parteien¬
konflikt und somit auch kein judikatmäßig auszutragender Rechtsstreit vorliegt.

Wird nun im Sinne der angeführten gesetzlichen Bestimmungen ein
Heimatsrechtsanspruch seitens eines der oberwähnten Faktoren erhoben und
dadurch eine Tätigkeit der Aufenthaltsgemeinde hinsichtlich des fraglichen
Heimalsrechtes ausgelöst , so kann ohne Zweifel die gültige Erhebung eines
solchen Anspruches von jenen formellen Voraussetzungen abhängig gemacht
werden , die der Natur der Sache nach erforderlich sind, damit überhaupt das
gestellte Begehren sich dazu eigne «, den Ausgangspunkt sür das weitere Vor¬
gehen der Aufenthaltsgemeinde zu bilden . Gewiß muß daher die Heimais¬
gemeinde , wenn sie nach Z 3 der Heimatsgesetznovelle einen Anspruch erhebt,
sich ausdrücklich , wie dies hier der Fall war , als Heimatsgemeinde bekennen,
also erkären , daß die betreffende Person in der Gemeinde das Heimatsrecht besitzt.

Ferner muß naturgemäß der Anspruch entsprechend konkretisiert
sein , das heißt es muß die Ausenthaltsgemeinde über die betreffende Person
und die behauptete Erwerbung des Heimatsrechtsauspruches durch dieselbe
derart informiert werden , daß diese Gemeinde hiedurch zumindest in den Stand
gesetzt wird , an der Hand der von der Heimaisgemeinde angeführten Daten
sich durch allfällige eigene Erhebungen die weitere Grundlage sür die von ihr
abzugebende Erklärung (Z 6 ) zu beschaffen.

Es wird darum beispielsweise , wenn sich auch nicht für alle Fälle un¬
bedingt geltende Regeln aufstellcu lassen , die Heimatsgemeinde die betreffende
Person nach Namen , Alter , Herkunft sowie eventuell auch nach sonstigen
Merkmalen , wie Lebensstellung , Domizil rc . derart bezeichnen müssen , daß die
Aufenthaltsgemeinde , von diesen Anhaltspunkten ausgehend die Identifizierung
dieser Person durch deren Einvernehmung oder durch sonstige Erhebungen
feststellen kann.

Was aber das Zutreffen der behaupteten Erfordernisse nach 8 2,
Absatz 1 der Heimatsgesetznovelle anbelangt , so kann es sich bei der Erhebung
des Anspruches , wie dies auch die angefochtene Entscheidung annimmt , natur¬
gemäß nur um die Angabe der positiven Erfordernisse des Z 2 handeln und
wird in Betreff des Erfordernisses der Staatsbürgerschaft in der Regel schon
der oberwähnte Hinweis auf das Heimatsrecht genügen , dessen Voraussetzung
ja die Staatsbürgerschaft ist ; hinsichtlich der Eigenberechtigung muß zumindest,
wie bereits oben erwähnt , die Angabe des Alters vorliegen , welches für
gewöhnlich einen Schluß auf die Eigenberechtignng zuläßt und bezüglich des
ununterbrochenen und freiwilligen zehnjährigen Aufenthaltes nach erlangter
Eigenberechtigung hätte wenigstens die Angabe des Zeitraumes zu erfolgen,
in welchen der so beschaffene Ausenthalt sällt.

Die Erfüllung der vorerwähnten formellen Anforderungen kann nun
allerdings mit Rücksicht aus den Zweck und das Wesen der Erhebung des
fraglichen Anspruches begehrt werden , dagegen fehlt insbesondere für das von
der angefochtenen Entscheidung ausgestellte Postulat , daß bei Geltendmachung
des Anspruches der dokumentarische Nachweis  Uber das Zutreffen der
positiven Voraussetzungen des Heimatsrechtsauspruches nach § 2 le ^ . eit . erbracht
werden müsse , eine hinreichende rechtliche Grundlage.

Vor allem legt der Wortlaut der gesetzlichen Bestimmungen , die bloß
von einer Geltendmachung des Anspruches sprechen, eine derartige Verpflichtung
der Heimatsgemeinde nicht auf , diese ergibt sich aber auch nicht aus dem
Sinne und Zusammenhalte dieser Normen , insbesondere , wenn man die
spezifische Regelung in Erwägung zieht , die das über einen solchen Anspruch
abzusührende Verfahren in der Heimatsgesetzuovelle gefunden hat.

Für das erste vor der Aufenthaltsgemeinde sich abspielende Stadium
dieses Verfahrens liegt überhaupt ein unbedingtes  Erfordernis der
aklenmäßigen Feststellung jener Momente nicht vor , sür welche die angefochtene
Entscheidung den dokumentarischen Nachweis bereits bei der Erhebung des
Anspruches verlangt ; denn ebensowenig , wie hier angesichts dieser besonderen
Gestaltung des Verfahrens nicht unter Berufung auf allgemeine Rechlsgrnud-
sätze mit Grund begehrt werden kann , daß der den Anspruch erhebenden
Partei die in der angefochtenen Entscheidung näher erwähnte Beweislast auf¬
erlegt wurde , ebensowenig erscheint durch die Heimatsgesetznovelle der Gegen¬
seite, das ist der Ausenthaltsgemeinde , in dem fraglichen Verfahrensstadinm
die Feststellung der betreffenden Daten förmlich zur Pflicht gemacht , wie es
sich denn auch nach dem Oberwähnten hier nicht um die Fällung einer
instanzinäßigen Entscheidung durch die Ausenthaltsgemeinde , also auch nicht
um die Beschaffung des Substrates für eine solche, sondern nur um die
eventuelle Abgabe einer Parteierklärung handelt.

Durch den ß 6 der Heimatsgesetzuovelle ist nämlich der Aufenthalts¬
gemeinde nicht bloß überlassen , innerhalb sechs Monaten eine positive oder
negative Erklärung über den Hkimatsrechtsanspruch abzugeben , sondern es ist
dieselbe auch nicht behindert , überhaupt jede Erklärung zu unterlassen,  für
welch letzteren Fall es ohnedies unter allen Umständen irrelevant erscheint , ob
einerseits die Heimatsgemeinde die fraglichen Dokumente beigebracht oder
andererseits die Aufenthaltsgemeinde amtswegige Erhebungen gepflogen hat.
Die Unterlassung einer Erklärung über den gestellten Anspruch innerhalb
sechs Monaten hat aber für die Aufenthaltsgemeinde gar keine weiteren
Folgen , als daß nunmehr der betreffende Heimatsrechtsanspruch im Gegensätze
zu dem erwähnten Vorstadium des Verfahrens zum Gegenstände einer instanz-
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mäßigen Entscheidung der Vorgesetzten Politischen Behörde wird (welche hiebei
sklbsiverstiiudlich der Aufenthaltsgemeinde Gelegenheit zur Wahrung ihrer
Parleienrechte geben muß ).

Dieses Verfahren vor der Vorgesetzten politischen Behörde , welches auch
bei deren Anrufung gegen eine ablehnende Erklärung der Aufentbaltsgemeinde
einlritt , ist aber mit Rücksicht auf den öffentlich - rechtlichen Charakter des
Heimalsrechtes und die rechtliche Natur des Administrativprozesses von dem
Prinzipe der Offiziositiit beherrscht nnd muß daher kraft der die politische
Behörde treffenden amtlichen Feststellungspflicht in diesem Verfahren ohnedies
die Konstatierung jener Momente erfolgen , für welche die angefochtene Ent¬
scheidung schon bei der Erhebung des Anspruches gegenüber der Aufenthalts-
gemeinde die Erbringung dokumentarischer Nachwerse begehrt.

Hiebei ist es nun allerdings nicht ausgeschlossen , daß im Zuge der
offiziösen Erhebungen seitens der erkennenden Politischen Behörde auch die
Heimatsgemeinde dazu herangezogen werden kann , gewisse Umstände , insoweit
dies möglich erscheint , ins Klare zu setzen, eventuell auch bestimmte ihr zw
gänzliche Dokumente vorzulegen und wird die Parteistellung der Aufenthalls-
gemeinde gegenüber der Heimatsgemeinde insofern ihren Ausdruck finden , als
der Anspruch der letzteren aus Aufnahme ihres Angehörigen in den Heimats¬
verband der elfteren in jenen Fällen abzuweisen sein wird , wo im offiziösen
Verfahren ein Nachweis über die tatsächlichen Voraussetzungen dieses An¬
spruches nicht hergestellt werden könnte.

Nach dem Vorerwähnten ist daher die Nichtbeibringung der in der
angefochtenen Entscheidung angeführten Dokumente bei der Geltendmachung
des Anspruches jedenfalls von keinem Nachteile für die rechtliche Stellung der
Ausenthaltsgemeindc hinsichtlich der endgültigen Austragung der be¬
treffenden Heimatsrechlssache.

Dagegen wäre allerdings in der Verhaltung der Heimatsgemeinde zur
Beibringung solcher Dokumente bei Geltendmachung des fraglichen Begehrens
eine dem Gesetze nicht entsprechende Benachteiligung dieser Gemeinde gelegen;
denn selbst wenn man unter den in der angefochtenen Entscheidung von der
Heimatsgemeinde verlangten Dokumenten Uber die Staatsbürgerschaft und die
Eigenberechtigung auch schon bloß den betreffenden Heimatschein , respektive Ge-
burts - oder Taufschein verstehen wollte , so wird es doch der Heimatsgemeinde
zumeist nicht möglich sein , alle  verlangten Dokumente zu beschaffen, das heißt
insbesondere das verlangte Dokument über den zehnjährigen ununterbrochenen
Aufenthalt des betreffenden Gcmeindeangehörigen in einer fremden  Gemeinde.
Ist ja doch nicht einmal die verhältnismäßig am leichtesten zu beschaffende
und vielleicht der angefochtenen Entscheidung auch vorschwebende Bestätigung
über die polizeiliche Aufenthallsmeldung nicht bezüglich jeder Gemeinde
erhältlich , ganz abgesehen davon , daß solche Bestätigungen nur Belege über
die erfolgte Polizeiliche An - und Abmeldung sind , der ununterbrochene zehn¬
jährige Aufenthalt im Sinne des Heimatsgesctzes unter Umständen auch ohne
polizeiliche Meldung ja auch im Widerspruche mit den Meldungsdaten tatsächlich
gegeben sein kann . Wollte man nun die formell gültige Erhebung des Heimats-
rechtsanspruchks nach Z 3 der Hsimatsgesetznovelle überhaupt von einer
derartigen Jnstruiernng des Begehrens durch Dokumente abhängig machen,
so würde häufig zunächst die Erhebung  des Anspruches unmöglich gemacht
und , da die Entscheidung der Vorgesetzten politischen Behörde diese Anspruchs-
erhebnng zur formellen Voraussetzung hat , auch überhaupt die Durch¬
setzung  des gesetzlich vorhandenen Heimatsrechtsanspruches ausgeschlossen
werden — im offenbaren Gegensätze mit der Tendenz der HeimatSgesetz-
novelle , die jedenfalls die Verwirklichung solcher in der Tat bestehender An¬
sprüche ohne zwingende Gründe nicht erschweren , geschweige denn illusorisch
machen wollte.

Aus diesen Erwägungen ist es aber daher nicht gerechtfertigt , daß die
angefochtene Entscheidung die Erhebung des Heimatsrechtsanspruches formell
von der Beibringung der gedachten Nachweisungen abhängig gemacht hat nnd
mußte daher mit der Aufhebung der angefochtenen Entscheidung vorgegangen
werden , wobei der Gerichtshof mit Rücksicht auf den Inhalt der letzteren , die
lediglich vom Standpunkte des Fehlens der fraglichen Nachweise erging , nicht
zu prüfen hatte , ob und inwiefern die im vorliegenden Falle von der Gemeinde
Sedlec gestellten Ansprüche dem oberwähnten Erfordernisse der Konkretisierung
derart entsprechen , um überhaupt den Ausgangspunkt für eine weitere Amts¬
handlung der Ausenthaltsgemeinde zu bilden.

4 .

Die Übernahme der Ausführung von Wohnungs-
einrichtnngsarbeiten durch hiezu befugte Gewerbe¬
treibende gegen eine provisionsmäßige Vergütung —

ein freies Gewerbe.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 13 . Mai 1905,
Z . 3125 (Mag . B .-A. I , 27126/05 ) :

Mit der h. ä . Entscheidung vom 18 . Jänner 1904 , Z . 1-4006 , wurde
dem Rekurse des Max Schmidt,  Prot . Kaufmannes in Wien , gegen den
Protokollarbescheid des magistratischen Bezirksamtes für den I . Wiener Ge¬
meindebezirk vom 26 . November 1903 , Z . 65165 , mit welcher dem Genannten
die Ausfertigung deS Gewerbescheines für die angemeldete Beschäftigung , be¬

treffend die Übernahme der Ausführung von Wobnungseinrichtungsarbeiten
wie Anschlägen der Tapeten , Maler - , Anstreicher - , Tischler - u . dgl . Arbeiten,
durch hiezu befugte Gewerbetreibende gegen eine prooisionsmäßige Vergütung
verweigert wurde , keine Folge gegeben . Diese Entscheidung wurde damit be-
geründet , daß einerseits die Berechtigung zur Vermittlung von Arbeiten , zur
Herstellung oder Ausbesserung fertiger Erzeugnisse , zu deren Führung Max
Schmidt  als Gemischtwaren -Verschleißer in seinem Handelsgewerbe befugt ist,
dem Genannten kraft dieser seiner Handelsbefugnis zulleht und daher den
Gegenstand eines selbständigen Gewerbebetriebes nicht bilden kann , daß aber
andererseits die beabsichtigte BermittlungstäUgkeit , sofern sie sich nicht ans
solche Arbeiten und auch nicht aus Handelsgeschäfte bezieht , sich gemäß Art . V
lit . I des Kundmachungs Patentes zur Gewerbeordnung als eine von der
Anwendung der Bestimmungen der Gewerbeordnung ausgenommen ? Art der
Privatgeschäftsvermittlung darstellt , zu welcher die Berechtigung durch eine
Gewerbeanmeldung nicht erlangt werden kann . Das k. k. Ministerium des
Innern im Einvernehmen mit dem k. k. Handelsministerium hat laut Erlasses
vom 20 . April 1905 , Z . 9180 , dem gegen diese h . ä . Entscheidung seitens des
Max Schmidt  ein gebrachten Rekurse Folge gegeben und unter Behebung
der unterbehördlichen Entscheidungen angeordnel , daß dem Rekurrenten für
den angemeldeten Betrieb , betreffend die Übernahme der Ausführung von
Wohnungseinrichtungsarbeiten durch hiezu befugte Gewerbetreibende gegen
provistousmäßige Vergütung als freies Gewerbe der Gewerbeschein auszufertigen
ist, insofern nicht bezüglich der Person des Genannten Ausschließungsgründe
im Sinne der Bestimmungen des II . Hauptstückes der Gewerbeordnung
entgegenstehen.

Diese Entscheidung gründet sich auf folgende Erwägungen:

Die beabsichtigte Beschäftigung des Rekurrenten besteht nach seinen An¬
gaben darin , daß er es übernimmt , im Aufträge von Kunden Wohnnngs-
einrichtungsarbeiten , wie das Anschlägen von Tapeten , Maler -, Anstreicher - ,
Tischler -, Jnstallalivns - u . dgl . Arbeiten durch hiezu befugte Gewerbetreibende
Herstellen zu lassen und sich als Entgelt hiesür eine prozentuell zu den Kosten
dieser Arbeiten bestimmte Provision ausbedingt.

Diese Tätigkeit stellt sich als eine gewerbsmäßige Verrichtung von Dienst¬
leistungen , daher als eine gewerbsmäßig betriebene Beschäftigung dar , auf welche
gemäß Art . IV des Kundmachungs -Patentes zur Gewerbeordnung von 1859
die Bestimmungen dieser Gewerbeordnung Anwendung zu finden haben , sofern
diese Tätigkeit nicht unter die im Art . V . des Kundmachungs -Patentes von
der Gewerbeordnung ansgenommenen Beschäftigungen fällt.

Aus den Darlegungen des Rekurrenten , laut welcher er den direkten
Verkehr zwischen seinen Kunden und den verschiedenen Gewerbeleuten ent¬
behrlich machen und das Entgelt für seine Dienstleistung in Form einer Provision
beziehen will , geht hervor , daß derselbe beabsichtigt , die Wohnungseinnchtungs-
arbeiten zwar im eigenen Namen , aber für Rechnung seiner Auftraggeber
also für fremde Rechnung auSsühren zu lassen , so daß der Auftraggeber die
aus der auftragsmäßigen Herstellung der Arbeiten erwachsenden Kosten zu be¬
streiten hat und der Gewinn der Beschäftigung des Rekurrenten sich aus der
besonderen für seine Dienstleistung vereinbarten Vergütung (Provision ) ergibt.

In dieser eine Geschäftsführung für fremde Rechnung beinhaltenden
Tätigkeit erscheint sonach allerdings eine Geschäftsvermittluug im juristischen
Sinne des Wortes gelegen.

Allein diese Geschästsvermittlung bezweckt die Vermittlung von Geschäften
mit Gewerbetreibenden , somit die Vermittlung in Geschäften des gewerbe¬
ordnungsmäßigen Handelsverkehres und eine derartige Geschästsvermittlung
kann , angesichts jener Bedeutung , welcher der Bestimmung des Art . V, lit . I
des Kundmachungs -Patentes zur Gewerbeordnung nach dem Zusammenhänge
der Bestimmungen dieses Kundmachungs -Patentes mit der Gewerbeordnung
beizumessen ist, nicht als eine Privatvermittlung , Privatgeschäftsvermittlung in
anderen als Handelsgeschäften im Sinne des Art . V, lit . k des Kundmachungs-
Patentes aufgefaßt werden.

Die beabsichtigte Tätigkeit stellt sich daher als eine der Gewerbeordnung
unterliegende Beschäftigung und da dieselbe dermalen an eine Konzession nicht
gebunden und nicht als handwerksmäßig erklärterscheint , als freies Gewerbe dar.

Der Umstand schließlich , daß der Rekurrent allenfalls schon auf Grund
einer ihm bereits zustehenden Handelsbefugnis berechtigt ist, Wohnungs-
einrichtungsgegenstände zu liefern und daher auch über Auftrag Herstellen oder
ausbefsern zu lassen, bildet für die Ausfertigung des angestrekten Gewerbe¬
scheines kein Hindernis und macht dieselbe auch nicht entbehrlich , weil die be¬
absichtigte Beschäftigung nicht die Übernahme der Herstellung oder Ausbesserung
von Wohnungseinrichtungsgegenständen , sondern die Übernahme der Aus¬
führung von Wohnungseinrichtungsarbeiten aller Art zum Gegenstände hat.
Es war daher die Verweigerung der Ausfertigung des Gewerbescheines für
die angezeigte Beschäftigung aus den in der angefochtenen Entscheidung hiesür
geltend gemachten Gründen nicht gerechtfertigt.

5.
Poftrittgeld.

Zirkular -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 28 . April
1905 , Z . XV-919 (M .-Abt . XXII , 1367/05 ) :

Laut Zuschrift der k. k. Post - und Telegraphen -Direktion in Wen vom
30 . März 1905 , Z . 39809/III a, wurde für Österreich unter der Enns das
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Postrittgeld für ein Pferd und einen Myriameter für die Zeit vom 1 . April
bis 30 . September 1905:

für Extraposten und Separatteilfahrten mit . . . . 2 L 29 ü
und für Ärarialritte mit . 1 „ 91 „

bestimmt.

In der Bemessung der Gebühren für Stationstvagen , sowie im Aus¬
maße des Postillonstrinkgeldcs tritt eine Änderung nicht ein . Dieser Erlaß
ergeht an alle Statthalterei -Departements und die Bureaux des n .-ö . Landes¬
schulrates und der Landes -Kommifsion für agrarische Operationen , an alle
Bezirkshauptmannschaften , an die k, k. Polizei -Direktion in Wien , an den
Wiener Magistrat und an die Stadträle in Wiener -Neustadl und Waidhose»
an der Dbbs.

«
Betriebsanlagen.

Entscheidung der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 3. Mai
1905 , Z . 1-2771 (Mag . B .-A. XX , 17943/05 ) :

Die k. k. n .- ö. Statthalterei findet dem Rekurse des Richard Wertheim
in Wien , XX ., Jägerstraße 58 o, gegen die dortige Entscheidung vom 11 . März
1905 , Z . 1169 , mit welcher ihm der Gewerbeschein zum Betriebe der anti-
septischen Reinigung , Füllung und kostenlosen Beistellung hygienischer Spuck¬
näpfe im XX . Bezirkein Wien , Jägerstraße 58 s , zugefertigt , die Genehmigung
der Betriebsstätte jedoch, von anderen Bedingungen abgesehen , an die Bedingung
geknüpft wurde , daß Spucknäpfe von Krankenanstalten und erwiesenen kranken
Personen nicht übernommen werden dürfen , in Ansehung dieser Bedingung,
durch welche sich Wertheim  beschwert erachtet , zu beheben , nachdem eine
gesetzliche Vorschrift , welche diese Bedingung begründe » könnte , nicht besteht
und die Vollmachten des III . Hauvtstückes der Gewerbeordnung die Gewerbebehörden
wohl berechtigen , die Genehmigung einer Betriebsanlage von Bedingungen
abhängig zu machen , die sich auf die Beseitigung deren allenfalls schädlichen
oder belästigenden Wirkungen auf die Umgebung , Nachbarschaft , auf das
Leben und die Gesundheit der im Betriebe beschäftigten Arbeiter , beziehungs¬
weise auf die Einrichtung der Arbeitsräumc , Werksgerälschasten und Arbeits-
Maschinen beziehen , nicht aber an Bedingungen , die den Charakter allgemeiner
sanitärer Vorschriften an sich tragen , die wenn notwendig durch die berufenen
Instanzen im Verordnungswege festzusetzen sind,

Vorschriften , die erst wirksam werden , wenn der Betrieb bereits begonnen,
können übrigens nicht Bedingungen der Genehmigung der BetriebSanlage
sein , da ja der Beginn des Betriebes , beziehungsweise die Wirksamkeit dieser
Vorschriften die genehmigte BetriebSanlage voraussetzen.

Die Beilagen folgen zur weiteren Veranlassung zurück.

7.

Amtskorrespondenz mit der k. k. Bezirksyauptmann-
schaft Salzburg.

Rund -Erlaß des Präsidiums der k. k. n .-ö. Statthalterei
vom 15 . Mai 1905 , Z . 1334 (M .-D . 1461/05 . - Normalienblatt
des Magistrates Nr . 47 ) :

Die k. k. Bezirkshauptmannschaft Salzburg ist beim k. k. Landes -Präsidium
daselbst vorstellig geworden , weil kaum ein Tag vergeht , an welchem nicht von
den verschiedensten k. k. Bezirkshauptmannschasten und Borstehungen autonomer
Stadtgemeinden Zuschriften bei dieser k. k. Bezirkshauptmannschaft einlangen,
die nach den Grundsätzen der örtlichen Zuständigkeit an eine der anderen
k. k. Bezirkshauptmannschaften des Landes oder an die Borstehnng der Stadt¬
gemeinde Salzburg zn richten gewesen wäre und hat hieran anschließend mit
Rücksicht darauf , als die Manipulation dieser Akten für das Amt eine sehr fühl¬
bare Belastung bedeutet , die Bitte gestellt , es mögen die politischen Be¬
hörden I . Instanz darauf aufmerksam gemacht werden , daß die Bezirkshaupt¬
mannschaft Salzburg nicht das ganze Land gleichen Namens umfaßt , insbe¬
sondere auch, daß die Stadt Salzburg eine Stadt mit eigenem Statute ist,
und daß der im Amtsbezirke der Bezirkshauptmannschaft Salzburg gelegene
Ort Gastein nur eine Rotte mit nach der letzten Volkszählung 26 Einwohnern
ist, während der gleichnamige Gerichtsbezirk mit vier großen Gemeinden zum
Amtsbezirke der k. k. Bezirkshauptmannschaft St . Johann im Pongau gehört.

Über Ersuchen des genannten Landes -Präsidiums vom 4. April 1905,
Nr . 1884/Pr ., wird diese Vorstellung der Bezirkshauptmannschaft Salzburg allen
Statthalterei -Departements , den Herren Vorständen aller Bezirkshauptmannschasten
Niederösterreichs , dem Herrn Präsidenten der k. k. Polizei -Direktion in Wien,
den Stadträten in Wiener -Neustadt und Waidhosen an der I )bbs , dem Wiener
Magistrate und im Wege des letzteren den magistratischen Bezirksämtern zur
Keiintuis gebracht.

8 .

Zulassung des Sprengmittels Aunnonal zum all
gemeine » Verkehr.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 17 . Mai 1905,
Z . II -839 (M .-Abt . IV , 1585/05 ) :

Das k. k. Ministerium des Innern hat mit dem an die Firma Mayr
L Roth,  Pulverfabrik in Felixdorf , ergangenen Erlaß vom 7 . April 1905,
Z . 13781 , im Einverständnisse mit dem k. k. Handelsministerium und dem
k. k. Eisenbahnministerium nach vorgenommener Prüfung , das Sprengmittel
Ammonal im Sinne der Sprengmittel -Verordnung vom 2. Juli 1877 , R . -
G .-Bl . Nr . 68 , beziehungsweise vom 22 . September 1883 , R .-G .-Bl . Nr . 156,
zur Erzeugung und zum allgemeinen Verkehre einschließlich des Eisenbahn¬
transportes innerhalb der im Reichsrate vertretenen Königreiche und Länder
gegen Beobachtung der diesbezüglich bestehenden oder noch zu gewärtigenden
Sicherheitsvorschriften unter nachstehenden Bedingungen zugelassen.

1 . Auf dieses Sprengmittel haben die Sicherheitsvorschriften der ob-
zilierten Sprengmittel -Verordnungen vollinhaltlich Anwendung zu finden.

2 . Das Präparat darf nur in der mnstermäßigen Form , in welcher es
der Untersuchung zugrunde gelegt war , in Verkehr gebracht werden.

3 . Ammonal wird nur in Patronen mit gepreßtem oder lockerem Satze
in Verkehr zu bringen sein.

Die gepreßten Patronen sind in Paraffinpapier zu wickeln, die Patronen
mit lockerem Satz haben gedrehte oder geklebte Hülsen aus geleimtem Papier
und Überhüllen aus Stanniol z» erhalten . Jeder Patrone ist das Gewicht,
Kaliber und der Name Ammonal anfzudrucken.

4 . Zum Transporte werden die Patronen in Pappkartons L 2 ÜA Inhalt
zu verpacken und die Kartons zn paraffinieren sein . Die Patronen dürfen in
den Kartons nicht schlottern.

5 . Für den Bahntransport sind je 20 ÜA Ammonal (10 Kartons ) in
festgefügte K >sten zu verpacken, welche aus mindestens 1 ew starkem Holze erzeugt
sei» müssen und deren Deckel durch Holzstiften befestigt werden ; die Kisten
müssen die Kartons dicht umschließen.

6 . Jeder Karton muß auf der Außenseite die deutliche , genaue Bezeichnung
des Präparates und der Sorte , sowie den Namen oder die Firma des Er¬
zeugers (Schutzmarke ), das Datum der Erzeugung , ferner den Abdruck der
ministeriellen Transportbewilligung deutlich und in der Weise tragen , daß der
letztere beim Öffnen des Kartons zerrissen wird.

7 . Das Sprengmittel darf aus der Fabrik , sowie auch von den Spreng¬
mittel -Verschleißern nur in uneröffneten , die vorgeschriebene Originalverpackung
zeigenden Kartons an die Konsumenten verabfolgt werden und ist diese Ver¬
pflichtung auf den Kartons entsprechend zum Ausdrucke zu bringen.

8 . Bezüglich des Eisenbahntransportes des Ammonal sind die einschlägigen
Vorschriften der Ministerial -Verordnung vom 1. August 1893 , R .-G .-Bl . Nr . 196,
betreffend die Regelung des Transportes explosiver Gegenstände aus de» Eisen¬
bahnen genau zu beobachten und es werden die im § 6 , Punkt 2, lit . b der
bezogenen Verordnung erwähnten Plakate , enthaltend die Bezeichnung des
Präparates und der Sorte , sowie den Namen oder die Firma des Erzeugers,
die Bezeichnung der Fabrik , ferner das Datum und die Zahl der ministeriellen
Transportbewilligung und das Datum der Erzeugung , desgleichen schließlich die
am Verschlüsse der Verpackungsgefäße anzubringenden Fabriksplomben in je
100 Exemplaren unmittelbar dem Eisenbahnministerium vorzulegen sein.

9 . Alle Kosten , welche aus Anlaß der behördlichen Überwachung der
Einhaltung der vorgeschriebenen Bestimmungen und einer diesfällig verfügten
Üntersuchung der Fabrik erwachsen , sind von der Firma zu tragen.

Dieser Erlaß ergeht zur Darnachachtung und entsprechenden Vormerkung
an alle k. k. Bezirkshaupimannschasten in Niederösterreich , an den Wiener
Magistrat , Abt . XVI , an die Stadträte in Wiener -Neustadt und Waidhofen
an der Dbbs , an die k k. Polizei -Direktion in Wien.

S.
Ärztliche Untersuchung der Lehramtskandidaten nnd

-Kandidatinnen im Stadtphysikate.

Bürgermeister Dr . Karl Lueger  hat zufolge Erlasses vom 18. Mai
1905 , Pr . -Z . 6857 , das Stadtphysikat beauftragt , die im Schuldienste an den
Wiener öffentlichen Volks - und Bürgerschulen in Verwendung zu nehmenden
Lehramtskandidaten und -Kandidatinnen über Ersuchen des Bezirksschulrates
der Stadt Wien hinsichtlich ihrer physischen Tauglichkeit zum Lehramle , und zwar
insbesondere bezüglich der Atmungsorgane und der Herztätigkeit einer ärztlichen
Untersuchung zu unterziehen und ein Gutachten hierüber dem Bezirksschulräte
mitzuteilen . (M .-Abt . XV , 3373/05 .)
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I«.
Hausierverbot in der Gemeinde Szärvas ( Komitat

B « kes ) .

Zirkular -Erlaß der k. k. n .-ö, Statthalterei vom 19 . Mai
1905 , Z . 1-3344 (M .-Abt . XVII , 2626/05 ) :

Laut Mitteilung des kgl. ung . Handelsministeriums vom 17 . März
1905 . Z . 16119 , wurde die Ausübung des Hausierhandels auf dem Gebiete
der Gemeinde Szärvas des Komitates Bökös unter Ausrechthaltung der im
8 17 der bestehenden Hausiervorschristen und in den diesen Paragraphen
ergänzenden Nachtragsverordnungen den Bewohnern gewisser Gegenden gewährten
Rechte verboten.

Dieser Erlaß ergeht an alle k. k. Bezirkshauptmannschaften in Nieder¬
österreich , den Wiener Magistrat , die magistratischen Bezirksämter , die Stadt-
räte in Wiener -Neustadt und Waidhofen a. d. Ubbs.

LL.

Kalksandsteine des Ersten niederösterreichischen Hart¬
steinwerkes in Matzen.

Entscheidung des Wiener Magistrates vom 23 . Mai 1905,
M .-Abt . XIV , 2352/05:

Von dem Wiener Magistrate wird auf Grund des Ergebnisses der durch
das Stadtbauamt vorgenommenen Erprobung die Verwendung der Kalksand¬
steine aus dem Ersten niederösterreichischen Hartsteinwerke in Matzen (regi¬
strierte Genossenschaft mit beschränkter Haftung ) als Baumateriale für Hoch¬
bauten in Wien gemäß ß 37 der Bauordnung für Wien unter nachstehenden
Bedingungen für zulässig erklärt:

1. Die zu Bausührnngen angelieferten Hartsteine müssen das im Z 36
der Bauordnung für Wien festgesetzte Maß besitzen und müssen de» geprüften,,
hinsichtlich ihrer Eigenschaften in Bezug auf Frostbeständigkeit und Feuer-
sicherheit entsprechen und wird die Druckfestigkeit im lufttrockenen Zustande mit
mindestens 140 KZ per Quadiatzentimenter festgesetzt; bezüglich der zulässigen
Inanspruchnahme wird das Mauerwerk aus Harlsteinen demjenigen aus ge¬
wöhnlichen Mauerziegeln gleichgestellt.

2 . Über Verlangen der städtischen Bauaufsichtsorgane ist eine , wenn not¬
wendig , wiederholte Prüfung der angelieferten Hartsteine auf Kosten des Bau¬
herrn im Sinne des Z 44 der Bauordnung vornehmen zu lasten ; unqnalitäts-
mäßige Steine sind ungesäumt von der Baustelle zu entfernen.

3 . Die Hartsteine sind vor dem Vermauern anzunäffen und ist auf eine
besonders gute Anfeuchtung bei warmem und trockenem Wetter zu achten ; die
Verwendung von Zementmörtel zum Mauern bedingt ein stärkeres Anfeuchlen
der Steine.

4 . Die Abänderung , beziehungsweise teilweise oder gänzliche Zurückziehung
dieser bedingungsweise erteilten Genehmigung bleibt auf Grund der mit diesen
Steinen gemachten praktischen Erfahrungen Vorbehalten und ist der Zutritt in
die Fabrik während des Betriebes den Organen des Stadtbauamles über
jedesmaliges Verlangen zu gestatten.

5 . Die Hartsteine sind mit einem Fabrikszeichen zu versehen , welches
dem Stadtbauamte im kurzen Wege bekanntzugeben ist.

Der Musterstein ist zum Zwecke der leichteren Kontrolle im Evidenz¬
bureau des Stadtbauamtes aufzubewahren.

LS.

Zulassung von Gipstafel « der Firma E . Hiibuer
zur Herstellung von Deckenschalungen.

Entscheidung des Wiener Magistrates vom 24 . Mai 1905,
M .-Abt . XIV , 490,05:

Auf Grund der gepflogenen Erhebungen wird die Verwendung der von
der Firma E . Hübner,  Skagliol -, Gipsdielen -, Korkstein - und Xylolithfabrik,
Wien , VII , Schottenfeldgaffe 12 , erzeugten Gipsplatten , bestehend aus an
den Stoßflächen mit Falz und Nut versehenen Platten in Gips , Kohlenschlacke
und Holzwolle oder Kokosfasern als Ersatz für die Holzschalung , Berohrung
und Stukkatorung von Decken (Plafonds ) im Gemeindebiete von Wien unter
folgenden Bedingungen für zulässig erklärt:

1 . Die Gipsplattenschalung mit mindestens 2 cm starken Platten wird
nur insolange als zulässig erklärt , als die Platten dem überreichten Muster
und der oben angegebenen Zusammensetzung entsprechen.

2 . Die Befestigung der Schalung an den Trämen ist in vollkommen
verläßlicher Weise mit gut verzinkten Drahtstiften von genügender Länge vor¬
zunehmen und sind die einzelnen Platten an de» Stößen mit ebenfalls ver¬
zinkten Eisenklammern zu verbinden ; ein Betreten der Schalung ist durch
Abschranken oder sonst geeignete Mittel zu verhindern.

3 . Die beabsichtigte Ausführung dieser Schalung ist in den Konsensplänen
auszuweisen.

4 . Das Verlegen dieser Schalung ist wegen Beurteilung der aus Sicher¬
steitsrücksichten notwendigen Befestigung der Schalung durch eine » konzessio¬
nierten Bau - oder Maurermeister , beh. aut . Zivil - oder Bau -Ingenieur oder
beh . aut . Architekten auszusühren.

5 . Der Zeitpunkt , zu welchem mit dem Verlegen der Schalung begonnen
wird , ist jedesmal dem Stadtbauamte bekanutzugeben.

6 . Die Abänderung und Ergänzung vorstehender Bedingungen oder die
gänzliche Zurücknahme dieser Bewilligung auf Grund der praktischen Er¬
fahrungen bleibt Vorbehalten.

Die beigebrachte Musterplatte wird dem Stadtbauamte zur Verwahrung
übermittelt.

LS.

Sicherheitsvorschriften bezüglich - es Zelluloid.

Zirkular -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 29 . Mai 1905,
1-3794 , M .-Abt . X VII , 2690/05 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 49 ) :

Es sind in letzter Zeit in Lokalitäten , in denen Zelluloid und Zelluloid-
gegenstände gelagert und verarbeitet wurden , bedauerlicherweise wiederholt
Brände »ud Explosionen vorgekommen , welche — wie dies namentlich jüngst
in Wien der Fall gewesen war — die Sicherheit des Lebens und Eigentums
in hohem Maße gefährdet haben . Diese Erscheinung läßt darauf schließen, daß
bei der Lagerung von Zelluloid und Zelluloidgegenständen und bei der Mani¬
pulation mit Zelluloid vielfach nicht mit jener Vorsicht zu Werke gegangen
wird , welche im Hinblicke auf die chemischen Eigenschaften des Zelluloids geboten
erscheint ; denn wenn auch die Ansichten über den Grad der Fcuergefährlichkeit
und der Explosibilität des Zelluloids auseinaudergehen und namentlich , was
die Selbstentzündbarkeit des Zelluloids betrifft , die Auffassung in Fachkreisen
eine sehr verschiedenartige ist, so steht doch außer Frage , daß bei der Lagerung
von Zelluloid und Zelluloidgegenständen sowie auch bei der Manipulation mit
solchen Artikeln eine besondere Aufmerksamkeit und besondere Vorsicht am
Platze sind.

Das k. k. Ministerium des Innern beabsichtigt , zufolge Erlasses vom
23 . Mai 1905 , Z . 23704 , im Einvernehmen mit dem k. k. Handelsministerium
demnächst eine Enquete einzuberufen , die sich unter Zuziehung von Fachmännern
und von Vertretern der Interessenten damit befassen soll , Grundsätze aufzu¬
stellen, welche für die Lagerung von Zelluloid und Zelluloidartikeln , die Ver¬
arbeitung und den Transport künftighin maßgebend zu sein hätten.

Auf dieser Grundlage wird sodann die Hinausgabe entsprechender Sicher-
heitsvoischriften in Aussicht genommen , die dem gegenwärtigen Stande der
Technik entsprechen und geeignet sein sollen , die Herstellung , die Aufbewahrung
und den Transport von Zelluloid und Zelluloidgegenständen gefahrlos zu
gestalten.

Im Interesse der öffentlichen Sicherheit erscheint es jedoch unerläßlich,
im Rahmen der bestehenden Vorschriften dermale » schon »» verweilt die geeigneten
Vorkehrungen zur Hintanhaltung weiterer Gefährdungen des Lebens und
Eigentums zu treffen.

Allem Anscheine nach wird sowohl in den beteiligten gewerblichen Kreisen,
als auch seitens einzelner Gewerbebehörden außeracht gelassen , daß auf ge¬
werbliche Betriebsstätten , in denen Zelluloid oder Zelluloidgegenstände gelagert,
Zelluloid oder Zelluloidartikel hergestellt oder »erarbeitet werden , die Vorschriften
des Z 25 der Gewerbe -Ordnung Anwendung finden . Derartige Anlagen be¬
dürfen daher , wenn die im § 25 der Gewerbe -Ordnung aufgestellten Voraus¬
setzungen zulreffen , einer gewerbebehördlichen Genehmigung nach den Vorschriften
des III . Hauptstückes der Gewerbe -Ordnung und dürfen vor erlangter gewerbe¬
behördlicher Genehmigung nicht benützt werden.

Die Gewerbebehörden werden daher beauftragt , für eine e n t-
sprechende Aufklärung der in Betracht kommenden ge¬
rn e r b l i ch e n K r e i s e zu sorgen  und sich nach Möglichkeit die Überzeugung
zu verschaffen , ob die in ihren Bezirken sich befindlichen Betriebsstätten , in
denen Zelluloid oder Zelluloidgegenstände in größerer Menge aufbewahrt,
erzeugt oder verarbeitet werden , tatsächlich die gewerbebehördliche Genehmigung
erfahren haben . Sollte dies im einzelnen Falle nicht geschehen sein , so wird
das geeignete Amt im Sinne der Vorschriften der Gewerbe - Ordnung zu
handeln sein.

Was die gewerbebehördlich bereits ordnungsgemäß genehmigten Betriebs¬
anlagen betrifft , wird zu prüfen sein , ob die anläßlich der Konsenserteilung
vorgeschriebenen Bedingungen genau eingehalten werden und ob dieselben zum
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Schutze der öffentlichen Sicherheit und der Sicherheit der in den ArbeitSräumen
beschäftigten gewerblichen Hilfsarbeiter auch gegenwärtig noch zureichen.

Sollten die seinerzeit vorgeschriebenen Bedingungen sich als unzulänglich
erweisen , so sind dieselben entsprechend zu ergänzen , wobei die Gewerbebehörden
keineswegs auf die in der Ministerial -Verordnung vom 7. Dezember 1901,
R .-G .-Bl . Nr . 217 , aufgezählten Vorkehrungen beschränkt sind. Vielmehr ist es
nach den Bestimmungen des III . Hauptststckes der Gewerbe -Ordnung Sache
der Gcwerbebehördeii nach f r e i e m E r m e s s e n die Bedingungen festzusteüen,
unter welchen gewerbliche Betriebsanlagen in gewerbepolizeilicher Beziehung
zulässig sind . Die in der erwähnten Ministerial -Verordnung enthaltenen Vor¬
schriften bezeichnen sonach nur das Mindestmaß jener Vorkehrungen , die ohne
Rücksicht aus die besonderen Verhältnisse einer Betriebsanlage ausnahmslos
vorgeschriebe » werden wüsten . Es kann daher , wenn dies nach dem Ergebnisse
der fachmännischen Überprüfung erforderlich sein sollte , selbstverständlich über
die in der erwähntenMinisterial - Verordnunggezogenen
Grenzen hinaus mit weitergehende » Anordnungen oder
Beschränkungen vor gegangen werden,  ja es kan» sogar im
Interesse der öffentlichen Sicherheit die vollständige Betriebseinstellung verfügt
werden.

14

Ernennung eines kgl . portugiesischen Honorarkonsnls.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 30 . Mai 1905,
Z . IX- 903 (M .-Abt . XXII , 1723 ) :

Seine k. und k. Apostolische Majestät habe » mit Allerhöchster Entschließung
vom 27 . April 1905 dem österreichischen Staatsangehörigen Friedrich Sueßjun.
in Wien die Annahme des ihm verliehenen Postens eines königlich portugiesischen
Honorarkonsuls in Wien Allergnädigst zu gestalten und dem bezüglichen Be¬
stallungsdiplome desselben das Allerhöchste Exequatur huldreichst zu erteilen
geruht.

15

Hansierverbot auf dem Gebiete der Stadt Hajd » -
Szoboszl « .

Zirkular -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 30 . Mai
1905 , Z . 1-3704 (M .-Abt . XVII , 2740 vom 2. Juni !905 ) :

Laut Mitteilung des kgl. ung . Handelsministeriums vom 17 . April 1905,
Z . 21767 , wurde die Ausübung des Hausierhandels aus dem Gebiete der Stadt
Hajdü -Szoboszw unter Ausrechihaltnng der im § 17 der bestehenden Hauster-
vorschrisien und in den diesen Paragraphen ergänzenden Nachtragsverordnungen
den Bewohnern gewisser Gegenden gewährten Rechte verboten.

Hievon erfolgt die Verlautbarung über Erlaß des k. k. Ministeriums des
Innern vom 17 . Mai 1905 , Z . 21891.

Dieser Erlaß ergeht an alle k. k. Bezirkshauptmannschaften , an den
Wiener Magistrat , an die magistratischen Bezirksämter und an die Stadträte
in Wiener -Neustadt und Waidhofen a . d. Ibbs.

1V.

Hansierverbot auf dem Gebiete der Gemeinde
Körmend ( Eisenbnrgcr Komitat ) .

Zirkular -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 31 . Mai
1905 , Z . 1-3705 (M .-Abt . XVII , 2741 , vom 2. Juni 1905 ) :

Laut Mitteilung des kgl. ung , Handelsministeriums vom 6 . April 1905
Z . 18L07/VII , wuide die Ausübung des Hausierhandels auf dem Gebiete der
Gemeinde Körmend des Eisenburger Komitates unter Aufrechthaltung der im
Z 17 der bestehenden Hausiervorschriften und in den diesen Paragraphen
ergänzenden Nachtragsverordnungen den Bewohnern gewisser Gegenden
gewährte » Rechte verboten.

Hievon erfolgt die Verlautbarung über Erlaß des k. k. Ministeriums
des Innern vom 17 . Mai 1905 , Z . 21892.

Dieser Erlaß ergeht an alle k. k. Bezirkshauptmannschaften in Nieder¬
österreich , an den Wiener Magistrat , an die magistratischen Bezirksämter und
an die Stadt ' äte in Wiener -Neustadt und Waidhofen a d. Dbbs.

II. NlN'malivlieKimlimmM.
Magistrat:

17

Verständigung der Bezirksvertretnngen über die
Erledigung ihrer Anträge » . s. w.

Erluß dcs Magistrats -Direktors Dr . Weiskirchner  vom
19 . Mai 1905 , M .-D . 1462,05 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 46 ) :

Wiederholt wurde darüber Beschwerde geführt , daß die Bezirksvertretungen
von der Erledigung , welche ihre Anträge , Beschlüsse u . s. w . seitens des
Magistrates oder der magistratischen Bezirksämter erfahren , nicht immer unter¬
richtet werden.

Auch in der unter dem Vorsitze des Herrn Bürgermeisters am 6 . April
1905 abgehaltenen Konferenz sämtlicher Bezirksvorsteher wurde unter Anführung
konkreter Fälle zur Sprache gebracht , daß von den städtischen Ämtern über die
Wünsche der Bezirksvertretnngen nicht immer die entsprechende Veranlassung
getroffen wird , ja oft nicht einmal eine Verständigung der betreffenden Bezirks¬
vertretung erfolgt.

Es ist sehr zu bedauern , daß der H 46 der Geschäftsordnung für den
Magistrat so wenig beachtet wird , nach welchem die Bezirlsvertretungen stets
von der Erledigung , die ihre Anträge , Anregungen oder Anzeigen gesunden
haben , in Kenntnis zu setzen sind.

Ich sehe mich daher veranlaßt , den städtischen Ämtern zur genauesten
Darnachachtung in Erinnerung zu bringen , daß über alle Anregungen , Anträge
oder Beschwerden der Beziiksvertretungen sofort die Amtshandlung einzuleiten
und das Ergebnis derselben ungesäumt mitznteilen ist.

Sollte wegen weitweudigerer Erhebungen bei den Sachverständigen - oder
Hilfsämtern oder aus einem anderen Grunde eine ineritorische Erledigung der
Angelegenheit innerhalb des Zeitraumes von vier Monaten nicht möglich
erscheine », so ist nach Ablauf dieses Zeitraumes die betreffende Bezirksvertretung
über den Stand der Angelegenheit , beziehungsweise über die der Erledigung
entgegenstehenden Hindernisse zu benachrichtigen.

Zu diesem Behufe sind die Zwischenaufträge stets befristet hinauszugeben
und es sind die gestellten Fristen , sowie die ebenerwähute viermonatliche Frist
in Evidenz zu halten . Diesbezüglich wird auf das hieräintliche Normale vom
26 . April 1905 , M .-D . 1183/05 (Normalienblatt Nr . 37 ), letzter Absatz, ver¬
wiese» .

Bei diesem Anlasse weise ich die städtischen Ämter an , die Bezirksver¬
tretungen von allen die Interessen des Bezirkes betreffenden oder ihren
Wirkungskreis berührenden Verfügungen allgemeiner Natur , auch wenn sie
nicht der Initiative der Bezirksvertretung entsprangen , ferner von jenen Er¬
ledigungen in Partei -Angelegenheiten zu verständigen , in welchen nach den
bestehenden Bestimmungen eine Mitüberwachung durch die Bezirksvorsteher
stattzufinden hat oder in denen die Entscheidung des magistratischen Bezirks¬
amtes von dem Anträge der Bezirksvertretung abweicht.

Die Erlassung von Normen über die Mitüberwachung der Kontrahenten-
arbeiten durch den Bezirksvorsteher bleibt Vorbehalten.

18 .

Nichtanstellung von Pensionisten bei der Gemeinde
Wien.

Erlaß des Ober -Magistratsrates Dr . Stephan Sedlaczek
vom 5. Juni 1905 , M .-D . 2927,04 (Normalienblatt des Magi¬
strates Nr . 50 ) :

Über eine von der Bezirksvertretung des XII . Gemeindebezirkes aus¬
gegangene Anregung hat der Stadtrat in seiner Sitzung vom 31 Mai 1905
zur Z . 7580 beschlossen, den Herrn Bürgermeister zu ersuchen und den Magistrat
sowie die Direktionen der städtischen Unternehmungen auzuweisen , Personen , die
im Bezüge von dauernden Rnhegenüssen (Pensionen und Provisionen ) stehen,
in den städtischen Dienst nicht aufzunehmcn.

Hievon werden die städtischen Ämter zur Darnachachtung in Kenntnis
gesetzt.
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IS.

Geburtsbucheintragung.

Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . R . Wciskirchner
vom 14 . Juni 1905 , M . - Abt . XVI , 4359/05 (Normalienblatt
des Magistrates Nr . 51) :

Mit dem Ertaste der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 17 . Mai 1905,

^ ^ ^  wurde dem Magistrate nachstehender Erlaß an den Vorstand

der israelitischen Kultusgemeinde in Wien zur Kenntnis gebracht:

„Anläßlich eines speziellen Falles hat das dortige Matrikelamt um
prinzipielle Weisung darüber gebeten , wie in Betreff der Jmmatriknlierung bei
Kindern vorzugehen sei, welche ans einer von einem christlichen und jüdischen
Nupturiente » geschlossenen Ehe stammen.

Diesbezüglich wird dem geehrten Vorstände eröffnet , daß sür solche
Fälle eine allgemein gültige Norm schon aus dem Grunde nicht ausgestellt
werden kann , weil für die Beurteilung der Gültigkeit der Ehe und sür die
Bestimmung , welchem Glaubensbekenntnis das Kind zu folgen hat , möglicher¬
weise nicht das österreichische, sondern ausländisches Recht maßgebend sein kann.

Es wird sich daher empfehlen , in jedem einzelnen Falle der einzu¬
tragenden Geburt eines Kindes , welches aus einer zwischen einem christlichen
und einem nicht christlichen Nuptnrienten im Anslande geschloffenen Ehe
stammt , die Eintragung vorläufig zu unterlassen und unter Vorlage der
Geburtsanzeige und des Tranungsscheines der Kindcselter » sowie etwaiger
weiters beigebrachter Dokumente im Wege der politischen Behörde I . Instanz
die h . a . Weisung , betreffend die Verzeichnung des Geburtsfalles in der
kompetenten Malrik , beziehungsweise die Art der Abstammung des Kindes
einzuholen.

Den politischen Behörden I . Instanz wird es in solchen Fälle » obliegen,
zunächst die Staatsbürgerschaft der Eitern zur Zeit der Eheschließung und
jene der Mutter zur Zeit der Geburt des Kindes festzustcllen.

Hievon wolle das dortige Matrikelamt zur Darnachachtung in Kenntnis
gesetzt werden ."

Von dieser Vorschrift werden hiemit die städtischen Ämter verständigt.

20 .

Bezirksgreuzenäud er»ng.

Erlaß des Ober -Magistratsrates Dr . Stephan Sedlaczck
.vom 17. Juni 1905 , M .-Abt . XXII , 1814/05 (Normalienblatt

des Magistrates Nr . 52 ) :

Zufolge Kundmachung der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 7. Juni 1905
wurde als Zeitpunkt sür den Eintritt der Wirksamkeit der mit dem Gemeinde-
ratS - Beschlusse vom 7. Februar 1905 , Z . 745 , auf Grund des Artikels VII
des Gesetzes vom 28 . Dezember 1901 , L.-G .- und V .-Bl . Nr . 1 «x 1905,
festgesetzten Grenzlinien sür die im Artikel VIl , H 2 des zitierten Gesetzes
bestimmten neuen Abgrenzungen der Wiener Gemeindebezirke der 1. Inli
1905 bestimmt.

Es haben daher von diesem Tage angefangen die in Betracht kommenden
städtischen Ämter , magistratischen Bezirksämter , Bezirksvertretungen , ferner die
Magistrats - Abteilnngen , insofern die Zuständigkeit der letzteren nach der
Geschäftsordnung auf die Bezirke I bis IX und XX in gewisser Hinsicht
beschränkt ist, die Ortsschulräte , Armeninstitute re . ihre Tätigkeit entsprechend
den obigen Grenzlinien in örtlicher Hinsicht einzuschränken ", beziehungsweise
aiiszndehnen.

Die im Laufe befindlichen Akten Uber Angelegenheiten , die nunmehr i»
den Sprengel eines anderen städtischen Amtes fallen , sind am 1. Juli 1905
gegen Bestätigung an das infolge der geänderten Bezirksabgrenzung nunmehr
kompetente Amt abzntreten . Das neu zuständige Amt hat die übernommenen
Akten mit dem Einlaufsdalum zu versehen und neu zu protokollieren . In
gleicher Weise ist vorzugehen , wenn derartige Akten , welche im kurzen Wege
zur Äußerung oder Erhebung an ein anderes Amt übermittelt waren , von
diesem erst » ach dem 1 . Juli 1905 znrückgemittelt werden . Die bereits in der
Registratur hinterlegten Akten , welche Angelegenheiten betreffen , die infolge der
geänderten Bezirksabgrenzung nunmehr an ein anderes städtisches Amt fallen,
sind sallweise abzntreten.

Die Magistrats -Abteilungen haben innerhalb ihres Wirkungskreises die
infolge dieser Änderung der Bezirlssprengel notwendigen Anordnungen <z. B.
Rayon - Einieilnng der städtischen Ärzte sür Armcnbehandlung und Totenbeschau
Überweisung der Steuerkonten u . s. w .) derart zu treffen , daß die neue Ein^
leilung mit möglichster Beschleunigung zur Durchführung gelangt.

Pläne mit Einzeichnnng der neuen Grenzlinien sowie Beschreibungen
der letzteren können im Bedarfsfälle bei der Magistrats -Abteilung XXII be¬
hoben werden.

Ein Verzeichnis über diejenigen Objekte , welche infolge dieser Grenz¬
änderungen von einem Bezirk an einen anderen überwiesen werden , wurde
vom Konskriptionsamte zusammengestellt und wird in den nächsten Tagen
von der Magistrats -Abteilung XVI zur Versendung gelangen.

in. Gksehe
uo » besonderer Wichtigkeit sür den politische»

VermaltungMenfl.
21 .

Sicherstellung der Provenienz der während der Schon
zeit zum Verkaufe und zur Verabreichung in Gast¬

häusern zugelassenen Fische.
I.

Gesetz vom 1. März 1905 , wirksam für das Erzherzogtum
Österreich unter der Enns , womit der Z 64 des Gesetzes vom
26 . April 1890 , L.-G .-Bl . Nr . 1 ex 1891 , abgeündert wird
(L .-G .- u . V .-Bl . Nr . 92) :

Über Antrag des Landtages Meines Erzherzogtumes Österreich unter der
EnnS finde Ich anznordnen , wie folgt :

A r t i k e l I.

Der Z 64 des Gesetzes vom 26 . April 1890 , L.-G .-Bl . Nr . 1 or 1891,
wird in seiner gegenwärtigen Fassung außer Kraft gesetzt und hat i» Hinkunft
zu lauten:

„Die politische Landesbehöide hat festznstellen und kundzumachen , welche
Fischarten zum Zwecke der Erhaltung eines angemessenen Mischbestandes zu
bestimmten Zeiten oder unter einem bestimmten Maße weder zum Verkaufe
feilgehalten , noch in Gasthäusern angeboten oder verabreicht werden dürfen.
Das hiernach erlassene Verbot gilt nur für die Fische , welche aus Niederöster-
reich stamme » uno erstreckt sich auch auf jenen Vorrat von heimischen Fischen,
den die Fischhändler in oder bei ihren Verkaufsstätten in Kaltern , Geschirren
u . dgl . halten.

Es bleibt der politischen Landcsstelle Vorbehalten , die zur Sicherstellung
der anderweitigen Provenienz der znm Verkaufe oder zur Verabreichung in Gast¬
häusern zngelaffenen Fische erforderliches Verfügungen im Verordnnngswege
zu treffen ."

Artikeln.

Dieses Gesetz tritt mit dem Tage seiner Kundmachung in Wirksamkeit.

Artikel  III.

Mit dem Vollzüge dieses Gesetzes sind Meine Minister des Ackerbaues
und des Innern betraut.

II.

Verordnung des k. k. Statthalters für das Erzherzogtum
Österreich unter der Enns vom 1. Mai 1905 , Z . X a-1022/6,
betreffend Verfügungen zur Sicherstellung der anderweitigen
Provenienz der während der Schonzeit in Niederösterreich zum
Verkaufe und zur Verabreichung in Gasthäusern zugelassenen
Fische (L.-G .- u . V .-Bl . Nr . 93) :

In Durchführung des Gesetzes vom 1. März 1905 , L.-G .- Bl . Nr . 92,
womit der Z 64 des » jede : österreichischen Fischereigesetzes vom 26 . April 1890,
L.-G .-Bl . Nr . 1 «x 1891 , abgcändert wurde , finde ich nach Einernehmung von
Sachverständigen und des niederösterreichischen Landes -Ausschnffes auf Grund
des im Einvernehmen mit dem k. k. Ministerium des Innern ergangenen Er¬
lasses des k. k. Ackerbauministerinms vom 12 . April 1905 , Z . 10486 , zu ver¬
ordnen , wie folgt:

8 I.
In Abänderung der Bestimmung des Artikel VI , Punkt l der Statt-

Halterei -Verordnung vom 9. Jänner 1891 , L.-G .-Bl . Nr . 2 , beziehungsweise
der Slatthalterei -Verordnung vom 29 . April 1892 , L.-G .-Bl . Nr . 24 , dürfen
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die nicht ans Niederösterreich stammenden , im Artikel II der erstbezogenen
Statthalterei -Verordnung angeführten Fischalten während der dort bestimmten
Schonzeiten unter genauer Einhaltung der nachfolgenden Bestimmungen zum
Verkaufe feilgehalten und in Gasthäusern angeboten oder verabreicht werden.

8 2.
Zur Sicherstellung der anderweitigen Provenienz dieser zum Verkaufe

während der Schonzeit zugelassenen Fische haben sich Fischer und Fischhändler
über de» Fang oder der am Lager gehaltenen Ware durch ein Zeugnis des
Gemeindevorstehers des Stammortes , beziehungsweise bei aus dein Auslande
stammenden Fischen durch den Frachtbrief , worin Gattung und Zahl genau
angegeben sein muß , auszuweisen.

8 3.
Behufs Kontrolle über die Provenienz der in Gasthäusern verabreichten

Fische werden die Fischer und Fischhändler zur Führung von Geschäftsbüchern
mit nachstehenden Rubriken verpflichtet:

1 . Bezugsort , 2 . Bezugsdalen , eventuell Beziehung a»f das Zeugnis
des Gemeindevorstehers oder auf den Frachtbrief , 3 . Verkaufstag , 4 . Name des
Käufers , 5 . Betriebsart desselben und 6 . Gattung und Zahl der abgeuommenen
Fische.

Fischer und Fischhändler haben den Gastwirten behufs Ausweises über
den Bezug dieser Fische beim Verkaufe der Ware eine obige Daten enthaltende
Bescheinigung auszusolgen.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im Landes¬
gesetzblatte für Österreich unter der Enns im Jahre

LSOS publizierten Gesetze und Verordnungen.

X. Rkichsgeskhblntt
Nr . 82 . Kundmachung des Finanzministeriums

vom 13. Mai 1905 , betreffend die Ermächtigung des Hanptzollamtes
II . Klasse in Nowosielitza zur zollfreien Behandlung von voraus - und nach-
gesendeten Reiseefsekten.

Nr . 8 «t. Kundmachung des Finanzministeriums
vom 13 . Mai 1905 , bttrefsend die Änderung der amtlichen Benennung
der k. k. Viehsalz -VerlLloßniederlage in Lacko, Station Dobromil.

Nr . 84 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 16 . Mai 1905 , betreffend die Errichtung einer Zollexpositur in
Spalato.

Nr . 8 » . Verordnung der Ministerien der Finanzen,
des Handels und des Ackerbaues vom 22. Mai 1905,
betreffend die Aufhebung des Verbotes der Ausfuhr von Futtermitteln.

Nr . 8K. Gesetz vom 22 . Mai 1905 , betreffend den
Mililärvorspanu im Frieden.

Nr . 87 . Verordnung des Ministeriums für Landes¬
verteidigung im Einvernehmen mit den Ministerien
des Innern , der Finanzen , des Ackerbaues und des
Handels vom 23 . Mrai 1905 , mit welcher auf Grund der mit
dem Ncichs -Kriegsmiuisterium getroffenen Vereinbarung die Durchführungs¬
bestimmungen zu dem Gesetze vom 22 . Mai 1905 , R .-G .-Bl . Nr . 86 , betreffend
den Militärvorspann im Friede » , erlaffen werde » .

Nr . 88 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 19. Mai 1905 , betreffend die Ermächtigung des königlich
»ngarischeu Hauptzollamies II . Klaffe in Eszäk zur Zollborgung.

Nr « 89 . Gesetz vom 23 . ANai 1905 , betreffend die teil¬
weise Verlängerung der Gellnugtdauer des für die Stadtgemeinde Laibach und
die übrigen durch das Erdbeben 1895 betroffenen Gebiete von Krain und
Steiermark wirksamen Sleuerbegünstigungsgesctzes vom 23 . Juni 1895 , R .-G .-
Bl . Nr . 88.

Nr . 90 Dritter Nachtrag zur Vollzugsvorschrisl zum
I . Hauptstücke des Gesetzes vom 25 . Ollober 1896 , R .-G .-Bl . Nr . 220 , be¬
treffend die direkten Personalsteuern.

Nr . 91 . Verordnung des Gesamtministeriums
vom 8. Juni 1905 , über die Verleihung der vollen Gerichtsbarkeit
an das k. k. Konsulat iu Mitrovica.

6 . Landesgrsthbtatt.

Nr . 92 . Gesetz vom 1. März 1905 , wirksam für das
Erzherzogtum Österreich unter der Enns , womit der H 64 des Gesetzes vom
26 . April 1890 , L.-G .-Bl . Nr . I «x 1891 , abgeändert wird .*)

Nr . 93 Verordnung des k. k. Statthalters für das
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 1. Mai
1905 , Z . X a-1022/6, betreffend Verfügungen zur Sicherstellungder
anderweitigen Provenienz der während der Schonzeit in Niederösterreich zum
Verkaufe und zur Verabreichung iu Gasthäusern zngelaffenen Fische .*)

Nr . 94 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtums Österreich unter der Enns vom 4. April
1905 , A. XVl-2977/3 , betrtfflnd die der Gemeinde Markgraf-Neusiedl
erteilte Bewilligung zur Einhebung von Beerdigungsgebühren.

Nr . 95 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtums Österreich unter derEnns vom 6. April
1905 , Z . XVI-1296/3 , mit welcher die Gemeinden Groß-Enzersdorf uud
Marchegg als solche Gemeinden bestimmt werden , in denen die Wahlkörper
nach den im 2 . Abschnitte des 2 . Teiles des 1. Hauptstückes der niederöster¬
reichischen Gemeindewohlordnung vom 23 . Juli 1904 , L. G .- u . V .-Bl . Nr . 76,
enthaltenen Bestimmungen zu bilden sind.

Nr . 98 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
ErzherzogtnmeÖsterreich unter der Enns vom 19. April
1905 , Z . XVl-3296,4 , betreffend tue der Gemeinde Limbach, politischer
Bezirk Zwettl , erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten
Steuern übersteigenden Umlagen.

Nr . 97 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtums Österreich unter der Enns vom 1. Mai
1905 , Z . XVl-829/7 , betreffend die der Gemeinde Niederleis, politischer
Bezirk Misietbach , erteilte Bewilligung zur Einhebnng einer Bierkonsumauflage
von 6 L für die Jahre 1905 , 1906 und 1907.

Nr . 98 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtums Österreich unter der Enns vom 4. Mai
1905 , Z . X ll-182/7, betreffend die Verlautbarung des von den Ge¬
meinden Göblasbi uck, Btilhelmsbnrg und Kreisbach mit dem niederösterreichischen
Landes -Ausschuffe und der Staatsverwaltung gemäß Z 5 des Landesgesetzes
vom 24 Juli 1904 , L.-G -- u. V .-Bl . Nr . 78 , abgeschloffene » Übereinkommens
in Betreff der Regulierung des Traiscnfluffes in den vorgenannten Gemeinden.

Nr . 99 . Gesetz vom 8. Mai 1905 , betreffend die im
Sinne des ersten Absatzes des K 5 des Gesetzes vom 1l . Juni 1901 , R .-G .-
Bl . Nr . 66 , im Erzherzogtum - Österreich unter der Enns auszusührenden
Flußregnlierungsbauten.

Nr . 190 . Verordnung des k. k. n.-ö. Landes¬
schulrates vom 26 . Mai 1905 , Z . 561/8-Il , womit in
Gemäßheit des Gesetzes , vom 25 . Dezember 1904 , L -G .-Bl . Nr . 99 , wirksam
sür das Erzherzogtum Österreich unier der Enns , betreffend die Regelung der
Rechtsverhältnisse des Lehrstandes au den öffentltchen Volksschulen , die näheren
Bestimmungen Uber den Vorgang bei Einreihung des Lehrpersonales im Schul¬
bezirke Wien in die einzelnen Gehaltsstufen festgesetzt werden.

Nr . 101 . Verordnung des k. k. n.-ö. Landes¬
schulrates vom 3. Juni 1905 , Z . 2476/3-Il , betreffend die
Geschäftsordnung der k. k. Bezirksschulräte im Erzherzogtum Österreich unter
der Enns , ausgenommen jene der Städte mit eigenem Gemeindestatnt.

Nr . 102 . Verordnung des k. k. n.-ö. Landes¬
schulrates Vom 3. Juni 1905 , Z . 3040-11, betreffend die
den ReligionSIehrein an deu öffentlichen Volksschulen des Erzherzogtumes
Österreich unter der Enns , mit Ausschluß des Schulbezirkes Wien , zu ge¬
währenden Wegenlschädigungen.

Nr . 10L . Verordnung des k. k. n.-ö. Landes¬
schulrates vom 3. Juni 1905 , Z . 3041-Il , gültig sür das
Eizherzogtum Österreich unter der Euus , mit Ausnahme des Schulbezirkes
Wien , mit welcher in Gemäßheit des niederösterreichischen Landesgesetzes vom
25 . Dezember 1904 , L.-G .-Bl . Nr . 98 , die näheren Anordnungen über die
Feststellung der Zahl der schulpflichtigen Kinder behufs Berechnung des Schul¬
geldäquivalents getroffen werden.

') Erscheint i» dieser Nummir der „Verordnungen re." vollinhaltlich ausgenommen.

Herausgeber : Die Gemeinde Wien . — Verantwortlicher Redakteur : Magistratsral Dr . Friedrich Edler v. Radler.

Papier aus der k. k. priv . Pittener Papierfabrik . - Buchdruckerei E . Kainz R . Liebhart , vormals I . B . WalliShansser.



Amtsblatt der k. k. Reickshaupt- und Residenzstadt Wien. — Nr. 60, 28. Juli 1905.

1905. VII.
Gesetze, Verordnungen uni»Entscheidungen,

sowie

Normativbcstimmiiiigcii des Gemeiildcrates, Stadtrates und des Magistrates
in Angelegenheiten der Genieindeiierllillltlliig und politischen Amtsführung.

Inhalt:
I . »Verordnungen und Entscheidungen:

1 . Sterbeqnartal nach einer weiblichen Lehrperson.
2 . Festsetzung der genauen Grenzlinien der Wiener Gemeindebezirke.
3 . Bestätigung von Konservatoren der k. k. Zentral -Kommission für die

Erforschung und Erhaltung der Kunst - und historischen Denkmäler.
4 . Berwendung der Wimmer - Rau sch' schen Betonstufen.
5 . Kleine ' sche Decken der Firma Wahß L Komp.
6 . Betonstufen mit Drahteinlagen des Baumeisters Hubert Maresch.
7 . Führung des Prädikates „ k. k." seitens des Wiener Bezirksschulrates.
8 . Änderung in der örtlichen Zuständigkeit der Bezirksgerichte in Wien.
9 . Behandlung von Familien - und Fremdenpensionen.

10 , Verordnungsblatt für den Dienstbereich des k. k. n .- S. Landesschulrates.

11 . Bestellung eines peruanischen Honorar -Generalkonsuls.
12 . Sublimatpasttllen.
13 . Berwendung von Druckapparaten beim Bierausschänke.

II . Normativbestimmuugeu
Magistrat:

14 . Einsendung von Steuerbeträgen an die städtische Steuerkassa (nicht
Stadlkassa ) Graz.

15 . Angabe des Briefbestellbezirkes in Wien bei amtlichen Sendungen.
16 . Verbot des Agentierens und Hausiereus in städtischen Ämtern.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatle und im Landesgesetzblatte
für Österreich unter der Enns im Jahre 1905 publizierten
Gesetze und Verordnungen.

l. Verordnungen und Entscheidungen.
i.

Sterbequartal nach einer weiblichen Lehrperson.
Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom 29 . März

1905 , Nr . 3491/05 (M .-Abt . XV , 4218/05 ) :
Im Nnmen Seiner Majestät des Kaisers!

Der k. k. Verwaltuugsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Senats-
Präsidenten Dr . Haderer , in Gegenwart der Räte des k. k. Verwallungs-
gerichlshofcs Freiherr » v. Jacobi , Truxa , Dr . Schön und Dr . Frisch,
dann des Schriftführers k. k. Bezirkskommissärs Nohrer  über die Beschwerde
des Ober -Kommissärs Robert Baron  in Mödling gegen die Entscheidung des
k. k. Ministeriums für Kultus und Unterricht vom 25 . Jänner 1904 , Z . 40519
ex 1903 , betreffend die Zuerkennung eines Sterbequartals , nach der am
29 . März 1905 durchgeführten öffentlichen mündlichen Verhandlung , und zwar >
nach Anhörung des Vortrages des Referenten , sowie der Ausführungen des !
Dr . Artur Edlen v. Gschmeidler,  Hof - und Gerichtsadvokaten in Wien , als I
Vertreter der Beschwerde , des k. k. Ministerial -Konzipisten Dr . Freiherrn v.
Kallina  als Vertreter des belangten k. k Ministeriums für Kultus und
Unterricht , sowie des Stadtanwalkes Dr . Sw oboda  als Vertreter der mit¬
beteiligten Stadt Wien zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewicsen.

Entscheid ungsgrü  n de:
Der von dem Beschwerdeführer als Witwer nach der am 26 . April 1903

verstorbenen pensionierten Bolksschullehrerin Auguste Baron  erhobene Anspruch
auf Erfolgung des Sterbequartals wurde mit der angefochtenen Entscheidung
des k. k. Ministeriums für Kultus und Unterricht vom 25 . Jänner 1904,
Z . 40519 ex 1803 , mit der Begründung abgewiesen , daß dem Beschwerdeführer
ein solcher Anspruch gemäß Z 20 des Gesetzes vom 7 . November 1901 , L.-G .-Bl.
sür Niederösterreich Nr . 76 , und zufolge der Einreihung der gesetzlichen Be¬
stimmungen über das Sterbequartal in den Abschnitt des Gesetzes über die
„Versorgungsgenüffe der Witwen und Waisen " nicht zustehe.

Der Verwaltnngsgerichtshof vermochte in der angefochtenen Entscheidung
eine Gesetzwidrigkeit nicht zu erblicken. Derselbe hat dem Umstande , daß der
Gesetzesabschnitt , in welchem Z 20 steht , die Überschrift „ Versorgungsgenüffe
der Witwen und Waisen " trägt , keine ausschlaggebende Bedeutung beigemessen;
ebensowenig der Frage , ob das Sterbequartal zu den eigentlichen „ Bersorgungs-
genüssen " zu zählen sei, uud auch nicht dem Wortlaute des ersten Absatzes des
zitierten Z 20 „Den Hinterbliebenen eines . . . Mitgliedes des Lehrstandes
gebührt — unbeschadet aller sonstigen gesetzlichen Versorgungsgenüffe — zur
Bestreitung der Krankheits - und Leichenkosten ein Sterbequartal in der Höhe
des dreifachen Betrages der von dem Verstorbenen zuletzt als Gehall oder
Ruhegenuß bezogenen Monatsgebühr " . Dagegen erschien dem Gerichtshöfe
die Sache durch das zweite Alinea des Z 20 entschieden , welches besagt , daß das
Sterbequartal „ der Witwe oder in deren Ermangelung der ehelichen Nach¬
kommenschaft des Verstorbenen " gebührt.

Diese Bestimmung ist jedenfalls nicht im Sinne der Beschwerde dahin
zu verstehen , daß der Witwe und der ehelichen Nachkommenschaft das Sterbe¬
quartal außer der Pension , respektive der Erziehungsbeilräge zustehe , da dieser
Satz schon in dem ersten Alinea desselben Paragraphen enthalten ist. Die zitierte
gesetzliche Bestimmung kann vielmehr nur die Bedeutung haben , welche ihr

zunächst auch nach ihrem Wortlaute zukommt , und welche dahin geht , daß sie
in erläuternder Weise die Personen ausdrücklich bezeichnet , welchen das Sterbe¬
quartal gebührt , das heißt , welche unter den in dem ersten Alinea des Z 20
als anspruchberechtigt bezeichnten „Hinterbliebenen eines Mitgliedes des Lehr¬
standes " zu verstehen sind . Wenn nun das Gesetz in solchem stringenten
Zusammenhänge wortdeutlich von der „ Witwe des Verstorbenen " spricht, kann
darunter eben nur die hinlerlaffene Witwe einer männlichen Lehrperson »er-
standen werden.

Auf die Bestimmungen des ersten und zweiten Absatzes des zitierten
Z 20 vermag also die Beschwerde den erhobenen Anspruch nicht zu stützen. Im
Grunde der Bestimmung des dritten Absatzes desselben Paragraphen wird ein
Anspruch von der Beschwerdeführung nicht erhoben und könnte nach Z 3 o des
Gesetzes vom 22 . Oktober 1875 , R .-G .-Bl . Nr . 36 ex 1876 , bei dem k. k.
Berwaltungsgerichtshofe nicht erhoben werden , wie dies die Beschwerdevertretung
bei der öffentlichen mündlichen Verhandlung selbst betonte.

Nach dem Gesagten war die Beschwerde abzuweiseu.

2 .

Festsetzung der genaue » Grenzlinien der Wiener
Gemeindebezirke.

Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogtums
Österreich unter der Enns vom 7. Juni 1905 , Z . XVI -3911/7,
betreffend die mit Beschluß des Gemeinderates der k. k. Reichs-
Haupt - und Residenzstadt Wien vom 7. Febrnar 1905 , Z . 745
(M .-Abt . XXll -109/05 ), festgesetzten genauen Grenzlinien für
die im Artikel VII , Z 2 des Gesetzes vom 28 . Dezember 1904,
L.-G .- und V .-Bl . Nr . 1 ex 1905 , bestimmten neuen Abgrenzungen
der Wiener Gemeindebezirke. (L .-G .- und V .-Bl . Nr . 104) :

Mit dem Beschlüsse des Wiener Grmeinderates vom 7 . Februar 1905,
Z 745 (M .-Abt . XXII , 109/05 ), wurden auf Grund des Artikels VII , Z 3
des Gesetzes vom 28 . Dezember 1904 , L.-G .-Bl . Nr . 1 ex 1905 , die genauen
Grenzlinien für die im Artikel VII . ß 2 des zitierten Gesetzes bestimmten neuen
Abgrenzungen der Wiener Gemeindebezirke in folgender Weise festgesetzt:

Xä Z 2 , Absatz 2n des Artikels VII des zitierten Gesetzes.

Die Grenzlinien für die im Gesetze durch das rechte Ufer des Donau¬
kanales festgesetzte Grenze des XX . und II . Bezirkes einerseits und des XIX . ,
IX ., 1., III . und XI . Bezirkes andererseits wird in folgender Weise bestimmt:

Durch die Schnittlinie des Null -Wasserspiegels mit der Uferversicherung
(Pilotenwand beziehungsweise Kaimauer ) ; bei der Einmündung des Wien¬
flusses in den Donaukanal hat die vertikale Projektion der nördlichen Stirn¬
seite der Radetzkybrücke als Grenze zu gelten . Die bestehende Grenze zwischen
dem II . und XX . Bezirke ist von dem dermaligen Endpunkte am linken Ufer
des Donaukanales senkrecht über denselben dis zur neuen Grenze am rechten
Ufer zu verlängern.

Xä 8 2, Absatz 2b des Artikels VII des zitierten Gesetzes.
Die neue Grenzlinie sür di - im Gesetze durch die Gürtelstraße , Heiligen-

städterstraße und Guneschgasse festgesetzte Grenze zwischen den Bezirken VI.
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VII , VIII , IX einerseits und XIV , XV , XVI , XVII , XVIII und XIX anderer¬
seits wird bestimmt:

1 . In der Strecke von der neuen Grenze deS XII . und XIV . Bezirkes
bis zur südlichen Flucht des gegenüber dem Hause Or .-Nr . 9 Mariahilfergürtel
befindlichen Widerlagers der großen Stadtbahnbrücke durch eine zu der Bau¬
linie dieses Hauses stadtseitig im Abstande von 23 m parallel verlaufende Linie,

2 . In der hieran anschließenden Strecke bis zur nördlichen Brüstungs¬
mauer der gegenüber dem Hause Mariahilfergürtel 27 befindlichen Brücke über
den Stadtbahneinschnitt durch die mit Steinen vermarkte Grenze des Stadt¬
bahnkörpers.

3 . In der hieran anschließenden Strecke bis Ende der Stadbahneindeckung
gegenüber dem Hause Neubaugürtel 29 durch die westliche Außenflucht der
Gittersockel der städtischen Gaiteuanlagen am Gürtel.

4 . In der hieran anschließenden Strecke bis zur vorderen Flucht des
nördlichen Widerlagers der Stadtbahnbrücke über die Döblinger Hauptstraße
durch die mit Steinen vermarkte westliche Grenze des Stadbahnkörpers.

5 . In der Strecke von der Döblinger Hauptstraße bis zum Hause
Heiligenstädterstraße 33 zunächst durch die vordere Flucht des nördlichen Wider¬
lagers der Stadtbahnbrücke Uber die Döblinger Hauptstraße , hieran anschließend
durch die Verbindungslinie zu der an der Kreuzung der Döblinger Hauptstraße
und der inneren Gürtelstraße gelegenen Ecke des vor dem Hause Döblinger¬
gürtel 2 (Katastralparzelle 173/XIX ) befindlichen Trottoirs ; sodann durch die
im Abstande von 3 5 m päballel zur südlichen Front des Hauses Döblinger¬
gürtel 2 tKatastralparzelle 173/XIX ) verlaufende Trottoirkante und den hieran
anschließenden im Abstande von 5 5 in parallel zur östlichen Baulinie der
Heiligenstädterstraße bis Or .-Nr . 33 geführten Trottoirrand.

6 . In der Strecke vom Hause Or .-Nr . 33 Heilgenstädterstraße bis zum
Donaukanale durch eine im Abstande von 20 in an der nördlichen Seite parallel
zur Axe der geplanten Überführung des Gürtels über den Franz Josef -Bahnhof
im Zuge der Guneschgasse gezogene Linie.

Xä ß 2, Absatz 2 o des Artikels VII des zitierten Gesetzes.

Die genaue Grenzlinie für die mit dem Gesetze durch das rechte Ufer
des Wienflusses festgesetzte Grenze zwischen den Bizirken I , VI , XIV und des
stadtseits der Winckelmannstraße gelegenen Teiles des XIII . Bezirkes einerseits
und den Bezirken III ., IV , V und XII andererseits wird gebildet:

1 . In der Strecke vom Donaukanal bis zum Beginn der Einwölbung
des Wienflusses durch die Verschneidungslinie der Anfichtsfläche der rechten
Ufermauern mit der Flußsohle.

2 . In der Strecke vom Beginne der Einwölbung bis zur verlängerten
Canovagasse durch eine im Abstande von 55 m zur bahnseitigen Baulinie der
Lolhringerstraße geführte Linie.

3 . In der Strecke von der Canovagasse bis zum Beginne der Wien¬
straße durch die gegen die Lastenstraße zu gerichteten Außenfluchten der Gitter¬
sockel der Gartenanlagen am Karlsplatze , beziehungsweise die nördliche Einfassung
des Obstmarktes.

4 . In der Strecke vom Beginne der Wienstraße bis zur Zenogasse be¬
ziehungsweise Winckelmannstraße durch die Verschneidungslinie der sichtbaren
inneren Flucht der wasserseitigen Bahnmauer mit dem Bahnplanum.

5 . Die Grenze des I . Bezirkes gegen den VI . Bezirk wird nach einer
geraden Linie ergänzt , welche von dem alten Grenzpunkte beim Wienflusse vor
dem Gebäude Or .-Nr . 12 Friedrichstraße zu jenem Punkte der neuen Grenze
längs des Wienflusses gezogen ist, wo dieselbe die wasserseitige Bahnmaller
gegenüber dem Hause Or .-Nr . 1 Wienstraße verläßt.

Als Zeitpunkt für den Eintritt der Wirksamkeit dieser genauen Grenz-
linienfestsetzung wird der I . Juli 1905 bestimmt.

Dies wird hiemit zur allgemeinen Kenntnis gebracht.

».
Bestätigung von Konservatoren der k. k. Zentral-
Komrnission für die Erforschung und Erhaltnng der

Kunst - und historischen Denkmäler.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 12. Juni 1905,
Z . 1511 -IX (M .-Abt . XXII , 1880/05 ) :

Der Herr Minister für Kultus und Unterricht hat mit dem Erlaffe vom
12 . April 1905 , Z . 11929 , den General -Abt Adalbert Dungel  in Göttweig
(l . und 3 . Sektion ), den Hofrat Dr . Friedrich Kenner  in Wien ; l . Sektion ),
den niederösterreichischen Landesarchivar Dr . Anton Meyerin  Wien (3 . Sektion)
und den Regierungsrat Dr . Matthäus Much in Wien (1. Sektion ) auf weitere
fünf Jahre in den Funktionen eines Konservators wieder bestätigt.

4 .

Verwendung der Wimmer -Rausch 'schen Betonftnfen.

Entscheidung des Wiener Magistrates vom 13 . Juni 1905,
M .-Abt . XIV , 9083/04:

Vom Magistrate der Reichshaupt - und Residenzstadt Wien als Bau¬
behörde werden hiemit auf Grund des Ansuchens des Herrn Michael Wimmer,
Zementwarenfabrikant , XXI ., Floridsdorf , Plankenbüchlergaffe 17 und des Herrn s
Josef Rausch,  Baumeisters , XXI ., Floridsdorf , Kaiserin Elisabelhgaffe 48 die

von den Gesuchstellern erzeugten Betonstufen mit Rnndeiscn - Einlagen zur
Herstellung von Stiegen , bei welchen die Stufen beiderseitige Auflager erhalten,
im Gemeindegebiete von Wien unter folgenden Bedingungen zugelaffen:

1 . Der Gesuchsteller , Herr Baumeister Josef Rausch,  hat die Erzeugung
der Stiegenstusen zu leiten und zu überwachen und für die klaglose und den
nachstehenden Bedingungen entsprechende Ausführung der Stufen , sowie für
deren genügende Tragfähigkeit auch nach Ablieferung und Einmauerung der
Stufen die volle Haftung zu übernehmen . Für die sachgemäße Einmauerung
der Stufen hat jedoch der den Bau leitende Bauführer allein zu haften.

2 . Die projektierte Verwendung dieser Stufen ist in den Bau -Konsens -
Plänen auszuweisen.

8 . Der Beton , aus welchem die Stufen hergestellt werden , ist aus gutem,
abgelagertem , nicht treibendem Portlandzement im Mischungsverhältnisse von
nicht weniger als einem Volumteile Zement zu drei Volumteilen reinen , reschen,
kantigen Sandes und feinen Schotters zu erzeugen.

Die Eiseneinlage muß wenigstens aus vier Stäben von nicht weniger
als 10 mm Durchmesser bestehen , welche durch eine zweite Siablage aus
wenigstens 2 mm dicken Stäben winkelrecht zu kreuzen ist. Beide Stablagen
sind an den Kreuzungsstellen mittels Effendrahles zu verbinden . Die Entfernung
der Stäbe der ersten Lage soll nicht mehr als rund 80 , jene der zweiten Lage
nicht mehr als rund 150 mm betragen . Die Elseneinlage ist a » der unteren
Stufenfläche auf die ganze Stufenlänge derart anzubringen , daß ihre Lage und
ihre Abmessungen an dem zur Einmauernng bestimmten Gtufenende ohne
wesentliche Beschädigung der Stufen festgestellt werden können.

4 . Das Stusenprofil ist derart zu wähle » , daß die Stufen im Verbände
des Stiegenarmes wenigstens eine achtfache Bruchsicherheit besitzen, wobei die
zufällige Belastung der einzelnen Stufen für Wohnhäuser oder sonstige Bau¬
lichkeiten, in welchen die Stiegen keine anderen Beanspruchungen , als in
gewöhnlichen Wohnhäusern erfahren , wenigstens mit 400 kg , bei solchen
Baulichkeiten jedoch, in welchen die Stiegen eine größere Beanspruchung er¬
fahren , mit einer entsprechenden , zumindest aber mit einer zufälligen Belastung
von 640 kg für den Quadratmeter zu bemessen ist.

Die größte freie Länge der Stufen wird vorläufig auf 1'50 m beschränkt.
5 . Jede Stufe muß mit dem Fabrikszeichen und einem Stempel versehen

sein, aus welchem auch nach dem Versetzen noch die Zeit der Stusen -Erzeugung
leicht festgestclll werden kann . Die Stufen dürfen nicht früher als zwei Monate
nach der Erzeugung zum Baue geliefert werden.

6 . Abgesehen von den Belastungsproben bleibt den Organen des Stadt¬
bauamtes das Recht gewahrt , an beliebigen Stufen den Nachweis der Erfüllung
der Vorschriften Uber die Eiseneinlage und der Qualität des Materiales der
Stufen überhaupt zu fordern und die Materialien , sowie die Erzeugung der
Stufen in der Erzeugungsstätte selbst zu kontrollieren.

7 . Schadhafte oder diesen Vorschriften nicht entsprechende Stufen dürfen
nicht aus Bauten geliefert oder versetzt werden.

8 . Die Abänderung und Ergänzung dieser Vorschriften nach Maßgabe
weiterer Erfahrungen bleibt Vorbehalten.

Zwei Berechnungen und drei Pläne werden dem Stadlbauamte zur
Verwahrung übermittelt.

5 .
Kleine 'sche Decken der Firma Wayß Lf Komp.

Entscheidung des Wiener Magistrates vom 14 . Juni 1905,
M .-Abt . XIV , 2013/05:

Über Ansuchen der Firma Beton -Unternehmung G . A. Wayß L Komp .,
Wien , I . , Walfischgasse 11 , wird auf Grund des Z 37 der Bauordnung für
Wien die Verwendung der von dieser Firma erzeugten sogenannten Kleine ' schen
Decken, bestehend aus hochkantig gestellten Mauerziegeln , in deren Längsfugen
Flacheisen gelegt und deren sämtliche Fugen mit Portlandzement ausgegossen
werden , bei Hochbauten im Gemeindegebiete von Wien unter folgenden Be¬
dingungen zugelaffen:

1 . Die Verwendung der Deckenkonstruktion ist in den Konsensplänen aus¬
zuweisen.

2 . Die Decken sind aus hochkantig gestellten , gut gebrannten Mauer¬
ziegeln in Portlandzementmörtel mit dem Mischungsverhältnisse 1 : 4 unter
Verwendung entsprechend feinen Donausandes herzustellen und ist jede Längs-
fugc mit einem 2/30 mm starken Bandeisen zu versehen . Für eine fachgemäße
Einbringung der Bandeisen und vollständige Ausfüllung der Fugen mit dem
Mörtel sowie für gute Näffung der Ziegel ist Vorsorge zu treffen.

Zur Verteilung der Einzellasten ist, wenn nicht eine Beschüttung mit
Fußbodenbelag zur Anwendung kommt , eine Betonschichte von mindestens
15 em Stärke aufzubringen.

3 . Für Wohnhausdecken bei einer zulässigen Nutzlast von 250 KZ per
Quadratmeter wird die zulässige Berlagsweite der Träger oder der sonst zur
Anwendung kommenden Widerlager vorläufig mit 240 m festgesetzt.

Für Decken mit höheren zufälligen Lasten bis 500 kg; per Quadratmeter
wird diese Entfernung vorläufig mit 1 75 w festgesetzt.

4 . Die Herstellung der Decken hat durch geübte Arbeiter bei strenger
Überwachung seitens der gesuchstellenden Firma unter der Leitung eines befugten
Baugewerbetreibenden oder eines behördlich autorisierten Hochbau -Ingenieurs
in fachgemäßer Weise zu erfolgen.

5 . Die Abänderung und Ergänzung oder der gänzliche Widerruf der
Genehmigung nach den Ergebnissen der praklischenVerwendung wird Vorbehalten.
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6 .

Betonstnfeu mit Drahtrinlage « des Baumeisters
Hubert Maresch.

Entscheidung des Wiener Magistrates vom 14 . Juni 1905,
M .-Abt . XIV , 2575/04:

Auf Grund der vom Stadlbauamte gepflogenen Erhebungen wird hiemit
die Verwendung der von Baumeister Hubert Maresch  in Liesing, Maresch-
gosse 17 , erzeugten Betonstufen mit Drahteinlagen zur Herstellung sowohl auf
beiden Seiten untermauerter als freitragender Stiegen im Gemeindegebiete von
Wien unter der Bedingung zugelassen , daß auch bei der Anwendung dieser
Stufen die in den Magistrals -Erlässen vom 14 , August 1897 , Z . 152218 , und
vom 29 . Dezember 1903 , M -Abt . XIV 7750 , bezüglich der Belonstufen der
Firma Josef N e u m ii l l e r erlassenen Vorschriften (abgedruckt im Amtsblatt?
der Stadt Wien , Beilage „ Gesetze, Verordnungen und Entscheidungen " Heft VIII,
Seite 80 vom Jahre 1897 und Heft I, Seite 3 vom Jahre 1904 ) genau
eingehalten werden.

7 .
Führung des Prädikates „ k. k." seitens des Wiener

Bezirksschulrates.

Kundmachung des Bezirksschulrates der Stadt Wien vom
14 . Juni 1905 , Z . 4461:

Von dem Zeitpunkte des Inkrafttretens des n .-ö. Landergesetzes vom
25 . Dezember 1905 , L.-G -Bl . Nr . 97 , betreffend die Schulaufsicht , d. i , vom
I . Juli 1905 an , kommt dem Bezirksschulräte gemäß Z 24 dieses Gesetzes das
Prädikat „ kaiserlich königlich " zu.

Demzufolge wird der Bezirksschulrat der Stadt Wien von diesem Tage an
den amtlichen Titel „ k. k. Bezirksschulrat Wien " führen und werden bis dahin
alle Aufschriften , Stampiglien rc. des Bezirksschulrates mit dieser gesetzlichen
Vorschrift in Einklang gebracht werden.

Die im Gebrauche stehenden Schuldrucksorten können auch nach obigem
Zeitpunkte bis zur Erschöpfung des Vorrates anfgebraucht werden , jedoch find
dieselben bei Benützung hinsichtlich des Titels des Bezirksschulrates obiger Vor¬
schrift entsprechend zn ergänzen.

8 .

Änderung in der örtlichen Zuständigkeit der
Bezirksgerichte in Wien.

Verordnung des Justizministeriums vom 18 . Juni 1905,
betreffend die Änderungen in der örtlichen Zuständigkeit der
Bezirksgerichte in Wien infolge der im Landesgesetze vom 28 . De¬
zember 1904 , L.-G .- und V .-Bl . für das Erzherzogtum Österreich
unter der Enns Nr . 1 sx 1905 , bestimmten Änderungen in
der Abgrenzung der Wiener Gemeindebezirke (R .-G .-Bl . Nr . 100 ) :

Für die im Artikel VII , Z 2 des Gesetzes vom 28 . Dezember 1904,
L.-G .- und V .-Bl . Nr . 1 ex 1905 , bestimmten neuen Abgrenzungen der Wiener
Gemeindebezirke wurden die genauen Grenzlinien mit dem Beschlüsse des Ge¬
meinderates der k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien vom 7. Februar
1905 , Z . 745 , festgesetzt. Da ais Zeitpunkt für den Eintritt der Wirksamkeit
dieser genauen Grenzlinienfestsetzungen mit der Kundmachung des k. k. Statt-
Halters im Erzherzogtum ? Österreich unter der Enns vom 7. Juni 1905,
Z . XVI -39I1/7 , L.-G .- und V .-Bl . Nr . 104 ex 1905 , der 1,,Jnli 1905
bestimmt wurde , treten die durch diese Grenzfeststellnngen bedingten Änderungen
in der örtlichen Zuständigkeit der Bezirksgerichte:

Innere Stadt I . , Innere Stadt II ., Leopoldstadt I ., Leopoldstadt II .,
Landstraße , Wieden , Margareten , Neubau , Josefstadt für Zivilrechtssachen,
Josesstadt für Strafsachen , Simmering , Meidling , Hietzing , Rudolfsheim,
Fünshaus , Ottakring , Hernals , Währing und Döbling in Wien

hinsichtlich aller gerichtlichen Geschäfte am l . Juli 1905 mit nachstehenden
Ausnahmen in Wirksamkeit:

1. Die mit der Führung der Grundbücher zusammenhängenden gericht¬
lichen Geschäfte verbleiben bis auf weiteres bei den bisher dasür zuständigen
Gerichten . Ebenso bleibt bis auf weiteres die Zuständigkeit in Exekntionssachen
ungeändert , insoweit sie davon abhängig ist, bei welchem Gerichte die bücherliche
Einlage geführt wird.

2 . Die im Sinne der Bestimmungen des zweiten Absatzes des Art . XXII
des Gesetzes vom I . August 1895 , R .-G .-Bl . Nr . 110 , vorzunehmende Über¬
tragung der anhängigen Bormnndschasts - und Kuratelssachen an die hiefür
zuständigen Gerichte hat nicht mit dem obigen Zeitpunkte , sondern nachträglich
von Fall zu Fall zu erfolgen , sobald in der betreffenden Pflegschaftssache eine
Verfügung des Gerichtes notwendig wird.

S.

Behandlung von Familien - und Fremdenpensionen.

Zirkular -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthaltern vom 19 . Juni
1905 , 1-3906 (M .-Abt . XVII , 3102/05 ), an alle k. k. Bezirks¬
hauptmannschaften in Niederösterreich , den Wiener Magistrat,
Abt . XVII und die beiden Stadtrate in Wiener - Neustadt und
Waidhofen a. d. Ibbs (Normalienblatt des Magistrates Nr . 59 ) :

In der Bezirksvertretnng des I . Wiener Bezirkes wurde Zeitungs¬
nachrichten zufolge in letzter Zeit seitens mehrerer Bezirksräte dahin Beschwerde
geführt , daß die Gewerbebehörden gegen einzelne Parteien , insbesondere auch
Witwen , strafweise wegen unbefugten Betriebes der Fremdenbeherberzung
deshalb Vorgehen , weil sie Teile ihrer Wohnungen an Aftermieter abgeben.

Die Statthaltern entnimmt daraus , daß ihr Erlaß vom 11 . Februar
1903 , Z . 11877 , welcher das Familien - und Fremdenpensionswesen normativ
regelt , nicht jene Publizität erlangt hat , welche wünschenswert wäre , damit in
der Bevölkerung die in Berücksichtigung der Bestimmungen dieses Erlasses
seitens der Gewerbebehörden erflossenen Entscheidungen beziehungsweise Straf-
erkenuinisse das richtige Verständnis erfahren.

Die k. k. Bezirkshauptmannschaften und der Wiener Magistrat werden
demnach angewiesen , diesen Erlaß in seiner Gänze in den Amtsblättern zu
verlautbaren und ihm auch sonst die möglichst ausgedehnte Publizität zu geben.

* *
*

Der bezogene Statthalterei -Erlaß vom 10 . Februar 1903 , Z . 11877
(M .-Abt . XVII/809 ), hat folgenden Wortlaut:

„Die Stattbalterei nimmt die erschöpfenden Ausführungen des Berichtes
vom 30 . Jänner 1903 , Z . 3389/02 , betreffend die Stellungnahme der Ge¬
werbebehörden zn den unter den Namen : „ Familienpensionen " , „ Fremden-
Pensionen " , „ iiomsa " und dergleichen bekannten Unternehmungen mit dem
Bemerken billigend zur Kenntnis , daß nach ihrer Anschauung unter der in
Z 16 der G .-O . bei den zum Gast - und Schankgewerbe gehörigen Berechtigungen
unter lit . a angeführten „F r e m d e n beherbergung " nicht die Beherbergung
von Orts  fremden , d. i. Ausländern oder sonstigen Personen zu verstehen ist,
die ihren ständigen Aufenthalt nicht am Sitze des Unternehmens haben , sondern
die Überlassung einer zur unmittelbaren Benützung eingerichteten Wohnung
an Personen , die dem W o h n u n g s i n h a b e r , dem Unternehmer , fremd
sind , d. i. nicht zn seinen Familienangehörigen oder den ihm sonst Nächst¬
stehenden gehören.

Sonach ist die gewerbsmäßige , d. i . auf Gewinn berechnete und auch
nicht bloß als häusliche Nebenbeschäftigung betriebene Vermietung eingerichteter
Wohnungsbestandteile an Fremde (in diesem Sinne ) als ein gemäß Z 16,
lit . s G .-O . an eine Konzession gebundenes Gast - und Schankgewerbe zn
behandeln.

Zur gewerbemäßigen Übernahme der Mieter in sogenannte „ volle Pension ",
d. i. auch zur Verabreichung der ganzen Kost, beziehungsweise bloß des Früh¬
stückes oder anderer Mahlzeiten sind die im Z 16 der G .-O . unter lit . b und 5
angeführten Gast - und Schankgewerbe -Berechtigungen zur Verabreichung von
Speisen , dann von Kaffee, Tee , Schokolade , anderer warmer Getränke und
Erfrischungen erforderlich.

Wer ein solches Unternehmen gewerbemäßig zu betreiben vor hat , muß
demnach die bezügliche Konzession erwirken.

Bei der Entscheidung über derlei Ansuchen sind folgende Grundsätze
festzuhalten:

1. Die Vertrauenswürdigkeit  des Gesuchstellers ist im Hin-
blicke auf hie Leichtigkeit eines Mißbrauches der Konzession und die eine
polizeiliche Überwachung erschwerenden Eigentümlichkeiten solcher Betriebe mit
besonderer Strenge  zu prüfen , und ist hiebei insbesondere auch zu
erwägen , ob der Gesuchsteller durch persönliche und gesellschaftliche Beziehungen
in der Lage sein dürfte , ein solches Ünternchmen mit Aussicht aus Erfolg ins
Werk zn setzen, und Gewähr dafür bietet , dasselbe in vollkommen verläßlicher
Weise zu betreiben.

2 . Im Sinne des fünften Absatzes des Z 18 G .-O . kann bei diesen
Unternehmungen im Interesse des Fremdenverkehres die Frage nach dem
Lokalbedarf unter Umständen entfallen , beziehungsweise kann , wie der Wiener
Magistrat selbst zutreffend ansgeführt hat , in der Großstadt — ebenso wie im
Kurorte oder wo sonst ein regerer Fremdenverkehr statistndet — ein L o kal¬
bet» arf  nach solchen Anstalten wegen der Gewohnheiten und Neigungen
vieler Fremden von vornherein als vorhanden  angenommen werden.

3 . Um diese Unternehmungen von den Hotels mit ihren rasch wechselnden
Gästen von zumeist kürzerer Aufenthaltsdauer zu unterscheiden , wird es sich
empfehlen , die Berechtigung zur Fremdenbeherbergung in der Regel nur mit
der Beschränkung zu erteilen , daß die Aufnahme von Mietern nicht auf eine
kürzere Dauer  als von 14 (unter Umständen 8) Tagen erfolgen darf , und daß

4 . die Verabreichung von Speisen,  sowie der im Z 16 G . - O . unter
lit . k angeführten warmen Getränke und Erfrischungen  in der
Regel nur an die e i g e n e n M i e t - r , ausnahmsweise auch an deren  An¬
gehörige und etwaigen Gäste beschränkt ist, desgleichen ist.

5 . die Berechtigung zum Ausschanke geistiger Getränke  in der
Regel zu verweigern.

Die dorthin gehörigen Beilagen des eingangs bezogenen Berichtes folgen
zurück."
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1 «.

Verordnungsblatt für den Dienstbereich des k. k. n. -ö.
Landesschulrates.

Erlaß des k. k. n .-ö. Landesschulrates vom 28 . Juni 1905,
Z . 3022/4 -II (M .-Abt . XV , 5648/05 ) :

Der k. k. n .-ö. Landesschulrat wird vom Juli 1905 angefangen eine
Publikation unter dem Titel „Verordnungsblatt für den Dienstbereich des
k. k. n .-ö. Landesschulrates " herausgeben.

Das „Verordnungsblatt " wird am 1. und 15 . eines jeden Monats
erscheinen und im k. k. n .-L. Landesschulrate redigiert werden.

Für das „Verordnungsblatt " bestimmte Zuschriften und Einsendungen
sind an die Redaktion des „ Verordnungsblattes " , Wien , I ., Herrengasse 23,
zu richten.

Das „ Verordnungsblatt " wird ausschließlich aus das Schulwesen in
Niederösterrcich bezughabende Publikationen enthalten.

Insbesondere werden ausgenommen werden:
1. Gesetze und Verordnungen;
2 . Vorschriften;
3 . Entscheidungen prinzipiellen Charakters;
4 . Kundmachungen und Mitteilungen;
5 . Personaluachrichten;
6 . Ausschreibungen von Stellen an Mittelschulen und denselben gleich¬

gestellten Anstalten , ferner an Volks - und Bürgerschulen.
Zum Abnehmen des „Verordnungsblattes " sind sämtliche dem Landes¬

schulrate unterstehenden Behörden und öffentlichen oder mit dem Öffentlichkeits¬
rechte ausgestottelen Schulen und Anstalten verpflichtet.

Die im „Verordnungsblatte " ohne besondere Bezeichnung des Ursprunges
zur Veröffentlichung gelangenden Verordnungen , Vorschriften und Kundmachungen
sind solche des n .-ö. Landesschulrates und werden in der Regel nicht abgesondert
intimiert . Alle dergestalt verlautbarten Verfügungen des Landesschulrates sind,
sofern deren Mitteilung nicht auf anderem Wege schon früher erfolgte , mit
dem Tage der Zustellung des „Verordnungsblattes " als intimiert anzusehrn
und haben für die zur Abnahme Verpflichteten verbindende Kraft.

Da sonach die Veröffentlichung im „Verordnungsblatte " die bisher
übliche Jntimierung dieser Verfügungen auf schriftlichem Wege in der Regel
zu ersetzen bestimmt ist, sind die lediglich im „Verordnungsblatte " abgedruckten
Verlautbarungen des Landesschulrates , falls sie nach dein Wortlaute ihrer
Überschrift für die betreffende Behörde oder Anstalt überhaupt Geltung haben,
in den amtlichen Büchern mit dem beigedruckten Betreff vorzumerken und ist
sodann erforderlichenfalls die weitere Erledigung in Form einer Amtserinnerung
zu veranlassen . In solchen Erledigungen , welche au die unterstehenden , zur
Abnahme des „Verordnungsblattes " verpflichteten Organe ergehen , ersetzt ein
bloßer Hinweis auf die Verlautbarung die wörtliche Wiedergabe.

Bei Berufung aus eine Verlautbarung im „ Verordnungsblatte " ist die
Nummer , unter welcher dieselbe eingereiht ist (nicht die Zahl des Dienststückes ),
und das Ausgabsdatum des „Verordnungsblattes " anzusühren , zum Beispiel:
Nr . 18 V .-Bl . vom 1. August 1905.

Der Preis des „ Verordnungsblattes " wird per Exemplar mit 3 X
jährlich , somit für das zweite Halbjahr 1905 mit 1 L 50 Ii loko Wien ebenso
wie nach auswärts mit Postzusendung festgesetzt und ist vorhinein zu erlegen.

Pränumerationen nimmt die k. k. Schulbücher - Verlags - Direktion in
Wien (I -, Schwarzenbergstraße 5) entgegen , wohin die frankierten und mrt dem
Pränumerationsberrage versehenen Briese oder Postanweisungen unmittelbar
zu richten sind.

Die zur Abnahme des „ Verordnungsblattes " Verpflichteten erhalten
dasselbe ohne besondere Bestellung.

Allsällige Reklamationen einzelner Stücke werden nur dann berücksichtigt,
wenn sie binnen vierzehn Tagen nach Erscheinen des nächstfolgenden Stückes
an die k. k. Schulbücher -Verlags -Direktion in Wien gerichtet werden.

Diese Verständigung respektive Weisung ergeht an alle dem k. k. n .-ö.
Landesschulrate unmittelbar unterstehenden Behörden und Anstalten.

Die Kosten für die dem Bezirksschulräte Wien und dessen Sektionen,
dann den Ortsschulräten und öffentlichen Volks - und Bürgerschulen im Ge¬
meindegebiete von Wien zukommenden Exemplare des „ Verordnungsblattes"
werden von der Gemeinde beglichen werden.

Alle Bezirkssektionen , alle dem Bezirksschulräte unterstehenden Ortsschul-
räte , Schulen und Anstalten sind unverweilt entsprechend zu verständigen.

Der Bezirksschulrat wird weiters beauftragt , unverzüglich ein genaues
Verzeichnis der unterstehenden Privatschulen und Anstalten mit Öffentlichkeits-
recht unter Angabe der Adressen anher einzusenden.

LI.
Bestellung eines pernanischen Honorar -General¬

konsuls.
Die k. k. n.-ö. Statthalterei hat mit Erlaß vom 1. Juli

1905 , Z . IX -238 , dem Wiener Magistrate (Abt . XXII , Z . 2030)
milgeteilt:

Seine k. und k. Apostolische Majestät haben mit Allerhöchster Entschließung
vom 8 . Juni d. I . dem österreichischen Staatsangehörigen Oskar Ritter v.
Hölder  in Wien die Annahme des ihm verliehenen Postens eines Peruanischen

Honorar -Generalkonsuls in gedachter Stadt allergaädigst zu gestatten und dem
bezüglichen Bestallungsdiplome desselben das Allerhöchste Exequatur zu erteilen
geruht.

12 .
Snblimatpastillen.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 7. Juli 1905,
Z . XI .-977/1 , an alle k. k. Bezirkshauptmannschaften in Nieder¬
österreich, die beiden Stadträte in Wiener -Neustadt und Waid-
hofen a . d. Mbs , den Wiener Magistrat (Abt . X, 4286/05 ), an die
beiden Ärztekammern , das Wiener Apotheker -Hauptgremium , die
Apotheker -Filialgremien in Baden , Amstetten , Stockerau und
Stein a. d. Donau und die k. k. Polizei -Direktion in Wien:

Aus Anlaß einer vom Wiener Apotheker -Hauptgremium gestellten Anfrage,
betreffend die Abgabe von Snblimatpastillen in öffentlichen Apotheken , hat das
k. k. Ministerium des Innern mit dem Erlasse vom 19 . Juni 1905 , Z . 22480,
anher eröffnet , daß für den Apotheker die Weisung des Arztes am Rezepte
hinsichtlich der Abgabe der giftigen Snblimatpastillen maßgebend ist, wobei
vorausgesetzt wird , daß dieser Artikel von der Apolbeke aus stets in vorschrifts-
mäßiger Weise als Gift gekennzeichnet und mit der Bezeichnung „zur Des¬
infektion " versehen wird.

Die Weisung des Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom
17 . Jänner 1895 , Z . 26990 er 1894 (h . ä . Erl . vom 9. Februar 1905,
Z . 10521 ) , daß Sublimalpastillen mit der Bezeichnung „ zu Händen des Arztes"
verschrieben werden sollen , betrifft die Ärzte , welche die Verwendung von
Subiimatpastillen zur Desinfektion überhaupt und am menschlichen Körper
insbesondere zu überwachen und jedem Mißbrauche mit allen ihnen zu Gebote
stehenden Mitteln vorzubeugen haben.

Aus diesem Grunde ist ihnen auf Grund des Fachgutachtens des
Obersten Sanitätsrates mit dem zitierten Erlasse allgemein empfohlen worden,
Sublimatpasüllen „zu eigenen Händen " behufs deren Anwendung am Kranken¬
bette zu verschreiben.

Die Außerachtlassung dieses Vormerkes am Rezepte kann nicht den
Apotheker , sondern nur den Arzt , welcher für eine derartige Verordnung
seine besonderen Gründe haben muß , mit der Verantwortlichkeit belasten , falls
sich durch unkontrollierte Verwendung des verschriebenen giftigen Mittels
Unglücksfälle ereignen sollten.

Hievon werden die obgenannten Behörden zur entsprechenden Verständigung
des Sanitätspersonales in Kenntnis gesetzt.

13 .
Verwendung von Drnckapparaten beim Bier¬

ausschänke.

Verordnung der Ministerien des Innern und des Handels
vom 11 . Juli 1905 , betreffend eine Ergänzung der Vorschriften
über die Verwendung von Drnckapparaten beim gewe rbsm äßigen
Ausschanke des Bieres (R .-G .-Bl . Nr . 112 ) :

Der Punkt 3 der Ministerial -Berordnung vom 13 . Oktober 1897 , R .-G .- Bl.
Nr . 237 , betreffend die Verwendung von Bierdruckapparaten beim gewerbs¬
mäßigen Ausschanke des Bieres , wird ergänzt wie folgt:

Kleine übertragbare Bierdruckapparate , sogenannte „Handpumpen " , welch;
unmittelbar auf das Bierfaß aufgesetzt werden , müssen nachstehenden Er¬
fordernissen genügen:

a ) Vor dem Säugventile der Luftpumpe muß ein kurzes Saugrvhr an¬
gebracht sein, dessen freies Ende mit einem nach Bedarf , jedenfalls aber
mindestens alle 14 Tage auszuwechselnden Pfropfen von sterilisierter
Watte abzuschließen ist.

b ) An jedem Apparate muß ein mit einem Ablaßhahne versehener Öl-
abscheider vorhanden sein, der das Eindringen des Öles in das Bierfaß
wirksam verhindert.

c> Bei einem Rücktritt in die Druckleitung darf das Bier zn keinen Apparaten-
leilen gelangen können , die eine Verunreinigung desselben verursachen
würden.

ä ) Die Rohrleitungen müssen , insoweit sie mit dem Biere in Berührung
kommen , so beschaffen sein , daß jede Verunreinigung des Bieres mit
gesundheitsschädlichen Metallen vermieden wird ; zumindest müssen diese
Rohre aus reinem (höchstens mit einem Prozente bleilegierten ) Zinn
bestehen.

sl Die einzelnen Teile des Apparates , insbesondere das Bierleitungsrohr,
müssen stets vollständig rein gehalten werden ; die Reinigung ist in der
Welse zu bewerkstelligen , wie sie unter Punkt 3 , Alinea A, für die Bier¬
leitungsröhren der stabilen Lnftdruckapparate vorgeschrieben ist, und muß
jedesmal vor dem Anschlägen eines frischen Fasses vorgenommen werden.
Diese Verordnung tritt sofort in Kraft.
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II. Normalivliestimmungen.
Magistrat:

14.

Einsendung von Steuerbeträgen an die städtische
Steuerkassa (nicht Stadtkassa ) Graz.

Erlaß des Ober -Magistratsrates Dr . Stephan Sedlaczek
vom 20 . Juni 1905 , M . - D . 1809/05 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 53) :

Der Stadtrat Graz teilte mit der Zuschrift vom 6. Juni 1905,
Z . 73670/IX , anher mit , daß sich laut Berichtes der städtischen Steuerkassa
Graz in letzterer Zeit die Fälle mehren , in denen für Rechnung der Stadt
Graz eingebrachte Steuern , Mililärtaxen , Handelskammergebühren , Firmen¬
protokollierungstaxen u . s. w . von den Wiener magistratischen Bezirksämtern
anstatt an die städtische Steuerkassa Graz an die Stadtkassa Graz einge¬
sendet werden.

Um die durch Übertragung der Geldpostsendungen von der Stadt - in
die Steuerlast » bedingte zeitraubende Manipulation zu vermeiden , weise ich
über Ersuchen des Stadtrates Graz die magistratischen Bezirksämter an , die
kür Rechnung der Stadt Graz eingebobenen Steuern und obenerwähnten
Gebühren unmittelbar an die städtische Steuerlast » Graz einzusenden.

15.

Angabe des Briesbestellbezirkes in Wien bei
amtlichen Sendungen.

Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . R . Weiskirchner
Dom 3. Juli 1905 , M .-D . 1919/05 (Normalienblatt des Magi¬
strates Nr . 56 ) :

Mit der h. ä. Erledigung vom 9 . September 1901 , M .-D . 2452/04,
wurde den magistratischen Bezirksämtern und dem städtischen Zustellungsamte
je ein Exemplar des vom k. k. Handelsministerium herausgegebenen „Ver¬
zeichnisses der Straßen , Gassen , Plätze , Behörden , Ämter und öffentlichen
Anstalten in Wien nebst Angabe der Briefbestellbezirke " behufs entsprechender
Gebrauchnahme über Ersuchen des k. k. Handelsministeriums mit dem Be-
merken übermittelt , daß es im Interesse der leichteren und rascheren Leitung
der für Wien bestimmten amtlichen Postsendungen gelegen ist, wenn von den
absendenden Behörden und Ämtern nebst der genauen Bezeichnung der
empfangenden Behörden auch der aus dem erwähnten Behelfe ersichtliche
Postbestellbezirk  beziehungsweise die zuständige Postausgabe-
Pelle  in der Anschrift angegeben wird.

Wie vom I. k. Handelsministerium mit dem Erlaffe vom 23 . Juni
1905 , Z . 31941 , anher bekanntgegeben wurde , hatte diese Anordnung nach
wiederholten Berichten der k. k. Post - und Telegraphen -Direktion in Wien
bis jetzt den im Interesse der Absender und der Postanstalt wünschenswerten
Erfolg nicht und sind es namentlich die magistratischen Bezirksämter , welche
nach wie vor die Angabe der Postausgabestelle auf den für Wien bestimmten
amtlichen Briefseudnngen unterlassen.

Über Ersuchen des k. k. Handelsministeriums weise ich die städtischen
Ämter an , durch Unterweisung der unterstehenden Organe an der Beseitigung
der aus den unvollständigen Aufschriften entstehenden Weiterungen für den
Postverkehr kräftigst mitzuwirken.

1«.
Verbot des Agentierens und Hausierens in städtischen

Ämtern.

Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . R . Weiskirchner
vom 3. Juli 1905 , M .-D . 1963/05 (Normalienblatt des Magi¬
strates Nr . 58 ) :

Bei einer kürzlich durchgeführten Disziplinarverhandlung bestätigte der
Beschuldigte über eine von einem Beisitzer gestellte Frage , daß ein Teil der
von ihm auf Borg bestellten namhaften Bücherlieferungen auf Antrag gewisser
in den städtischen Bureaux verkehrender Agenten erfolgt ist.

Auf Grund des Präsidial -Erlafses vom 14 . Juni 1905 , Z . 6915 , wird
das mit den Magistrats -Kurrenden vom 13 . August 1897 , M .-Z . 122232 , und
vom 7. Februar 1900 , M .-Z . 5078 , verlautbarte Verbot des Hausierens und
Agentierens in den städtischen Ämtern mit dem Beifügen in Erinnerung ge¬
bracht , daß derartige Agenten und Hausierer in die städtischen Amslokalitiiten

absolut nicht zugelassen werden dürfen.

* *
*

Magistrats -Kurrende vom 13 . August 1897 , Z . 122232:

Der Stadtrat hat zufolge Beschlusses vom 5. August 1897 , Z . 6647,
das Hausieren , das Agentieren mit jeglicher Art ,von Gegenständen und die
Ausübung von Wandergewerben in den städtischen Ämtern vollständig verboten.

Die Herren Amtsvorstände werden angewiesen , die strenge Handhabung
dieses Verbotes zu überwachen und dasselbe auch dem unterstehenden Beamten-
und Dienerpersonale zur Kenntnis zu bringen.

Gleichzeitig findet sich der Magistrat als politische Behörde I . Instanz
bestimmt , die magistratischen Bezirksämter aufzufordern , Personen , welche trotz
des Verbotes im Amte hausieren , agentieren oder ein Wandergewerbe betreiben,
zur Ausweisleistung über ihre gewerbsmäßige , beziehungsweise Hausierbefugnis
zu verhallen , um , falls eine solche nicht nachgewiesen werden könnte , gegen
dieselben strafweise vorzugehen.

* *

Magistrats - Kurrende vom 7. Februar 1900 , Z . 5078:

Pr .-Z . 439/00 , Präsidial -Erlaß an Herrn Magistrats -Direktor Viktor
T a ch a u.

„Es wurden mir von verschiedenen Seiten Klagen vorgebracht , daß in
den städtischen Ämtern Hausierer und Agenten ein - und ausgehen , welche ins¬
besondere den jüngeren Beamten meistens wertlose Sachen anhängen und nicht
selten sie in Verpflichtungen verwickeln , welchen die Beamten oft schwer Nach¬
kommen können .,. Abgesehen davon , daß es ganz und gar unpassend ist, daß
in öffentlichen Ämtern ein derartiger Unfug sich eingebürgert bat , finde ich
mich im Interesse der städtischen Beamtenschaft veranlaßt , das Hausieren und
Agentieren in jeder Art in den städtischen Bureaux strengstens zu verbieten
und ersuche Sie , Herr Magistrats -Direktor , die Herren Ämtsvorstände auf¬
merksam zu machen , daß dieselben derartige Unzukömmlichkeiten in Hinkunft
abstellen und verhindern.

Wien,  am 13 . Jänner 1900.

Der Vize - Bürgermeister:
Dr . Neumayer  w . x ."

Wird zur Kenntnisnahme und Verständigung des unterstehenden Beamten - ,
Diurnisten - und Dienerpersonales mit dem Beifügen übermittelt , daß demselben
jeder außerdienstliche Verkehr in den Ämtern sowie während der Amtsstunden
mit irgend welchen Hausierern oder Agenten strengstens zu verbieten ist.

Verzeichnis der im Neichsgesetzblatte und im Landes¬
gesetzblatte für Österreich unter der Enns im Jahre

1SV5 publizierten Gesetze und Verordnungen.

L. Reichsgeschbtntt.

Nr . S2 . Kundmachung des Finanzministeriums
Vom 1 . Juni 1905 , betreffend die Umwandlung der Zollamtsexpositur
Gargella in eine Sommerzollexpositur.

Nr . N3 Gesetz vom 7. Juni 1905 , betreffend die
Verwendbarkeit der Schuldverschreibungen der Kommunalkreditanstalt des Landes
Schlesien zur fruchtbringenden Anlegung von Sliftungs -, Pupillar - und ähnlichen
Kapitalien.

Nr . S4 . Gesetz vom 30 . Mai 1905 , betreffend die
Veräußerung und Belastung von Objekten des unbeweglichen Staatseigentums.

Nr . NF. Verordnung der Ministerien der Finanzen
und des Handels vom 7 . Juni 1905 , betreffend die Be¬
freiung der Muster der Handelsreisenden von der Verpflichtung zur statistischen
Anmeldung.

Nr . S6 . Kundmachung des Ministeriums für
Landesverteidigung und des Finanzministeriums vom
8 . Juni 1905 , womit im Einvernehmenmit dem Neichs-Kriegsmini-
sterium , in Gemäßheit des Z 20 des Gesetzes vom 22 . Mai 1905 , R .-G -Bl.
Nr . 86 , betreffend den Militärvorspann im Frieden , die vom I . Juli 1905
bis 31 . Dezember 1909 per Vorspanntier und Kilometer geltenden Ver¬
gütungssätze verlautbart werden.

Nr . N7 . Verordnung des Handelsministeriums
vom 3 . Juni 1905 , betreffend Beigabe von Empfang-Erlagscheinen
des k. k. Postfparkassenamtes zu Postaufträgen im internen österreichischen Ver¬
kehre zur unmittelbaren Überweisung der eingezogenen Beträge auf das Konto
des Auftraggebers.
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Nr . 98 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 6. Juni 1905 , betreffend die Errichtung einer Expositur des
Hauptzollamtes Cattaro im Viehhofe bei dem sogenannten montenegrinischen
Bazar in Cattaro.

Nr . 99 . Verordnung des Handelsministers im
Einvernehmen mit dem Minister sür Kultus und
Unterricht vom 9. Juni 1905 , womit die Ministerial-Verordnung
vom 5 . August 1902 , R .-G .-Bl . Nr . 175 , betreffend die Bezeichnung der
gewerblichen Unterrichtsanstalten , deren Zeugnisse zum Antritte von handwerks¬
mäßigen Gewerben berechtigen , teilweise abgeändert und ergänzt wird.

Nr . 199 . Verordnung des Justizministeriums vom
18 . Juni 1905 , betreffend die Änderungen in der örtlichen Zuständigkeit
der Bezirksgerichte in Wien infolge der im Landesgesetze vom 28 . Dezember
1904 , L.-G .- und V .-Bl . Nr . .,1 , für das Erzherzogtum Osteireich unter der
Enns er 1905 , bestimmten Änderungen in der Abgrenzung der Wiener
Gemeindebezirke .*)

Nr . 191 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 16. Juni 1905 , betreffend die Errichtung eines Nkbenzollamtes
I . Klasse auf dem Bahnhofe in Niedereinsiedel.

Nr . 192 . Verordnung des Justizministeriums
Vom 24 . Juni 1905 , betreffend die Aktivierung des fünften städtischen
Bezirksgerichtes für die Zivilgerichtsbarkeit in Prag.

Nr . 198 . Gesetz vom 30 . Juni 1905 , betreffend die
Forterhebung der Steuern »nd Abgaben , sowie die Bestreitung deS Staats-
aufwandes in der Zeit vom I . Juli bis 31 . Dezember 1905.

Nr . 194 . Konzessionsurkunde vom 17. Juni 1905,
für die Lokalbahn von Aujezd -Luhatschowitz nach Luhatschowitz.

Nr . 195 Verordnung des Finanzministeriums
Vom 12 . Juni 1905 , betreffend die den Likörfabrikanlen zugestandene
zwölsmonatliche Borgung der Branntweinkonsumabgabe.

Nr . 196 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 22 . Juni 1905 , betreffend die Übertragung der Geschäfte des
StempelzeichenaufdrucleS vom Hauptzollamte an die Finanzlandeskaffa in Linz

Nr . 197 . Verordnung des Finanzministeriums
vom 24 . Juni 1905 , mit welcher in Vollziehung des Artikels X,
Z . 3 des Gesetzes vom 25 . Oktober 1896 , R .-G .-Bl . Nr . 220 , sür das Jahr
1905 die Höhe des Nachlasses an der Grund - und Gebäudesteuer , ferner die
Erwerbsteuerhauptsumme und der Steuerfuß sür die im Z 100 , Absatz 1 und 5
des zitierten Gesetzes bezeichneten , der öffentlichen Rechnungslegung unter¬
worfenen Unternehmungen festgesetzt wird.

Nr . 198 . Kundmachung der Ministerien der
Finanzen und des Handels vom 19. Juni 1905,
betreffend die Ermächtigung der Zollexpositur mit Hafendienst Lussingrande zur
Abfertigung von Kaffee roh.

*) Erscheint in dieser Nummer der „Verordnungen :c." vollinhaltlich ausgenommen.

Nr . 199 . Kundmachung des Finanzministeriums-
vom 20 . Juni 1905 , betreffend die Ermächtigung des Hauptzollamtes
II . Klaffe in Wiener -Neustadt zur zollfreien Behandlung von voraus - und
nachgesendeten Reiseeffekten , sowie von Übeisiedlungseffekten.

Nr . 119 . Kundmachung des Handelsministeriums
Vom 5. Juli , betreffend die Zulassung von Aräometern(Dichten-Aräo-
Metern ) zur eichamtlichen Prüfung und Beglaubigung , welche für die Er¬
mittlung der Dichte von Flüssigkeiten zwischen 650 und 900 Dichtegraden
bestimmt sind.

Nr . 111 . Kundmachung des Handelsministeriums
vom 5. Juli 1905 , womit die Vorschriften, betreffend die eichamtliche
Prüfung und Beglaubigung von Gasmessern mit Borausbezahlungszwang
(sog. Gasautomaten ), veröffentlicht werden.

Nr . 112 . Verordnung der Ministerien des Innern
und des Handels vom 11. Juli 1905 , betreffend eine
Ergänzung der Vorschriften über die Verwendung von Druckapparaten beim
gewerbsmäßigen Ausschank - des Bieres .*)

6 . LandesgcschblaN.

Nr . 194 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 7. Juni
1905 , A. XVI-3911/7, betreffend die mit Beschluß des Gemeinderates
der k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien vom 7. Februar 1905 , Z . 745
(M . - Abt . XXII , 109/05 ), festgesetzten genauen Grenzlinien für die im
Artikel VII , Z 2 des Gesetzes vom 28 . Dezember 1904 , L.-G .- und B .-Bl.
Nr . 1 ex 1905 , bestimmten neuen Abgrenzungen der Wiener Gemeindbezirke .* )

Nr . 195 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 8. Juni
1905 , Z . X ü-446/8, betreffend die Ansscheidung inehrerer Gemeinden
und eines Gntsbestandes aus der Rußbach -Regulierungskonkurrenz.

Nr . 196 . Verordnung des k. k. n.-ö. Landes-
schulrates vom 25 . Juni 1905 , Z . 3024/1-II, mit welcher
das Substitutionsnormale für die öffentlichen Volksschulen des Erzherzogtumes
Österreich unter der Enns , mit Ausschluß des Schulbezirkes Wien , erlaffen wird.

Nr . 197 . Verordnung des k. k. n.-ö. Landes¬
schulrates vom 25 . Juni 1905 , Z . 3024/1-II, mit welcher
das Normale über die Vergütung von Üdersiedlungsauslagen an das Lehr¬
personale der öffentlichen Volksschulen des Erzherzogtumes Österreich unter
der Enns , mit Ausschluß des Schulbezirkes Wien , erlaffen wird.

Nr . 198 . Gesetz vom 24 . Juni 1905 , betreffend dier
Regelung der Schulverwaltung im Wiener Schulbezirke.

*) Erscheint in dieser Nummer der „Verordnungen -c." vollinhaltlich ausgenommen-
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ISOS VIII.
Gesetze, Verordnungen>mi>Entscheidungen,

sowie

Normativbestimmungcn dcr Gcmeiildcrates, Stadtratcs,i„ddes Magistrates
in Zligeiegeiitieiteii der Gemeiiideoerwaiilliisi und poüüscheil Aiiitsfütirllng.

Inhalt:
I . Verordnungen nnd Entscheidungen:

1. Quartiergeldanspruch der Kinder nach einer weiblichen Lehrperson.
2 . Versteigerungen nach ZZ 851 und 352 E .-O . sind als freiwillige Feil¬

bietungen anzusehen und ist die Gemeinde daher zur Einhebung der
Feilbictungsprozente berechtigt.

3 . Befugnis der Gemischtwaren -Verschleißer zum Lederausschnitt.
4 . Verpuichtung der Hauseigentümer zur Instandsetzung des Trottoirs.
5 . Zuweisung von heimatslosen Personen.
6 . Abänderung der Ministerialverordnung , betreffend die Bezeichnung der

gewerblichen Unterrichtsanstalten , deren Zeugnisse zum Antritte von
handwerksmäßigen Gewerben berechtigen.

7 . Hausierverbot in mehreren Gemeinden Kroatiens.
8 . Eröffnung des Jrenen -Spitales in Felsö -Vissd.
9 . Ernennung zum definitiven Kommissär der k. k. Gewerbe -Inspektion.

10. Bestellung von Prüfungs -Kommissären für Dampfkessel- und Dampf¬
schiffs Maschinenwärter.

11 . Zuweisung und Benützung der Kühlräume im Schlachthause St . Marx.

12 . Wastentragen der Jagdschutzorgane ohne Waffenpaß außerhalb des
Aufsichtsbezirkes.

13 . Hausierverbot für Nagyatäd.
14 . Verpflegsgebühren in ungarischen Krankenhäusern.

»I . Normativbeftimmungen:
Magistrat:

15 . Anbringung von Telegraphen - und Telephonstäudern auf städtischen
Objekten.

I » i . Gesetze von besonderer Wichtigkeit für den politischen
Verwaltungsdienst:

16 . Abänderung des Statutes und der Gemeindewahlordnung für die
Stadt Wien anläßlich der Schaffung einer dritten Vize -Bürgermeisterstelle.

17 . Abänderung des Gesetzes , betreffend die Regelung der Sonn - und
Feiertagsruhe.

Verzeichnis der im Reichs gesetzblatte und im Landesgesetz bl alte
für Österreich unter der Enns im Jahre  1905 publizierten
Gesetze nnd Verordnungen.

I. Verordnungen nnd Entscheidungen.
i

Quartiergeldanspruch der Kinder nach einer weib¬
lichen Lehrperson.

Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom
4. Februar 1904 , Nr . 1277 ex 1904 (M .-Abt . XV , 326/04 ) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!
Der k. k. Verwaltungsgecichlshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Senats-

Präsidenten Marquis B a c q u e h e m, in Gegenwart der Räte des k. k. Ver-
wallungsgerichtshoses Dr . Zistler,  Freiherr v. Jakobi , Dr . Ploj und
Malniö,  dann dis Schriftführers k. k. Bezirkskommissärs R o h r e r , über
die Beschwerde der Reichshanpt - und Residenzstadt Wien gegen die Entscheidung
des k. k. Ministeriums für Kultus und Unterricht vom 6. April 1903 , Z . 10463,
betreffend die Flüssigmachung einer Quartiergeldrate für die Kinder der ver¬
storbenen Lehrerin Mathilde Feiler,  nach der am 4 . Februar 1904 durch-
gesührteu öffentlichen mündlichen Verhandlung , und zwar nach Anhörung des
Vortrages des Referenten , sowie der Ausführungen des Dr . Anton Wesselsky,
Hof - und Gerichtsadvokaten in Wien , als Vertreter der Beschwerde , des k. k.
Ministerial -Sekretärs Dr . v. B r a i t e n b e r g, als Vertreter des belangten
k. k. Ministeriums für Kultus und Unterricht , und des Dr . Norbert Klinger,
Hof - und Gerichtsadvokaten in Wien , als Vertreter des mitbeteiligten Adolf
F e l l e r , zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.

Entscheidungsgründe:

Mit dem Erlasse vom 3 . Jänner 1903 , Z . 7862 , hat der niederöster¬
reichischen Landesschulrat den hinterlassenen unmündigen Kindern der am
9. April 1901 in Aktivität verstorbenen definitiven Volksschullehrerin in Wien
Mathilde Feiler  über Ansuchen des Vaters der Kinder im Sinne des Z 77
des Landesgesetzes vom 5 . April 1870 , L -G .-Bl . Nr . 35 , die Quartiergeldrate
für das Quartal Mai , Juni und Juli 1901 zuerkannt und ausgesprochen , daß
der entfallende Betrag per 100 8 nach 8 35 des Landesgesetzes vom 27 . Dezember
1891 , L.-G .-Bl . Nr . 67 . aus den Mitteln der Reichshanpt - und Residenzstadt
Wien zu erfolgen sei. Die vorliegende Beschwerde richtet sich gegen das diese
Entscheidung bestätigende Erkenntnis des k. k. Ministeriums für Kultus und
Unterricht vom 6 . April 1903 , Z . 10463 , und führt aus , daß , wie ans 8 65
deS erstzilierten Landesgesetzes ganz deutlich erhelle , dieses Gesetz im allgemeinen
Versorgungsgenüsse nur für Hinterbliebene nach männlichen Mitgliedern des
Lehrstandes vorgesehen habe und daß auch der hier speziell in Betracht kommende
§ 77 des Gesetzes mit Rücksicht auf den Wortlaut seines Textes nur von
Hinterbliebenen eines männlichen Mitgliedes des LehrstandeS verstanden
werden könne.

Nach ß 65 des gedachten Landesgesetzes haben Witwen und Waisen der
Mitglieder des Lehrstandes nur dann einen Versorgungsanspruch , wenn der

verstorbene Gatte und Vater selbst zu einem Ruhegenusse berechtigt gewesen
wäre und 8 77 des Gesetzes sagt:

..Witwen und Kinder eines in aktiver Dienstleistung verstorbenen Mit¬
gliedes des Lehrstandes haben das Recht , die Naturalwohnung desselben noch
ein Vierteljahr lang zu benützen oder den ihm zustehenden Quartiergeldbetrag
für den nächst verfallenden Erhebungstermin zu beziehen ."

Der Gerichtshof war des Erachtens , daß das aus dem letztgedachten
Paragraphen des Gesetzes hergeholle Argument der Beschwerde nicht zutrifft.
Denn nach der Verbalinterpretalion muß gesagt werden , daß der betreffende
Quartiergeldbetrag der Witwe und den Kindern , wenn beide vorhanden sind,
aber auch der Witwe allein und auch den Kindern allein zukommt , wenn nur
die eine oder die anderen hinierblieben.

Da nun vorliegenden Falles zwar keine Witwe aber doch Kinder eines
in aktiver Dienstleistung verstorbenen Mitgliedes des Lehrstandes vorhanden
sind , so steht nach dem Wortlaute des 8 77 dem in Rede stehenden Ansprüche
dieser Kinder nichts entgegen.

Diese Rrchtsauffassung erscheint aber auch nicht durch die Bestimmung
des Z 65 des Gesetzes ausgeschlossen.

Denn ohne in die Frage einzugehen , inwieweit diese Bestimmung des
Gesetzes tatsächlich im Sinne der Beschwerde zu verstehen sei, kommt in Betracht,
daß die Begünstigung des H 77 überhaupt nicht als eine zu den eigentlichen
Versorgungsgenüsse » zählende Zuwendung anzusehen ist.

Dieselbe h,nt vielmehr offenbar bloß den Zweck, den Hinterbliebenen den
wirtschaftlichen Übergang bezüglich der Wohnungsverhältnisse in den künftigen
Zustand durch eine Zusristung der Naturalwohnung , eventuell des Quartier¬
geldes der verstorbenen Lehrperson zu erleichtern und stellt sich eigentlich , worauf
auch die Textierung des Gesetzes hinweist , als eine zu dem eben gedachten
Zwecke zugebilligte Verlängerung des bezüglichen Anspruches der verstorbenen
Lehrperson selbst dar.

Die Bestimmung des 8 65 muß daher überhaupt nicht bei Interpretation
des § 77 zur Richtschnur oder zum Ausgangspunkte genommen werden.

Hienach konnte der Gerichtshof in der angefochtenen Entscheidung eine
Gesetzwidrigkeit nicht erblicken und gelangte daher zur Abweisung der Beschwerde.

2 .
Bersteigerungen nach KH 331 und 332 E .-O . sind
als freiwillige Feilbietungen anzusehen und ist die
Gemeinde daher zur Einhebung der Feilbietungs-

Prozente berechtigt.

Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom 18 . Fe¬
bruar 1905 , Nr . 157 (M . B .-A. Xll , 16049/05 ) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!

Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Ersten
Präsidenten Dr . Grafen Schönborn,  in Gegenwart dcr Räte des k. k. Ver-
waltungsgerichtshofes Dr . Z istler,  Dr . K l e e b e r g, Dr . Ritter ° v . Heiterer
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und Dr . Schimm , dann des Schriftführers k. k. Bezirks -KommiffärS Ritter
v. Hennig,  über die Beschwerden des Julius Frankl  und der Firma
P . Hagyi - Risto L Komp,  in Wien gegen die Entscheidung des Wiener
Stadtrales vom 13 . Jänner 1904 , Z . 15940 , betreffend die Vorschreibung
eines Armenprozentes , nach der am 7. Jänner 1905 durchgesührten öffentlichen
mündlichen Verhandlung,undzwar nach Anhörung des Vortrages des Referenten,
sowie der Ausführungen des Dr . Gustav Leisten,  Hof - und Gerichtsadvokaten
in Wien , in Vertretung der Beschwerde des Julius Frankl,  des Dr . Theodor
Starke !, Hof - und Gerichlsadvokaten in Wien , iu Vertretung der Beschwerde
der Firma P . Hagy - Risto  L K o m p. in Wien und der G -genauSsührungen
des Dr . Robert S w o b o d a, Hof - und Gerichtsadvokaten und Sladtanwaltes
der Gemeinde Wien , in Vertretung des belangten Wiener Stadtrates , zu Recht
erkannt:

Die Beschwerden werden als unbegründet abgewiesen.

Entscheidungsgründe:

Durch den mit dem Beschlüsse des Stadtrates Wien vom 13 . Jänner
1904 , Z . 15940 , bestätigten , im selbständigen Wirkungskreise erlassenen Bescheid
des magistratischen Bezirksamtes für den XII . Bezirk in Wien vom 10 . No¬
vember 1903 , Z . 34586 , wurde aus Anlaß der Versteigerung der zu ein Drittel
dem Realitätenbesitzer Julius Frankl  und zu zwei Drittel der Firma
H . Hägyi - Risto L Komp,  gehörigen Liegenschaft Einl .-Z . 399 in Unter-
Meidling , wobei dieselbe der zuletzt genannten Firma um den Meistbot von
248 .900 X zugeschlagen wurde , auf Grund der Hofkanzleidekrete vom 25 . April
1812 , Justizgesetzsammluug Nr . 987 und 24 . März 1837 , Justizgesetzsammlung
Nr . 187 dem Julius Frankl  als Verkäufer von ein Drittel der erwähnten
Liegenschaft und der genannten Firma als Verkäufer von zwei Drittel derselben
das Armenprozent , und zwar dem Julius Frankl  mit 1659 X 33 ü und
der genannten Firma mit 3318 X 67 X zur Zahlung vorgeschrieben.

Die aktcngemäße Vorgeschichte des vorliegenden Falles ist dahin zu-
sammenzufafsen , daß der Miteigentümer zu ein Drittel der eingangs bezeichneten
Liegenschaften , Julius Frankl,  die Firma Hagyi - Risto L Komp,
beim Landesgerichte in Wien mittels Klage auf Aushebung des gemeinschaft¬
lichen Eigentums an dieser Liegenschaft im Wege der gerichtlichen Feilbietung
derselben belangt hat , daß über diese Klage ein Rechtsstreit durch alle drei
Instanzen durchgeführt wurde , daß mit dem Urteile des Oberlandesgerichtes
in Wien vom 4 . Oktober 1902 erkannt worden ist, es stehe dem Kläger das
Recht zu , die Aufhebung des gemeinschaftlichen Eigentums an der fraglichen .
Liegenschaft mittels gerichtlicher Feilbietung derselben zu verlangen , daß die I
hiegegen von Seite der geklagten Firma erhobene Revision laut Urteiles des
Obersten Gerichtshofes vom 14 . Jänner 1903 , Z . 7544 , keinen Erfolg Halle,
daß sohin der Kläger Julius Frankl  beim Landesgerichte in Wien ein
Exckutionsgesuch eingebracht und die Vollstreckung des Urteiles durch Bewilligung
der Versteigerung beantragt hat , welcher Akt von dem k. k. Bezirksgerichte in
Meidling als Exekutionsgericht auch vollzogen wurde.

Gegen die im Eingänge erwähnte Stadtrats -Eulscheiduug haben sowohl
Julius Frankl  als auch die Firma Hagyi - Risto L Komp.  die Be¬
schwerde an den Verwaltnngsgerichtshof eingebracht , in welchen Beschwerden
im wesentlichen ausgeführt wird , daß nach den in der Verfügung des magi¬
stratischen Bezirksamtes zitierten Rechtsquellen , sowie nach der Verordnung des
Ministeriums des Innern vom 20 . August 1855 , R .-G .-Bl . Nr . 146 , das
Armenprozent bei jenen Versteigerungen nicht vorzuschreiben sei, welche im gericht¬
lichen Exekutionswege vorgenommen werden , daß aber die in Rede stehende
Versteigerung im Exekutionswege vorgenommen worden sei, da es sich um
eine im Prozeßwege erzwungene Aushebung der Eigentumsgemeinschaft an einer
Liegenschaft gehandelt habe , welche Aushebung nach dem Gesetze eben nur im
Prozeß - und Exekutionswege durchgesührt werden konnte.

Der Verwaltungsgerichtshos konnte die Beschwerde nicht als begründet
erkennen.

Denn das Hofdekret vom 25 . April 1750 (Ooäsx »ustr . 5 . Teil , Seite 501)
bestimmt ganz allgemein , daß von allen Lizitationen , außer in Exekutions - und
Kridasällen , ein Prozent von dem Betrage des Verkaufes für die Almosenkassa
eingezogen werden soll, und die Regierungsverordnung vom 19 . Hornung 1770
(Oostex anstr . 6 . Teil , Seite 1307 ), mit welcher die „ Armenleutkaffa -Gebühcen-
abfuhr von Lizitationen " speziell für Wien behandelt und geregelt wird , beruft
sich auf die in einem einzelnen Falle der Entrichtungsverweigerung unterm
30 . Mai 1767 erflossene Allerhöchste Resolution , nach Ausweise welcher die
einprozentige Abgabe aä caesam paupsruw . bloß von den freiwilligen Lizita¬
tionen zu verstehen sei und es wird sonach verordnet , „ daß der von dem aus
den freiwillig , nicht aber auS dem per sxeoutionem in Kridafällen oder sonst
gezwungener Weise per Imitationen ! verkauft werdenden Effekten und Mobilien,
dann Häusern , Grundstücken rc. erlösten Kaufschillinge der cassae xauperum
zustehende einprozentige Betrag jedesmal richtig abgeführt und unnachständig
entrichtet werden soll ."

An diesen Bestimmungen ist durch das Dekret der Zentral -Finanz-
ofkammer vom 25 . April 1812 , Justizgesetzsammlung Nr . 987 nur die
ndcrung getroffen worden , daß die sür de» Armenfond der Stadt Wien zu¬

folge des Hofdekretes vom 25 . April 1750 und der Regierungsverordnung vom
19 . Februar 1770 von den abzuhaltenden Versteigerungen einzuhebende Gebühr
auf zwei von Hundert bestimmt wurde.

Wenn hiebei ausgesprochen worden ist, daß „ diese Gebührabnahme jedoch
bei jenen Lizitationen , welche in wirklichen Kridafällen oder sonst im gericht¬
lichen Exekutionswege gehalten werden , auch künftig , wie bisher nicht stattfindet " ,
so kann hierin eine Abweichung von den Bestimmungen der in dem Finanz-
Hof -Kommissionsdekrete bezogenen Erläffe nicht erblickt werden , da in Überein¬
stimmung hiemit auch die Regierungsverordnung vom 19 . Februar 1770 die

Befreiung von der bei freiwilligen Lizitationen zu entrichtenden Armenabgabe
auf die per exeeutionsm , sei es nun „ in Kridafällen " oder „ sonst gezwungener
Weise " , erfolgenden Lizitationen einschränkt , nach beiden Texten daher der frei¬
willigen Feilbietung gegenüber die exekutive Eigenschaft der Versteigerung , mag
dieselbe nun in oder außer Kridafällen Vorkommen , das entscheidende Merkmal
sür die Abgabenbefreiung bildet.

Das Hofkanzleidekret von , 24 . März 1837 Justizgesetzsammlung Nr . 187,
auf welches sich die durch die angefochlene Entscheidung aufrecht erhaltene Ver¬
fügung des magistratischen Bezirksamtes und die Gegenschrift des Wiener Stadtrates
stützt, beruft sich, abgesehen davon , daß dasselbe nur für Böhmen und Mähren
erlassen worden ist, ans das oberwähnle Zentral -Finanz -Hofkammerdekret vom
25 . April 1812 und konstatiert , daß nach den Bestimmungen desselben von der
Entrichtung des Armenprozentes die Exekutions - und Kridasälle ausgenommen
worden seien.

Nach dem vorausgeschickten kann es sich somit im gegebenen Falle nur
um die Frage handeln , ob der Versteigrrungsakt als ein freiwilliger oder exe¬
kutiver anzusehen ist.

Hiebei hat der Gerichtshof nachfolgendes erwogen:
Nach Z 167 des kaiserlichen Patentes vom 9 . August 1854 , R .- G .- öl.

Nr . 208 , über das Verfahren in Rechtsangelegenheiten außer Streitsachen,
dessen VI . Hauptstück „ von der freiwilligen Schätzung und Feilbietung " handelt,
steht es jedermann frei , sein Eigentum sowohl gerichtlich schätzen, als auch
öffentlich feilbieten zu lassen, nach Z 269 hat in dem Ansuchen um freiwillige
Versteigerung eines unbeweglichen Gutes die „ Nachweisung des freien Eigen¬
tumsrechtes des Versteigerers " zu erfolgen . Z 275 bestimmt , daß die freiwillige
Versteigerung auf Verlangen des Eigentümers auch obne vorausgegangene
Schätzung zu bewilligen sei, immer aber der Eigentümer den Ausrufspreis
bestimmt angeben müsse und nach Z 277 muß in dem Edikte der Name des
Verkäufers , der Gegenstand der Versteigerung und der Ausrufspreis angegeben
und ausdrücklich bemerkt werden , daß die Versteigerung auf freiwilliges Ansuchen
des Eigentümers erfolge , mithin den auf das Gut versicherten Gläubigern ihr
Pfandrecht ohne Rücksicht auf den Verkaufspreis Vorbehalten bleibe.

Überdies steht es nach § 278 dem Eigentümer frei , sich die Genehmigung
des Verkaufes aus eine bestimmte Zeit vorzudehalten.

Hieraus ergibt sich, daß die charakteristischen Merkmale der freiwilligen
Versteigerung darin bestehen , daß dieselbe von dem Eigentümer und nicht , wie
in Krida - und Exekutionsfällen , von dritter Seite gegen den Eigentümer zur
Geltendmachung obligatorischer Ansprüche angestrebt wird und daß , wäbrend
im letzteren Falle die Folgen des allgemeinen , oder bei der einzelnen Exeku¬
tionsführung des Partialkonkurses eintreten , welchen sich die auf dem zur Feil¬
bietung gelangenden Gute versicherten Gläubiger unterwerfen müssen , im Falle
der freiwilligen , von dem Eigentümer allein herbeigeführten Versteigerung
selbstverständlich ein Einfluß auf die Rechte dritter Personen nicht ausgeübl
werden kann.

Eine von dem Eigentümer angesuchte und unter der Beschränkung des
H 277 des kaiserlichen Patentes vom Jahre 1844 vollzogene Feilbietung wird
daher unter allen Ümständen eine freiwillige im Sinne des Gesetzes sein.

Hiebei kann es keinen Unterschied machen , ob beim Vorhandensein von
Miteigentümern sämtliche Miteigentümer spontan um die Feilbietung ihres
unbeweglichen Gutes ansuchen oder ob ursprünglich nur ein Teilgenosse den
Mitgenoffen gegenüber die Teilung mittels gerichtlicher Feilbietung verlangte
und die übrigen Miteigentümer sich mit Rücksicht auf die Bestimmungen der
ZZ 830 und 843 des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches seinem Verlangen
fügten oder im Falle des Widerstrebens durch den Spruch des Richters hiezu
verhalten wurden.

Im letzteren Falle ersetzt eben das Urteil das ursprünglich verweigerte
Einverständnis der diffentierenden Teilgenoffen und ist die von dem die Teilung
der Eigentumsgemeinschaft betreibenden Teilgenoffen unter Beibringung des
Urteiles angesuchle Feilbietung nunmehr als eine von sämtlichen Miteigentümern
ausgehende , daher sowohl im Hinblick auf die Person ihrer Urheber , als auch
im Hinblicke auf ihre rechtliche Wirkung dritten Personen gegenüber als eine
freiwillige Feilbietung anzusehen.

Es wäre auch nicht gut abzusehen , warum ein und derselbe Feilbietungs¬
akt , ohne daß seine rechtliche Natur eine Änderung erfahren würde , dann die
Einhebung des Armenprozentes nach sich ziehen würde , wenn sämtliche Mit¬
eigentümer der Realität schon ursprünglich mit der Feilbietung einverstanden
waren , jedenfalls aber nicht, wenn bas Einverständnis dissentierender Teil¬
genoffen erst vorher im Prozeßwege erzwungen werden müßte.

Auch kann ein und derselbe Feilbietungsakl doch nur immer entweder ein
freiwilliger oder ein exekutiver sein , einen gemischten Charakter aber müßte man
dem Akte zweifellos dann beimessen , wenn man annehmen würde , daß die
Versteigerung den ursprünglich diffentierenden Teilgenoffen gegenüber im Hinblick
auf das dazwischen liegende Urteil eine exekutive sei, weil ja doch gewiß die
Annahme absurd wäre , daß die von dem die Teilung betreibenden Teilgenoffen
angestrebte und angeführte Feilbietung ihm gegenüber auch den Charakter einer
exekutiven habe.

Der Umstand , daß im konkreten Falle die Versteigerung über ein bei
dem Prozeßgerichte I . Instanz eingebrachtes „ Exckutionsgesuch " des Julius
F r an k l in Vollstreckung seines urteilsmäßigen Anspruches , die Aushebung
des gemeinschaftlichen Eigentums mittels gerichtlicher Feilbietung der Liegen¬
schaft zu verlangen , durch das Bezirksgericht in Meidling als Exekutionsgericht
erfolgte , vermag an den obigen Ausführungen nichts zu ändern , da ja das
gerichtliche Urteil das Einverständnis der ursprünglich diffentierenden Teil¬
genoffen nur dann zu ersetzen vermochte , wenn dessen Vollstreckbarkeit durch das
Prozeßgericht anerkannt wurde , die Feilbietung selbst aber , wenn auch in Voll¬
streckung des erwähnten Urteiles , doch keineswegs als exekutive Feilbietung
vollzogen werden konnte.
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Denn nach A 352 der Exekutionsordnung vom 27 . Mai 1896 , R .-G .-Bl.
Nr . 79 , haben , wenn der Anspruch die gerichtliche Versteigerung einer gemein¬
schaftlichen Liegenschaft zum Zwecke der Auseinandersetzung betrifft , auf dessen
Vollstreckung die Bestimmungen der ZZ 272 und 280 des kaiserlichen Patentes
vom Jahre 1854 Anwendung zu finden , also auch jene Bestimmung deS Z 277,
noch welcher in dem Fnlbietungsedikte ausdrücklich die Versteigerung als eine
freiwillige bezeichnet und bemerkt werden muß . daß den aus dem Gute ver¬
sicherten Gläubigern ihr Pfandrecht ohne Rücksicht auf den Verkaufspreis Vor¬
behalten bleibe.

Da somit die Versteigerung der Realität im gegebenen Falle nicht nach
den Grundsätzen einer exekutiven , sondern nach jenen einer freiwilligen Feil¬
bietung vollzogen wurde , erscheint mit Rücksicht aus die eben angeführten , die
Einhebung des Armenprozentes betreffenden Normen die angesochtene Ent¬
scheidung im Gesetze gerechtfertigt und mußten die Beschwerden als unbegründet
abgewiesen werden.

».
Befugnis der Gemischtwarenverschleißer zum Leder¬

ausschnitt.
Entscheidung des k. k. Verwaltnngsgerichtshofes vom 8. März

1905 , Nr . 2545 (M . B .-A. XV , 13285 ) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!

Der k. k. Verwallungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Senats-
Präsidenten Dr . Ritter v. Alter,  in Gegenwart der Räte des k. k. Ver¬
waltungsgerichtshofes Dr . Zistler,  Ritter v. Fals er , Malnic  und
Dr . Freiherr » v. Hein  old , dann des Schriftführers k k. Bezirks -Kommissärs
Freiherrn v. Bossi - Fedrigotti,  über die Beschwerde der Genossenschaft
der Lederhändler und Lederausschneider u . s. w . in Wien gegen die Entscheidung
des k. k. Ministeriums des Innern vom 8 Februar 1904 , Z . 2626 , betreffend
den Umfang des Gewerbes der Gemischtwarenhändler , nach der am 8 . März
1905 durchgesührten öffentlichen mündlichen Verhandlung , und zwar nach An¬
hörung des Vortrages des Referenten , sowie der Ausführungen des Doktor
Alfons Cohn.  Hof - und Gerichtsadvokaten in Wien , in Vertretung der
Beschwerde , und der Gegenausführuugen des k. k. Ministerial -Vize -Sekretärs
Angerer,  in Vertretung des k. k. Ministeriums des Innern , und des Vor¬
stehers des Handelsgremiums für die Bezirke XII bis XV , Friedrich Leopold
v. Löwenthal,  in Vertretung der mitbeteiligten Genossenschaft der Kauf-
leute des XV . Bezirkes , zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.

Entscheidungsgründe.

Die k. k. u .-ö. Statthalterei hat mit Entscheidung vom 30 . November 1903,
Z . 3160 , gemäß Z 36 , Absatz 2 der Gewerbeordnung ausgesprochen , daß der
Gemischtwaren -Verschleißer Adolf Lichtschein  auf Grund seines Gewerbe¬
scheines für den Gemischtwaren -Verschleiß auch zum Lederausschnitt berechtigt
sei, weil diese Tätigkeit lediglich eine besondere handwerksmäßige Fertigkeiten
nicht erfordernde Art der Zurichtung des Leders für den Kleinverkauf darstelle,
daher von jedem ausgeübt werden könne , der wie zum Beispiel ein Gemischt-
Waren -Berschleißer mit Leder zu handeln befugt ist.

Gegen diese Entscheidung hat die Genossenschaft der Lederhändler , Leder¬
ausschneider rc . den Rekurs an das Ministerium des Innern eingebracht,
welches mit Entscheidung vom 8 . Februar 1904 , Z . 2626 , dem Rekurse aus
den Gründen der Statthalterei -Entscheidung keine Folge gegeben hat.

Gegen diese Ministerial -Enlscheidung hat die genannte Genossenschaft die
Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof eingebracht , in welcher ausgeführt
wird , daß im Sinne des Z 38 der Gewerbeordnung ein Handelsgewerbe zu
nichts anderem berechtige als zum Handel mit den angemeldeten bestimmten
Waren , daß demnach dem Inhaber eines Handelsgewerbes keinerlei pro¬
duzierende Tätigkeit zustehe , daß aber als eine solche Tätigkeit das Lederaus¬
schneiden angesehen werden müsse, weil durch dasselbe gewerbsmäßig aus der
Haut der Tiere im gegerbten Zustande die für den Schuhmacher zur Verfertigung
der Fußbekleidung notwendigen Lederbestandteile in einer solchen Weise heraus-
geschnitlen werden , daß diese Teile ihrem Zwecke zu entsprechen geeignet sind;
daß diese Tätigkeit als eine Verabeitung eines Materiales anzusehen sei, welche
besondere Fachkenntnis erfordere , daß endlich in Wien von zahlreiche » Personen
das Lederausschneidergewerbe als selbständiges Gewerbe betrieben werde . Das
Erkenntnis des Bewaltungsgerichtshofes beruht auf nachstehenden Erwägungen:

Im Z 38 , Absatz 3 der Gewerbeordnung wird bestimmt , daß der Inhaber
eines Handelsgewerbes im engeren Sinne die handwerksmäßige Herstellung
und Verarbeitung von Gewerbe -Erzeugnissen nur dann betreiben dürfe , wenn
er den Vorschriften des Z 14 der Gewerbeordnung bezüglich der handwerks¬
mäßigen Gewerbe entsprochen habe.

Es wird also in dieser Gesetzesstelle für die selbständige Erzeugung von
Waren , welche den Gegenstand handwerksmäßiger Gewerbe bildet , die Bei¬
bringung des im Z 14 der Gewerbeordnung normierten Befähigungsnachweises
erfordert.

Ob nnn aber in einem konkreten Falle dieses Erfordernis wirklich auf¬
zustellen sei, ist lediglich von der Frage abhängig , ob die betreffenden Ver¬
richtungen zu dem Berechtigungslreise eines handwerksmäßigen Gewerbes
gehören.

Nach dem Inhalte der auf Grund des ß 1, Absatz 2 des Gesetzes vom
15 . März 1883 , R .-G -Bl . Nr . 39 , erlassenen Handelsministerialverordnungen
vom 17 . September 1883 , R .-G .-Bl . Nr . 148 und vom 30 . Juli 1884 , R ..G .-BI.
Nr . 110 , gehört das Lederausschneiden nicht zu den handwerksmäßigen Gewerben;
es muß demnach die oben gestellte Frage der Notwendigkeit der Beobachtung
der Vorschriften des Z 14 der Gewerbeordnung für den gegenwärtigen Fall
verneint werden.

Übrigens kann auch nicht verkannt werden , daß die hier in Betracht
kommenden Manipulationen nur in der Zurichtung einer fertigen und in dem
betreffenden Zustande als geeignetes Objekt des Verkaufes an die Kunden sich
darstellenden Ware angesehen werden können , keineswegs aber als eine durch
Anwendung von irgend welchen Mitteln mechanischer oder chemischer Natur
erfolgende Umgestaltung eines Rohproduktes oder Halbfabrikates , durch welchen
Prozeß dasselbe erst die Eigenschaft einer zur Befriedigung irgend eines Ber-
kehrsbedürfniffes geeigneter Ware erlangen soll.

Wenn demnach die entscheidenden Administrativbehörden im vorliegenden
Falle ausgesprochen haben , daß die in Rede stehenden Manipulationen den
Umfang der Gewerbeberechtigung eines Gemischtwarenhändlers nicht überschreiten,
so kann hierin eine Verletzung oder unrichtige Anwendung des Gesetzes nicht
erblickt werden.

Wenn aber in der Beschwerde auch noch geltend gemacht wird , es habe
das Handelsministerium die angesochtene Entscheidung gefällt , ohne vorher die
mitinteressierten Genossenschaften gehört zu haben , worin ein wesentlicher Mange!
des Verfahrens gelegen sei, so ist zu bemerken , daß diese Einwendung teils
gesetzwidrig , teils aktenwidrig erscheint.

Erstens deshalb , weil im Z 36 , Absatz 2 der Gewerbeordnung vor¬
geschrieben ist, daß im Zweifel über den Umfang der Gewerberechte die politische
Landesbehörde nach Einvernehmung der Handels - und Gewerbekammer ent¬
scheidet, welche (die Handels - und Gewervekammer ) diesfalls die betreffende
Genoffenschaft zu hören habe.

Eine unmittelbare Vernehmung der Genossenschaft durch die Landes¬
behörden ist also im Gesetze gar nicht vorgeschrieben . Die Vernehmung der
beschwerdeführenden Genossenschaft seitens der Handels - und Gewerbekammer
aber ist — wie die Akten zeigen — tatsächlich erfolgt . Insoweit also die hier
in Rede stehenden Beschwerdeausführungen dahin zu verstehe » wären , daß eine
Einvernehmung der beschwerdeführendenjGenossenschaft überhaupt nicht erfolgt
sei, sind diese Ausführungen nach dem eben Gesagten als aktenwidrig zu
bezeichnen.

Aus diesen Erwägungen mußte demnach die Beschwerde als in jeder
Richtung unbegründet abgewiesen werden.

4 .
Verpflichtung der Hauseigentümer zur Instandsetzung

des Trottoirs.

Erkenntnis des k. k. Verwaltnngsgerichtshofes vom 11 . April
1905 , Nr . 4041/05 (M . B .-A. XIII , 23186/05 ) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!

Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Senats-
Präsidenten Dr . Ritter ». Alter,  in Gegenwart der Räte des k. k. Ver¬
waltungsgerichtshofes Dr . B a l k o , Ritter v. Falser , v, Neukirchen
und Freiherrn v . Hock , dann des Schriftführers k. k. Ratsekretiksadjunkten
Dr . Ritter v. Schneid  über die Beschwerde des Dr . Rudolf Schwabe
v. Waisenfreund  und der Helene Schwabe v. Waisenfreund
in Wien gegen die Entscheidung der Bau -Deputation für Wien vom 8 . Septem¬
ber 1904 ^ Z . 139 , betreffend eine Trottoierherstelluug , nach der am 1l . April
1905 durchgesührten öffentlichen mündlichen Verhandlung , und zwar nach
Anhörung des Vortrages des Referenten , sowie der Ausführungen des Doktor
Ferdinand Westermayer,  Hof - und G -richtsadvokaten in Wien , in Ver¬
tretung der Beschwerde , und der Gegenausführnngen des k, k. Statthalterei-
rates Freiherrn v. Siber,  in Vertretung der belangten Behörde , sowie jener
des Dr . Anton WesseIsky,  Hof - und Gerichtsadvokaten in Wien , in Ver¬
tretung der mitbeteiligten Stadtgemeinde Wien , zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.

Entscheidungsgründe:

Der angesochtene Auftrag an die Beschwerdeführer , das schadhaft ge¬
wordene Trottoir vor ihrem Hause im XIII . Wiener Gcmeindebezirke wieder
in guten Stand zu setzen, beruht aus der Annahme , daß seit Bau dieses
Hauses im Jahre 1890 , also zur Zeit , da dort noch die niederöst„erreichische
Landbauordnung vom 17 . Jänner 1883 , L.-G .-Bl . Nr . 36 , galt , eine Übernahme
des von dem Bauwerber hergestellteu Trottoirs seitens der Gemeinde (Hietzing,
dann Wien ) bisher noch nicht stattgesunden hat.

Da diese Annahme nicht aktenwidrig ist und weitere zweckdienliche Er¬
hebungen zur Klarstellung der Frage , ob eine solche Übernahme etwa doch
stattgeftinden hat , vom Beschwerdeführer auch nicht beantragt worden sind,
mußte der Verwaltungsgerichtshof angesichts der Bestimmung des Z 6 des
Gesetzes vom 22 . Oktober 1875 , R .-G .-Bl . Nr . 36 er 1876 , von dieser seitens
der Verwaltungsbehörde ihrer Entscheidung zugrunde gelegten Tatbestands¬
annahme , ungeachtet der Ausführungen der Beschwerde , welch - dartun wollen,
wie wenig wahrscheinlich es sei, daß die Trottoirübernahme unterblieben sei,
ausgehen.
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Unter dieser Voraussetzung aber erscheint der angefochtene Auftrag im
8 70 der bezogenen Bauordnung , wonach der Eigentümer eines Neubaues
daS Trottoir b,S zum Tage der Übergabe an die Gemeind - zu erhalten ver¬
pflichtet ist, durchaus begründet und ist an dieser Verpflichtung auch dadurch
keine Änderung e,« getreten , daß in Hietzing an Stelle dieser Bauordnung die
Wiener Bauordnung vom selben Tage , L.- G .-Bl . Nr , 35 , in Geltung trat,
dies umsoweniger als Z 62 der Wiener Bauordnung , welchen die augesochtene
Entscheidung irrigerweise bezieht , sachlich genau dieselbe Abgrenzung der Pflichten
zwischen Hauseigentümer und Gemeinde hinsichtlich der Trottoirerhaltung festsetz!.

Gegenüber den mündlichen Aussübrungen des Beschwerdevertreters bei
der öffentlichen Verhandlung , daß die Pflicht zur Troltoirherstellung nur dem
ersten Eigentümer (dem Erbauer ) eines neuen Hauses obliege , nicht aber auf
seine Besitznachfolger übergehe , ist daraus zu verweisen , daß nach dem Wort¬
laute der gesetzlichen Bestimmung nicht der erste Eigentümer (Erbauer ), sondern
der jeweilige Eigentümer eines neuen , das ist eines unter der Wirksamkeit
dieser neuen Bauordnung hergestellten Hauses mit dieser Verpflichtung belastet ist.

Ebenso wird die Berufung des Beschwerdevertreters daraus , daß vor der
Benützungsbewilligung für das in Rede stehende Haus gemäß Z 111 der
niederösterreichischen Bauordnung die genaue Einhaltung der Baubedingungen,
also auch die ordnungsmäßige Herstellung des Trottoirs festgestellt worden
sein mußte , hinfällig , wenn ins Auge gefaßt wird , daß es sich im vorliegenden
Falle nicht um die Herstellung , sondern um die Erhaltung des Trottoirs
handelt.

Die Beschwerde mußte sonach abgewiesen werden.

S.

Zuweisung von heimatslosen Personen.
(Voraussetzung der Zuweisung nach 8 18 des Heimatgesetzesvom 3. De¬
zember 1863, R.-G.-BI. Nr. 105, ist der Besitz der österreichischen Staats¬

bürgerschaft.)

Erkenntnis des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom 3 . Mai
1905 , Nr . 4894 (M .-Abt . XVI , Z . 5531/05 ) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!
Der k. k. Berwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. ersten

Präsidenten Dr . Grafen Schönborn , in Gegenwart der Rät - des k. k. Ver-
waltungsgerichtshofes Dr . Zistler , Truxa v. Neukirchen und Dr . Frisch,
dann des Schriftführers k. k Hofsekretärs Ritter v. Pien czyko ws  ki , über
die Beschwerde des Alfred Günther  in Wien gegen die Entscheidung der
k. k, n.-ö. Statthalterei vom4, Jänner 1904, Z. 1279 ei 1902, betreffend
die Verweigerung der Zuweisung zur Gemeinde Men , nach der am 3 . Mai
1905 durchgeführten öffentlichen mündlichen Verhandlung , und zwar nach An¬
hörung des Vortrages des Referenten , sowie der Ausführungen des k. k. Slatt-
Halterei -Rates Ritter v . Wagner,  in Vertretung der belangten k. k, n .-ö.
Statthalterei , zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet zurückgewiefen.

Entscheidungsgründe:

Mit der angefochtenen Entscheidung wurde jene des Magistrates Wien
als politischer Behörde I . Instanz vom 30 . August 1902 , Z . 5467 , mit welcher
das Ansuchen des Beschwerdeführers um Zuweisung zur Gemeinde Wien als
heimatlos gemäß der Bestimmungen des III . Abschnittes des Gesetzes vom
3 . Dezember 1863 , R .-G .-Bl . Nr . 105 , abgewiesen worden war , bestätigt , da
der Beschwerdeführer , wenn er auch die ihm nach seinem Vater ursprünglich
eigen gewesene preußische Staatsbürgerschaft im Jahre 1878 verloren , doch
die österreichische Staatsbürgerschaft bisber erwiesenermaßen nicht erworben
habe , somit die gemäß § 2 des zitierten Gesetzes für seine Zuweisung im Sinne
des § 18 des zitierten Gesetzes zu einer österreichischen Gemeinde erforderliche
kardinale Voraussetzung nämlich der Besitz der österreichischen Staatsbürger¬
schaft nicht gegeben sei und diese Voraussetzung auw weder durch die Abstellung
im Inlands noch durch die Volschrcibung einer Mililärkape durch dle hier-
ländischen Behörden ersetzt werde.

Der Beschwerdeführer vermeint , daß der Z 18 lex . eit . auf alle Heimat¬
losen , also auch auf Ausländer Anwendung zu finden habe , daß er übrigens,
da er keinem anderen Staate angehöre , nicht einmal als Ausländer anzusehen
sei und beruft sich darauf , daß er in Wien geboren sei, seit seiner Geburt in
Wien lebt und daselbst sich auch verheiratete , daß er auch in Wien zum Militär
abgestellt worden sei und auf Grund des Mililärtax -Erkennlnisses der Be¬
rne,sungs Kommission für den XX . Bezirk in Wien , in welchem er als nach
Wien zuständig bezeichnet wird , zur Zahlung der Mililärtaxe herangezogen
wurde.

Der Verwaltungsgerichtshof ist von folgenden Erwägungen ausgegangen.
Der § 2 des die Hcimatverhältniffe in den im Reichsrate vertretenen

Königreichen und Ländern regelnden Gesetzes vom 3 . Dezember 1863 , R .-G .-
Bl . Nr . 105 , bestimmt , daß nur Staatsbürger das Heimatrecht in einer Ge¬
meinde erwerben können , und daß jeder Staatsbürger in einer Gemeinde
heimatberechtigt sein soll.

Nach Z 18 sind heimatlose , daß ist solche Personen , deren Heimatrecht
zur Zeit nicht erweislich ist, einer Gemeinde zuzuweisen , in welcher sie so lange
als heimatberechtigt zu behandeln sind , bis das ihnen zustehcnde Heimatrecht
ausgemittelt ist oder bis sie anderswo ein Heimatrecht erworben haben.

Nach diesen gesetzlichen Bestimmungen stellt sich die Zuweisung als
heimatlos als eine Maßregel dar , wodurch zeitweilig gleiche Rechte und Pflichten
begründet werden , wie selbe aus dem Heimatrechte selbst fließen.

Da nun nach dem Gesetze jeder Staatsbürger und nur ein solcher, in
einer Gemeinde des Staatsgebietes , für welches das Gesetz erlassen wurde,
heimatberechtigt sein soll und die Behandlung als heimatlos nur bei jenen
Personen , deren Heimatrecht zur Zeit nicht erweislich ist, platzzugreifen hat,
so ist es klar , daß , ebenso wie die Erwerbung des Heimatrechtes von dem
Besitze der Staatsbürgerschaft abhängig ist, dieser Besitz auch die Voraussetzung
für die Zuweisung als heimatlos bilden muß.

Da festgestellt ist, daß der Beschwerdeführer die Staatsangehörigkeit zu
de» im Reichsrate vertretenen Königreichen und Ländern nicht besitzt, so war
er mit seinem Begehren um Zuweisung als heimatlos zurllckzuweisen.

Der Umstand , daß der Beschwerdeführer die Staatsangehörigkeit zu einem
anderen Staate auch nicht besitzt, erscheint vom Standpunkte des zitierten
Gesetzes belanglos , da dasselbe in einzelnen Falle die positive Tatsache des
Besitzes der hieriändiscben Staatsangehörigkeit der in Frage stehenden Person
zur Voraussetzung seiner Anwendbarkeit hat.

Die erwähnten , weiters vom Beschwerdeführer zur Unterstützung seines
Begehrens angeführten Momente können nicht berücksichtigt werden , da sie
weder jedes für sich allein noch auch in ihrem Zusammenhänge geeignet
erscheinen , einen Anspruch des Beschwerdeführers aus die Staatsbürgerschaft
zu den im Reichsrate vertretenen Königreichen und Ländern zu begründen,
welche vielmehr von Fremden nur nach den Bestimmungen der 88 29 und 30
des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches , beziehungsweise der Hofdekrete vom
12 . April 1833 , Nr . 2597 , Justiz -Gesetzsammlung und vom 23 . Februar 1833,
Nr . 2595 , Justiz -Gesetzsammlung erworben werden kann.

6 .
Abänderung der Ministerialverordnung , betreffend
die Bezeichnung der gewerblichen Unterrichtsanstalten,
deren Zeugnisse zum Antritte von handwerksmäßigen

Gewerben berechtigen.
Verordnung des Handelsministers im Einvernehmen mit

dem Minister für Kultus und Unterricht vom 9. Juni 1905,
R .-G .-Bl . Nr . 99:

In teilweiser Abänderung und in Ergänzung der Ministerialverordnung
vom 5 . August 1902 , R .-G .-Bl . Nr . 175 , betreffend die Bezeichnung der
gewerblichen Unterrichtsanstalten , deren Zeugnisse zum Antritte von hand¬
werksmäßigen Gewerben berechtigen , wird auf Grund des 8 14 der Gewerbe¬
ordnung (Gesetz vom 15 . März 1883 , R .-G .-Bl . Nr . 39 ) nachstehendes ver¬
ordnet :

In der im 8 1 unter XVII der vorerwähnten Ministerialverordnung
enthaltenen Liste jener Anstalten , deren Zeugnisse beim Zutrcfsen der sonstigen
gesetzlichen Voraussetzungen zum Antritte des handwerksmäßigen Tischler¬
gewerbes berechtigen , ist die „ Abteilung für Tischlerei an der Staatsgewerbe¬
schule in Innsbruck " durch die „ Fachschule für Tischlerei in Hall " zu ersetzen.

Ans die aus dieser Verordnung sich ergebende Begünstigung haben die
Absolventen des Schuljahres 1904/05 der Fachschule für Tischlerei in Hall
bereits Anspruch.

7 .
Hausierverbot in mehreren Gemeinden Kroatiens.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 6. Juli 1905,
Z . 1-4260 (M .-Abt . XVII , 3426/05 ) :

Laut Mitteilung des kgl. ung . Handelsministeriums vom 8 . Mai 1905,
Z . 259I8/VII , wurde die Ausübung des Hausierhandels auf dem Gebiete der
Gemeinden Boöiijaci , Raöuiovci , Rajevselo , ßckireoci , Autor , Vrbanja und
Zupanje , des Bezirkes Zupanjc in Kroatien unter Ausrechthaltung der im 8 17
der bestehenden Haiisiervorschriften und in den diesen Paragraphen ergänzenden
Nachtragsverordnungen den Bewohnern gewisser Gegenden gewährten Rechte
verboten.

Hievon werden die k. k. Bezirkshauptmannschaflen in Niederösterreich , die
beide» Stadlräke und der Wiener Magistrat zufolge Erlasses des k. k. Mini-
steriums des Innern vom 13 . Juni 1905 , Z . 26317 , mit Beziehung auf den
8 10 des Hausterpatentes in Kenntnis gesetzt.

8 .
Eröffnung des Jrenen -Spitales in Felsö -BissL.

Erlaß des kön. ung . Ministers des Innern vom 8. Juli
1905 , Z . 110599/04 (M .-Abt . XXII , Z . 2190 ) :

Die Eröffnung des Spitales des Komitates Marmaros in Felsö - Viffö
wird zur Kenntnis genommen . Die Benennung „ Jrenen -Spital in Felsö-
Viffü " wird genehmigt und es wird demselben vom 1. August 1905 an der
Charakter eines öffentlichen Spitales verliehen.

Die tägliche Verpflegsgebühr wird für die Zeit vom 1. August 1905 bis
31 . Dezember 1806 für die auf Rechnung des Landes -Krankenverpflegsfoudes
und des Staatsärars Verpflegten , sowie für die im Auslände zuständigen
Kranken mit 1 L 50 ü festgesetzt.
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S.

Ernennung zum definitiven Kommissär der k. k.
Gewerbe Inspektion.

Statthalterei -Eclaß vom 8. Juli 1905 , Z . 1-4670 (M .-
Abt . XVII , 3473/05 ) :

Der Herr k. k. Handelsminister hat laut Erlasses vom 14 . Juni 1905,
Z . 31789 , im Einvernehmen mit dem Herrn k. k. Minister des Innern sich
bestimmt gefunden , den bisher provisorisch angestellten und beim k, k. Gewerbe-
Jnspektorate für den II , Aufsichlsbezirk in Wien in Verwendung stehenden
Kommissär der k. k, Gewerbe -Inspektion Phil .-Dr . Jakob Karl Bittner in
Wien zum definitiven Kommissär der k. k. Gewerbe -Jnspektion in der IX , Rang-
klafse der I. k, Staatsbeamten , unter Belastung auf seinem gegenwärtigen
Dienstposten , zu ernennen.

LO.

Bestellung von Prüsungs Kommissären für Dampf¬
kessel- und Dampfschiffsmaschinenwärter.

Kundmachung der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 8. Juli 1905,
Z . XIII -781 (M .-Abt . IV , 2129/05 ) :

Das k. k. Handelsministerium hat mit dem Erlasse vom 8 . Juni 1905,
Z . 27286 , auf Grund der Bestimmung des Z 2 der Ministerial -Verordnung
vom 15 . Juli 1891 , R .- G .-Bl . Nr . 108 , den k. k. Binnenschiffahrts -Inspektor
Hosrat Anton Schramm  und den Kommissär der k. k. Binnenschiffahrts-
Inspektion Karl Ebner zu Prüfungs -Kommissären für Dampskestelwärter und
Dampfschiffsmaschinenwärter für alle im Reichsrate vertretenen Königreiche
und Länder bestellt.

Die Genannten sind zufolge dieser Bestellung gemäß des Erlasses des
k. k. Handelsministeriums vom 22 . August 1894 , Z . 37686 or 1893 (Stalt-
Halterei -Erlaß vom 8 . Dezember 1894 , Z . 69578 ), Punkt 3, Absatz 3, auch
zur Vornahme der Prüfungen über die Befähigung zur Bedienung (Wartung)
von Benzin -, Naphla -, Petroleum -, Elektro - und ähnlichen Motoren befugt.

IL.

Zuweisung und Benützung der Kühlräume im
Schlachthause St . Marx.

Kundmachung des Wiener Magistrates vom 12 . Juli 1905,
M .-Abt . IX - 2002/05 . (Festgesetzt mit den Stadtrats -Beschlüssen
vom 10 . Jänner 1901 , Z . 110 , vom 17 . Jänner 1902 , Z . 417,
vom 30 . Juni 1904 , Z . 8873 , und vom 6 . Juli 1905 , Z . 9323;
rücksichtlich der Gebühren genehmigt mit den Erlässen der k. k.
n .-ö . Statthalterei vom 15 . Februar 1901 , Z . 4950 , und vom
l . August 1904 , Z . X a-2169 ) :

8 1-
Die Zuweisung der Kühlzellen erfolgt durch die Schlachthausverwaltung

in der Regel auf Zeit , und zwar nach Wahl der Partei auf ein Jahr , einen
Monat oder auf Tage.

Die Zuweisung auf ein Jahr erfolgt vom 1. März bis Ende Februar
des folgenden Jahres . Wird eine Zelle nach dem 1. März zugewiesen , so wird
die Gebühr für die restliche Zeit nach dem Jahressatze dann berechnet , wenn
diese Zeit vier Monate überschreitet ; sonst wird die Gebühr nach dem Mona ŝ-
satze berechnet.

Über Ansuchen kann eine Zelle an mehrere Parteien zugewiesen werden;
in diesem Falle haften dieselben solidarisch für die Zahlung der Gebühr.

Es ist nicht gestattet , ohne Zustimmung der Verwaltung eine Zelle einer
anderen Parei zur Benützung oder Mitbenützung zu überlassen.

Die Schlachthausverwaltung kann jederzeit an Stelle der bisherigen eine
andere Zelle zuweisen.

8 2.
Die Gebühren sind bei der Schlachthausverwaltung im vorhinein , und zwar

bei Zuweisung auf ein Jahr in vierteljährigen Raten innerhalb der ersten drei
Tage der Monate März , Juni , September und Dezember , bei Zuweisung auf
einen Monat oder auf Tage aber ganz zu entrichten.

8 3-
Die Schlachthausverwaltung kann Kühlzellen auch zur Einlagerung nach

Stück zuweisen ; in diesem Falle ist die Gebühr für jedes einzelne Stück und
pro Tag bei Herausnahme der eingelagerten Stücke aus den Kühlzellen zu
entrichten.

8 4-
Bei einer Betriebsstörung , welche die Benützung der Zelle nicht länger

als durch acht aufeinander folgende Tage unmöglich macht , wird bei Zuweisung
für ein Jahr kein Gebührennachlaß gewährt.

In allen übrigen Fällen wird ein der Zeit entsprechender Gebührennachlaß
eintreten.

In keinem Falle ist die Gemeinde Wien zu einem Schadenersätze ver¬
pflichtet.

8 5.
Die Parteien dürfen ohne Zustimmung der Gemeinde Wien in der Zelle

weder bauliche Veränderungen noch sonstige Herstellungen vornehmen.
Das Aushängen von Waren an den Drahtgittern der Wände oder Decken

der Zellen , sowie das Anbringen von Haken in den Zellen ist untersagt.
Die Parteien hasten für alle durch sie oder ihr Personale in der Kühl¬

anlage oder in den Zellen verursachten Beschädigungen.

8 6.
Die Zellen sind stets geschloffen zu halten.
Das Vorhängschloß für die Kühlzelle hat der Zelleninhaber selbst bei¬

zustellen.
Die Gemeinde übernimmt keinerlei Haftung für die in den Zellen oder

in der Vorkühlhalle ausbewahrten Vorräte und anderen Gegenstände.

8 7.
Die Zellen sind bei Ablauf der Zeit , für welche sie zugewiesen wurden , und

zwar spätestens am letzten Tage dieser Zeit , vollkommen geräumt und gereinigt
der Schlachtbausverwaltung zur Verfügung zu stellen , widrigens die Räumung
und Reinigung von amlswegen auf Gefahr und Kosten der Partei erfolgt.

8 8.
Die Kühlräume sind geöffnet:

a) An Werktagen von 4 bis 6 Uhr früh,
von 1/2II bis 1 Uhr mittags in der Zeit vom 1. April bis 31 . Oktober,
von 1/2II bis 2 Uhr mittags in der Zeit vom I . November bis 31 . März,
von 3 bis 7 Uhr nachmittags;

b) an Sonn - und Feiertagen:
von 4 bis 6 Uhr früh,
von II bis 12 Uhr mittags.

Außer diesen Zeiten ist das Betreten der Kühlräume mit / der Aufenthalt
in denselben nur ausnahmsweise und nur mit besonderer , für jeden einzelnen Fall
einzuholender Erlaubnis der Schlachthausverwaltung gestattet.

8 9.
Ungenießbares Fleisch , sowie verdorbene Waren überhaupt , dann Gedärme,

Blut , lose Felle , Haare , alter Talg , altes Fett , Knochen , ferner Sachen , welche
nicht zur Aufbewahrung von Fleischteilen notwendig sind, Kleidungsstücke und
Handwerkszeuge dürfen in der Kühlanlage nicht aufbewahrt werden.

Sollten derartige Gegenstände vorgefunden werden oder bereits eingebrachte
als verdorben sich Herausstellen , so sind dieselben von der Partei zu entfernen,
widrigen ? die Beseitigung von amtswegen aus Gefahr und Kosten der Partei
erfolgt.

Vorher ist die Partelvon dieser Maßregel unter Angabe der Zeit der Durch¬
führung zu verständigen.

8 10.
Das Salzen und Pöckeln von Fleisch ist in allen Räumen der Kühlhalle

verboten . Das Einbringen von derartig zubereitetem Fleisch in diese Räume in
gut verschlossenen Gefäßen ist gestattet.

Das Zerteilen der Fleischwaren darf in sämtlichen Räumen der Kühlhalle
nur mit Messer und Säge geschehen.

8 n.
Die Eingangstüren zu den Kühlräumen sind beim Ein - und Austritt

sofort zu schließen . Es ist untersagt , selbe durch Unterlagen oder sonstwie offen
zu halten.

Die für den Verkehr bestimmten Gänge dürfen mit keinerlei Gegenständen
belegt und zu keinerlei Arbeiten benützt werden.

Das Einfahren mit Handwagen sowie das Rauchen ist verboten.
Der Partei ist gestattet , ihr Namenschild an der ihr zugewiesenen Zelle

nach einem bestimmten Muster anzubringen.

8 12.
Das Fleisch darf nicht früher in die Kühlzellen gebracht werden , als bis

es auf die Lufttemperatur abgekühlt ist.
Die Borkühlhalle darf nur durch die Zelleninhaber benützt werden . In

die Vorkühlhalle darf nur solches Fleisch gebracht werden , welches zur Aufbe¬
wahrung in den Kühlzellen bestimmt ist.

Für die Benützung der Vorkühlhalle ist von den Zelleninhabern keine
besondere Gebühr zu entrichten.

Das im Borkühlraume untergebrachte Fleisch muß bis 1 Uhr mittags
des folgenden Tages aus demselben wieder entfernt werden . An Sonn - und
Feiertagen hat jedoch die Beseitigung des Fleisches bis 12 Uhr mittags zu
erfolgen.

8 13.
Jede Verunreinigung der Kühlanlage ist untersagt.
In den Kühlräumen iß die peinlichste Reinlichkeit zu beobachten.
Die Zellen sind von der Partei zu reinigen , die Reinigung der übrigen

Räume wird von der Schlachthausverwaltung veranlaßt.
Die näheren Weisungen werden von der Schlachthausverwallung im

Einvernehmen mit der technischen Betriebsleitung der Kühlanlage getroffen.
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8 14
Die Wasserausläufe dürfen nur zur Entnahme von Wasser mittels Ge¬

fäßen geöffnet werde » und sind , sobald die Gefäße gefüllt sind , wieder zu
schließen.

Das Reinigen von Gefäßen , Tüchern und sonstigen Gegenständen an den
Wafferausläufen ist untersagt.

Es ist verboten , in die Muscheln der Wasserleitung feste Stoffe , wodurch
eine Verstopfung herbeigeführt werden könnte , zu bringen.

Jedes unnütze Laufenlassen , sowie jede Vergeudung von Wasser ist untersagt.

8 15.
Die Parteien dürfen das elektrische Licht nicht eigenmächtig einschalten,

sondern sind angewiesen , sich im Bedarfsfälle an das Aufsichtsorgan in der
Kühlanlage zu wenden.

8 16-
Die Parteien sind verpflichtet , der Schlachthausverwaltnng jederzeit Ein¬

tritt und Nachschau in der Zelle zu ermöglichen ; sie, sowie ihr Personale
haben den von der Schlachthausverwaltnng aus Ordnungsrücksichten getroffenen
Weisungen Folge zu leisten.

8 17.
Die Benützungsgebühren betragen:
1 . Bei Einlagerung auf Zeit (Z I ) :

für ein Jahr . L 70 .—
für einen Monat . „ 18 .—
für einen Tag . „ — .80

für den Quadratmeter der Zelle , wobei die Zelle nur als Ganzes über¬
lasten wird;

2 . bei Einlagerung nach Stück (Z 3) :
für ein Rind . L 1 .—
für >/ , Rind . „ — .20
für ein Schwein . „ — .60
für >/, Schwein . „ — .30
für ein Kalb . „ — 40
für ein Schaf oder Lamm . „ — .20

8 18-
Parteien , welche sich diesen Bestimmungen nicht fügen , kann durch die

Schlachthausverwaltung die Zelle ohneweiters entzogen werden.
Die Partei hat in diesem Falle keinen Anspruch auf Verminderung der

Gebühr . Ebenso steht der Schlachthausverwaltung das Recht zu, der Partei,
welche mit der Gebühr im Rückstände bleibt , die weitere Benützung der Zelle
ohne Einfluß auf die Verpflichtung zur Gebührenzahlung zu entziehen.

Die Übertretung der Vorschriften dieser Knndmachung wird nach 8 IM
und Z 101 des Wiener Gemeindestatutes vom 24 . Mai 1900 , L.-G . -Bl . Nr . 17,
mit Geldstrafen bis zum Betrage von 400 Li oder mit Arreststrafen bis zu
14 Tagen geahndet.

LS.

Waffenträger » der Jagdschutzorgane ohne Waffenpaß
außerhalb des Anfsichtsbezirkes.

Erlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 13. Juli 1905,
Z . X u-2213/3 , M . - Abt . IX , 2698/05 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 62 ) :

Mit dem h. ä . Erlaffe vom 8. Juni 1904 , Z . X a -1176/1 , wurde
anläßlich der Beschwerde des n .-ö. Forstvereines gegen die seitens der Bezirks-
haup,Mannschaft St . Pölten im Amtsblatte Nr . 10 vom 10 . März 1904
erlassene Verlautbarung , betreffend die Verpflichtung zur Lösung von Waffen¬
pässen für das außer dem Jagdschutzgebiete jagende Jagdschutzpersonale , aus¬
gesprochen , daß diese Verlautbarung im Gesetze begründet sei.

Dagegen brachte der n .-ö. Forstverein eine weitere Beschwerde an das
Ministerium des Innern ein.

Das Ministerium des Innern ist laut Erlaßes vom 27 . Juni 1905,
3 - 14237 , nach mit dem Ackerbauministerium gepflogenen Einvernehmen nicht
in der Lage, dieser Beschwerde stattzugeben , und zwar aus folgenden
Erwägungen:

Aus der Bestimmung des Z 56 des n .-ö. Jagdgesetzes vom 22 . November
1901 , L.-G .-Bl . Nr . 42 er 1902 , im Zusammenhalte mit den Bestimmungen
des kaiserlichen Patentes vom 24 . Oktober 1852 , R .-G .-Bl . Nr . 223 , der
Ministerial -Verordnung vom 20 . August 1857 , R .-G .-Bl . Nr . 159 , des Gesetzes
vom 29 . Mai 1887 , L.-G .-Bl . Nr . 42 , der Verordnung des Statthalters im
Erzherzogtum - Österreich unter der Enns vom 22 . Juli 1887 , L.-G .-Bl.
Nr . 46 , und der Ministerial -Verordnung vom 30 . Jänner 1860 , R .-G .-Bl.
Nr . 28 , geht hervor , daß das bestellte und beeidete Jagdschutzpersonale die
üblichen Waffen zu tragen befugt ist, ohne eines  Waffenpasses zu benötigen,
wenn es im Dienste ist und die vorgeschriebene äußere Kennzeichnung trägt.

Nach Z 55 des niederösterreichischen Jagdgesetzes hat jeder Jagdinhaber
zur Beaufsichtigung und zum Schutze der „Jagd " (und zwar selbstverständlich
der Jagd auf seinem und nicht auf fremdem Gebiete ) das erforderliche Jagd-
schutzpersonale zu bestellen und in Gemäßheit der bezüglichen Vorschriften für
den Wachdienst zum Schutze der Landeskultur bestätigen und beeidigen zu

Nach den einschlägigen - Bestimmungen des Gesetzes vom 22 . November
1901 , L.-G .-Bl . Nr . 90 , betreffend die Erfordernisse zur Bestätigung und
Beeidigung für das zum Schutze der Landeskultur bestellte Wachpersonal , ist
jedes derartige Wachorgan für ein bestimmtes Schutzgebiet  zu
bestellen , welches Gebiet auch in der dem Wachorgane von der Behörde
auszustellenden Legitimation ausdrücklich angegeben sein muß.

Mit Rücksicht hierauf ist jedes derartige Wachorgan also nur dann als
im Dienste stehend anzusehen , wenn es den ihm übertragenen Schutz der Jagd
in dem ihm jeweils zugewiesenen Schutzgebiete ausübt.

Dies ist jedoch, abgesehen von der Verfolgung eines auf frischer Tat
Betroffenen , keineswegs der Fall , wenn ein solches Wachorgan vorüber¬
gehend von seinem Dienstgeber beziehungsweise Jagdherrn zur Versetzung von
Jagdschutzdiensten in einem anderen , als dem seiner Aufsicht zugewiesenen
Jagdschutzgebiete beordert wird.

Dieser Erlaß ergeht an alle Bezirkshauptmannschaften in Niederösterreich,
die Polizei -Direktion in Wien , den Wiener Magistrat und die beiden Stadträte
in Wiener -Neustadt und Waidhofen a . d. Mbs.

L» .

Hausierverbot für Nagyatäd.
Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 18 . Juli 1905,

Z . 1-4826 (M .-Abt . XVII , 3650/05 ) :
Laut Mitteilung des königl . Ungar . Handelsministeriums vom 29 . Mai

1905 , Z . 32493 , wurde die Ausübung des Hausierhandels auf dem Gebiete
der Gemeinde Nagyatäd im Somogyer Komitat unter Ausrechthaltung der im
Z 17 der bestehenden Hausiervorschristen und in den diesen Paragraphen er¬
gänzenden Nachtragsverordnungen den Bewohnern gewisser Gegenden ge¬
währten Rechte verboten.

14 .

Berpflegsgebühren in ungarischen Krankenhäusern.
Laut Verfügung des königl . Ungar . Ministeriums des Innern wurde die

mit 2 L 42 k festgesetzte tägliche Verpflegsgebühr in den öffentlichen Kranken¬
häusern von Budapest „St . Rochus , St . Jstvan , St . Laszlä , St . Janos,
St . Margit " für die Zeit vom 1. Juni bis 31 . Dezember 1905 aus 2 L 46 ü
pro Tag erhöht . (Mag .-Abt . XVII , 1867/05 .)

n. Nlirmativbekimmungen.
Magistrat:

LS

Anbringung von Telegraphen - und Telephonständern
auf städtischen Objekte ».

Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . R . Weiskirchner
vom 14 . Juli 1905 , M . - D.  1820/05 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 60 ) :

Mit dem Gemeinderats -Beschlusse vom 28 . Dezember 1897 , Z . 1084
(M .-Z . 51383/98 ) , wurde ein Übereinkommen zwischen dem k. k. Handelsministerium
und der Gemeinde Wien in Betreff der Benützung ihres öffentlichen Gutes
zur Herstellung von Staatstelegraphen - (Telephon -)Leitungen und pneumatischen
Röhrenzügen , sowie wegen Benützung der städtischen oder der unter Verwaltung
der Gemeinde stehenden Fonds - und Stiftungshäuser , Schulgebäude rc. zum
Zwecke der Anbringung von Dachständern , Kabeltürmen und anderen Leitungs¬
objekten genehmigt.

Nach Artikel 16 dieses Übereinkommens , beziehungsweise nach Punkt 4
der dem Übereinkommen als Beilage 3 beigeschlossenen Erklärung ist die k. k.
Post - und Telegraphen -Direktion für Österreich unter der Enns verpflichtet,
vor Anbringung von sogenannten Dachständern , Telegraphen - und
Telephonträger n und Mauerkästen  an städtischen oder unter der
Verwaltung der Gemeinde stehenden Fonds - und Stiftungshäusern , Schul¬
gebäuden und dergleichen im kürzesten Wege die Zustimmung der mit der
technischen Administration dieser Häuser betrauten
B auamts - Abteilung  einzuholen.

Nach Artikel 20 desselben Übereinkommens hat die k. k. Post - und
Telegraphen - Berwaltung für jeden  solchen Dachständer einen Zins von 10 L
pro Jahr nach erfolgter Ausstellung und dann am 1. Jänner jedes Jahres
an die Gemeinde Wien im vorhinein zu bezahlen . Behufs Berechnung dieser
Zinse hat die k. k. Post - und Telegraphen - Berwaltung bis zum 31 . Dezember
jedes Jahres einen genauen Ausweis über alle genannten Objekte der Gemeinde
zu übermitteln.

Für Telegraphenstangen , Stützen , Träger , Ausmündungskästchen und
dergleichen kleinere Öbjekte ist ein Zins nicht anzusprechen.

Aus diesen Bestimmungen ergibt sich, daß bei Bewilligungen für Telegraphen-
und Telephonständer auf städtischen Objekten bei deren Mannigfaltigkeit eine
große Zahl von städtischen Ämtern in Betracht kommt , während alle anderen
die k. k. Post - und Telegraphen - Direktion betreffenden Agenden zentral von der
Magistrats -Abteilung IV und der Bauamts - Fachabteilung XII behandelt werden.
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Die Dezentralisation der Amtshandlungen für die bezeichneten Leitungs-
aufsührungsobjekte hatte jedoch, wie zur hierämtlichen Kenntnis gelangte , ein
ungleichmäßiges Vorgehen , und zwar zum Nachteile der Gemeinde im Gefolge.
So kam es unlängst vor , daß die Magistrats -Abteilung IX bei der Bewilligung
zur Anbringung zweier kleiner Dachständer am Meidlinger Schlachthause ent¬
gegen dem Anträge der Bauamts -Abteilung XII von einer Zinsvorschreibung
Umgang nahm . Auch sollen an vielen anderen städtischen Objekten solche kleine
Dachständer angebracht sein, für welche kein Zins vorgeschrieben wurde , obwohl
dies mit den obigen Vertragsbestimmungen nicht im Einklänge steht , nach
welchen für jeden Dachständer ohne Unterschied der Größe  der im
Durchschnitt ohnehin geringe Zins von 10 L vorgesehen ist.

Ich finde wich daher bestimmt , allen mit „der Verwaltung städtischer
Fonds - und Stiftungshäuser betrauten städtischen Ämtern die genaueste Hand¬
habung der oben bezogenen Bestimmungen einzuschärfen , ferner anzuordnen,
daß künftighin jede derartige Bewilligung ungesäumt der Fachabteilung XII
des Stadtbauamtcs mitgeteilt wird , bei welcher die Evidenthaltung
aller dieser Bewilligungen und Zinsvorschreibungen zu zentralisieren  ist.

In jenen Fällen , in welchen bisher für Dachständer ein Zins nicht
entrichtet wurde , ist die nachträgliche Vorschreibung und Einhebung zu ver¬
anlassen.

Die Amtshandlungen bezüglich der Kabeltürme  sind zentral von
der Magistrats -Abteilung IV und Bauamts -Fachabteilung XII zu behandeln.

III. Gesetze
voll besonderer Mehligkeit für den politischen

VermaltungMenst.
L«.

Abänderung des Statutes und der Gemeindewahl-
orduung für die Stadt Wien anläßlich der Schaffung

einer dritte » Bize -Biirgermeisterstelle.
Gesetz vom 22 . Juni 1905 , mit welchem einige Bestimmungen

des Gesetzes vom 24 . März 1900 , L .-G .- und V .-Bl . Nr . 17,
betreffend die Erlassung eines neuen Statutes , sowie einer neuen
Gemeindewahlordnung sür die k. k. Reichshaupt - und Residenz¬
stadt Wien , beziehungsweise des Gesetzes vom 28 . Dezember 1904,
L .-G .- und V .-Bl . Nr . 1 ox 1905 , abgeändert werden (L .-G .-.
und V .-Bl . Nr . 109 ) :

Über Antrag des Landtages Meines Erzherzogtums Österreich unter der
Enns finde Ich anzuordnen , wie folgt:

Artikel  I.

8 25 , Absatz 1 und § 29 , Absatz 1 des Gemeindestatutes , sowie § 25,
Absatz 3 der Gemeindewohlordnung trete » in ihrer gegenwärtigen Fassung
außer Kraft und haben zu lauten:

8 25 , Absatz 1 des Statutes : Der Gemeinderat wählt aus seiner Mitte
den Bürgermeister , dann die drei Vize -Bürgermeister , jeden in einem gesonderten
Wahlgange.

Z 29 , Absatz 1 des Statutes : Der Sladtrat besteht aus dem Bürger¬
meister , den drei Vize -Bürgermeistern und 27 gewählten Mitgliedern.

ß 25 , Absatz 3 der Gemeindewahlordnnng : Zuerst erfolgt die Wahl des
Bürgermeisters , hierauf die des ersten , dann die des zweiten , endlich jene des
dritten Vize -Bürgermeisters.

Artikel !!.
Dieses Gesetz tritt mit dem Tage seiner Kundmachung in Wirksamkeit.

Artikel  III.

Mit dem Vollzüge dieses Gesetzes wird Mein Minister des Innern be¬
auftragt.

17 .

Abänderung des Gesetzes , betreffend die Regelung
der Sonn und Feiertagsruhe.

Gesetz vom 18 . Juli 1905 , womit das Gesetz vom 16 . Jänner
1895 , R .-G .-Bl . Nr . 21 , betreffend die Regelung der Sonn - und
Feiertagsruhe im Gewerbebetriebe , teilweise abgeändert und ergänzt
wird (R .-G .-Bl . Nr . 125 ) :

Mit Zustimmung beider Häuser des Reichsrates finde Ich anzuordnen,
wie folgt:

8 1.
Das Gesetz vom 16 . Jänner 1895 , R .-G .-Bl . Nr . 21 , betreffend die

Regelung der Sonn - und Feiertagsruhe im Gewerbebetriebe , wird in nach¬
stehender Weise abgeändert und ergänzt:

Im Artikel VI ist nach dem ersten Absätze einzufchalten:
„In gleicher Weise kann solchen Produktionsgewerben , deren Arbeits¬

prozeß nach der Natur des Betriebes auf eine bestimmte Zeitperiode beschränkt
ist und bei denen wegen Gefahr des raschen Verderbens der Rohstoffe ein
Aufschub der betreffenden Arbeiten untunlich erscheint (sogenannte Kampagne¬
betriebe ), für eine in diese Periode fallende Anzahl von Sonntagen die
Sonntagsarbeit zugestanden werden ."

Absatz 3 (jetzt 4 ) habe zu lauten:
„Die Regelung der an Sonntagen in diesen Betrieben auf Grund der

vorangehenden Bestimmungen dieses Artikels gestatteten Arbeiten und die Fest¬
stellung der Bedingungen , unter welchen sie gestattet sind, erfolgt für alle
Betriebe derselben Art gleichmäßig und unter Berücksichtigung der im Artikel V
getroffenen Anordnungen hinsichtlich des Ersatzruhetages . "

Artikel VII . Absatz 3, habe zu lauten:
„Bei der Feststellung der Ausnahmen für diese Gewerbe , welche für

einzelne Gemeinden oder Orte verschieden erfolgen kann , ist auf die im Artikel V
getroffenen Anordnungen hinsichtlich des Ruhetages Bedacht zu nehmen . Die
Feststellung dieser Ausnahmen erfolgt nach Anhörung der betreffenden Gemeinden,
Genossenschaslen und des Ausschusses der Gehilfenversammlungen . Auch sind
die betreffenden Bestimmungen in die Arbeitsordnung aufzunehmen , beziehungs¬
weise an geeigneter Stelle in den Arbeitsräumen in den landesüblichen
Sprachen anzuschlagen ."

Im Artikel IX haben an Stelle des ersten , zweiten und dritten Absatzes
die nachfolgenden Bestimmungen zu treten:

„Im Handelsgewerbe ist die Sonntagsarbeit für den Betrieb desselben
höchstens in der Dauer von vier Stunden gestattet , welche durch die politischen
Landesbehörden nach Anhörung der Handels - und Gewerbekammer , sowie der
betreffenden Gemeinden , Genoffenschaften und des Ausschusses der Gehilsen-
versammlungen festzusetzen sind . Diese Festsetzung kann für verschiedene Zweige
des Handels und sür einzelne Gemeinden oder Gemeindelcile verschieden erfolgen.

In gleicher Weise können die politischen Landesbehörden das Ausmaß
der beim Handelsgewerbe zulässigen Sonntagsarbeit unter Berücksichtigung der
örtlichen Verhältnisse auch unter die im ersten Absätze bezeichnet ? Maximaldauer
herabsetzen und eventuell die Sonntagsarbeit sür das ganze Jahr oder bestimmte
Zeitabschnitte desselben völlig ausschließcn ."

Der Absatz 3 habe zu lauten:
„An einzelnen Sonntagen , an welchen besondere Verhältnisse einen

erweiterten Geschäftsverkehr erfordern , wie zur Weihnachtszeit , an den Fest¬
tagen der Landespatrone u . dgl . kann eine Vermehrung der Stunden , während
welcher der Betrieb der Handelsgewerbe stattfinden darf , durch die Politischei,
Landesbehörden nach Anhörung der betreffenden Gemeinden , Genossenschaften
und des Ausschusses der Gchilfenversammlungen bis zu acht Stunden zu¬
gestanden werden . Ebenso kann von den politischen Landesbehörden in Berück¬
sichtigung besonderer örtlicher Verhältnisse , wie zum Zwecke des Verkaufes von
Devotionalien an Wallfahrtsorten , dann von Lebensmitteln in Ausflugsorten,
auf Bahnhöfen u . dgl . nach Anhörung der betreffenden Gemeinden , Genoffen¬
schaften und des Ausschusses der Gehilfenversammlungen eine Vermehrung der
Stunden , während welcher der Betrieb der Handelsgewerbe stattfinden darf,
für alle Sonntage oder sür die Sonntage bestimmter Jahreszeiten oder sonstiger
Zeitabschnitte bis zu acht Stunden zugestanden werden ."

Der Absatz 4 habe zu lauten:
„Endlich kann von de» politischen Landesbehörden für jene Orte mit

weniger alS 6000 Einwohnern , welche von der Bevölkerung der Umgebung an
Sonntagen behufs Deckung ihrer Bedürfnisse anfgesucht werden , eine Ver¬
mehrung der Stunden , während welcher der Betrieb der Handelsgewerbe statt¬
finden darf , für alle Sonntage oder für die Sonntage bestimmter Jahreszeiten
bis zu sechs Stunden zugestanden werden . "

Die bisherigen Absätze 5 und 6 haben zu entfallen.
Zum Schluffe sind dem Artikel IX folgende Absätze anzufügen:
„Wenn mit einem Handelsgewerbe in gemeinsamer Betriebsstätte noch

ein anderes , hinsichtlich der Sonntagsruhe abweichend geregeltes Geiverbe
betrieben wird , so hak, falls die Einrichtung der Betriebsstätte nicht eine die
Einhaltung der betreffenden Sonntagsiuhevorschiiften verläßlich verbürgende
räumliche Scheidung der einzelnen Betriebe ermöglicht , bezüglich des gesamten
Betriebes die strengere Ruhevorschrift zu gelten.

Die Kontor - und Bureauarbeit kann an Sonntagen höchstens für zwei
Vormittagsstunden und nur dann gestattet werden , wenn jedem einzelnen
Angestellten mindestens jeder zweite Sonntag zur Gänze freigegeben wird . Dir
Festsetzung dieser Stunden , welche für verschiedene Zweige des Handels und
sür einzelne Gemeinden oder Gemeindeteile verschieden sein kann , erfolgt durch
die politischen Landesbehörden gemäß den Bestimmungen des ersten Absatzes.

In gleicher Weise können die politischen Landesbehörden das Ausmaß
der in de» Kontors und Bureaux zulässigen Sonntagsarbeit unter Berücksichtigung
der örtlichen Verhältnisse auch unter die im vorherigen Absätze bezeichnet-
Maximaldauer herabsetzcn und eventuell die Sonntagsarbeit für das ganze
Jahr oder bestimmte Zeitabschnitte desselben völlig ausschließen ."

Artikel X habe zu lauten:
„In jenen Handelsgewerben , in welchen das Personal an Sonntagen

länger als drei Stunden verwendet wird , ist diesem Personal im Wege der
Abwechslung jeder zweite Sonntag ganz frei zu geben oder , falls dies nicht
durchführbar ist, ein halber Wochentag als Ruhetag einzuräumen ."

Nach dem Artikel XII sind als neue Artikel XIl n und XII I> mit
folgendem Wortlaut einznfügen:
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„Artikel XII a.

Die politischen Landesbehörden sind ermächtigt , die an Sonntagen zu¬
lässigen Kontor - und Bureanarbeilen so wie hinsichtlich der Handelsgewerbe
(Artikel IX , vorletzter und letzter Absatz) auch für alle anderen Gewerbe
besonders zu regeln.

Artikel  XII b.

Die auf Grund dieses Gesetzes bezüglich der Sonntagsruhe für die
Handelsgewerbe im allgemeinen oder für bestimmte Handelszweige , beziehungs¬
weise Warenkategorien in den einzelnen Gemeinden oder Gemeiudeteilen
erlassenen Vorschriften haben auch auf den Betrieb des Hausierhandels An¬
wendung zu finden ."

8 2.
Dieses Gesetz tritt drei Monate nach seiner Kundmachung in Wirksamkeit.

8 3-
Mit dem Vollzüge dieses Gesetzes sind Mein Handelsminister und Mein

Minister des Innern betraut.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im Landes¬
gesetzblatte für Österreich nnter der Enns im Jahre

1SS5 publizierten Gesetze und Verordnungen.

Reichsgksehblatt.

Nr . US . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 25 . Juni 1905 , betreffend die Ermächtigung des Hauptzoll¬
amtes II . Klaffe in Görz zur zollfreien Behandlung non Übersiedlungseffekten.

Nr . 114 Kundmachung des Ministeriums für
Kultus und Unterricht vom 7. Juli 1905 , betreffend die
Abänderung der KZ 64 , 74 , 90 , 105 , 108 und 125 der evangelischen Kirchen-
verfafsung vom 9 . Dezember 1891 , R .- G . -Bl . Nr . 4 «x 1892.

Nr . 1l5 . Verordnung des Gesamtministeriums
vom 11 . Juli 1905 , betreffend die Änderung in den Aktivitäls-
bezügen der Staatsbeamten , Staatslehrpersonen und der in die Kategorie der
Dienerschaft gehörigen Staatsbedicnsteten , dann in der Kongrua der Seelsorger
aus Anlaß der Erweiterung des Wiener Gemeindegebietes.

Nr . 116 . Verordnung des Finanzministeriums
Vom 11 . Juli 1905 , betreffend die Abänderung der Hauszinssteuer-
Einzahlungstermine im Steuereinbebungsbezirke Kladno.

Nr . 117 . Verordnung des Finanzministeriums
vom 15 . Juli 1905 , betreffend die Abänderung der Hauszinssteuer-
Einzahlungstermine im Steuereinhebungsbezirke Eger.

Nr . 118 . Kundmachung des Finanzministeriums
Vom 18 . Juli 1905 , betreffend die Ermächtigung des Hanptzollamtcs
II . Klaffe in Mährisch -Ostrau zur zollfreien Behandlung von voraus - und
nachgesendeten Reiseeffekten.

Nr . IIS . Kundmachung des Eisenbahnministeriums
vom 18 . Juli 1905 , betreffend die Fristerstreckung für die Bau-
vollendnng und Inbetriebsetzung einer elektrischen Kleinbahnlinie im Stadt¬
gebiete von Triest , nnd zwar von der Piazza Goldoni gegen San Sabba und
zurück auf der Jstrianer Reichsstraße.

Nr . I2S . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 20 . Juli 1905 , betreffend die Errichtung einer Expositur des
Hauptzollamles I . Klasse Pozsony (Preßburg ) in dem Fabriks -Etablissement
der Emailgeschiristrma P . Westen in Ligetfalu bei Pozfonb.

Nr . 121 . Gesetz vom 18. Juli 1905 , betreffend die
Beschaffung der Geldmittel zur Umgestaltung der Kremstalbahn in eine Haupt¬
bahn zweiten Ranges und die eventuelle Einlösung dieser Bahn durch den
Staat.

Nr . 122 . Gesetz vom 15. Juli 1905 , betreffend die
Erhöhung der Staatsgarantie für die Lokalbahn Trient —Male.

Nr . 123 . Gesetz vom 18. Juli 1905 , betreffend die
Herstellung einer Lokalbahn von Krems nach Grein.

Nr . 124 . Gesetz vom 18. Juli 1905 , betreffend die
Beteiligung des Staates an der Kapitalsbeschaffung für mehrere Lokalbahnen.

Nr . 125 . Gesetz vom 18. Juli 1905 , womit das Gesetz
vom 16 . Jänner 1896 , R .-G .- Bl . Nr . 21 , betreffend die Regelung der Sonn-
und Feiertagsruhe im Gewerbebetriebe , teilweise abgeändert und ergänzt wird.

Nr . 126 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 21 . Juli 1905 , wegen Übertragung der bisher von demk. k.
Hauptsteueramte in Marburg besorgten Geschäfte der dortigen Punzierungsstätte
an das neu errichtete selbständige k. k. Hauptzollamt daselbst.

Nr . 127 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 22. Juli 1905 , betreffend eine Abänderung des mit der Kund¬
machung vom 4 . Oktober 1897 , R .- G .-Bl . Nr . 233 , verlautbarten Verzeichnisses
der Schätzungsbezirke zur Personaleinkommensteuer.

Nr . 128 . Gesetz vom 24 . Juli 1905 , betreffend die
Erwerbung der Pinzgauer Lokalbahn für den Staat.

Nr . 12N . Gesetz vom 24 . Juli 1905 , womit weitere
Kredite zum Zwecke der Ausführung und Ausgestaltung des mit dem Gesetze
vom 6. Juni 1901 , R .-G .-Bl . Nr . 63 , genehmigten Bau - und Jnvestitions-
programmes der Staatseisenbahnverwaltung bewilligt werden.

6. Landesgcsthblatt.

Nr . ISS . Gesetz vom 22. Juni 1905 , mit welchem
einige Bestimmungen des Gesetzes vom 24 . März 1900 , L.-G -- und V .-Bl.
Nr . 17 , betreffend die Erlassung eines neuen Statutes , sowie einer neuen
Gemeindewahlordnung für die k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien,
beziehungsweise des Gesetzes vom 28 . Dezember 1904 , L.-G -- und V .-Bl . Nr . 1,
abgeändert werden .*)

Nr . IIS . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtums Österreich unter der Enns vom 24 . Juni
1905 , A. XVI 26/3, betreffend die mehreren Armenbezirken erteilte Be-
willigung zur Einhebung erhöhter Armenumlagen für das Jahr 1905.

Nr . 11 >. Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 27. Juni
1905 , A. VI-85/4, betreffend die den Straßenbezirken Groß-Enzers-
dorf , Marchegg und Persenbeug erteilte Bewilligung zur Eiuhebung von
höheren als 25prozentigen Straßenumlagen für das Jahr 1905.

Nr . 112 . Verordnung desk. k. niederösterreichischen
Landesschulrates vom 28 . Juli 1905 , Z. 3971/3-II,
mit welcher das Substitutionsnormale für die öffentlichen Volksschulen im
Schulbezirke Wien erlassen wird.

Nr . 113 . Kundmachungdes k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 8. Juli
1905 , Z. XVI-4758/5, mit welcher die Gemeinde Pyhra als eine solche
Gemeinde bestimmt wird , in welcher die Wahlkörper nach den im zweiten Ab¬
schnitte des zweiten Teiles des ersten Hauptstückes der niederösterreichischen Ge¬
meindewahlordnung vom 23 . Juli 1904 , L.-G .- und V .-Bl . Nr . 76 , enthaltenen
Bestimmungen zu bilden sind.

«) Erscheint in Vieser Nummer der „Verordnungen rc ." vollinhaltlich ausgenommen.
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GeschO Verordnungen»»dEntscheidungen,
sowie

Normativbcstimmiingc» des Gcinciildcratcs, Stadtratcs»,,d des Magistrates
in Angelegenheiten der Genirintieiiri'Mltllilg und politischen Amtsfährüng.

Inhalt:
I . Verordnungen und Entscheidungen:

1. Krankenversicherung.
2 . Verlegung des Lebensmittelmarkles aus der Porzellanqasse in die

Müllnergaffe , IX . Bezirk.
3 . Beionstusen mit Drahteinlagen der Unternehmung Ed . Ast L Komp.
4 . Gift -Verschleiß.
5 . Bekämpfung des Mädchenhandels.
6 . Beurteilung der Stellungszuständigkeit beim Wechsel des Heimatrechtes.
7 . Hausterverbot auf dem Gebiete der Gemeinde Olsr.
8 . Führung des Reichswappens u . dgl . durch Gewerbetreibende.
9 . Hausierverbot auf dem Gebiete der Gemeinde Kalocsa.

10 . Abänderung der evangelischen Kirchenverfassung.
N . Hausierverbot auf dem Gebiete der Gemeinde Ada.
12 . Behandlung der Gesuche um Entlassung aus dem österreichische» Staats-

verbände behufs Auswanderung nach Deutschland.
13 . Die Fütterung der aus dem Zentral -Viehmarkte in St . Marx eingestellte»Rinder.
14. Verfälschung von Digitalispulver.
15 . Stempelbehandlung von Heimatverbands -Zusicherungsurkunden.

16 . Vorkehrungen gegen die Choleragefahr.
17 . Einheitliche Behandlung der den Naschmarkt betreffenden Angelegenheiten.
18 . Verlegung des auf dem Brigittaplatze befindlichen Lebensmittelmarktes

in die Kluckygaffe , Webergaffe und Hannovergaffe im XX . Bezirke.
»I . Normativbesttmmunge « :

Stadtrat:

19 . Verwendung von Holz österreichischer Provenienz für städtische Zimmer¬
manns - und Bautischlcrarbeiten.

Magistrat:

20 . Ersitzungsansprilche auf Grund der Heimatsgesetznovelle ; Erhebung einer
etwaigen öffentlichen Armenversorgung der Heimatwerber.

21 . Benützung von Grundeigentum , Anstalten und Einrichtungen der Ge¬
meinde Wien durch städnsche industrielle Unternehmungen.

» » >. Gesetze von besonderer Wichtigkeit für den politischen
Verwaltungsdienst:

22 . Gebäudesteuervorschriften für den XXI . Wiener Gemeindebezirk.
Verzeichnis der im Rei chsg es etzb lalle und imLandesgesetzblatte

für Österreich unter der Enns im Jahre  1905 publizierten
Gesetze und Verordnungen

I. Verordnungen und Entscheidungen.
i.

Kraukenvei sicherung.
(Mitglieder einer Genossenschaft , welche den Beschluß
gefaßt hat , daß die Genossenschafts - Mitglieder ihre
Hilfsarbeiter bei der Wiener Bezirks - Kranlenkassa
für den Krankheitsfall zu versichern habe » , sind zu
dieser Anmeldung nicht verpflichtet , falls die Ge¬
nossenschaft mit, , der letzteren Krankenkassa nicht ein
diesbezügliches Übereinkommen abgeschlossen bat und

die behördliche Genehmigung nicht erfolgt  ist .)

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 31 . März 1905,
Z . IV -554/1 (M . B .-A. V, 17691/05 ), an das magistratische
Bezirksamt sür den V. Bezirk:

Die k. k. n .-ö. Statthaltern findet dem Rekurse des F . D . gegen das d 8.
Erkennmis vom 17 . Dezember 1904 , Z . 55398/04 , durch welches derselbe
wegen Übertretung des H 31 K.-V .-G ., begangen durch Nrchtanmeldung seiner
Hilssarberter bei der Wiener Bezirkskrankenkassa , gemäß Z 67 K.-V .-G . bestraft
und er oufgesordert wurde , seine Hilfsarbeiter bei der Beziikskrankenkaffa zu
versichern . Folge zu geben , und das angesochtene Erkenntnis zu beheben , da
der Rek,irrem seine Hilssarberier im gesetzlichen Ausmaße bei der Allgemeinen
Aiberter -Kranken - und UnlerslUtzuiigSkassa in Wien versichert hat , welche Ver¬
sicherung mit Rücksicht auf die Bestimmungen des § 11 K.-V .-G . und die
Umstände des konkreten Falles eine durchaus zuständige ist. Denn , um die
Versicherung der Hilfsarbeiter einer Genossenschaft bei einer anderen als der
bei der Genossenschaft errichteten Krankenkassa zur Zwangsversicherung zu
machen , ist außer dem diesbezüglichen Genossenschafts -Beschluß dessen Durch-
sühlung , das ist der Abschluß einer bezüglichen Vereinbarung mit der die
Stelle der genossenschaftlichen Krankenkassa vertretenden Kassa , sowie im Sinne
des H 126 , Alinea 1 und Alinea 3 der G .-D . die behördliche Genehmigung
erforderlich . v v

Ist dies unterblieben , so finden einfach die Bestimmungen des Kranken-
versicherungsgesetzes Anwendung , wonach Mitglieder der Bezirkskrankenkassa
(Z 13 K.-V -̂ G .) alle im Sprengel dieser Kassa beschäftigten , Versicherungs-
Pflicht,gen Personell sind, welche nicht bei einer der übrigen im H ' ll
bezeichneten Kaffen in der gesetzlichen Art und Höhe gegen Krankheit versichert
sind , und ist ein Arbeitgeber , der entgegen dem Genossenfchafls -Beschluffe auf
Beitritt zur Bezirkskrankenkassa seine Arbeiter im gesetzlichen Ausmaße bei einer
anderen der im § 11 K.-V .-G aufgezählten Kaffes versichert , bloß einer
Kontravention gegen einen Genossenschaft -Beschluß , nicht aber einer Übertretung
der Gewerbeordnung oder des K.-V.- G . schuldig.
- » „ ' sl" gegebenen Falle fehlte nun , wie durch die geflogenen Erhebungen
ftstgestellt wurde , sowohl die behördliche Genehmigung des Genostenschafls-
Bcschlusses , als auch der Abschluß eines Übereinkommens mit der Bezirks¬

krankenkassa . und bat somit der Rekurrent seiner Versicherungspflicht durch die
den gesetzlichen Erfordernissen entsprechende Versicherung seiner Hilfsarbeiter bei
der Allcmeinen Arbeiter -Kranken - und Unterstützungskaffa vollkommen Genüge
geleistet. s.
Verlegung desLebensmittelmarktes aus der Porzellan¬

gasse iu die Müllnergasse , IN . Bezirk.
Kundmachung des Wiener Magistrates vom 15 . Juni 1905,

M .-Abt . IX , 1396/05:
Zufolge Stadtrais -Beschluffes vom 16 . Mai 1905 , Z . 6611 , wurde die

Verlegung des m der Porzellangasse , IX . Bezirk , befindlichen Lebensmittel-
markies in die MUllnergaffe zwischen der Poizellangasse und Grünttorgaffe im
IX . Bezirke genehmigt.

Diese Verlegung wird mit 16 . Juni 1905 durchgeführt.
Auf diesem Markie ist der Verkauf um 1 Uhr nachmittags einzustellen;

es ist jedoch den Detailobsthändlern gestattet , ihre Waren auch nach 1 Uhr
nachmittags bis zur einbrechenden Dämmerung zu verkaufen.

An Sonntagen ist der Marktverkebr bis 10 Uhr vormittags , den Detail¬
obsthändlern außerdem noch von 4 bis 7 Uhr nachmittags gestattet.

Nach Schluß des Marktes müssen alle Waren und Standgeräte vom
Marktplätze entsernl werden.

Im übrigen haben die für die Aufstellung von Ständen , insbesondere
von Fleischuänden , auf Märkten bestehenden Vorschriften Anwendung zu finden
und die Marktordnung und der Marktgebührenlarif zu gelten.

Dies wird mit dem Beifügen zur allgemeinen Kenninis gebracht , daß die
Zuweisung von Verkaufsplätzen auf diesem Markte durch die Markiamts-
Abteilung im IX . Bezirke erfolgt , an welche sich die Parteien zu wenden haben.

».
Betonstufen mit Drahteinlagen der Unternehmung

Ed . Ast Lf Komp.
Entscheidung des Wiener Magistrates vom 8. August 1905,

M .-Abt . XIV , 6437/04:
In Erledigung des Ansuchens der Unternehmung für Betonbau , Beton-

eisenba » und Wasserkraftanlagen Ed . A st L Komp . , wird die Verwendung
der von dieser Firma erzeugten Betonstufen mit Drahteinlagen zur Herstellung
von freitragenden Stiegen im Gemeindegebiete von Wien unter folgenden Be¬
dingungen sür zulässig erklärt:

1. Diese Stufen werde » zur Herstellung freitragender Stiegen zngelassen,
bei welchen die Stufen nicht mehr als 400 icx zufällige Last zu tragen haben,
wobei die Stufen auf eine Tiefe von mindestens 25 cm gut eiugemauert
werden wüsten.

2 . Die beabsichtigte Verwendung ist in den Bauplänen auszuweisen und
das Slusenprofil samt den Eiseneiulagen daselbst ersichtlich zu machen.
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3 . Der Beton , aus welchem die Stufen hergestellt werden , ist aus bestem,
abaelaaertem , nicht treibendem Portlandzement im Mischungsverhältnisse von
nicht weniger als einem Volumenteil Zement zu drei Bolumteilen remev
«scheu Sande « und Schotters zu erzeugen . _

Die Eiseneinlage muß mindestens aus vier Staben von nicht weniger
als je 10 mm Durchmesser bestehen , welche durch eine zweite Stablage aus
wenigstens 3 mm dicken Stäben winlelrecht zu kreuzen sind.

Beide Stablagen sind an den Kreuzungsstellen mittels Eisendrahtes zu

verbin ^ n . der Stäbe der ersten Lage voneinander soll nicht mehr
als rund 80 mm , jene der zweiten nicht mehr als rund ISO mm betragen.

Die Eiseneinlage ist an der oberen Stufenflächen aus die ganze Stusen-
länqe derart anzubringen , daß ihr - Lage und ihre Abmessungen an dem zur
Einmauerung bestimmten Stufenende ohne wesentliche Beschädigung der Stufen
festgestellt werden können . . ^ .

4 . Das Stufenprofil hat einen vorderen Falz von wenigstens 2 cm und
eine rückwärtige Schräge von wenigstens 5 cm zu erhalten und ist derart zu
wählen daß die Stufen im Verbände des Stiegenarmes wenigstens eine
achtsach'e Bruchsicherheit besitzen, wobei die zufällige Belastung der einzelnen
Stufen für Wohnhäuser oder sonstige Baulichkeiten , in denen d,e Stiegen
keine andere Beanspruchung , als in gewöhnlichen Wohnhäusern erfahren,
wenigstens mit 400 kg zu bemessen ist. . , , . ,

Die größte freie Länge der Stufen wird vorläufig m,t 1 50 m festgesetzt.
5 . Jede Stufe muß mit dem Fabrikszeichen und einem Stempel aus-

gestattet sein , aus dem auch nach dem Versetzen noch die Zeit der Stufen-
Erzeugung leicht festgestellt werden kann . Die Stufen dürfen nicht früher als
zwei Monate nach der Erzeugung zum Baue geliefert werden . ^ ^

6 Abgesehen von der Belastungsprobe bleibt den Organen des Stadt¬
bauamtes das Recht gewahrt , an beliebigen Stufen den Nachweis der Er¬
füllung der Vorschriften Uber die Eiseneinlage und der Beschaffenheit des
Materials der Stusen überhaupt z» fordern und di - Materialien sowie die
Erzeugung der Stufen in der Erzeugungsstätte selbst zu überwachen.

7 . Schadhafte oder diesen Vorschriften nicht entsprechende Stufen dürsen
nicht aus Bauten geliefert oder bei denselben versetzt werden . . .

8 . Die Abänderung und Ergänzung dieser Vorschriften nach Maßgabe
weiterer Erfahrungen bleibt Vorbehalten.

4 .
Gift -Verschleiß.

Das magistratisch - Bezirksamt sür den IV . Bezirk in Wien hat dem
Herrn Fritz Schieb!  mit Bescheid vom 12 . August 1905 , M . B .-A . IV,
10288/05 , die augeschuchte Konzession zum Verschleiße von Giften mit dem
Standorte in Wien , IV ., Karolinengasse 17 , unter der Bedingung erteilt , daß
derselbe alle den Gifthandel betreffenden Bestimmungen genau einhalle und
allsällige Veränderungen des Geschäftsbetriebes dem magistratischen Bezirks¬
amt ? rechtzeitig anzeige.

Diese Konzession wurde sub Nr . 1055/X in das Gewerberegister ein¬
getragen und sür die Besteuerung der Konto 221532 eröffnet.

Laut Bescheides vom 14 . September 1905 , M . B .-A . XVI , 43926/05,
hat das magistratische Bezirksamt für den XVI . Bezirk dem Viktor Hugo Perl
IV . , Johann Slraußgasse 47 wohnhaft , die Konzession znm Betneve des
Verschleißes von Gift und der zur arzneilichen Verwendung bestimmten Stoffe
und Präparate im Gemeindegebiete von Wien mit dem gegenwärtigen
BetriebSorte XVI . , Neulercheufelderstraße 84 , unter der Bedingung verliehen,
daß bei der Ausübung der Konzession die in Betreff des Verkehres mit Giften
bestehenden Ministerial -Verordnunge » vom 21 . April 1874 , R .-G .-Bl . Nr . 60,
und vom 2. Jänner 1886 , R .-G .- Bl . Nr . 10 , sowie die gewerbepolizeilrchen
Vorschriften genau befolgt werden , daß die imprägnierten Verbandstoffe uur ,n
Originalverpackung , (mit der Signatur , betreffend den Gehalt an wirksamen
Stoffen , und der Firma versehen ) abgegeben und vor Verstaubung und
Verunreinigung geschützt ausbewahrt werden , daß serner jede Verlegung des
Standortes innerhalb des konzessionierten Rayons dem zuständigen magistratischen
Bezirksamt ? behufs Genehmigung anzuzeigen ist und daß wegen der zur Kat .-Z.
276940 zu erfolgenden Erwerbsteuerbemessung sich an die k. k. Steueradmini¬
stration sür den XVI . und XVII . Bezirk zu wende » ist.

Die Konzession wurde unter Z . 1420 in das Gewerberegister eingetragen.

S.
Bekämpfung des Mädchenhandels.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 14 . August 1905,
Z . VII -3865/2 (M .-Abt . XXIl , 2535/05)

«.

Unter Bezugnahme aus den h. o. Erlaß vom 3 . Juli 1905 , Z . VII -3865,
wird zur d. ä . Kenntnis gebracht , daß laut an das k. k. Ministerium des
Innern gerichteter Note des k. k. Eisenbahnministeriums vom 5 . Juli 1905,
Z . 30997 , an sämtliche k. k. Staatsbahn -Direktionen , sowie an die Verwaltungen
der im Privatbetriebe stehenden Hauptbahnen der Auftrag ergangen ist, ihre
Erekutivstellen anzuweisen , mit den in Betracht kommenden Behörden in stetem
Einvernehmen vorzugeheu und dieselben durch mitüberwachende Tätigkeit weilest-
gehend zn unterstützen.

Beurteilung der Stellungszuständigkeit beim Wechsel
des Heimatrechtes.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 14 . August 1905,
Z . II , 462/1 (Normalienblatt des Magistrates Nr . 64 ) :

Über mehrseits gestellt - Anfragen in Angelegenheit von anläßlich der
Rückwirkung der Heimatrechksnovelle vom 5. Dezember 1896 , N --G . Bl . Nr.
auf die Verzeichnung der Stellungspflichtigen zu treffenden Maßnahmen ha
das k. k. Ministerium sür Landesverteidigung laut Erlasses vom 21 . Juli inoo,
Nr . 23776/XIV , im Einvernehmen mit dem k. u . k. Reichs -Krregsmniiflerium
Nachstehendes eröffnet:

1. Nach Z 18 : 2 der Wehrvorschriften I . Teil ist für die Stellungs-
zuständiqkeit die Heimatberechtigung des Stellungspflichligen am Tage des
Beginnes des Anmeldungstermines , das ist am 1. November des der Stellung
vorangehenden Jahres maßgebend . Hiebei kommt selbstverständlich nur jenes
Heimatrecht in Betracht , welches im obigen Zeitpunkte bekannt ist.

Die etwa nach dem 1. November bis zum Schluffe der nächsten Haupt¬
stellung erworbene oder erst bekannt gewordene neue Heimatberechtigung ist
nicht bei dieser unmittelbar bevorstehenden , sondern erst bei der aus letztere
folgenden Hauptstellung zu berücksichtigen.

Jene Wehrpflichtigen , welche assentiert werden , sind somit unbedingt und
ohne Rücksicht auf eine vor oder nach der Assentierung eingetretene Änderung
in der Heimatberechtigung in jenem Stellungsbezirke anzurechnen , in welchem
sie stellungszuständig waren . Sie sind daher ausnahmslos bei der Nekruten-
repartitioii , der Kontingentsabrechnung sowie bei den Nachweisungen nach den
Mustern 34 , 35 und 87 der Wehrvorschriften I . Teil dieser Stellungsbezirke
in Rechnung zu ziehen.

2. Die Bestimmung des Z 135 : 6, Alinea 2 der Wehrvorschrift -n I . Teil
ist im Zusammenhalte mit jener des Z 18 : 2 , Alinea 2 dieser Vorschrift aus-
zuleaen , so zwar , daß eine Ersatzleistung und Gutrechnung nur dann emzu-
treten hat , wenn nachträglich festgestellt wird , daß der Wehrpflichtige nicht nur
allein zur Zeit seiner Assentierung , sondern im Zusammenhänge letzterer mn
dem Normaltage (1 . November des Vorjahres ) auch an diesem Tage bereit
in einem anderen Mililärterritorialbezirke heimatberechtigt war . Eure Voraus¬
setzung für die Überrechnung bildet es jedoch, daß der Betreffende überhaupt
auf das Rekrutenkontingent des Heeres oder der Landwehr entfällt , da bei
Ersatzreservisten eine Überrechnnng nicht stattfindet.

3 . Da es sich im vorigen Absätze ausschließlich um die Herstellung des
der tatsächlichen Heimatberechtigung am Normaltag entsprechenden Zustandez
handelt , hat in diesem Falle auch eine Überweisung des betreffenden Assentierten
in den Stellungsakt und in das Asseutprotokoll des tatsächlich heimalszustandigeii
Stellungs - bezw . Ergänzungsbezirkes durch Übersendung eines Auszuges ans
der Stellung sliste und aus dem Assentprotokolle sowie dessen Transferierung
zu einem ergänzungszuständigen Truppenkörper jener Waffe stattzufinden , zu
welcher er im anderen Militärterritorialbezirke eingeteilt wurde . Dieser Vorgang
ist ebenso bei Ersatzreservisten zu beobachten . . . < » >. »

Eine Überweisung in den Stellungsakt und in das Asseutprotokoll der
tatsächlich heimatszuständigen Stellungs - beziehungsweise Ergänzungsbezirkes
hat übrigens auch dann zu geschehen, wenn die betreffenden Bezirke zu dem¬
selben  Militärterritorialbcreiche gehören , eine Uberrechnung daher mch
stattfindet . .. . . - .

Wenn dagegen eine Änderung  des Heimatrechter des Assentierten
erst nach dem Normaltage eingetreten  ist , so hat weder eine Uberweisum
in den Stellungsakt und das Asseutprotokoll , noch eine Transferinung zu mieu
Truppenkörper des neuen Heimatsbezirkes zu erfolgen , denn die Dienstpflicht l
für jenen Militärterritorialbereich abzuleisten , für welchen der Assentierte gemas
seiner Heimatberechtigung am Normaltage abgestellt , beziehungsweise angerechnet
worden ist.

4 . Die im Punkte 2 dieses Erlasses bezeichnet ?» Wehrpflichtigen sind im
Sinne des ß 135 vorletzten und letzten Absatzes der Wehrvorschriften 1. Teil
hinsichtlich ihrer weiteren Dienstpflicht nach der Abschlußnummer ihres tat¬
sächlich heimatszuständigen  Bezirkes zu behandeln , daher die end¬
gültige Widmung und Einteilung erforderlichenfalls , auf Grund der Repartition.
beziehungsweise der Kontingentsabrechnung des betreffenden Stellungchahres
im Wege der Übersetzung von einem Kontingente in das andere , in die Ersatz-
reserve , oder aus der Ersatzreserve in ein Rekrutenkontingent richtig zu stelle!
ist. Hierüber haben die Ergänzungsbehörden untereinander das Einvernehmen
zu pflegen und hat das stellungszuständige Ergänzungsbezirlskommando den
Standeslörper zu verständigen.

5 Die Verfügung der Ersatzleistung und der Guthabung in diesen Fälle,
obliegt der politischen Landesbehörde , weshalb di - bezüglichen Akten von der
Ergänzungsbezirkskommanden der zuständigen politischen Bezirksbehörde zu
eventuell noch erforderlichen Erhebung und Vorlage an die Landerstelle z>
übersenden sind.

6 . Eine Berichtigung der Anrechnung innerhalb des eigene
Militärterritoriajbezirkes  findet grundsätzlich n i ch t statt . Lei
Assentierten, , welche nach dem 1 . November des der Stellung vorangegangenei
Jahres die Heimatszuständigkeit innerhalb  des eigenen Militärterrrtorlal
bezirkes geändert haben , bleiben unbedingt in jenem Stellungsbezirke ,n An
rechnung , in welchem sie stellungszuständig waren (Punkt 3 dieses Erlasses
Es ist ' lediglich der Standeskörper behufs Berichtigung des Grundbuches r-
Kenntnis zu setzen.
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7 . Da endlich das Ministerium für Landesverteidigung auch zur Kenntnis
eines ungleichen Vorganges bei Anwendung der Bestimmung des 8 32 : 10,
letzten Absatzes der Wehrvorschriflen I . Teil gelangt ist. wird eröffnet , daß in
diesen Fällen die betreffenden Stellungspflichtigen nach der höchsten Losnummer
des neuen Stellungsbezirkes in der arithmetischen Reihenfolge
ihrer bisherigen Losnummern , somit nicht nach jener des zeitlichen Anfalles
zu reihen sind.

Dieser Erlaß ist bei den 88 18 , 32 , 40 , 99 , 129 und 135 der Wehrvor-
fchristen I . Teil vorzumerkeu.

Die analoge Verfügung für den Heeresbereich ist bereits durch das
k. u . k. Reichs -Kriegsministerium , die Verständigung der Landwehcterritorial-
kommanden durch das k. k. Ministerium für Landesverteidigung erfolgt.

7 .

Hausierverbot auf dem Gebiete der Gemeinde liker.
Zirkular -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 15 . August

1905 , Z . 1-5153 (M .-Abt , XVII , 4023/05 ) :
Laut Mitteilung des kgl. ung . Handelsministeriums vom 20 . Juni

1905 , Z . 37348/V1I , wurde die Ausübung des Hausierhandels aus dem Gebiete
der Gemeinde Olsr des Komilates Bacs -Bodrog , unter Aufrechlhaltung der
im Z 17 der bestehenden H- usiervorschrifien und in den diesen Paragraphen
ergänzenden Nachtragsverordnungen den Bewohnern gewisser Gegenden gewährten
Rechte verboten.

Hievon werden die Gewerbebehörden i» Niederösterreich mit Beziehung
auf den Z 10 des Hausier -Patentes zufolge Erlasses des k. k. Ministeriums des
Innern vom 21 . Juli 1905 , Z . 32874 , in Kenntnis gesetzt.

8 .

Führung des Reichswappens «. dgl . durch Gewerbe¬
treibende.

Zirkular -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 16 . August
1905 , V.2897/05 , M .-Abt . XVII , 4048/05 (Nvrmalienblatt des
Magistrates Nr . 67) :

Dem Ministerium des Innern ist laut Erlasses vom 2. Juli 1905,
Z . 11457 , zur Kenntnis gekommen , daß Gewerbetreibende in ihrem Geschäfts¬
betriebe mit der Bezeichnung „ Lieferant des österreichischen Staatsbeamten-
Verbaiides " oder „Lieferant der k. k. Staatsbeamten " eine Verzierung führen,
welche aus einem von der österreichischen Kaiserkrone überhöhten Wappenschilde,
gehalten von zwei auf einem Spruchband - aufstehendeu geflügelten Greisen
besteh«, in ihrer Ausführung bis auf die Ausschmückung des Wappenschildes,
welcher zumeist die Anfangsbuchstaben Ö . S . B . V . (Österreichischer Staats-
beamlen -Verband ) enthält , dem großen österreichischen Staatswappen nach
seiner im Jahre 1836 erfolgten Feststellung , beziehungsweise auch dem gegen¬
wärtig von Seiner k. u . k. Apostolischen Majestät gebrauchten persönlichen
Wappen gleicht und infolgedessen in ihrer ganzen Erscheinung den Eindruck
des kaiserlichen Reichswappens oder des Allerhöchsten Wappens Hervorrust.

Diesem Gesamteindrucke entsprechend ist der Gebrauch derartiger Wappen¬
verzierungen als Führung des kaiserlichen Rcichswappens , beziehungsweise des
Allerhöchsten Wappens anzusehen und daher sofern die betreffenden Gewerbe¬
treibenden nicht die nach der Ministerial -Verordnung vom 24 . April 1858,
R .-G . -Bl . Nr . 61 , erforderliche Allerhöchste Bewilligung zur Führung des
kaiserlichen Neichswäppens oder die mit der Auszeichnung eines Hoslilels ver¬
bundene Berechtigung , eventuell eine besondere Allerhöchste Bewilligung zur
Führung des Allerhöchsten Wappens besitzen, als eine unberechtigte Wappen-
stthrung und demgemäß als Übertretung der unbefugten Führung einer Aus¬
zeichnung im Sinne des 8 49 , Punkt 2 Gew .-Ördg . zu beurteilen.

Der Gebrauch der in Rede stehenden Verzierung durch Gewerbetreibende
dürste zumeist auf dem von dem Vereine „Österreichischer Staatsbeamten-
Verband " in Wien geübten , dermalen jedoch, nach Angabe des Vereins¬
obmannes eingestellten Vorgang zurückzusühren sein , daß der genannte Verein
Gewerbetreibenden , die sich über Aufforderung des Vereines zur Gewährung
von Begünstigungen für Staatsbeamte beim Wareneinkaufe bereit erklärten,
die Berechtigung erteilte , die Bezeichnung „Lieferant des Österreichischen Staats-
beamten -Verbandes " oder „ Lieferant der k. k. Staatsbeamten " mit der eingangs
bezeichnet -» Verzierung zu führen . ^ ^ ^ -

In Berücksichtigung dieses Umstandes werden Gewerbetreibende , welche sich
einer derartigen Verzierung in ihrem Geschäftsbetriebe ohne die nach dem
Gesagten hiezu erforderliche Allerhöchste Bewilligung bedienen , zunächst auf das
Unzulässige dieses Vorganges im Sinne der vorstehenden Ausführungen mit
dem ausdrücklichen Bemerken aufmerksam zu machen sein , daß eine von dem ge¬
nannten Vereine , eventuell von einem anderen Vereine ausgesprochene Be¬
willigung bedeutungslos ist und sie zur Führung dieser Wappenverzierung nicht

birecht ^ ^ ^ vora „ zgxgangene Verständigung fruchtlos erweisen
sollte , ist der unbefugte Gebrauch dieser Wappenverzlerung nach den Be¬
stimmungen der Gewerbeordnung (8 19 , Punkt 2 und eventuell 8 152 ) zu
ahnden und abzustellen.

Hievon werden alle k. k. Bezirkshauptmannschaften rn Niederösterreich,
der Magistrat Wien , Abteilung XVII und die Stadträte in Wiener -Neustadt
und Waidhofen a . d. Ybbs behufs weiterer entsprechender Veranlassung in
Kenntnis gesetzt.

S.
Hausierverbot auf dem Gebiete der GemeindeKaloesa«

Zirkular -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 16 . August
1905 , Z . 1-5227 (M .-Abt . XVII , 4022/05 ) :

Laut Mitteilung des kgl, ung . Handelsministeriums vom 5 . Juli 1905,
I 41906 , wurde die Ausübung des Hausierhandels auf dem Gebiete der
G -memd - Kalocsa des Komitate - Pest -Pils - Solt -Kiskun unter Au ^ echthaltung
der im 8 17 der bestehenden Hausiervorschriften und in den diesen Paragraphen
ergänzenden Nachtragsverordnungen den Bewohnern gewisser Gegenden
aewährten Rechte verboten.

Hievon werden zufolge Erlasses des k, k. Monster,ums des Innern
vom 26 . Juli 1905 , Z . 34098 , mit Beziehung auf den 8 10 des hausier-
patentes alle k. k. Bezirkshauptmannschaften in Nled -rästerreich , der Wiener
Magistrat , die magistratischen Bezirksämter und die Stadträte m Wiener-
Neustadt und Waidhofen a , d. Ybbs in Kenntnis gesetzt.

1V.
Abänderung der evangelischen Kirchenverfassung.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 17 . August 1905,
Z . III -1916 (M .-Abt . XXII , 2566/05 ) :

Laut Erlasses des k, k. Ministeriums für Kultus und Uiiterricht vom
7. Juli 1905 , Z . 21877 , haben Seine k. und k. Apostolrsche Majestät mit
Allerhöchster Entschließung vom 17 . März 1905 den von den evangelischen
G -neralsynod -n A . und H . B . im Jahre 1901 beschlossenen Abänderungen
der 88 64 , 74 , 90 , 105 , 108 und 125 der evangelischen Kirchenverfassung die
landessürstliche Bestätigung allergnädigst zu erttilen geruht

Die geänderten Bestimmungen sind im Reichsgesetzblatte des k. k. Mmi
rnv Kult »« und Unterricht vollinhaltlich verlautbart worden.

11 .
Hausierverbot auf dem Gebiete der Gemeinde Ada.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 18 . August 1905,
Z . 1-5350 (M .-Abt . XVII , 4085/05 ) :

Laut Mitteilung des kgl. »» gar . Handelsministeriums vom 12 - 190o,
I 38817 wurde die Ausübung des Hausierhandels auf dem Gebiete der
Gemeinde ' Ada des Komitates Bäcs -Bodrog , unter Aufrechihaliung d-r im
tz 17 der bestehenden Hausiervorschriften und in den diesen Paragraphen
ergänzenden Nachtragsverordnungen den Bewohnern gewisser Gegenden

7 » «. „ M.,» . ., « >. xvii, >.
Ministeriums des Innern vom 2 . August 1905 , Z . ,35104 , mit Beziehung auf
den 8 10 des Hausierpatentes zur Darnachachtung in Kenntnis gesetzt.

12 .
Behandlung der Gesuche um Entlassung aus dem
österreichischen Staatsverbande behufs Auswandernng

nach Dentschland.
Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 21 . August 1905,

Z . 11-2022/1 , M .-Abt . XVI , 7132/05 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 68) :

Mit Beziehung auf die h, o, Erlässe vom 9 . Oktober 1903 Z . XV1 -3058,
und vom 4 . Februar 1904 , Z . 11-568 , wird infolge Erlasses des k. k. Mini¬
steriums für Landesverteidigung eröffnet , daß in Hinkunft bei Gesuchen um
Entlassung aus dem österreichischen Staatsverbande zum Zweck- der Aus¬
wanderung nach Deutschland zwar von der Beibringung des Nachweises über
die Jusicherunq der Aufnahme in den betreffenden Staatsverband abzusehen,
dagegen di - Auswanderungsbewilligung an die Bedingung des Nachweises
über die Erlangung d-r neuen Staatsbürgerschaft innerhalb der im 8 b4 , vor-
letzter Absatz des Wehrgesetzes festgesetzten Frist zu knüpfen ist. (Vgl . Normalien-
blalt Nr . 112 er 1903 und 13 sr 1904 .)

1».
Die Fütterung der auf dem Zentral Viehmarkte in

St . Marx eingestellten Rinder.

Kundmachung des Wiener Magistrates vom 23 . August 1905,
M .-Abt . IX , 3050/05:

Auf Grund des 8 10 der Marktordnung für den Wiener Zentral -Vieh-
markt in St . Marx vom 1. August 1902 , R .-G .-Bl . Nr . 166 , und des 8 100
des Gemeindestatutes für die k. k, Reichshaupt , und Residenzstadt Wien vom
24 . ML .rz 1900 , L.-G .- und V .-Bl . Nr . 17 , wird verordnet:

I . Die zum Verkaufe ausgetriebenen Rinder dürfen während des Markt.
Verkehres weder gefüttert , noch getränkt werden.

**
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2 . Die Fütterung der eingestellten Rinder hat regelmäßig und nur mit
Heu zu erfolgen ; ebenso hat das Tränken regelmäßigzu erfolgen . Insbesondere
aber ist übermäßiges Füttern oder Tränken , sowie die Verwendung von Reiz¬
mitteln wie Salz verboten.

Diese Anordnungen gelten auch für die zeitweilig in den Stallungen des
Schlachthauses St . Marx eingestellten und für den Kontumazmarkt bestimmten
Rinder.

Übertretungen dieser Kundmachung werden auf Grund der 88 100 und
101 des Gemeindestatutes mit Geld bis zu 400 L oder mit Arrest bis zu
14 Tagen bestraft.

Die Magistrats -Kundmachungen vom 14 . August 1890 , Z . 290355/1889,
vom 29 . November 1890 , Z 418140/1890 , und vom 5 . August 1895,
Z . 17375/1895 , werden außer Kraft gesetzt.

14 .
Verfälschung von Digitalispulver.

Zirkular -Erlaß drr k. k. n .-ö. Statthalterei vom 25 . August
1905 , Z . XI -1394,2 (M .-Abt . X, 5398,05 ) :

Bei der Untersuchung anläßlich der diesjährigen Apotheken -Visitatione » in
Wien entnommenen Drogenpuwer erwies sich eine Probe von Pol . äigsitalis
xuiv . als vollständig durch ein Gemenge der gepulverten Blätter von Vorbasoum
und lullla substituiert.

Da die Bezugsquelle dieses Pulvers nicht ermittelt werden konnte und
die Vermutung nahe liegt , daß auch andere Apotheken ihr Pnlv . koi . äigitalis
aus dieser Quelle bezogen haben , werden alle unten genannten Behörden , mit
Rücksicht auf die Bedeutung der Polin vißitalis als unschätzbares Heilmittel,
bei welchem ganz besonders auf uniadelhasle Beschaffenheit zu achten ist, da der
Gebrauch eines wirkungslosen Präparates an Stelle der Polio , Digitalis in
Fällen von Herzkrankbeilen von schweren Folgen für die menschliche Gesundheit
begleitet sein kann , auf gefordert , die unterstehenden Apotheken auf die vorge¬
kommene Verfälschung aufmerksam zu machen und denielben im Sinne der
Ministerial -Erlässe vom >2 Dezember 1882,Z 19272 (Norm .-Smlg , Nr . 338)
und vom 2 . Oktober 1895 , Z . 29082 (Norm . -Smlg . N >. 343 ) neuerlich in
Erinnerung zu bringen , daß sie sowohl nach der Apotheker -Jnstruklion wie
nach den allgemeinen Vorschriften der Pharmakopäe verpflichtet sind , die vor¬
schriftsmäßige Beschaffenheit aller Arzneilörper , mögen dieselben in der Pharma-
kopöe enthalten sein oder nicht , zu piüfen , und daß sie für jede unzulässige
Verunreinigung derselben verantwortlich sind.

LS.
Stempelbehandlung von Heimatverbands-

Zusicherungsnrkunden.
(88 2 und 5 oder 7 H.-G.-N.)

Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . R . Weiskirchner
vom 30 . August 1905 , M .-Abt . XI a, 10893/05 (Normalienblatt
des Magistrates Nr . 65 ) :

Laut des Erlasses vom 24 . Juni 1904 , Z . 43792 , bat das k. k. Finanz.
Ministerium eröffnet , daß diejenigen Dekrete oder Formularien , womit die
Entscheidung über das nach 88 2 und 5 oder 7 der Heimatgesetznovelle gestellte
Gesuch eines Ausländers um Ausnahme in den Heimatverband einer inländischen
Gemeinde dekanntgegeben wird , als ämtliche Ausserligungen nach Tarispo » 7,

^ Gebührengksktzes stempelfrei sind , dagegen die außer diesen ämtliche»
Ausfertigungen eventuell ausgestellten besonderen Ui künden über die gedachte
Zusicherung der Gebühr nach Tarispost Ut u , bt > des Gesetzes vom 13 , Dezember
1882 , R .-G .-Bl . Nr . 89 , unterliegen . (M .-Abt . XVl , 6846 , Mag . Vdq .-Bl . oi
1904 , Seite 65 .) - - v » .

Über eine weitere Anfrage hat das k. k, Zentral -Tax - und Gebühren-
bemeffungsamt mit Note vom 20 . Juni 1905 , V .- B . 9/077 er 1905 , folgendes
anher mitgeteilt:

Das k. k. Finanzministerium hat mit dem Erlaffe vom 13 . April 1905,
3 - 87197/04 , über die im Wege der k. k. n .-ö, Statthalterei an die k, k. n .- ö.
Finanz -Landes -Direklion gelangte dortige Anfrage vom 19 . November 1904,
Z . 15770/XI u, betreffend die Stempelbehandlung der Urkunden über die
Zusicherung der Aufnahme eines Ausländers in den Wiener Heimatverband
im Nachhange zum Finaiiz -Ministerial -Erlaffe vom 24 . Juni 1904 , Z . 43792
(Fin . Land .-Direkt . Z . 40577/4 ), eröffnet , daß die nach den vorgelegten Mustern
ausgefertigten Zusicherungs -Dekrete einer Gebühr selbst dann nicht unterliegen,
wenn außer diesem Dekrete eine besondere Urkunde über die Zusicherung nicht
ausgeserngt wird . " (M .-Abt . XVI , 5472 ).

Hiezu wird bemerkt , daß der h. S. Anfrage das für die Jntimation von
Zusicherungen noch ß 5 H .-G .-N . dienende Blankelt und die Drucksorte M.
B . A. 61 beigelegen waren.

L« .

Vorkehrungen gegen die Choleragefahr.
I . Nund -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 1. September

1905 , Z . XI -1566 , an alle k. k. Bezirkshauptmannschaften , an
die beiden Stadträte , an den Wiener Magistrat , Abteilung X,
an die magistratischen Bezirksämter und die Wiener k. k. Polizei-
Direktion :

Nach den Mitteilungen der Tagespresse hat die durch aus Rußland
stammende Weichselflösser nach Westpreußen eingeschleppte Cholera in wenigen
Tagen sich dort rasch und in bedenklicher Weise ausgebreitet ; auch ist ist
Hamburg ein Cholerafall vorgekommen und sollen in Westgalizien ebenfalls
bereits choleraverdächtige Erkrankungen beobachtet worden sein . Mit Rücksicht
auf die durch den regen Reiseverkehr mit den erwähnten Gebieten (insbesondere
durch ans Rußland sich nach Österreich wendende Flüchtlinge ) nicht völlig
auszuschließende Gefahr der Cholera -Einschleppung auch in das h. L. Ver¬
waltungsgebiet werden die obengenannten Behörden aufgefordert , im Sinne
der in den letzten Jahren wiederholt ergangenen , in der h. ä . Norm .-Slg . 613 ff.
sowie 5032 bis 5034 enthaltenen normatioen Weisungen dem Gesundhens-
zustande der aus den erwähnten Gebieten zugereisten Personen die größte Auf¬
merksamkeit zuzi,wenden und sie durch fünf Tage von der Überschreitung der
Grenze an , gemeindeärzilich überwachen zu lassen . Die Ärzte sind an die
bestehende Verpflichtung der sofortigen Anzeige jeder Erkrankung , bei welcher
auch nur der Verdacht auf Cholera besteht , nachdrücklichst zu erinnern ; ebenso
wird die Vorschrift der direkten telegraphischen Anzeige jedes Falles von Cholera¬
verdacht an das k. k. Ministerium des Innern seitens der obengenannten
Behörden strikte zu erfüllen sein . Die Gemeinden sind außerdem zu Verhalten,
der sofortigen Instandsetzung der Not - und Epidemiespitäler die nötige Auf¬
merksamkeit und Sorgfalt zuzuwenden , für die Bereithaltung der erforderlichen
Desinfektrons - und Krankentransportmittel zu sorgen und die vorhandenen
sanitären Übelstände , welche der Einschleppung der Krankheit Vorschub leisten
könnten , mit größter Beschleunigung abzustellen . Insbesondere ist aus die
Beseitigung der in der Tnnlwasserversorgung , Abwässer und Avfallstofföeseitiguiig,
Wobnungsbygiene u. s. w . in größerem oder geringerem Grade zu findenden
Mängel mit allem Nachdrucke hinzu,virken . Das Gesagte gilt namentlich von
den in den Verzeichnissen der Cvoieiaausladkstationeii angesührlen Gemeinden.

Der Wiener Magistrat , Abt . X , wird außerdem ausgeforderk , den in
Wien bestehenden Massenquarlieren und Winkelherbergen , in welchen bekanntlich
ein großer Teil der aus Rußland zugereisten , zumeist den untersten Volks¬
schichten entstammenden Personen , seinen Aufenthalt zu nehmen pflegt , einer
verschärften Kontrolle zu unterwerfen , daselbst häufig und unvermutet Revisionen
vorzunehmen und strengste Einhaltung der Meldungsvorschristen zu fordern.
Nötigenfalls ist die Unterstützung der k. k. Polizei -Direktion in Anspruch zu
nehmen.

II . Rund -Erlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 10 . Sep¬
tember 1905 , Z . XI -1566:

Amtlichen Mitteilungen zufolge sind bis 30 . August 1905 in der Provinz
Westpreußen im Flußgebiete der Weichsel und ihrer Nebenflüsse 20 cholera¬
verdächtige Erkrankungen ausgetreten , von welchen 12 als Cholera bakteriologisch
festgestellt wurden und 6 rötlich geendet haben . Durch 2 aus dem verseuchten
Gebiete zurückgekehrte Uößer wurde die Krankheit auch bereits noch Galizien
eingeschleppt , wo in 2 Gemeinden 7 Personen unter choleraoerdächtigen Er¬
scheinungen erkrankt , 3 gestorben sind. In einem Falle wurde die Cholera
bakteriologisch erwiesen . Hievon werden zufolge Erlasses des k. k. Ministeriums
des Innern vom 5 . September 1905 , Z . 40548 , die unterstehenden volltischen
Behörden und durch diese alle Gemeindevorstehungen in Kenntnis gesetzt und
mit Rücksicht aus die bestehende Gefahr einer weitere » Ausbreitung der Seuche
aufgefordert , sofort alle Vorkehrungen zu treffen , welche geeignet sind, dem
Ausbruche und der Verbreitung von Choleraepidemien vorzubeugen.

Die Erfahrung lehrt , daß in Orten , in welchen Reinlichkeit herrscht und
hygienische Mißstände nicht geduldet werden , die Seuche für ihre Weitcr-
verbreilung keinen Boden findet.

Es wird daher die Assanierungstätigkeit in den Gemeinden eifrigst fort¬
zusetzen, dort wo diese etwa eine Unterbrechung erfahren habe , wieder auf-
zunebmen , wo damit aber noch nicht begonnen wurde , mit aller Beschleunigung
in rationeller Weise ins Werk zu setzen sein.

Zu diesem Zwecke empfiehlt es , sich, im Wege lokalkommissioneller Er¬
hebungen in den Gemeinden alle Übelstände , welche nach sachverständiger
Beurteilung geeignet sind , Grund und Beden mit zersetzungssähigen Substanzen
zu verunreinigen , Trink - und Nutzwasser , sei es direkt , sei es indirekt zu
infizieren , feststellen zu lassen und aus schleunigste Beseitigung der Vorgefundenen
Mißstände mit aller Strenge zu dringen.

Hiebei wird aber stets im Auge zu behalten sein , daß es sich in der
Regel nicht so sehr um Neuherstellungen , welche schon wegen der oft damit
verbundenen großen Auslagen nicht sobald bewerkstelligt werden können,
vielmehr vorzugsweise um Beseitigung aus Fahrlässigkeit oder Indolenz ein-
geriffener Übelstände , vielfach nur um das Aufgeben übler Gewohnheit handelt.

Ein besonderes Augenmerk ist den tatsächlichen oder mit Grund zu be¬
sorgenden Verunreinigungen von Trink - und Nutzwaffer am Ursprünge , bei
Fassung von Quellen , sowie im Verlaufe der Leitungen der Verunreinigung
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und dem Bezüge von Wasser aus dem Untergründe und vor allen dem
aus offenen Gerinnen , aus Seen , Teichen u . dgl . entnommenen Wasser
zuzuwenden und ist jede Verunreinigung der letztgenannten Entnahmestellen
strengstens hintanzuhalten.

Auf sorgfältige Pflege der öffentlichen Reinlichkeit auf unschädliche Be¬
seitigung von organischen Äbfallstoffen jeder Art aus den menschlichen Wohnungen
und aus der Nähe derselben muß gedrungen , Abortgruben sollen hinsichtlich
ih >er Undurchlälsigkeit untersucht werden , Versitz - und Kchwindgruben , iu welchen
mit Dejekien verunreinigte Flüssigkeit in den Untergillnd versickern, sind zu
schließen oder zu beseitigen.

Die Aufsichtspflege hat sich auch auf die so häufig Epidemieherde bildenden
überfüllten menschlichen Wobnungen , namentlich auf Massenquartiere , Herbergen,
auf die Handhabung der Marklpolizei und auf den Verkehr mit Nahrungs-
und Genußmitteln zu erstrecken. Sehr wichtig ist es , daß zum Reinigen von
Gemüsen nur unbedenkliches Wasser verwendet werde.

Den politischen Behörden obliegt es , die Tätigkeit der Gemeinden in
diesem ihnen obliegenden selbständigen Wirkungskreise durch Amisärzte über¬
wachen zu lasten.

Die Vorsicht gebietet , daß die Sanitätsbehörden dem Gesundheitszustände
der Bevölkerung eine erhöhte Aufmerksamkeit zuwenden , olle in ihre » Ver-
wallungsgebieten vorkommenden Fälle an Infektionskrankheiten genauestens in
Evidenz zu Hallen und daß namentlich allen selbst anscheinend nur leichten
Erkrankungen an Brechdurchfall , sowie überhaupt dem Vorkommen von Er¬
krankungen der Verdauungsorgane sorgsame Beachtung gewidmet werde.

Hierauf werden insbesondere die Gemeinden , in welchen sich Kurorte
befinden und jene mit regerem Fremdenverkehre nachdrücklich aufmerksam z»
machen sein.

Den Ärzten , Totenbeschauern , Seelsorgern und Gemeindevorstehungen ist
die Anzeige jedes verdächtigen Erkrankungs - beziehungsweise Todesfalles zur
Pflicht zu machen , die den Haushaltungsvorständen und Familienaberbäuptern
obliegende Aiizeigepflicht durch allgemeine Verlautbarung mit dem Bemerken
in Erinnerung zu brinaen , daß Versäumnisse in dieser Richtung oder Ver¬
heimlichung verdächtiger Erkrankungen unnachsichtlich geahndet weiden.

Da aber immerbin mit der Möglichkeit einer von auswä ' ls erfolgenden
Einschleppung der Cholera gerechnet werden muß , ist es unerläßlich , auch alle
jene Borkebrungen zu treffen , durch welche im Falle einer Einlchleppung der
Krankheit der Gefahr einer Weiterverbreit » »!! derselben begegnet werden kann.

In dieser Beziehung ist die sanitäre Überwachung aller aus Cholera-
gegeiiden zugereisten einheimischen , sowie ortsfremden Personen von größter
Wichtigkeit und ergibt sich hieraus die Notwendigkeit einer exakten vorschrilts-
mädigen Handhabung des Meldungswesens und der Fremdenpoiizei . Eine
besonders aufmerksame Überwachung hat bei Vagant -n , beschäftigungslos herum¬
ziehenden Personen , Auswanderer », welche in einem Orte ihre Reise unter¬
brechen , platzzugreifen.

Alle aus choleraverdächtigen Gegenden (diese werden jeweils in der
Wochenschrift : „ Das österreichilche Saniiätswesen " bekanntgegeben ) zugereisten
Personen sind in ihrem Aufenthaltsorte während der ersten fünf Tage nach
der Ankunft der sanitären Überwachung zu unterstellen und ist , um diese zu
sichern , in Pneu Fäll,n , in welchen derarlige Ankömmlige vor Ablauf der fünf
Tage den Ausenihalisoit wechseln , die Behörde des OiteS , wohin sie sich be¬
geben wollen , wegen Fortsetzung der Überwachung aus kürzestem Wege von der
bevorstehenden Ankunft zu verständigen.

Durch diese Maßnahmen darf die freie Bewegung der Zugereisten , so¬
lange dieselben keine verdächtigen Krankheitserscheinung -n bieten , keineswegs
behindert werden , sie bat sich darauf zu beschränken , daß während des sünf-
lägigen Zeitraumes der Gesundheitszustand im Auge behalten wird.

Sollten sich bei einheimischen oder zugereisten Personen verdächtige Krank-
heitzerscheinungeii zeigen , lo ist ohne Verzug aul kürzestem Wege der politischen
Behörde I . Instanz Meldung zu erstatten . In allen derartigen Fällen hat der
Amtsarzt sofort die eingehendsten Erhebungen zu pflegen.

Es ist für entsprechende Absonderung , ärztliche Behandlung und geeignete
Pflege des Kranken Sorge zu tragen , wegen Feststellung der Natur der Krank¬
heit die bakteriologische Untersuchung zu veranlassen und wenn es sich um einen
tätlich verlaufenen Krankheitsfall handelt , die sanitätspolizeiliche Obduktion vor¬
zunehmen.

Zum Zwecke der Sicherstellung der unbedingt notwendigen bakteriologischen
Untersuchungen wird die k. k. Stattbalterei mit Fachmännern auf dem Gebiete
der Bakteriologie , beziehungsweise mir wissenschaftlichen Instituten das Einver-
nehmen Pflegen und die geeigneten Verfügungen ungesäumt ergehen lasten.

Bei Einsendung von Untersuchungsobjekten sind die mit h. a . Erlaffe
vom 26 . August 1893 , Z . 59109 , übermittelten Versandbüchsen zu verwenden.

Cholerakranke oder dieser Erkrankung verdächtige Personen mästen wie
Jnfektionskranke überhaupt unverzüglich dem Verkehre mit anderen Personen,
als den zu ihrer Pflege und Behandlung bestimmten , abgesondert , sollen wo
anders möglich in eigenen Jsolierabteilungen der Krankenanstalten , Epidemie¬
oder Nolfptläiern überführt , keinesfalls aber dürfen Choierakranke und dieser
Erkrankung verdächtige Personen in einem und demselben Raum untergebracht
w erden.

Die Isolierung Choleraverdächtiger bat jedenfalls und zum mindesten so
lange zu dauern , bis durch die bakteriologische Untersuchung jeder Verdacht
behoben ist.

Bei den Kranken , wie bei den verdächtigen Personen ist der sicheren und
vollständigen Desinfektion ihrer Entleerungen , der Wäsche , aller infektionsver-
dächligen Gegenstände , der Krankenzimmer und ihrer Einrichtungsstücke besondere
Aufmerksamkeit zu widmen , die Desinfektion muß bereits im Krankenzimmer
beginnen , damit jede Verschleppung des Ansteckungsstofses nach außen vermieden

bleibt und ist genau nach den Bestimmungen der Desinfektionsvorschrist und
des hierämtlichen Erlasses vom 23 . August 1893 , Z . 58209 , durchzuführen.

Damit der Vollzug der erwähnten Vorsichtsmaßregeln gesichert wird
und um von Ereignissen nicht überrascht zu werden , vielmehr für alle Fälle
vorbereitet zu sein , ist es unerläßlich , allenthalben rechtzeitig die entsprechenden
Vorkehrungen zu treffen.

Es wüsten daher die bereits bestehenden Jsolierabteilungen , Epidemie-
und Notspitäler in Stand gesetzt, zu diesem Ende die etwa erforderlichen Ver¬
besterungen und Ergänzungen in denselben bewerkstelligt werden , worüber sich
die betreffenden politischen Bezirksbehörden die Überzeugung zu verschaffen haben.
In dieser Beziehung sind vor allem die längs der Eisenbahnlinien in den
Krankenabgabestationen zur Aufnahme während der Fahrt erkrankter Reisender
bestimmten Jlolierlokalitäten und Heren Einrichtung von den Amtsärzten auf
ihre zweckentsprechende Eignung sofort zu untersuchen . Für Krankemransport-
mittel ist gleichfalls umgehend vorzusorgen.

Damit für den Fall des Ausbruches der Cholera ärztlicher Beistand ge¬
sichert werden kann , ist bereits im gegenwärtigen Zeitpunkte auf Sicherstellung
des notwendigen ärztlichen Personales Bedacht zu nehme « . Die obgenannten
Behörden und Anstalten werden demnach anfgesordert , bei den Ärzten und im
Wege der Direktionen (Leitungen ) der öffentlichen und privaten Spitäler bei
den im Spitalsdienste stehenden Sekundär - und Hilfsärzten . Aspiranten und
Volontären Uinscage zu halten , welche derselben im Bedarfsfälle bereit wären,
außerhalb ihres Wohnortes in von ihnen gewählten Gegenden oder ohne Be¬
schränkung des Ortes der Verwendung unter den mit, .hieramllichem Erlaste vom
27 . April I88 «i , Z . 20830 , bezeichnten und den Ärzten mitzuteilenden Be¬
dingungen ihie Dienste zur Verfügung zu stellen.

Jede derartige Vereinbarung mit Ärzten hat schrif -lich zu erfolgen . Die
Namen der für diesen Dienst gemeldeten Ärzte sind ehestens anher bekannt¬
zugeben.

In gleicher Weise wie für ärztlichen Beistand wird auch darauf Bedacht
zu nehmen sein , daß im Falle des Ausbruches der Cholera durch Gewinnung
eines geeigneten , womöglich geschulte» Warlepersonales in ausreichender Weise
für die Pflege der Kranke » vorgesorgt sei.

Was die zur Hiutanhallung einer Krankheitsverbreitung so besonders
wichtige Desinfektion betrifft , iil zu bemerken , daß eine Grundbedingung der
Wirksamkeit derselben die größimöglichste Reinlichkeit bildet , lim vorhanden-
Kranlheiiskeime in Wäsche, Kleidern und dergleichen unschädlich zu machen,
wird man sich, wo Dampfdesinfektlonsapparate zur Verfügung stehen, am
einfachsten derselben bedienen.

Es ist aber jedenfalls notwendig , dieselben in der Richtung , ob sie tadellos
funktionieren , vorerst einer Prüfung unterziehen , und falls die Voraussetzung
sicherer Wirksamkeit nicht zulreffen sollte , allfällige Gebrechen schleunigst zu
beheben.

Wo solche Apparate nicht zur Verfügung stehen , sind die Gemeinden zu
veranlassen , daß sie entsprechende Vorräte chemischer Desinfektionsmittel , Karbol¬
säure , Lyiol und zum mindesten von ungelöschtem Kalk anschaffen und für den
Bedarfsfall bereit halten.

Unbedingt muß vermieden werden , daß Dejekte von Cbolerakranken oder
Verdächtigen vor ausreichender Desinfektion irgendwo abgelagert und daß
infizierie Gegenstände in den Verkehr gebracht werden . Es wird in allen Orten,
i» welchen Cholerafälle Vorkommen , das Einsammsln und die Ausfuhr von
Hadern , alten Kleidern , ferner die Ausfuhr von Gemüse , Milch und anderen
Gegenständen , durch welche unter Umständen die Krankheit leicht verschleppt
wird , zu verbieten sein. Die Aufhebung derartiger fallweise erlassener Verbote
darf erst nach vorher eingeholter Zustimmung der politischen Landesbehörde
erfolgen.

Selbstverständlich haben bei allen Choleraerkrankungs - und Verdachts-
fällen . sowie bei derartigen Todesfällen alle Vorkehrungen , welche im vor¬
stehenden nicht einzeln erwähnt wurden , jedoch in den allgemeinen Epidemie-
Vorschriften , in der Choleraiiistruktion und in den anläßlich der Cboleraepidemie
in den Jahren 1892 bis 1896 ergangenen Erlässen , mit welchen sich die Amts¬
ärzte vollständig vertraut zu machen haben , begründet sind , Anwendung zu
finden.

Über jeden einer politischen Behörde I . Instanz bekannt gewordenen Er¬
krankungs -, Verdachts - oder Todesfall an Cholera hat dieselbe sofort , im Falle
des Bestandes einer Choleraepidemie jeden Tag in den ersten Vormittags¬
stunden , und zwar gleichzeitig wie an die Stalthalterei telegraphisch an das
k. k. Ministerium des Innern die Anzeige zu erstatten und Abschriften der
Erhebungs -Protokolle oder wenigstens die wichtigsten Ergebniste , insbesondere
die Provenienz der Fälle nachweisende Auszüge dieser Protokolle unmittelbar
an das Ministerium des Innern vorzulegen.

Die telegraphischen Anzeigen haben die betreffenden Gemeinden , die
Namen , das Aller , die Beschäftigung der Erkrankten , beziehungsweise Ver¬
storbenen , das Datum der Erkrankung oder des Todesfalles zu enthalten.

Die k. k. Militärbehörden sind über vorkommeude Choleraerkrankungen
im Sinne des hleiortigen Erlasses vom 3 . August 1892 , Z . 48805 , fort¬
laufend ebenso in Kenntnis zu erhalten wie über die im dortigen Verwaltungs-
gebiete getroffenen Vorkehrungen gegen die Seuche.

Es wird vorausgesetzt , daß im Falle eines Ausbruches der Cholera in
allen die Tilgung derselben betreffenden Angelegenheiten stets auf dem kürzesten
eventuell telegraphischem beziehungsweise telephonischem Wege mit Hinlandaltung
jedes den Zwecken abträglichen Formalismus seitens der beteiligten Behörden
vorgegangen werden wird.

Im Anschlüsse an die vorstehenden , dem Erlaste des k. k. Ministeriums
des Innern vom 5. September 1905 , Z . 40548 . entnommenen Anordnungen
sieht sich die Statidalterei im Nachhange zum hierämtlichen Erlasse vom 1. Sep¬
tember 1905 , Z . XI -1566 , zu nachstehenden weiteren Verfügungen veranlaßt:
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Die Untersuchung der Krankenansladestationen ist umgehend vorzunehmen,
das notwendige Einvernehmen mit den beteiligten Faktoren zwecks Abstellung
eventueller Mängel ungesäumt zu Pflegen »nd über das Ergebnis dieser In¬
spizierung in einer übersichtlichen Konsignation bis spätestens 30 . September
1905 zu berichten . .

Die bei den politischen Behörden I . Instanz erliegenden Bersandbüchsen
für Untersuchungsobjekte bei Choleraverdacht sind hinsichtlich ihrer unversehrten
und sterile » Beschaffenheit sofort zu revidieren , worüber bis 20 . September

kurz zu ^ welche choleraverdächtige Objekte in dieser Versandbüchse
an das bakteriologische Institut absenden , haben unverzüglich gleichzeitig eine
andere Büchse aus dem hierämtlich erliegenden Vorräte anzusprechen . (M .-Abt . X,
5645/05 .)

17 .

Einheitliche Behandlung der den Naschmarkt
betreffenden Angelegenheiten.

Kundmachung des Wiener Magistrates Abteilung IX vom
11 . September 1905 , Z . 3300/05:

Auf Grund des 8 96 , Absatz 8 , beziehungsweise a»f Grund des 8 92
des Wiener Gemeindestatutes (Gesetz vom 24 . März 1900 , L -G .-Bl . Nr . 17 >
hat der Herr Bürgermeister mit Verfügung vom 20 . Juni 1905 , beziehungs-
weise der Wiener Gemeinderat mit Beschluß vom 30 . Juni 1905 , Z . 8714,
fo ' gende Anordnungen getroffen:

1 . Die infolge der neuen Bezirksgrenzenreguli - rnng in den Wirkungskreis
der magistratischen Bezirksämter 1, IV und VI fallenden Angelegenheiten,
betreffend den Naschmarkt , bleiben wie bisher dem magistratischen Bezirksamts
für den IV . Bezirk zugewicsen . „

Die Steuer -Angelegenheiten bleiben dem nach der Örtlichkeit zuständigen
Bezirksamte Vorbehalte » . .

2 . Die infolge der neuen Bezirksgrenzenregirlierung inden Wirkungskreis
der Bezirksvertrelungen I , IV und VI fallenden Angelegenheiten , betreffend den
Naschmarkt , bleiben wie bisher der Bezirksvcrtretung für den IV . Bezirk zugewrese » .

Die unter Punkt 1 getroffene Anordnung wurde vom Herrn k. k. «Statt¬
halter mit dem Erlasse vom 1. September 1905 , Z . XVI -4790 , gemäß 88 102
„ud 105 des Wiener Gemeindestatutes mit dem Vorbehalte genehmigt , daß
das magistratische Bezirksamt für den IV . Bezirk als Gewerbebehörde die
Parteien bei Gewerbe -Anmeldungen und Zurücklegungen ausdrücklich belehre,
welche Steuerbehörde im einzelnen Falle zur korrespondierenden Amtshandlung
berufen ist.

18 .

Verlegung des auf dem Brigittaplatze befindlichen
Lebensmittelmarktes in die Kluckygaffe , Webergaffe

und Hannovergaffe im Bezirke.
Kundmachung des Wiener Magistrates vom 11 . September

1905 (M .-Abt . IX , 5595/04 ) :
Zufolge Stadtrats -Beschlusses vom 31 . August 1905 , Z . 11475 , wurde

die Verlegung des im XX . Bezirke am Brigittaplatze befindlichen Lebensmittel-
marktes in die Kluckygasse , Webergafse und Hannovergasse dieses Bezirkes ge
»khmigt.

Diese Verlegung wird mit 15 . September 1905 durchgeführt.
Auf diesem Markte ist der Verkauf » m 1 Uhr nachmutags einzustellen;

cs ist jedoch den Detailobsthändlern gestattet , ihre Waren auch nach 1 Uhr
nachmittags bis zur cinbrechenden Dämmerung zu verkaufen.

An Sonntagen ist der Marktverkehr bis 10 Uhr vormittags , den Dctail-
obsthändlern außerdem noch von 4 bis 7 Uhr nachmittags gestattet.

Nach Schluß des Marktes müssen alle Waren »nd Standgeräte vom
Marktplatze entfernt werden ; für die Fleischverkaufsstände gelten die für jeden
Fall getroffenen besonderen Anordnungen.

Im übrigen haben die für die Ausstellung von Ständen bestehenden
Vorschriften , sowie die Marktordnung und der Marktgebührentarif Anwendung
zu finden.

Die Zuweisung der Verkaufsplätze auf diesem Markte erfolgt durch die
Marktamts -Abteilung im XX . Bezirke , an welche sich lue Parteien zu wenden
haben . _

!I. Normativbeftimnumgen.
ktadtrat:

is.
Verwendung von Holz österreichischer Provenienz
für städtische Zimmermanns - und Bautischlerarbeiten

Der Stadtrat hat zufolge Beschlusses vom 31 . August 1905 , Z . 11351
die Anregung der Genossenschaft der Holz - und Kohlenhändler , für städtische
Arbeiten nur Holz inländischer Provenienz zu verwenden , bezüglich der kurrenten

Arbeiten mit Rücksicht auf die Undurchsührbarkeit der Kontrolle abgelehnt , den
Magistrat jedoch beauftragt , bei Vergebung der Zimmermanns - und Bau¬
tischlerarbeiten für einzelne Bauten der Gemeinde Wien die Bestimmung in
die Bedinqnisse aufzunehmen , daß nur Holz österreichischer Herkunft , insoweit
es im Inland - erhältlich ist, verwendet werden darf . Ausländische Hölzer
dürfen nur unter Namhaftmachung der Bezugsquelle und nach eingeholter
Bewilligung seitens des Stadtbanamtes , welches hierüber im Einvernehmen
mit dem Magistrate zu entscheiden hat , verwendet werden . (M .-Abt . XXII,
845/02 . ,

Magistrat:
sv.

Ersitz »,ngsanspriiche auf Grund der Heimatsgesetz
Novelle ; Erhebung einer etwaigen öffentlichen Armeu-

versorgung der Heimatwerber.
Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . R . Weiskirchner

vom 30 . August 1905 , M .-Abt . XI a, 12559/05 (Normalienblatt
des Magistrates Nr . 66 ) :

Über eine Anfrage wird den magistratischen Bezirksämter » eröffnet , daß
die Erhebungen , die behnfs Feststellung einer die heimatrechtliche Ersitzung
hindernden öffentlichen Armenversorguug des Heimatwerbers und seiner ui
Betracht kommenden Familienmitglieder zu Pflegen sind, sich nicht aus den
Bezirk des letzten Aufenthaltes beschränken dürfen , sondern sich auf alle Ge¬
meindebezirke erstrecken müssen , in deren Gebiete sich der Heimalwerber und
seine Familie innerhalb der Ersitzungszeit ausgehalten haben.

21 .

Benützung von Grundeigentum , Anstalten und
Einrichtungen der Gemeinde Wien durch die

städtischen industriellen Unternehmungen.

Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . R . Weiskirchner
vom 9. September 1905 , M .-D . 675/05 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 69) :

Von einem magistratischen Bezirksamte wurde der „ Gemeinde Wien —
städtische Elektrizitätswerke " für einen zur Ableitung des Dachabfallwafsers ihrer
Schalt - und Transsormatorenstation bestimmten Wafferlaus ein jährlicher An-
crkennungszins von 4 L vorgeschrieben.

Die Direktion der städtischen Elektrizitätswerke nahm dagegen mit der
Begründung Stellung , daß die Vorschreibung eines Aneikennungszinses im
vorliegenden Falle , wo Gemeindegrund durch die Gemeinde selbst für eine der
Gemeinde gehörige Anlage benützt wird , nach 8 472 a. b . G .-B . unbegründet sei.

Da das magistratische Bezirksamt diesem Standpunkte nicht Rechnung
trug , wurde die Intervention der Magistrats -Direktion angerufen , welche den
Anlaß benützte , um überhaupt eine einheitliche Norm für jene Vergütungen
herbeizusühren , welch- die industriellen Unternehmungen der Gemeinde Wien
an die übrige Gemeindeverwaltung zu leisten haben.

Mit Gemeinderats -Beschluß vom 5 . September 1905 , Z . 9072 , wurden
hierüber die nachfolgenden , im Einvernehmen mit den Direktionen der städtischen
industriellen Unternehmungen beantragten Bestimmungen erlassen:

1 . Für di - Benützung öffentlicher Straßen und Gartenanlagen ist den
industriellen Unternehmungen der Gemeinde eine Vergütung auch dann Nicht
vorzuschreiben , wenn die gleiche Benützung durch Private nur gegen Bezahlung
zulässig ist. ^ ,

2 . Für die Benützung öffentlicher Anstalten und Einrichtungen <Hoch-
quellenleitung , Kaualräumunq rc ), für welche die Privaten eine Gebühr zu
entrichten haben , ist von den industriellen Unternehmungen die gleiche
Gebühr an den betreffenden Berwaltungszweig abzuführen.

3 . Für die Benützung von Privateigentum der Gemeinde haben die
industriellen Unternehmungen eine angemeffene , von Fall zu Fall festzusetzende
Vergütung zu leisten.

4 . Herstellungs - und Erhaltungsauslagen welcher Art immer sind von
dem industriellen Unternehmen oder dem Verwaltungszweige zu tragen , in
dessen Interesse sie gelegen sind , erforderlichen Falles hat eine verhältnismäßige
Austeilung der Kosten statlzufinden . Hiedurch werden die mit dem Stadtrats-
Beschlusse vom 28 . Jänner 1904 , Z . 15263 er 1903 , genehmigte » Bestimmungen
der Protokolle vom 4. und 13 . November 1903 , betreffend die Regelung ver¬
schiedener , das Verhältnis zwischen den städtischen Straßenbahnen und den
übrigen Verwaltnngszweigen der Gemeinde betreffenden Fragen nicht berühit.

5 . Steuern , Gebühren und sonstige öffentliche Abgaben , welche für die
Gemeinde eingehoben werden , haben die industriellen Unternehmungen wie
Private zu entrichten.

6 . Die vorstehenden Bestimmungen haben vom 1. Jänner 1905 an zu
gelten . _ _



Amtsblatt der k. k. Reichshaupt , und Residenzstadt Wien . — Nr . 78 . 29 . September 1905.
71

III. Gesetze
von besonderer Wichtigkeit für den politischen

Verwaltungsdienst.
SS.

Gebäudesteuervorschrifte » für den Wiener
Gemeindevezirk.

Gesetz vom 10 . August 1905 , betreffend Übergangsbestim¬
mungen für die Veranlagung der Gebäudesteuer in den auf Grund
des niederösterreichischen Landesgesetzes vom 28 . Dezember 1904,
L.-G .-Bl . Nr . 1 ex 1905 , mit der k. k. Reichshaupt - und Residenz¬
stadt Wien vereinigten Gemeinden und Gemeindeteilen (R .-G .-Bl.
Nr . 134 ) :

Mit Zustimmung beider Hiiuser des Reichsrater finde Ich anzuordnen,
wie folgt:

8 1-

Die nach Artikel I des niederösterreichischen Landesgesetzes vom 28 . De¬
zember 1904 , L.-G -Bl . Nr . 1 ex 1905 , mit der k. k. Reichshaupt - und
Residenzstadt Wien vereinigten Gemeinden und Gemeindeteile , und zwar die
Ortsgemeinden Floridsdorf , Leopoldau , Kagran , Hirschstettten , Stadlau und
Aspern , ferner die daselbst bezeichneten Teile der Ortsgemeinden Lang -Enzers-
dorf , Strebersdorf , Stammersdors , Groß -Jedlersdors , Breitenlee und Manus-
wörth , Wetters die zur Stadtgemeinde Groß -Enzersdorf gehörige Katastral¬
gemeinde Kaiser -Ebersdorf Herrschaft , endlich der daselbst bezeichnte Teil der
Katastralparzelle 1634 , Katastralgemeinde Mauer , werden in Bezug auf die
Gebäudesteuerveranlagung vom Jahre 1905 angefangen noch für die Dauer
von sieben Jahren ohne Rücksicht auf die erfolgte Bereinigung nach den
allgemein bestehenden Gebäudesteuervorschristen behandelt werden.

Soweit eine der genannten Gemeinden oder Gemeindeteile im Jahre 1911
noch hausklaffensteuerpflichtig sein sollte , hat ihre Einbeziehung in die allgemeine
Hauszinssteuerpflicht mit dem Jahre 1912 zu erfolgen.

Für die Jahre 1912 bis 1926 beziehungsweise 1931 haben rückstchtlich
der einzelnen Gebäude die in den nachstehenden Paragraphen getroffenen
Übergangsbestimmungen zu gelten.

8 2.
Für Gebäude , welche zu Ende des Jahres 1911 der (zahlbaren oder

nicht zahlbaren ) Hauszinssteuer unterliegen , ist — unbeschadet des nach dem
Gesetze vom 25 . Okiober 1896 , R .-G .-Bl . Nr . 220 , statlfindenden Nachlasses —
in den Jahren 1912 bis 1926 die Hauszinssteuer unter Anwendung der in
der nachfolgenden Skala festgestellten Sätze zu ermitteln , und zwar ist:

im Jahre:

1912 .
1913  .
1914 .
1915 .
1916  .
1917  .
1918 .
1919 .
1920 .
1921 .
1922 .
1923 .
1924 .
1925 .
1926 .

zu berechnen.

der Abzug für
Erhaltungskosten mit

. . . 29 Prozent .
- . . 28 „ . .

26
25
24
23
22
21
20
l9
18
17
16
15

8 3.

die Hauszinssteuer
mit:

. 20 -/-
. 21
. 21
- 21-z,
. 22
. 22
. 22 -/-
. 23
. 23 -/2
. 24
- 241/2
. 25
. 25 -/-
. 26
- 26-/,

Prozent

Für Gebäude , welche zu Ende des Jahres 1911 der (zahlbaren oder
nicht zahlbaren ) Hausklaffensteuer unterliegen , ist in den Jahren 1912 bis
einschließlich 1931 als Hauszinssteuer zu berechnen:

Der jeweilig nach der Anzahl der Wohnbestandteile nach dem Haus¬
klaffensteuertarife entfallende Betrag , ferner von jenem Betrage , um welchen
die jeweilig mit 26 -/, Prozent des steuerpflichtigen Zinsertrages (Zinswertes)
entfallende Hauszinssteuer den ersterwähnten Betrag übersteigt , im Jahre 1912
ein Zwanzigstel , in jedem folgenden Jahre ein weiteres Zwanzigstel.

Beträgt jedoch die mit 26 -/, Prozent des steuerpflichtigen Zinsertrages
(Zinswertes ) entfallende Zinssteuer weniger als die jeweilig entfallende Haus¬
klaffensteuer , so ist nur die erstere vorzuschreiben.

8 4-
Bei Feststellung des Reinertrages der nach Z 7 des Gesetzes vom 8. Februar

1882 , R .-G .-Bl . Nr . 17 , der sünsprozentigen Steuer unterliegenden Gebäude
find die Erhaltungskosten vom Jahre 1912 ab mit den in der Skala des Z 2
enthaltenen Sätzen abzurechnen.

8 5.
Nach dem Jahre 1911 in die Steuerpflicht tretende Gebäude unterliegen

der Besteuerung ,n dem sich aus den Bestimmungen der ßß 2 und 4 dieses
Gesetzes ergebenden Ausmaße.

8 6.

Dieses Gesetz tritt mit dem Tage seiner Kundmachung in Kraft.

8 7-
Mit dem Vollzüge dieses Gesetzes ist Mein Finanzminister beauftragt.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im Landes¬
gesetzblatte für Österreich unter der Enns im Jahre

1SVS publizierten Gesetze und Verordnungen.
L. Reichsgesehblatt.

Nr . LS« . Kundmachung des Finanzministeriums
Vom 1 . August 1905 , betreffend die Aktivierung eines selbständigen
Hauptzollamtes II . Klasse in Marburg.

Nr . LSI Erlaß des Ministers für Kultus und
Unterricht vom 2 . August 1905 , betreffend eine Abänderung
des Punktes 1 des auf Grund Allerhöchster Ermächtigung ergangenen Miniüerial-
Erlaffes vom 29 . Juni 1882 , R .-G .-Bl . Nr . 95 , in Ansehung der rechts¬
historischen Staatsprüfungs -Kommission in Prag.

Nr . ISS . Kundmachung des Handelsministeriums
Vom 2 . August 1905 , betreffend die Zulassung der Waffermeffer-
type XU zur eichamtlichen Beglaubigung.

Nr . ISS . Gesetz vom 10 . August 1905 , betreffend
di - Abänderung der Gebäudesteuergesetze.

Nr . LS4 Gesetz vom 10 . August 1905 , betreffend
Übergangsbestimmungen für die Veranlagung der Gebäudestener in den auf
Grund des niederösterrcichischen Landesgesetzes vom 28 . Dezember 1904,
L.-G .-Bl . Nr . 1 ex 1905 , mir der k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien
vereinigten Gemeinden und Gemeindeteilen .*)

Nr . LS » . Verordnung des Ministers für Kultus
und Unterricht im Einvernehmen mit dem Ministerium
des Innern vom 11 . August 1905 , betreffend die Anerkennung
ausländischer tierärztlicher Studien und Diplome.

Nr . 1S8 . Gesetz vom 14 . August 1905 , womit8 3
d-r Gesetzes vom 18 . Juni 1901 , R .- G .-Bl . Nr . 74 , betreffend Gebühren
von Vermögensübertragnugen , abgeändert wird.

Nr . LS7 . Verordnung des Finanzministers vom
22 . August 1905 zur Durchführung des Gesetzes vom 14. August
1905 , R .-G .-Bl . Nr . 136 , womit ß 3 des Gesetzes vom 18 . Juni 1901,
R .-G .- Bl . Nr . 74 , betreffend Gebühren von Vermögensübertragungen , ab-
geändert wird.

Nr . 1S8 . Verordnung des Handelsministeriums
im Einvernehmen mit den Ministerien des Innern
und der Finanzen vom 20 . Juli 1905 , betreffend das Ver¬
bot des Hausierhandels im Gebiete der Marktgemeinde Hof am Leithaberge.

Nr . LS« . Kundmachung des Ministeriums des
Innern vom 15 . August 1905 , betreffend die Errichtung einer
Bezirkshauptmannschaft in Zastawna in der Bukowina.

Nr . 14V . Konzessionsurkunde vom 19 . August
1905 für die Lokalbahn von Lemberg nach Podhajec.

Nr . 14 ». Verordnung des Justizministeriums
vom 22 . August 1905 , betreffend die Zuweisung der Marktgemeinde
und des Gulsgebietes StraLa zu dem Sprengel des Bezirksgerichtes Radautz
in der Bukowina.

Nr . L4S . Gesetz vom 21 . August 1905 , womit die
Regierung ermächtigt wird , die Handels - und Berkehrsbeziehungen mit der
Schweiz und mit Bulgarien provisorisch zu regeln.

») Erscheint in dieser Nummer der «Verordnungen , c. " vollinhaltlich ausgenommen.
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Nr . 142 Erlaß des Ministeriums für Kultus
und Unterricht vom 22. August 1905 , betreffend die Er-
richtung einer selbständigen Graveur - und Medaillen »schule in Wien unter
Abänderung des Allerhöchst genehmigten Statutes der Akademie der bildenden
Künste in Wien.

Nr . >44 . Verordnung des Finanzministeriums
vom 18. August 1905 , betreffend die Abstempelung der an die Stelle
provisorischer Titres (Jnterimsscheine ) tretenden ausländischen Aktien , Renten
und Schuldverschreibungen.

Nr . 14S . Verordnung des Justizministeriums vom
2. September 1905 , betreffend die Zuweisung der Gemeinde und
des Gulsgebieles Bobestie zum Sprengel deS Bezirksgerichtes StoroLynek in
der Bukowina.

Nr . 146 . Verordnung des Finanzministeriums
vom 6. September 1905 , betreffend die Abänderung der Hauszins-
steuer -Einzahlungstermine im Sleuereinhebungsbezirke Kuttenberg.

Nr . 147 . Verordnung des Ministeriums für
Landesverteidigung vom 12. September 1905 , womit
die Neuautlage der Borschrift , betreffend die Meldepflicht von Landsturm-
Pflichtigen der im Neichsrate vertretenen Königreiche und Länder , mit Ausnahme
von Tirol und Vorarlberg , ausgegeben w »rd.

6 . Landevisksthbiatt.

Nr . 114 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtums Österreich unter der Enns vom 10. August
1905 , A. XVI 4355/2, betreffend die der Gemeinde Raggendors erteilte
Bewilligung zur Einhebung einer Bierauflage von 2 L für die Zeit nach der
Kundmachung der Bewilligung bis inklustoe 1907.

Nr . 115 Kundmachungdes k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 15. August
1905 , A. XVI-3800/4, betreffend die der Gemeinde Feldsberg erteilte
Bewilligung zur Einhebung einer Bierauflage von 3 L 40 k für die Jahre
1905 , 1906 und 1907.

Nr . 116 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 21 . August
1905 , A. XVI-4345/2, betreffend die der Gemeinde Hohenruppersdorf
erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierauslage von 3 L für di - Jahre
1905 bis inklusive 1907.

Nr » 117 « Eefeh vom 27 . Juli 1905 , wirksam für das
Erzherzogtum Österreich unter der Enns mit Ausschluß der Reichshanpt - und
Residenzstadt Wien und der Stadt Wiener -Neustadt , betreffend die Einhedung
von Gebühren für die Ausstellung von Viebpäfsen und für die Vornahme der
Vieh - und Fleischbeschau durch die Gemeinden.

Nr . 118 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
27 . August 1905 , A. XVI-4723/2, betreffend die der Gemeinde
Traismauer erteilte Bewilligung zur Emhebung einer Bierauflaqe von 3 L
für die Jahre 1905 bis inklustoe 1907.

Nr . IIS . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
27 . August 1905 , A. XVI-4724/2, betreffend die der Gemeinde
Gablitz erteil ie Bewilligung zur Einhedung einer Bierauflage von 2 L für die
Jahre 1905 bis inklustoe 1908.

Nr . 12V . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
29 . August 1905 , A. XVI-4898/1, betreffend die Bewilligung
zum Verkaufe von Teilen der im Eigentum - der Landesbesserungsanstalt
Eggenburg befindlichen Parzellen Nr . 1799/2 , 1810/10 und 1908/2.

Nr . 121 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
30 . August 1905 , Z . XVI-4312/5, betreffend die der Markt¬
gemeinde Seittenstetten erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierauflage
von 2 L sür die Jahre 1906 bis inklusive 1908.

Nr . 122 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
5. September 1905 , Z . XVl-577/9, betreffend Änderung
der Grenze zwischen den Ortsgemeinden Atzgersdorf und Liesing.

Nr . 122 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
5. September 1905 , Z . XVI-681/7, betreffend die der Gemeinde
Merkenbrechts erteilte Bewilligung zur Einbebung von 100 Prozent der direkten
Steuern übersteigenden Umlagen für das Jahr 1905.

Nr . 124 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
5. September 1905 , A. XVl-948/5, betreffend die der Gemeinde
Fuchsenbigl erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten
Steuern übersteigenden Umlagen für das Jahr 1905.

Nr . 125 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
5. September 1905 , Z . XVI 2160,6, betreffend die der Gemeinde
Groß -Pertholz erteilte Bewilligung zur Einhedung von 100 Prozent der direkte»
Steuern übersteigenden Umlagen tür das Jahr 1905.

Nr . 126 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
5. September 1905 , Z . XVt-4309/2, betreffend die der Gemeinde
Waldamt erteilte Bewilligung zur Einhedung von 100 Prozent der direkten
Steuern übersteigenden Umlagen für das Jahr 1905.

Nr . 127 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
5. September 1905 , A. XVl-4356/7, betreffend die der Gemeinde
Gumpoldskirchen erteilte Bewilligung zur Weitereinhebung einer Bierauflage
von 2 L sür die Jahre 1906 bis inklusive 1910.

Nr . 128 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
5. September 1905 , Z . XVI-4609/2, betreffend die der Gemeinde
Schandachen erteilte Bewilligung zur Einbebung von 100 Prozent der direkten
Steuern übersteigenden Umlagen für das Jahr 1905.

Nr . I2S . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
5. September 1905 , Z . XVI-4722/2, betreffend die der Gemeinde
Ennsdorf erteilte Bewilligung zur Emhebung einer Bierauflage von 2 L 30k
sür die Zeit bis Ende des Jahres 1908.

Nr . 120 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
7. September 1905 , Z . XVI-3085/7, betreffend die der Gemeinde
Manhartsbrunn erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der
direkten Steuern übersteigenden Umlagen.

Nr . 121 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
7. September 1905 , Z . XVI-5636/5, betreffend die der Gemeinde
Albrechtsberg erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten
Steuern übersteigenden Umlagen.

Nr . 122 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
7. September 1905 , Z . XVI-5461/12, betreffend die der Ge¬
meinde Hernstein erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der
direkten Steuern übersteigende » Umlagen.

Herausgeber : Die Gemeinde Wien . — Verantwortlicher Redakteur : Magistratsrat Dr . Friedrich Edler v. Radler.

Papier aus der k. k. priv. Pittener Papierfabrik . — BuchdruckernE . Kainz .4 R . Liebhart , vormals I . B Wallishau,ser.



Amtsblatt der k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien . — Nr . 87 , 31 . Oktober 190S.

Gesetze, Verordnungen und Entscheidungen,
sowie

Normativbcstimmimgen des Gcmcindcrates, Stadtrates ,md des Magistrates
in Angelegenheiten der Oeineindenerwaltniig und politischen Anitslichrnng.

Inhalt:
I -Verordnungen und Entscheidungen:

1. Standhaltung znm Zwecke der Warenfcilbietung.
2 . Ableitung von Dachabfallwäffern in den städtischen Regenwasserkanal.
8 . Einfuhr ausländischer Heilsera durch Groß -Drogisten.
4 . Gewerbsmäßige Vermittlung des Bezuges ausländischer Tabakfabrikate.
5 . Steuerfreiheit von Hütten im Sinne des Z 23 , Absatz 3 der Instruktion

zur Erhebung der Hauszinserträgnisfe.
6 . Vorlage derProjekte jener Unternehmungen , welche aus dem Meliorations-

fonde unterstützt werden sollen , an das k. k. Ackerbauministerium.
7. Abgrenzung des Wirkungskreises des Ministeriums des Innern beziehungs¬

weise des Handelsministeriums in gewerblichen Angelegenheiten.
8 . Handwerksmäßige Gewerbe.
9 . Automobile nnd Motorräder.

10 . Verletzungen durch elektrische Ströme.
11 . Zulassung der Verwendung von Betoneisengitterbalken nach System

Visintini.
12 . Verfahren bei Aberkennung von Militärbegünstigungen.

13 . Zulassung einer Deckenschalung aus Gips und gemahlenem Kork nach
System Anton Tutsch.

14 . Sonn - und Feiertagsruhe im Gewerbebetriebe.
15 . Sperrstunden für die konzessionierten Branntwein -Kleinverschleißgeschäfte

in Wien.
16 . Sperrstunde für die Branntweinschenken in Wien.

»I . Normativbestimmuugeu:
Stadtrau

17 . Rekurse zur Wahrung der Rechte der Gemeinde.
Magistrat:

18 . Änderung der Geschäftseinteilung.
19 . Hintanhaltung der Vermehrung und Verlegung von Trödler Konzessionen

Hl . Gesetze von besonderer Wichtigkeit für den politische»
Verwaltungsdienst:

20 . Abänderung der für den k. k. Verwaltungsgerichshof geltenden Be¬
stimmungen.

Verzeichnis der im Reichs gesetzblatte und imLandesgesetzblatte
für Österreich unter der Enns im Jahre  1905 publizierten
Gesetze und Verordnungen.

1. Verordnungen nnd Entscheidungen
1.

Standhaltung zum Zwecke der Warenfeilbietung.
Kundmachuna des Wiener Magistrates vom 11 . März 1905,

M .-Abt . IV, 473/05:
Auf Grund des Z 100 des Gemeindestatutes für Wien vom 24 . März

1900 , L - G-  und B .-Bl . Nr . 17 , wird aus Verkehrsrücksichten folgendes
Verbot erlaßen:

Auf den öffentlichen Straßen und Plätzen Wiens ist das Standhalten
znm Zwecke des Feilbietens von Waren irgendwelcher Art ohne besondere
Bewilligung der Gemeinde Wien untersagt.

Unter Standhalten ist hiebei jedes über die zum Abschluffe eines Verkaufes
nötige Zeit , sowie über den Zweck des Ausruhens oder Ordnens der Waren
hinausgehende Verweilen auf einem bestimmten Platze oder auf einer kürzeren
Wegstrecke zu verstehen ; doch darf auch das Ausrasten oder Ordnen der Waren
nicht an solchen Orten stattfinden , an welchen hiedurch Verkehrsstörungen ent¬
stehen können.

Übertretungen dieses Verbotes werden nach ZZ 100 und 101 des Gemeinde¬
statutes mit Geldstrafen bis zn 400 L oder mit Arreststrafen bis zu 14 Tagen
geahndet.

2 .

Ableitung von Dachabfallwässern in den städtischen
Regenwasserkanal.

Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom 16 . Mai
1905 , Z . 5521/05 (M . B .-A. XII , 26707/05 ) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!

Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Senats-
Präsidenten Dr . Ritter v. Alter,  in Gegenwart der Räte des k. k. Ver-
waltungsgerichtshofes Freiherrn v. Jakobi , v. Neukirchen , Krupsky
und Dr . Freiherrn v. Hein old,  dann des Schriftführers k. k. Bezirks-
Kommissärs Ritter v. H e n n i g, über die Beschwerde des Karl P l a tz e r und
Genoffen in Wien gegen die Entscheidung des k. k. Ministeriums des Innern
vom 30 . Dezember 1903 , Z . 50803 , betreffend die Ableitung von Dachabsall-
wäffern , nach der am 16 . Mai 1905 durchgeführten öffentlichen mündlichen
Verhandlung , und zwar nach Anhörung des Vortrages des Referenten , sowie
der Ausführungen des Dr . Siegmnnd Hahn,  Hof - und Gerichtsadvokaten in
Wien , in Vertretung der Beschwerde , und der Gegenausführungen des k. k.
Ministerial -Vize -Sekretärs Dr . W e i ß v. S ch l e u ß e n b u r g, in Vertretung
des belangten Ministeriums , zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird , insoweit sie die Häuser Nr . 119 der Breitenfurter-
straße , dann Nr . 52 , 86 nnd 124 der Hetzendorferstraße betrifft , nach Z 2 des
Gesetzes vom 22 . Oktober 1875 , R .-G .-Bl . Nr . 36 sx 1876 , wegen mangelnder
Legitimation zur Beschwerdeführung , daun insoweit sie die Häuser Nr . 68 , 94,
89 und 91 der Breitenfurterstraße und Nr . 150 der Hetzendorferstraße anbe¬
langt , nach Z 5 des Gesetzes vom 22 . Oktober 1875 , R .-G .-Bl . Nr . 36 sx
1876 , als unzulässig zurückgewiesen , im übrigen wird die Beschwerde als
unbegründet abgewiesen.

Entscheidungsgründe:

Mit Entscheidung des magistratischen Bezirksamtes für den XII . Bezirk
vom 4 . März 1903 , Z . 7260 , wurde den einzelnen Besitzern von 33 Häusern
der Breitenfurterstraße und von 70 Häusern der Hetzendorferstraße des XII . Be-
zirkes in Wien unter Berufung auf Z 53 der Bauordnung für die k. k. Reichs-
Haupt - und Residenzstadt Wien vom 17 . Jänner 1883 , L.-G .-Bl . Nr . 35 , der
Auftrag erteilt , die Abfallrohre der Dachrinnen ihrer Häuser „ durch die Abort¬
schläuche in den Hauskanal oder aber überdeckt in den städtischen Regenkanal
einzumünden " .

Über Rekurs einer größeren Zahl der durch diesen Auftrag betroffenen
Hausbesitzer hob die Baudeputation für Wien mit Entscheidung vom 18 . Mai
1903 , Z . 51 , diesen Auftrag auf , dagegen setzte das k. k. Miniüerium des
Innern mit der angefochtenen Entscheidung in Stattgebung des von der Ge¬
meinde Wien hiegegen überreichten Rekurses denselben wieder in Kraft , da
die Voraussetzung , unter welcher die Anbringung von Abflußrohren gemäß
§ 53 , Absatz 4 der zitierten Bauordnung angeordnet werden kann , nämlich
das Vorhandensein von Straßenkanälen , im vorliegenden Falle zutrifft.

Die Gemeinde Wien hat nämlich , da die Erbauung von Straßenkanälen
für die gemeinsame Ableitung der atmosphärischen Niederschläge und der
Abfallstoffe aus technischen Gründen nicht durchgeführl werden konnte , wenigiiens
Regenwasserkanäle in der Hetzendorfer - und Breitenfurlerstraße Herstellen lassen,
die vor den hier in Frage kommenden Häusern vorbeisühren.

Über die seitens der Besitzer von 33 Häusern der genannten zwei Straßen
eingebrachte Beschwerde hat der Verwaltungsgerichtshof folgendes erwogen:

Insoweit dieselbe auch in Betreff des Hauses Nr . 119 (Thomas Freuen¬
schlag)  der Breitenfurterstraße , dann der Häuser Nr . 52 (Simon Hraschko ) ,
Nr . 86 (Anton Kern)  und Nr . 124 (Dominik Zieger)  der Hetzendorfsr-
straße ergriffen wurde , fehlt den betreffenden Hausbesitzer » die Legitimation
zur biergerichtlichen Beschwerdeführung im Sinne des Z 2 des Gesetzes vom
22 . Oktober 1875 , R .- G .-Bl . Nr . 36 sx 1875 ; denn , wie der Gerichtshof
ans den Administrativakten konstatiert hat , ist der seinerzeitige Auftrag des
magistratischen Bezirksamtes vom 4. März 1903 bezüglich dieser Häuser über¬
haupt nicht « flössen und kann sich daher auch nicht der diesen Auftrag wieder
in Kraft setzende angefochtene Ausspruch des Ministeriums des Innern auf
dieselben beziehen , so daß ein für die Beschwerdelegitimation erforderliches
Substrat zur hiergerichtlichen Anfechtung , nämlech eine Entscheidung im Sinne
des zitierten z 2 gar nicht vorhanden ist.

Was die Häuser Nr . 68 (Karl Platzer ) , Nr . 94 (Barbara Törmer ) ,
Nr . 89 (Karl S ch r e m k a) und Nr . 91 (Ehrest,ne Ander !) der Breiten-
fnrterstraße und das Hans Nr . 150 (Franziska Ander !) der Hetzendorser-
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straße anbelangt , bezüglich welcher ebenfalls Beschwerde geführt wurde , so ist
zwar in Betreff dieser Häuser allerdings der seinerzeitige Auftrag des magi¬
stratischen Bezirksamtes ergangen , jedoch wurde derselbe nach Inhalt der
Administrativakten nicht weiter im Rekurswege angefochten , so daß die
Angelegenheit in Ansehung dieser Häuser im Jnstanzenzuge nicht ausgetragen
erscheint und somit die Beschwerde rückstchtlich dieser Häuser gemäß 8 5 des
Gesetzes vom 22 . Oktober 1875 , R .-G .-Bl . Nr . 36 ex 1876 , sich als unzulässig
darstellt.

Dagegen hatte der Gerichtshof allerdings in die meritorische Prüfung der
Streitsache eiuzugehen , sofern die Beschwerde auch noch aus weitere 24 Häuser
sich bezieht , und zwar aus die Häuser Nr . 84 und 129 der Breitenfurterstraße,
dann die Häuser Nr . 54 , 60 , 63 , 75 , 78 , 84 , 87 , 89 . 96 , 97 . 98 , 100 , 106,
111 , 116 , 118 , 123 , 119 , 125 , 141 , 148 und 151 der Hetzendorferstraße.

Der in Rede stehende Z 53 ordnet in seinem 1. Absätze an , daß alle
neuen Häuser mit Dachrinnen von bestimmter Beschaffenheit unter eventueller
Einhaltung einer gewissen Maximalbreite des Dachsaumes zu versehen sind und
bestimmt im 2 . Absätze , daß von den Bauwerbern auch besondere Schutzvor¬
kehrungen gegen das Abrutschen des Schnees getroffen werden können.

Der 3 . Absatz spricht davon , daß auch bei bestehenden Gebäuden , wenn
sie zu breite Dachsäume besitzen, evenmell die vorhergehende Anordnung An¬
wendung zu finden hat und der 4 . Absatz enthält ohne ausdrücklich anzuführen
ob er neue oder auch alte Häuser betrifft , wörtlich folgendes:

„An den Dachrinnen sind Abflußröhren von entsprechender Dimension
anzubringen , mittels welcher das Wasser womöglich durch die Abortschläuche,
sonst aber überdeckt in die Kanäle zu leiten ist."

Die Beschwerde behauptet nun mit Unrecht , daß diese Anordnung des
4 . Absatzes nur von neuen Häusern und nicht auch von alten Beständen , wie
es die hier in Betracht kommenden Häuser seien, gelte . Denn , wenn der 3 . Absatz
des Z 53 ausdrücklich von alten Beständen spricht, so folgt daraus nicht , daß
alle anderen Absätze sich bloß auf neue Häuser sich beziehen können , sondern
ergibt sich vielmehr , daß jedenfalls der gedachte Paragraph in seiner Totalität
genommen, , auch von alten Häusern handelt und demnach die einzelnen Be¬
stimmungen desselben sowohl auf alte als auch auf neue Gebäude anzuwenden
sind , insoweit diese Bestimmungen nicht selbst, wie dies bezüglich des 1 . Absatzes
der Fall ist, eine Einschränkung auf neue Häuser enthalten . Der strittige
4 . Absatz erscheint jedoch in dieser Hinsicht nicht eingeschränkt und soll eben
nach seinem oben angeführten Wortlaute überall dort angewcndet werden , wo
einerseits Dachrinnen an den Häusern bestehen und anderseits die Niederschlag¬
wässer in der dort näher bezeichueten Weise abgeleitet werden können.

Es kommt darum nach der Fassung dieser gesetzlichen Bestimmung nicht
darauf an , ob die betreffenden Häuser neu oder alt sind , sondern nur darauf,
ob die erwähnten beiden Voraussetzungen bei den einzelnen Gebäuden zutreffen.
Dies ist aber hier der Fall , denn es steht erstens außer Frage und wird von
der Beschwerde auch nicht in Abrede gestellt , daß an den betreffenden Gebäuden
Dachrinnen vorhanden sind , und zweitens hat die Stadlgemeinde Wien , wie
oben erwähnt , zum Zwecke der Ableitung der Niederschlagwäfser in der
Hetzendorfer - und Breitenfurterstraße an diesen Gebäuden vorüberführende
Kanäle errichtet.

Für die hier vorgelegte Rechtsauschanung läßt sich aber nicht bloß dir
Fassung der mehrerwähnten Norm , sonder » insbesondere auch die Absicht des
Gesetzes anführen . Denn dieses bezweckt, die Dachwässer in einer das Gesamt¬
wohl nicht beeinträchtigenden Weise abzuleiten und will die aus dem offenen
Absließen dieser Wässer auf die Straße sich ergebenden Mißstände dadurch
beseitigen , daß es die im Absätze 4 de? ß 53 näher bezeichnet ? Ableitung vor-
schreibl . Könnten nun die Besitzer bereits bestehender , mit Dachrinnen versehener
Gebäude gegen ihren Willen mcht verhalten werden , die Dachwässer in die von
der Gemeinde zu deren Ableitung hergestellten Kanäle abzuleiten , so träte dann
die mit dem Gesetze nicht vereinbare Konsequenz ein , daß einerseits die Kanäle
bestünden , ohne entsprechend benützt zu werden , daneben aber auch weiter jene
Übelstände vorhanden wären , zu deren Beseitigung gerade die Kanäle errichtet
wurden und deren Abstellung vom sanitären Standpunkte notwendig erscheint
und sich als ein Gebot der Fürsorge für die Erhaltung des unbehinderten und
gesicherten Verkehres auf den Straßen darstellt.

Wenn aber die Beschwerde auch hervorhebt , daß der auf die gleichlautende
Bestimmung der alten Bauordnung vom Jahre 1868 sich beziehende Beschluß
des Wiener Gemeinderates vom 19 . März 1878 , Z . 529 , wonach auf die
Beseitigung der aus das Trottoir ausmündenden Absallrohre der Dachrinnen
lediglich zu wirken sei, beweise , daß es sich hier nicht um eine gesetzliche Ver¬
pflichtung handle , so ist zu erwidern , daß die damalige Ausfassung des Gemeinde¬
rates nicht dafür entscheidend sein kann , welche Auslegung einer gesetzlichen
Bestimmung zu geben ist und daß die Entscheidung des Ministeriums selbst
sich nicht auf diesen Beschluß , sondern nur auf den mehrzitierten ß 53 stützt.

Insoweit aber ferner in der Beschwerde darauf hingewiesen wird , es
dulde die Gemeinde Wien in anderen , für den Verkehr viel wichtigeren Straßen
noch den offenen Abfluß der Dachrinnenwässer auf das Trottoir , so kann diese
Einstreuung für die Kognition des Gerichtshofes in keiner Weise in Betracht
kommen , der lediglich zu erkennen hat , ob die im einzelnen Falle gefällte
Entscheidung dem Gesetze entspricht , was eben nach den obigen Ausführungen
im vorliegenden Falle zutrifft.

Aus diesen Erwägungen mußte mit der Abweisung der Beschwerde vor¬
gegangen werden.

s
Einfuhr ausländischer Heilsera durch Grotz-Drogisten.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalters ! vom 12. August 1905,
Z . XI -1377 (M .-Abt . X, 5088/05 ) :

Das k. k. Ministerium des Innern hat mit dem Erlasse vom 15 . Juli
1905 , Z . 34416 , Uber die demselben im Vorjahre überreichten Eingaben der
Groß -Drogistenfirmen Fritz Petzold , Pflanzer t , Dr . W a l l i c z e k,
Röder,  Bruno Rabe und Hell L Komp ., betreffend die Aufhebung der
bestehenden Beschränkungen hinsichtlich der Einfuhr ausländischer Heilsera,
anher eröffnet , daß es keinem Anstande unterliegt , den Groß -Drogisten Uber
ihr Ansuchen in Gemäßheit der Bestimmungen des Ministerial -Erlasses vom
1. Juli 1896 , Z . 15116 (Norm .-Sammlung Nr . 346 ) , eine generelle Bewilligung
zum Bezüge solcher Heilsera aus dem AuSlande zu erteilen , welche vom
Ministerium des Inner » zur Einfuhr zugelassen sind oder künftig zugelassen
werden.

In den diesbezüglichen Gesuchen ist die Gattung des zu beziehenden
Serums , sowie die Bezugsquelle , respektive Erzeugungsstätte des Serums
anzugeben und hat die k. k. Statthalterei in Fällen , in welchen Heilsera von
anderen Firmen als den mit dem Mimsterial -Erlasse vom 22 . Oktober 1894,
Z . 26572 (Norm .-Sammlung Nr . 869 ) anerkannten ausländischen Firmen den
„Farbwerken vormals Meister Lucius und Brüning  in Höchst am
Main ", „ Chemische Aktienfabrik vormals Schering  in Berlin " und dem
„Pasteu  r 'schen Institute " in Paris bezogen werden sollten , hinsichtlich der
Zulassung vorher die Entscheidung des Ministeriums des Innern einzuholen.

Dieser Erlaß ergeht an die k. k. Bezirkshauptmannschaslen in Nieder¬
österreich, die Magistrats -Abteilung X in Wien , die magistratischen Bezirks¬
ämter in Wien und die Stadträte in Wiener -Neustadt und Waidhofen an der
T)bbs mit dem Aufträge , hievon sämtliche Apotheken des Verwaltungsgebietes
zu verständigen.

4 .
Gewerbsmäßige Vermittlung des Bezuges aus¬

ländischer Tabakfabrikate.
Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 28 . August 1905,

Z . 1-5725 , M .-Abt . XVII , 4233/05 (Normalienblatt des Magi¬
strates Nr . 72) :

Aus Anlaß des an sämtliche Finanz -Landesbehörden gerichteten Erlasses
des k. k. Finanzministeriums vom 16 . September 1904 , Z . 87951 , betreffend
die Regelung der Tätigkeit der gewerbsmäßige » Vermittler des Bezuges aus¬
ländischer Tabakfabrikate vom monopolrechtlichen Standpunkte werden hiemit
die Gewerbebehörden 1. Instanz infolge Erlaßes des k. k. Ministeriums des
Innern vom 22 . August 1905 , Z . 10379 , beauftragt , sich bei Anmeldungen
von Gewerben der erwähnten Art die genaue Handhabung der Vorschrift des
8 5 der Gewerbeordnung besonders angelegen sein zu lassen.

Von der Ausstellung von Gewerbescheinen für die gewerbsmäßige Ver¬
mittlung des Bezuges ausländischer Tabakfabrikate werden die Gewerbebehörden
I . Instanz die zuständige Finanz -Landesbehörde in Kenntnis zu setzen haben.

Falls seitens der Finanz -Landesbehörden den Gewerbebehörden die Mitteilung
zukommen sollte , daß ein solcher Agent wegen einer schwere» Gesällsübectretung
rechtskräftig verurteilt worden sei, so wird es am Platze sein, gegen den Be¬
treffenden im Sinne der Vorschrift des 8 138 , lit . s, der Gewerbeordnung das
Amt zu handeln . _

Der obenangeführte Erlaß des k. k. Finanzministeriums ist im Magistrats-
Verordnungsblatte des laufenden Jahres auf Seite 39 unter Nr . 11 abgedruckt.
(Normalienblatt Nr . 41 .)

5 .
Steuerfreiheit von Hütten im Sinne des H SS,
Absatz S der Instruktion zur Erhebung der Haus¬

zinserträgnisse.
Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom 19 . Sep¬

tember 1905 , Nr . 10072 ex 1905 (Str .-B .-Dir . 11209/34 , 0 6X
1905 , M .-Abt . V, 2200/05 ) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!

Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Zweiten
Präsidenten Dr . Freiherrn v. Lemayer,  in Gegenwart der Räte des k. k.
Verwaltungsgerichtshofes Dr . Edlen v. Schuster , Jenny , Dr . Frisch
und Freiherrn v. Benz,  dann des Schriftführers k. k. Ratsekretärs -Aojunkten
Dr . Freiherrn v. Rumler,  über die Beschwerde , der „ Gemeinde Wien —
städtische Straßenbahnen " wider die Entscheidung des k. k. Finanzministeriums
vom 17 . Jänner 1905 , Z . 733 , betreffend eine HauSzinssteuer , nach der am
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19 . September 1905 durchgesührten öffentlichen mündlichen Verhandlung , und
zwar nach Anhörung des Vortrages des Referenten , sowie der Ausführungen
des namens der Beschwerde erschienenen Hof - und Gerichtsadvokaten Doktor
Adolf Knall,  und des , für die belangte Behörde intervenierenden k. k.
Ministerial - Vizesekreiärs TliLka,  zu Recht erkannt:

Die angefochtene Entscheidung wird als gesetzlich nicht begründet auf¬
gehoben.

Entscheidungsgründe:

In die Benützung der von der Gemeinde Wien betriebenen städtischen
Straßenbahnen ging auf Grund des Übereinkommens vom 14 . April 1902
ein von der Bau - und Betriebsgesellschaft der städtischen Straßenbahnen auf
der Katastral -Parzelle Z . 1863/9 im VII . Bezirke errichtetes Bauwerk über.

Dasselbe steht aus dem dem Wiener Stadlerweiterungsfonde gehörigen
Straßengrunde . Das Ministerium des Innern in Vertretung dieses Fondes
hat die Benützung dieser Parzelle nur bis auf Widerruf gegen 30Iägige
Kündigung und Zahlung eines Mietzinses von 30 fl. mit dem Beifügen
gestattet , daß der Standplatz im Falle der Kündigung auf Kosten der Straßen¬
bahnunternehmung ohne Anspruch auf Entschädigung seitens des Stadlerweile,
rungsfondes zu entfernen ist. Dieses Bauwerk trat an die Stelle der vorher
auf demselben Platze errichteten Pferdeunlerstandshalle der Wiener Tramway-
Gesellschast , welche Halle in ein aus Eisenkonstruktion auf einer Ziegelunterlage
errichtetes Objekt umgewandelt wurde , das 10 m lang , 3 5 w tief ist und im
ganzen den Rauminhalt eines mittelgroßen Eisenbahnwagens besitzt. Dasselb e
ist nach den nicht in Zweifel gezogenen Angaben der beschwerdeführenden
Straßenbahn aus Eisenstäben und Blechwänden montiert , kann ohne Schädigung
seiner Bestandteile ab - und an anderer Stelle aufmontiert werden ; es wird
als Werkzeugdepot und als Unterkunftsraum für Bufsichtsorgane der städtischen
Straßenbahnen verwendet und ist am Boden und an den Wänden mit Holz¬
bekleidung versehen ; zur Erwärmung des Jnnenraumes dient ein Gasöschen.

Das Verlangen der beschwerdeführenden Gemeinde , dieses Bauwerk als
Hütte gemäß H 23 , Absatz 3 der Instruktion zur Erhebung der Hauszins-
erträgnifse (Hofkanzlei -Dekret vom 26 . Juni 1820 , Provinzial -Gesetzsammlung
für Niederösterreich , zweiter Teil , Nr . 170 ) von der Hauszinssteuer frei zu
lasten , wurde von der Steuer -Administration mit der Begründung abgewiesen,
daß sich dieses Depot infolge seiner Bauart (Eisenkonstruktion mit gemauertem
Untergrund ) als feststehendes Bauwerk und infolge seiner Verwendung zum
zeitweise » Aufenthalte von Personen und zu Arbeitsräumen nicht als Hütte
im technischen Sinne darstelle.

Dem gegen diese Entscheidung gerichteten Rekurse gab die Finanz -Landes¬
behörde keine Folge mit der Begründung , daß das Objekt infolge seiner
Bauart , Ausdehnung und Verwendung nicht als Hütte im Sinne des Z 23
der bezogenen Instruktion angesehen werden könne.

Das Finanzministerium bestätigte diese Entscheidung aus den darin an¬
geführten Gründen.

Der Verwallungsgerichtshof fand die Beschwerde , welche die Steuerfreiheit
des bezeichnelen Bauwerkes auf Grund des zitierten ß 23 in Anspruch nimmt,
begründet.

Von der Finanzverwaltung wurde nicht in Zweifel gezogen , daß das
Eigentum der Area , auf welcher sich das Objekt dermalen befindet , nicht der
Gemeinde zusteht und daß die Gemeinde ans Grund der gegenüber dem Stadt-
erweiterungsfonde seinerzeit von Besitzvorgängern durch Revers übernommenen
Verbindlichkeiten insbesondere auch verpflichtet ist , die Parzelle nach voraus-
gegangener Aufforderung zu räumen . Das im ß 23 der bezogenen Instruktion,
für die Steuerfreiheit von Hütten , Buden uud Kramladen aufgestellte Er¬
fordernis der nur zeitlichen Benützung dieser Objekte und der Verbindlichkeit
zur Räumung der Area nach vorausgegangener Ankündigung ist also im vor¬
liegenden Falle gegeben . Es fragt sich daher nur , ob das Objekt unter den
Begriff der im bezogenen H 23 angeführten Hütten subsumiert werden könne
oder nicht . Daß das Objekt als Bude oder Kramladen zu betrachten sei, be¬
hauptet ja die beschwerdesührende Gemeinde selbst nicht.

Der Ausdruck „Hütte " ist weder in der bezogenen Instruktion , noch auch
im Gebäudestenergesetze vom 23 . Februar 1820 (Niederösterreichische Provinzial-
Gesetzsammlung , zweiter Teil , Nr . 63 ) des Näheren bestimmt . Es muß also
angenommen werden , daß dieses Wort im ß 23 der Instruktion in seiner ge¬
wöhnlichen Bedeutung gebraucht werden wollte . Werden zur Feststellung der
Bedeutung des Wories „Hütte " die umfassendsten deutschen Wörterbücher (von
Adelung , Grimm , Sanders , Heyne ) zu Rate gezogen , so ergibt sich, daß
unter „Hütten " im gewöhnlichen Sprachgebrauch ? (nach Sanders ) leicht auf-
geführte Gebäude im Gegensätze einerseits des fester aufgesührten , größeren,
höheren Hauses , andererseits des beweglichen Zeltes (nach Adelung ) auf kurze
Zeit vor der Witterung gedeckte eingeschlofsene Räume , aus Stroh , Rohr,
Baumzweigen , Brettern u . s. f. verfertigt , ein Mittelding zwischen einem
Gezelt und einem Gebäude (nach Grimm und Heyne ) bedeckte Schutzorte im
Freien für solche, die sich dort zur Ausübung ihres Berufes aushalten , zu ver¬
stehen sind . Für die Richtigkeit einer derartigen Bestimmung des engeren Be¬
griffes „ Hütte " wird in diesen Wörterbüchern namentlich auch auf den wurzelhasten
Zusammenhang zwischen Hausund Hütte hingewiesen , welcher Zusammenhang
das zwischen Haus und Hütte gemeinsame Merkmal des gedeckten Schutzraumes
erklärt . Der Unterschied zwischen dem Hause als eigentlichem Wohngebäude und
der Hütte als einem leichter aufgesührten Gebäude wird demnach nur in der
Bauart gefunden werden können . Die „ Hütte " ist „ leichter " ausgeführt als das
„Haus " , ihre Bauart ist eine einfachere und macht es insbesondere möglich,
sie ohne wesentliche Schwierigkeit von ihrem gegenwärtigen Standort abzu-
lragen uud anderswo wieder aufzustellen.

Der Verwallungsgerichtshof fand , daß diese dem Begriffe der Hütte
eigentümlichen Merkmale in Ansehung der leichten Bauführung und der Bauare

im vorliegenden Falle gegeben sind . Denn die Blechwände und Eisenstäbe , weicht
die Begrenzung des fraglichen Objektes nach den Seiten und nach oben bilden
und welche sich von allen Arten der mit Dächern gedeckten Mauern (mögen
letztere auch teilweise Holz - oder Eisenteile enthalten ) unterscheiden , machen gemäß
der schon im administrativen Jnstanzenzuge vorgebrachten Parteiangaben dieses
Objekt zu einem überaus leicht abtragbaren und an einen anderen Ort über¬
tragbaren . Nach der Anschauung des Verwaltungsgerichtshofes kann es in
Bezug auf die Frage des loseren Zusammenhanges eines Bauwerkes mit dem
Grund und Boden keinen Unterschied begründen , ob die Wände und die Decke
des Bauwerkes aus Holz , Brettern oder aber aus Blechstücken und Eisenstäben
hergestellt sind , wenn nur das Objekt ohne wesentliche Schwierigkeit und ohne
Zerstörung des Materiales an eine andere Stelle versetzt werden kann . Auch
der Umstand , daß das konkrete Objekt dermalen auf einer Ziegelschichte als
Unterlage steht, spricht nicht gegen seine Subsumtion unter die „Hütten " , weil
die Beschaffenheit der Hüttensohle — ob selbe aus Brettern , Steinen , Zement
und dergleichen besteht — für den Hüttenbegriff ohne Belang ist. Aber nicht
nur in Ansehung des Materiales , aus welchem die Wände und die Decke des
Objektes hergesiellt sind , sondern auch in Ansehung der räumlichen Einfachheit
entspricht das in Frage stehende Objekt den Merkmalen der „Hütte " ; denn
abgesehen von der geringen räumlichen Ausdehnung nach der Länge , Breite
und Höhe , welche nur 10 , 3 '5 und 2 87 m beträgt und welche den gesamten
von diesem Objekte eingeschloffenen Raum nach den nicht widersprochenen
Parteiangaben mit dem Rauminhalte eines mittelgroßen Eisenbahnwagens
zasammenfallen läßt , cnchäli dieses Objekt im ganzen vier kleine, nur in
horizontaler Richtung abgeteilte Bestandteile , nämlich zwei Magazine , einen
Arbeitsraum und eine Telephonzelle . Eine solche Einteilung des Raumes vermag
nach der Anschauung des Verwaltuugsgerichlshofes die einfachere Bauart , welche
ein Merkmal des Begriffes der „ Hütte " bildet , in keiner Weise zu beeinträchtigen.
Ebensowenig vermag aber auch die in der angefochtenen Entscheidung an-
gedeutete Verwendung des Objektes (zu Reparaturarbeiten für Zwecke der
Straßenbahnen ) ein Hindernis gegen die Annahme der Hütteneigenschaft zu
bilden . Denn einerseits schließt nach dem in den genannten Wörterbüchern
bezeugten Sprachgebrauchs die Benützung der Hüttenräume zur Vornahme von
Arbeiten und selbst zum Aufenthalte von Menschen den Hüttenbegriff nicht aus;
anderseits knüpft auch der Z 23 der Instruktion die Hauszinssteuerfreiheit nicht
an eine gewisse Gebrauchsart oder Zweckbestimmung der Hütten ; die im letzten
Absätze des Z 23 eit . statuierte Steuerfreiheit kommt vielmehr bei Eintritt der
gesetzlichen Boranssitzungen den daselbst bezeichnelen Objekten ohneweiters zu ;
es handelt sich also hiebei nicht um den Fall einer Steuerfreiheit aus dem
Titel der Widmung.

Der Verwaltungsgerichtshof war demnach der Anschauung , daß das in
Frage stehende Objekt unter die im Z 23 der bezogenen Instruktion erwähnten
Hütten zu reihen sei und daß — da das andere gesetzliche Erfordernis , nämlich
die nur auf Widerruf eingeräumte Benützung der Area als Standort der Hütte
außer Zweifel steht — dieses Objekt in Beziehung auf das Zinserträgnis als
steuerfrei zu behandeln war.

Die angefochtene Entscheidung mußte daher nach Z 7 des Gesetzes vom
22 . Oktober 1875 , R .-G .-Bl . Nr . 36 ex 1876 , als im Gesetze nicht begründet
aufgehoben werden.

«
Vorlage der Projekte jener Unternehmungen , welche
ans dem Meliorationsfonde nuterstützt werden sollen,

an das k. k. Ackerbanministerium.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 19 . September 1905,
Z . Xn - 1514/1 (M .-Abt . XXII , 28550,5 ) :

Laut Erlasses des Ackerbauministeriums vom 4 . September 1905,
Z . 19148/2035 , ist in den letzten Jahren wiederholt in mehreren Ländern der
Fall eingetreten , daß die Gewährung von Unterstützungen aus dem staatlichen
Meliorationsfonde (Gesetz vom 30 . Juni 1884 , R .-G .-Bl . Nr . 116 ) für Unter¬
nehmungen angesprochen wurde , welche ohne Vorwiffen des Ackerbauministeriums
bereits in Angriff genommen , ja mitunter schon ausgeführt waren . Unter
Hinweis auf die Bestimmungen des Z 5 , ZZ . 1 und 2 des obzitierten Gesetzes,
wonach die Projekte und Kostenvoranschläge auf einer mit der Regierung ge¬
troffenen Vereinbarung beruhen müssen und der Regierung eine angemessene
Einflußnahme auf den Gang der Unternehmen einzuräumen ist, dann unter
Hinweis auf die Ministerial -Verordnung vom 18 . Dezember 1885 , N .-G .-Bl.
Nr . 1 ex 1886 , ergeht hiemit die Weisung , durch entsprechend - Verlautbarung
und sonstige Einflußnahme dahin zu wirken , daß ein derartiger Vorgang in
Hinkunft vermieden werde . Hiebei wird darauf aufmerksam gemacht , daß Gesuche
um Unterstützung solcher schon begonnener Unternehmen , deren Projekte sich
häufig als nicht einwandfrei erweisen , der Gefahr der Zurückweisung aus-
gesetzt wäre », was häufig mit einer empfindlichen materiellen Schädigung der
betreffenden Gemeinden , Genossenschaften oder sonstigen Interessenten verbunden
sein dürfte.

Dieser Erlaß ergeht an alle Bezirkshauptmannschaften , den Wiener
Magistrat und die Stadlräte in Wiener -Neustadt und Waidhofen an der AbbS.
Der n .-ö. Landes -Ausschuß wird unter einem im gleichen Sinne verständigt.
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7.

Abgrenzung des Wirkungskreises des Ministeriums
des Innern beziehungsweise des Handelsministeriums

in gewerblichen Angelegenheiten.

Verordnung des Ministers des Innern und des Leiters des
Handelsministeriums vom 23 . September 1905 , betreffend die
Bestimmung des Wirkungskreises des Ministeriums des Innern
beziehungsweise des Handelsministeriums in gewerblichen An¬
gelegenheiten (R .-G .-Bl . Nr . 151 ) :

Infolge Allerhöchster Entschließung Seiner k. und k. Apostolischen Majestät
vom 22 . September 1905 kommt dem Handelsministerium beziehungsweise dem
Ministerium des Innern in gewerblichen Angelegenheiten nachstehender Wirkungs¬
kreis zu.

In den Wirkungskreis des Handelsministeriums hat zu fallen:
Die Vorbereitung der legislativen Tätigkeit auf dem Gebiete des gesamten

Gewerbewesens , die Handhabung der Gewerbeordnung und der folgenden , die
Gewerbstätigkeit regelnden Gesetze und Vorschriften , und zwar:

1 . des Gesetzes vom 26 . Dezember 1893 , R .-G .-Bl . Nr . 193 , betreffend
die Regelung der konzessionierten Baugewerbe;

2 . des Gesetzes vom 23 . Juni 1891 , R .-G .-Bl . Nr . 89 , betreffend die
obligatorische Erprobung aller Handfeuerwaffen;

3 . des Gesetzes vom 23 . Juni 1881 , R .-G .-Bl . Nr . 62 , betreffend den
Handel mit gebrannten geistigen Getränken , den Ausschank und den Klein-
Verschleiß derselben;

4 . des Gesetzes vom 2k . Juni 1880 , R .-G -Bl . Nr . 120 , betreffend die
Erzeugung und den Verkauf weinähnlicher Getränke;

5 . des Regulativs für die Ausführung von Gasrohrleilungen und ' Be¬
leuchtungsanlagen ;

6 . der Ministerial -Berordnung vom 17 . Februar 1905 , R .-G .-Bl . Nr . 24,
betreffend die Herstellung und Verwendung von Azetylen , sowie den Verkehr
mit Kalziumkarbid;

7 . des Gesetzes vom 15 . April 1881 , R .-G .-Bl . Nr . 43 , über den Spiel¬
kartenstempel ;

8 . der Ministerial -Berordnung vom 2 . Mai 1884 , R .-G .-Bl . Nr . 69,
betreffend das Trödlergewerbe;

9 . des Gesetzes vom 23 . März 1885 , R .-G .-Bl . Nr . 48 , betreffend das
Pfandleihergewerbe;

10 . der gesamten Vorschriften über die Sonn - und Feiertagsruhe;
11 . des Gesetzes vom 16 . Jänner 1905 , R .-G .- Bl . Nr . 26 , betreffend die

Ausverkäufe;
12 . der Ministerial -Berordnung vom 23 . Juni 1892 , R .-G .-Bl . Nr . 98,

betreffend automatische Wagen und Verkaufsapparate;
13 . des Gesetzes vom 27 . April 1896 , R .-G . -Bl . Nr . 70 , betreffend

Ratengeschäfte;
14 . der Ministerial -Berordnung vom 23 . Jänner 1901 , R .-G .-Bl . Nr . 12,

betreffend den Verkehr mit Mineralölen;
15 . des Gesetzes vom 28 . April 1889 , R .-G .-Bl . Nr . 61 , betreffend

öffentliche Lagerhäuser;
16 . des Gesetzes vom 19 . Juni 1866 , R .-G .-Bl . Nr . 85 , betreffend die

öffentlichen Wäg - und Meßanstalten;
17 . des Hausierpatentes vom 4 . September 1852 , R .-G .-Bl . Nr . 252,

samt allen die Durchführung betreffenden Vorschriften ; ferner
18 . aller Vorschriften über Wandergewerbe mit Ausnahme jener , welche

öffentliche Produktionen und Schaustellungen zum Gegenstände haben , sowie
über die Privatgeschäftsvermittlung und die Angelegenheiten der behördlich
autorisierten Privaltechniker.

Dem Ministerium des Innern bleibt die Mitwirkung bei Hinausgabe
von Gesetzen und Verordnungen , sowie in allen jenen Angelegenheiten Vor¬
behalten , welche die öffentliche Sicherheit , das öffentliche Gesundheit - - und
Bauwesen berühren.

Diese Verfügung tritt mit 1. Oktober 1905 in Wirksamkeit.

8 .
Handwerksmäßige Gewerbe.

Verordnung des Handelsministeriums im Einvernehmen mit
dem Ministerium des Innern vom 24 . September 1905 (R .-G .-Bl.
Nr . 152 ) :

8 i.
Auf Grund des ß 1 der Gewerbeordnung (Gesetz vom 15 . März 1883,

R .-G .-Bl . Nr . 39 ) werden an Stelle der mit den Ministerialverordnungen
vom 17 . September 1883 , R .-G .-Bl . Nr . 148 , vom 30 . Juni 1884 , R .-G .-Bl.
Nr . 110 , vom 14 . Oktober 1884 , R .-G .-Bl . Nr . 166 , und vom 10 . November

1886 , R .-G .-Bl . Nr . 159 . bezeichnen »! handwerksmäßigen Gewerbe die nach¬
folgenden Gewerbe mit den im K 1, Absatz 3 des bezogenen Gesetzes enthaltenen
Beschränkungen als handwerksmäßige bezeichnet , und zwar die Gewerbe der:

1. Töpfer (Hafner ), Ofensetzer.
2 . Glaser , Glasschleifer , Glasgraveure.
3 . Grobschmiede , Hackenschmiede , Pfannenschmiede , Ring - und Kelten¬

schmiede, Nagelschmiede , Wagenschmiede , Wagenschloffcr.
4 . Zeugschmiede , Messerschmiede und Scharffchleifer , Erzeuger chirurgischer

Instrumente.
5 . Feilenhauer.
6 . Schlaffer.
7 . Metall - und Stahlschleifer , Sporer , Nadler , Webekammacher.
8 . Siebmacher , Gitterstricker.
9 . Spengler (Klempner ).

10 . Kupferschmiede.
11 . Metallgießer , Gelbgießer , Zinngießer.
12 . Gürtler , Bronzewaren -Erzeuger , Chinasilberwaren - Erzeuger , Metall-

galanteriewaren -Erzeuger , Ziseleure.
13 . Gold -, Silber - und Juwelenarbeiter.
14 . Gold -, Silber - und Metallschläger.
15 . Graveure , Metallographen , Formenstecher , Notenstecher , Emailleure,

Guillocheure.
16 . Plattierer.
17 . Wagner.
18 . Mechaniker , Erzeuger chirurgisch -medizinischer Apparate , Optiker.
19 . Uhrmacher.
20 . Klavier -Erzeuger , Erzeuger von Harmoniums und ähnlichen Musik¬

instrumenten , Orgelbauer , Erzeuger von Blasinstrumenten , von Streich - , Seiten-
und Schlaginstrumenten , Harmonikamacher.

21 . Korbflechter.
22 . Böttcher (Faßbinder ) .
23 . Tischler.
24 . Drechsler , Meerschaumbildhauer , Pfeifenschneider.
25 . Kammacher , Fächermacher , Beinschneider.
26 . Bildhauer (gewerbsmäßige Holz - und Steinbildhauer ) .
27 . Gerber , Lederfärber.
28 . Taschner , Riemer , Peitschenmacher , Sattler , Pferdegeschirrmacher.
29 . Bürstenbinder , Pinselmacher.
30 . Seiler.
31 . Posamentierer , Schnür - und Börtelmacher , Gold - und Silberdraht¬

zieher , Gold - und Silberplättner und -Spinner.
32 . Gold -, Silber - und Perlensticker.
33 . Färber.
34 . Tapezierer , Bettwaren -Erzeuger.
35 . Kleidermacher.
36 . Schuhmacher.
37 . Handschuhmacher , Bandagenmacher.
38 . Sonnen - und Regenschirmmacher.
39 . Kürschner , Kappenmacher , Rauhwarensärber.
40 . Hutmacher.
41 . Modisten.
42 . Kunstblumen -Erzeuger , Federnschmücker.
43 . Raseure , Friseure , Perückenmacher.
44 . Buchbinder , Futteralmacher , Ledergalanteriewaren -Erzeuger , Kaito-

nagewaren - Erzeuger.
45 . Bäcker (mit Ausnahme der von Müllern nach der bisherigen Landesstlte

als Nebengewerbe mittels der Hausgenossen oder des eigenen Hilfspersonales
betriebenen Schwarzbrot -Erzeugung ).

46 . Zuckerbäcker , Kuchen - und Mandolettibäcker , Kanditen -Erzeuger.
47 . Lebzelter , Wachszieher.
48 . Fleischhauer , Fleischselcher.
49 . Pferdefleischhauer , Pferdefleischselcher.
50 . Seifensieder.
51 . Pflasterer , insofern der Gewerbebetrieb sich auf Pflasterungen öffent¬

licher Straßen mit Natursteinen erstreckt.
52 . Ziegel - und Schieferdecker.
53 . Anstreicher , Lackierer, Schilder - und Schriftenmaler , gewerbsmäßige

Maler für Industrie -Erzeugnisse , Vergolder und Staffierer , Zimmermaler.
54 . Stukkaturer.

8 2.
Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Kundmachung in Kraft.

Gleichzeitig treten die im Z 1, Absatz 1, bezogenen Verordnungen außer Kraft.

s.
Automobile und Motorräder.

Verordnung des Ministeriums des Innern im Einvernehmen
mit dem Finanzministerium vom 27 . September 1905 , betreffend
die Erlassung sicherheitspolizeilicher Bestimmungen für den Betrieb
von Automobilen und Motorrädern (R .-G .-Bl . Nr . 156 —
kundgemacht am 7. Oktober 1905 —) :
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I. Abschnitt.

Allgemeine Bestimmungen.

8 1-
Tie Bestimmungen dieser Verordnung finden Anwendung aus solche

öffentliche Verkehrswege befahrende Kraslfahrzeuge , welche nicht auf Schienen
laufen (Automobile und Motorräder ). Ausgenommen von diesen Bestimmungen
sind Auiomobil -Feuerlöschwägen , sowie solche Kraftfahrzeuge , welche weder zur
Beförderung von Personen noch zum Transporte von Lasten bestimmt sind,
wie Straßendampswalzen n . dgl.

Der gewerbsmäßige Betrieb von Kraftfahrzeugen für den öffentlichen
Verkehr von Personen und Lasten ist außer den in dieser Verordnung ent¬
haltenen auch den bezüglichen gewerbepolizeilichen Vorschriften unterworfen.

II . Abschnitt.
Bestimmungen über die Konstruktion und Ausrüstung

der Kraftfahrzeuge.

8 2.
Jedes Kraftfahrzeug muß entsprechend lenkbar und sein Lenkapparat so

beschaffen sein , daß das verläßliche Funktionieren des Apparates unter allen
Umständen gesichert ist.

Kraftfahrzeuge , deren Gewicht 350 übersteigt , müssen eine Reversier¬
vorrichtung besitzen.

8 3
Automobilwägen sind mit mindestens zwei voneinander unabhängigen,

kräftig wirkenden Bremsvorrichtungen zu versehen , von welchen eine unmittelbar
aus die Triebfeder oder auf Bestandteile , die mit den Rädern fest verbunden
sind , einwirken muß . Jede einzelne der beiden Bremsen muß allein hinreichen,
den Wagen in angemessener Zeit zum Stillstände zu bringen . Eine der beiden
Bremsen muß mit dem Fuße zu betätigen sein.

Für das Motorrad genügt eine mit der Hand zu betätigende Bremse.

8 4.
Jedes Kraftfahrzeug , dessen Gewicht 350 übersteigt und das keine

auch nach rückwärts wiikende Bremsvorrichtung besitzt, ist mit einer vom Sitze
des Lenkers aus zu betätigenden , sicher wirkenden Sperrvorrichtung oder Berg¬
stütze zu versehen , um aus Steigungen den Wagen gegen ein Rückwärtsrollen
zu versichern.

8 5.
Sämtliche Hebel und Griffe des Mechanismus sind so anznbringen , daß

sie der Lenker des Fahrzeuges ohne Gefahr einer Verwechslung und , ohne die
Augen von dem Wege abwenden zu müssen , handhaben kann.

8 6.
Die zur Aufnahme leicht brennbarer Stoffe , als Benzin , Petroleum,

Spiritus , Gas dienenden Behälter sind aus feuerfestem , genügend starkem
Materiale , dicht schließend bcrzuslellen und derart anzubringen , daß sie gegen
Wärmeeinflüsie und äußere Beschädigungen tunlichst geschützt sind . Die Füll¬
öffnungen sind mit Sicherheitsvorkehrnngen gegen Explosionsgefahr zu versehen.

Akkumulatoren müssen derart gesichert eingebaut sein , daß ein Verspritzen
von Säure ausgeschlossen ist.

8 7.
Jedes Krastfahrzeug muß mit einer gut hörbaren Signalhupe aus¬

gerüstet sein.
8 8.

Automobilwägen müssen au der Vorderseite mit zwei gutleuchtenden,
mit farblosen Gläsern ausgerüsteten Signallaternen versehen sein , welche die
seitliche Begrenzung anzeigen und den Lichtschein derart auf die Fahrbahn
werfen , daß letztere auf Mindestens 20 m vor dem Wagen vom Lenker über¬
sehen werden kann.

Beim Motorrade ist vorne eine Signallaterne anzubringen . Ist dem
Motorrade ein Beiwagen seitwärts angehängt , so hat auch der Beiwagen eine
Signallaterne zu erhalten , welche die äußere seitliche Begrenzung anzeigt.

8 9-
Jedes Kraftfahrzeug ist mit einer Vorrichtung ausznrüsten , welche ver¬

hindert , daß das Fahrzeug von Unberufenen in Bewegung gesetzt werden kann.

8 io.
Jedes Kraftfahrzeug muß solche Vorkehrungen besitzen, daß übermäßiges

Geräusch , belästigende Rauchentwicklung , Dampf - und Gasausst , ömung , ferner
das Heranssallen glühender Teile des Brennmateriales oder von Rückständen
verhindert wird.

8 11-
Neu erbaute Kraftfahrzeuge haben die Firmatasel des Erzeugers und

die Erzeugungsnummer zu tragen.

III . Abschnitt.

Prüfung und Genehmigung der Fahrzeuge.

8 12.
Im öffentlichen StraZenverkehre dürfen in der Regel (Z 20 ) nur

solche Kraftfahrzeuge benützt werden , welche behördlich geprüft und genehmigt
worden sind.

Die Prüfung und Genehmigung kann für eine Type oder für ein ein¬
zelnes Fahrzeug stattfinden.

8 13-

Das Ansuchen um Genehmigung der Type eines Kraftfahrzeuges ist vom
Erzeuger oder seinem Vertreter bei der polnischen Landesstelle einzubrinqen.
Das Ansuchen ist bei jener politischen Landesstelle , in deren Verwaltungsgebiete
die Erzeugungsstälte gelegen ist, wenn es sich aber um Typen ausländischer
Herkunft handelt , bei jener Politischen Landesstelle zu überreichen , in deren
Verwaltungsgebiete der Aufenihaltsort des Vertreters des ausländischen Er¬
zeugers gelegen ist. Das Ansuchen hat den Namen und Wohnsitz des Erzeugers
zu enthalten.

Als Beilagen sind in je zwei Exemplaren auzuschließen:
1 . Die kotierte Zeichnung des Fahrzeuges , aus welcher besonders der

Motor samt Übersetzung , sowie die Lenk- und Bremsvorrichtungen zu ersehen
sein müssen , in mindestens >/ „ natürlicher Größe.

2 . Die technische Besch,eivung der zu überprüfenden Tqpe ; dieselbe hat
folgende Angaben zu enthalten:

a ) eine allgemeine Beschreibung des Fahrzeuges;
b) die Kraftquelle und das System des Moiors;
e) die Leistung des Motors in Pferdekräften und die Tourenzahl in der

Minute;
ä ) bei Berbrennungs - und Explosionsmotoren die Beschreibung der Zünd-

und Kühlvorrichtungen , bei Dampfmotoren die Beschreibung des zu¬
gehörigen Dampf -Erzeugers und bei elektrischen Motoren die Beschreibung
der Akkumulatoren oder der verwendeten Dynamomaschine samt Antrieb;

o) die Beschreibung der Kraftübertragung und der Lenkvorrichtung;
k) die Zahl und Art der Bremsvorrichtung , sowie das Übersetzungsverhältnis

derselben ;
x ) die Beleuchtungs - und Signalvorrichtungen ; überdies bei Automobil¬

wagen:
ü ) die größte Länge , Breite und Höhe des Wagens , den Radikand , die

Spurweite , das Wagengewicht und den Felgenbelag , bei Lastwägen auch
die Felgenbreite und die Tragfähigkeit;

i) die Zahl und das Adhäsionsgewicht der gebremsten Räder.

8 14.
Die Entscheidung über die Zulassung einer Type steht der Landesstelle zu.
Vor der Entscheidung ist im Wege einer Prüfung festzustellen , ob die

vorgelegte Type zur Zulassung für den öffentlichen Straßenverkehr geeignet ist.
Behufs Vornahme dieser Prüfungen haben die politischen Landesstellen eine
oder nach Bedarf mehrere aus Fachmännern bestehende Kommissionen zu
bestellen . Die Kommission erstattet ihr Gutachten auf Grund der vorgelegten
Beschreibungen und Zeichnungen und auf Grund einer Probefahrt , welche
mit einem der Beschreibung und Zeichnung entsprechenden Fahrzeuge vor¬
zunehmen ist.

8 15.
Wenn der Zulassung der Type Bedenken nicht im Wege stehen , so hat

die politische Landesstelle dem Gesuchsteller über die Genehmigung der Type
eine amtliche Bescheinigung auszufertigen , welche Namen und Wohnsitz des
Erzeugers und die im H 13 . Punkt 2 , bezeichnet -n Daten , ferner eine schematische
Zeichnung des Fahrzeuges und der behördlichen Typenzeichen zu enthalten hat.
Andernfalls ist das Ansuchen unter Angabe der Gründe abzuweisen.

8 16.
Der Erzeuger der genehmigten Type , beziehungsweise der inländische

Vertreter desselben hat bei der Ablieferung eines der Type entsprechenden
Fahrzeuges dem Käufer eine Abschrift der amtlichen Bescheinigung auszufolgen
und derselben die Angabe der forilaufenden Erzeugungsnummer , sowie eine
Bestätigung darüber beizufügen , daß das Fahrzeug in Bezug auf die maschinellen
und Sicherheitseiiirlchtungen mit der genehmigten Type vollständig über-
einstimmr . Für die Richtigkeit der Bestätigung ist der Erzeuger , beziehungs¬
weise sein Vertreter verantwortlich.

Jedes solche Zertifikat muß mit dem Visum jener politische» Bezirks-
beziehnngsweisc landeSsürstlichen Polizeibehörde versehen sein , in deren Bezirke
oder Rayon die Erzeugungsstälte oder der Aufenthaltsort des inländischen Ver¬
treters des ausländischen Erzeugers gelegen ist.

Im Falle eines späteren Wechsels im Besitze des Fahrzeuges hat der
Verkäufer dem Besitznachsolger das Zertifikat zu übergeben . Die Überlastung
des Zertifikates an den Besitzer eines anderen Fahrzeuges ist unstatthaft.

8 17-
Für Kraftfahrzeugs , deren Übereinstimmung mit einer genehmigten Type

nicht durch das im Z 16 bezeichnet ? Zertifikat nachgewiesen ist. dann für solche
Fahrzeuge , welche infolge nachträglicher konstruktiver Änderungen an wesent¬
lichen Bestandteilen des Betriebsmechanismus der genehmigten Type nicht mehr
enlsvrechen , hat der Besitzer vor der Benützung des Fahrzeuges >m öffentlichen
Verkehre die Genehmigung zu erwirken.

Hinsichtlich des Einschreitens , der Prüfung und Genehmigung finden die
Bestimmungen der Z 13 , 14 und 15 mit der Maßgabe sinngemäße Anwendung,
daß die im ß 13 geforderte kotierte Zeichnung durch eine schematische Zeichnung
oder durch eine entsprechend deutliche Photographie des Fahrzeuges ersetzt
werden kann » .
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8 18.
Die Mitglieder der Prüfungs -Kommission erhalten für ihre Mühewaltung

eine Entschädigung (Prüfungslaxe ), deren Höhe von der politischen Landesstelle
festgesetzt wird.

Die Piüfungstaxe ist von dem Prüfungswerber zu entrichten und bei der
Überreichung des Gesuches zu erlegen.

8 19-
Die vor Erlassung dieser Verordnung in einzelnen Ländern auf Grund

der bisherigen Vorschriften ausgestellten Zertifikate über die Genehmigung und
Zulassung von Kraftfahrzeugen für den öffentlichen Verkehr behalten auch
weiterhin ihre Gültigkeit.

8 so.
Die dem Militärärar gehörigen Kraftfahrzeuge sind von den vorstehenden

Bestimmungen über die Prüfung und Genehmigung der Kraftfahrzeuge aus¬
genommen.

Außerdem finden diese Bestimmungen auf Kraftfahrzeuge der aus dem
Auslande kommenden Reisenden dann keine Anwendung , wenn das Fahrzeug
in einem anderen Staate , welcher ähnliche Vorschriften über die Prüfung der
Kraftfahrzeuge besitzt und Reziprozität übt , behördlich geprüft und zum Verkehre
zugelaffeu wurde und die Benützung des Fahrzeuges im Jnlande nicht länger
als drei Monate dauert . -

Bei längerem Aufenthalte im Jnlande hat der Benützer des Kraftfahr¬
zeuges vor Ablauf der Frist von drei Monaten bei jener Landesstelle , in deren
Vcrwaltungsgebiete er sich aushält , um die Prüfung und Genehmigung seines
Fahrzeuges anzusuchen.

Treffen bei dem Kraftfahrzeuge eines aus dem Anslande kommenden
Reisende » die im zweiten Absätze angegebenen Voraussetzungen nicht zu , so
hat der Benützer eines im Sinne der Bestimmungen dieser Verordnung noch
nicht genehmigten Kraftfahrzeuges binnen längstens 14 Tagen die Prüfung
und Genehmigung seines Fahrzeuges bei jener Landesstelle zu erwirken , in
deren Verwaltungsgebiele er sich gerade aushült . Bis zum Ablaufe dieser Frist
ist die Benützung des Fahrzeuges in der Regel gestaltet ; dieselbe kann aber
aus besonderen sicherheuspollzeillchen Gründen durch Verfügung einer politischen
Bezirks - oder landesfürstlichen Polizeibehörde untersagt werden.

Über den Tag des Eintrittes in dys Inland wird dem Reisenden von
den in den 88 33 und 84 bezeichnet ?» Ämtern beziehungsweise Behörden eine
Bestätigung erteilt , welche über Verlangen behördlicher Organe jederzeit vor¬
zuweisen ist.

IV. Abschnitt.

Lenkung der Fahrzeuge.

8 2l.
Von der selbständigen Lenkung von Kraftfahrzeugen sind solche Personen

ausgeschlossen , welche nicht mindestens 18 Jahre alt sind.
Die selbständige Lenkung von mehr als einspurigen Kraftfahrzeugen ist

ferner , abgesehen von den im Z 25 bezeichne» « Ausnahmen , nur denjenigen
gestaltet , welche die behördliche Bewilligung hiezu (Fahrlizenz ) erlangt haben.

Diese Lizenz darf in der Regel nur solchen Personen erteilt werden,
welche ihre Befähigung als Lenker im Wege einer Prüfung dargetan haben
und nicht nach den Bestimmungen des ersten Absatzes oder durch ein behörd¬
liches Erkenntnis (Z 24 ) von der Erlangung einer solchen Lizenz ausgeschlossen
sind . Von der Ablegung der Prüfung sind jedoch die Lenker der dem Militärärar
gehörigen Kraftfahrzeuge dann befreit , wenn sie sich über ihre Befähigung
durch ein Zeugnis des technischen Militär -Komitees ausweisen.

8 22.
Zur Vornahme der im 8 21 vorgesehenen Prüfung bestellt die politische

Landesstelle Prüfungs -Kommissäre in der erforderlichen Anzahl und bestimmt
die Stelle , wo um die Zulassung zur Prüfung anzusuchen ist. Jeder Gesuch-
steller hat anzugeben , für welche Gattung beziehungsweise Gattungen von
Kraftfahrzeugen er die Prüfung ablegen will.

Die Prüfung hat sich auf den Nachweis jener Kenntnisse der maschinellen
Einrichtungen von Kraftfahrzeugen zu erstrecken, welche zur sicheren Führung
eines Fahrzeuges der vom Gesuchsteller bezeichnten Gattung beziehungsweise
Gattungen erforderlich sind . Außerdem ist im Wege einer Probefahrt die praktische
Fähigkeit zur Führung eines solchen Fahrzeuges nachzuweisen . Die Beistellung
der zur Ablegung der Probefahrten dienende » Fahrzeuge ist, falls die Landes¬
stelle nichts anderes bestimmt , Sache der Prüfungswerber.

Über die mit befriedigendem Erfolge abgelegte Prüfung ist ein Zeugnis
auszustcllen.

Hinsichtlich der Prüfungstaxen gelten die Bestimmungen des Z 18

8 23.
Auf Grund der in den 88 21 und 22 bezeichnten Zeugnisse werden den

Fahrlizenzenwerbern über ihr Ansuchen von der politischen Bezirksbehörde ihres
Wohnortes oder , wenn ihr Wohnsitz im Rayon einer landessürstlichen Polizei¬
behörde gelegen ist, von dieser letzteren die Fabrlizenzen ausgestellt , falls nicht
der Erteilung ein Bedenken im Sinne des 8 21 entgegensteht . In jeder Lizenz
ist anzugeben , auf welche Gattung beziehungsweise Gattungen von Fahrzeugen
die Lizenz sich bezieht . Die Lizenz ist mit der Photographie des Fahrberechtigten
zu versehen.

8 24.
Die erteilte Lizenz ist zu entziehen , wenn der Lizenzinhaber wegen einer

beim Betriebe des Kraftfahrzeuges gegen die Sicherheit des Lebens begangenen
strafbaren Handlung verurteilt oder wegen einer solchen Übertretung der auf
den Betrieb bezüglichen Vorschriften bestraft worden ist, welche seine Verläßlichkeit
als Lenker beeinträchtigt.

Bei der Entziehung ist auszusprechen , ob der Ausschluß von der Wieder¬
erlangung der Lizenz für immer oder nur für einen bestimmten Zeitraum Platz
greifen soll und im letzteren Falle , ob bei einer etwaigen Wiederbewerbung
die Prüfung neuerlich abzulegen ist.

Die Entziehung hat durch die politische Bezirks - beziehungsweise landes-
sürstliche Polizeibehörde des Wohnortes des Lizenzinhabers zu erfolgen.

8 25.
Die Lenker der aus dem Auslande kommenden Kraftfahrzeug ? sind von

der Verpflichtung zur Erwirkung der im Z 21 vorgeschriebenen Fahrlizenz dann
befreit , wenn sie ein Zertifikat Uber ibre Befähigung zur Lenkung von Kraft¬
fahrzeugen seitens der Behörde eines Staates , in welchem ähnliche Vorschriften
über die Lenkung von Kraftfahrzeugen bestehen und der Reziprozität übt , besitzen
und ihr Aufenthalt >m Jnlande nicht länger als drei Monate dauert.

Unter den gleichen Voraussetzungen , unter welchen nach Z 24 die Fahr¬
lizenz entzogen werden kann , kann jenen Lenkern , welche nach Absatz 1 von der
Erwirkung einer Lizenz befreit sind , der Betrieb ihres Fahrzeuges im Jnlande
untersagt werden.

Treffen die im ersten Absätze bezeichnet ?» Voraussetzungen nicht zu , so ist
der Lenker eines aus dem Auslande kommenden Kraftfahrzeuges , welcher keine
hierlandige Fohrlizenz besitzt, verpflichtet , dieselbe ehetunlichst , längstens aber
hinnen acht Tagen zu erwirken . Innerhalb dieser Frist ist ihm das Fahrzeug
selbständig zu lenken nur so lange gestattet , als ihm dies nicht aus sicherheits-
polizeilichen Rücksichten durch eine Verfügung einer politischen Bezirks - oder
landesfürstlichen Polizeibehörde untersagt wird.

V. Abschnitt.
Erkennungszeichen der Kraftfahrzeuge.

8 26.
Die Kbaftfahrzeuge müssen mit den von der Behörde bestimmten Er¬

kennungszeichen versehen sein.
Üm die Zuteilung der Erkennungszeichen habe » die Besitzer jener Kraft¬

fahrzeuge , welche ihren Standort im Jnlande haben , bei der poliftschen Bezirks¬
behörde , in deren Bezirke der Standort gelegen ist, wenn aber der Standort
sich im Rayon einer landesfürstlichen Polizeibehörde befindet , bei dieser letzteren
anzusuchen.

8 27.
Die Erkennungszeichen bestehen in der Regel aus einem Buchstaben in

lateinischer Schrift und aus einer Zahl (Evidenznummer ) in arabischen Ziffern.
Der Buchstabe bezeichnet das Land , beziehungsweise den Rayon (8 88 ) ,

in welchem die Erkennungszeichen ausgefolgt wurden , während die Zahl der
Registernummer im Evidenzverzeichnisse entspricht.

8 28.
Jedem Lande wird ein Buchstabe zugewiesen ; nur der Rayon der Wiener

k. k. Polizei -Direktion und jener der k. k. Polizei -Direktion in Prag wird mit
je einem besonderen Buchstaben bezeichnet . Die Verteilung der Buchstaben ist
aus dem beiliegenden Verzeichnisse zu ersehen.

Die Polizei -Direktionen in Wien und Prag geben die Nummern von 1
angefangen je für Automobile und Motorräder fortlaufend aus , den übrigen
in Z 26 bezeichneten Behörden werden Zahlenreihen von den betreffenden
Landesstellen zugewiesen , welche dieselbe Zahlenreihe je für Automobile und
Motorräder zu verwenden haben . Mehr als dreistellige Zahlen dürfen nicht in
Anwendung kommen . Sind in einem Lande oder in einem Rayon alle Zahlen¬
reihen innerhalb der dreistelligen Zahlen erschöpft, so ist dem Erkennungs¬
buchstaben die Zahl I beziehungsweise II u . s. f. in römischen Ziffern beizu-
fügen und hat die Numerierung wieder fortlaufend von 1 an zu heginnen.

8 29.
Die im § 26 bezeichneten Behörden (Evidenzbehörden ) haben den Fahr¬

zeugbesitzern , welche um die Erkennungszeichen angesuchl haben , die Erkennungs¬
zeichen in schriftlicher , mit dem Amtssiegel versehener Ausfertigung hinaus-
zngeben . Diese Ausfertigung kann auf den nach 8 16 beziehungsweise 17
ausgestellten Zertifikaten beziehungsweise Bescheinigungen eingetragen werden.

Jede Evidenzbehörde hat je ein Register , und zwar abgesondert für
Automobile und für Motorräder zu führen . In das Register ist bei jeder
Ausfertigung die Evidenznummer , der Name und die Wohnung des Besitzers
und der Standort des Fahrzeuges einzutragen.

8 30.
Die Erkennungszeichen sind in schwarzer Schrift auf weißem Grunde in

gut lesbaren Schriftzeichen auszuführen . Die Anhringung von Verzierungen
an denselben ist unzulässig.

Bei Automobilen sind die Erkennungszeichen vorne und rückwärts , und
zwar entweder auf der Wand des Wagens selbst mit Farbe oder an derselben
mittels einer aus dauerhaftem Materiale mit möglichst glatter Oberfläche
hergestellten , entsprechend befestigten Tafel , an einer leicht sichtbaren Stelle
anzubringen . An der Rückseite sind die Erkennungszeichen so anzuordnen , daß
der Buchstabe und eventuell die römische Zahl oben und darunter in einem
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Abstande von 2 ein die Evidenznummer steht. Die Höhe der rückwärtigen
Erkennungszeichen hat mindestens 12 em , ihre Stärke im Grundstriche mindestens
2 em zu betragen . An der Vorderseite können die Erkennungszeichen entweder
in derselben Anordnung wie an der Rückseite oder horizontal nebeneinander
angebracht werden . In letzterem Falle hat der Abstand des Buchstabens,
beziehungsweise der römischen Zahl von der Evidenznummer mindestens 7 om
zu betragen . Die vorderen Erkennungszeichen müssen mindestens 8 em hoch
und im Grundstriche 1 om stark sein.

Bei Motorrädern sind die Erkennungszeichen an einer gut sichtbaren
Stelle anzubringen ; ihre Höhe hat mindestens 8 em und ihre Stärke im
Grundstriche mindestens I em zu betragen.

Ist einem Motorrade seitwärts oder rückwärts ein Beiwagen angehällgt,
so ist nicht nur das Motorrad , sondern auch die Rückwand des Beiwagens mit
dem Erkennungszeichen zu versehen . Bezüglich dieser Erkennungszeichen am
Beiwagen gelten die gleichen Vorschriften wie für die bei Automobilen an der
Rückseite anzubringenden Zeichen.

8 31.
Diejenigen , welche mehrere Kraftfahrzeuge besitzen, haben in der Regel

für jedes ihrer Fahrzeuge um die Ansfolgnng der Erkennungszeichen anzusuchen
und erhält jedes Fahrzeug seine Evidenznummer.

Gewerbetreibenden , welche sich mit der Herstellung von Kraftfahrzeugen
befassen oder mit solchen Fahrzeugen Handel treiben , kann jedoch über ihr
Ansuchen zur Bezeichnung ihrer Fahrzeuge bei Probefahrten eine Anzahl von
Evidenznummern zugewiesen werden , welche nicht an bestimmte Fahrzeuge
gebunden find.

8 32.

Wird ein mit dem Erkennungszeichen versehenes Fahrzeug veräußert
oder der Standort desselben oder der Wohnort des Besitzers bleibend verlegt,
so hat derjenige , auf dessen Namen die Erkennungszeichen ausgefertigt wurden,
der Eoidenzbehörde binnen acht Tagen nach eingetretener Veränderung hierüber
die Anzeige zu erstatten . Die Evidenzbehörde har , wenn der neue Standort des
Fahrzeuges in ihrem Bezirke oder Rayon gelegen ist, die Daten in dem Register
richtigzustellen , wenn aber der Standort in den Rayon oder Bezirk einer
anderen Eoidenzbehörde verlegt wurde , die Evidenznummer zu löschen. In
diesem letzteren Falle hat derjenige , in dessen Besitz sich das Fahrzeug befindet,
binnen acht Tagen nach eingetretenem Besitzwechsel beziehungsweise nach der
Verlegung des Standortes bei jener Eoidenzbehörde , in deren Bezirk oder
Rayon der neue Standort gelegen ist, um Ansfolgnng neuer Erkennungs¬
zeichen anzusuchen . Bis zur Zuweisung der neuen Erkennungszeichen hat sich
der Besitzer der früheren Erkennungszeichen zu bedienen.

Eine vorübergehende Verlegung des Standortes des Fahrzeuges oder
des Wohnortes des Besitzers verpflichtet nicht zu einer Anmeldung und Lösung
neuer Erkennungszeichen.

8 33.

Für Kraftfahrzeuge von Reisenden , welche über die Zollgrenze kommen,
werden die Erkennungszeichen von dem k. k. Grenzzollamte des Eintrittsortes
ausgefolgt . Diese Erkennungszeichen haben nebst dem Erkennungsbuchstaben des
betreffenden Verwaltungsgebietes und der Evidenznummer noch den Buchstaben 2
in roter Farbe zu führen.

Über die Ausfolgung der Erkennungszeichen haben die Grenzzollämter
Register zu führen , in welche die Evideuznnmmer , der Name und Wohnsitz
der Fahrzeugbesitzer und der Tag der Ausstellung einzutragen ist.

Jedes Grenzzollamt erhält von der betreffenden Landesstelle Zahlenreihen
als Evidenznummern zugewiesen.

Die Nnmmerntafeln können auch aus entsprechend starkem Papier hergestellt
werden . Solche Tafeln werden von den Zollämtern über Begehren ausgefolgt.
Im übrigen gelten bezüglich der Anbringung und der Art der Ausführung der
Erkennungszeichen die im Z 80 enihaltenen Bestimmungen.

Sind an dem Fahrzeuge bereits andere Erkennungszeichen angebracht,
so sind dieselben abzunehmen oder durch Verdecken , Überkleben u . dgl . unkenntlich
z» machen.

Die von den Grenzzollämtern ausgefolgten Erkennungszeichen gelten nur
für die Dauer von drei Monaten . Hält sich der Kraftfahrzeugbenutzer längere
Zeit im Jnlande auf , so hat er bei jener politischen Bezirks - beziehungsweise
bei jener landessürstlichen Polizeibehörde , in deren Bezirk beziehungsweise Rayon
er sich aufhält , um die Ausfolgung von Erkennungszeichen gemäß Z 26 an¬
zusuchen.

Kraftfahrzeugbenützer , welche das Erkennungszeichen auf Grund dieser
letzteren Bestimmung erhalten haben , haben der Eoidenzbehörde die Anzeige zu
erstatten , wenn das Fahrzeug das Inland verläßt.

8 31.
Für Kraftfahrzeuge , welche aus dem Königreich Ungarn , aus Bosnien

oder aus der Herzegovina kommen , sind die Erkennungszeichen bei jener
politischen Bezirksbehörde oder landessürstlichen Polizeibehörde zu beheben , deren
Bezirk oder Rayon das Fahrzeug in der Richtung seiner Fahrt zunächst berührt.
Außer dem Buchstaben des Verwaltungsgebietes und der Evidenznummer führen
die aus Ungarn kommenden Fahrzeuge auch noch den Buchstaben II in roter
Farbe , die aus Bosnien und der Herzegovina kommenden aber den Buch¬
staben 6 in gleichfalls roter Farbe.

Im übrigen finden hinsichtlich dieser Erkennungszeichen die im Z 33
enthaltenen Bestimmungen sinngemäße Anwendung.

8 35.
Ausländischen Kraftfahrzeugbesitzern , welche mit ihren Fahrzeugen häufig

in das Inland Kommen , können von einer jener politischen Bezirks - oder
landesfürstlichen Polizeibehörde , deren Bezirk oder Rayon nahe an der Grenze
gelegen ist, ständige Erkennungszeichen ausgefolgt werden . Auf diese Erkennungs¬
zeichen finden die Bestimmungen der HZ 27 bis 30 Anwendung . Eine Über¬
lassung dieser Erkennungszeichen an andere Personen ist nicht gestattet . Domizil¬
änderungen hat der Kraflsahrzeugbesitzer der Evidenzbehörde bekanntzugeben.

8 36.
Die Erkennungszeichen auf den Kraftfahrzeugen sind in gutem Zustande

und gut lesbar zu erhalten . Sie dürfen während der Fahrt weder ganz noch
teilweise verdeckt werden . Nötigenfalls sind sie während der Fahrt öfter vom
Staub oder Straßenschmutz zu reinigen.

8 37.
Die auf Automobilen an der Rückseite angebrachten Erkennungszeichen

sind , wenn sich das Fahrzeug zur Nachtzeit auf öffentlichen Verkehrswegen
befindet , hell zu beleuchten oder durch eine transparente Aufschrift zu ersetzen.

Dasselbe gilt für Motorräder dann , wenn sie einen Beiwagen mit sich
führen , bezüglich der am Beiwagen angebrachten Erkennungszeichen.

Die Beleuchtung bat derart zn erfolgen , daß die Zeichen deutlich sichtbar
sind , daß keine Blendung des Beschauers erfolgt und daß die Lampe , welche
mit farblosen Gläsern zu versehen ist, gleichzeitig auch als Deckungslicht dient.

VI. Abschnitt.
Sicherheitsvorschriften für den Verkehr.

8 38.
Die Fahrgeschwindigkeit ist unter allen Umständen so zu wählen , daß der

Lenker Herr seiner Geschwindigkeit ist und die Sicherheit der Personen und des
Eigentums nicht gefährdet wird . Der Lenker des Fahrzeuges hat die Fahr¬
geschwindigkeit entsprechend zu mäßigen , nötigenfalls auch stehen zu bleiben
und den Motor abzustellen , wenn durch sein Fahrzeug Unfälle oder Verkehrs¬
störungen hervorgernfen werden könnten . Diese Vorsichten sind insbesondere
auch beim Herannahen bespannter Fuhrwerke oder von Viehlrieben zu beobachten.

8 39.
In geschloffenen Orten darf die Geschwindigkeit keinesfalls größer sein

als 15 Kilometer pro Stunde (Geschwindigkeit eines leichten schnellen Fuhr¬
werkes ). Außerhalb der geschloffenen Ortschaften darf die Fahrgeschwindigkeit
nicht über 45 Kilometer pro Stunde gesteigert werden.

Keinesfalls schneller als mit sechs Kllometer pro Stunde (Tempo eines
Pferdes im Schritt ) darf gefahren werden : wenn nebeliges Wetter die Fernsicht
verhindert sowie an solchen Stellen , wo die Straße nicht überblickt werden
kann , wie insbesondere an Kreuzungen , bei starken Straßenkrümmungen , beim
Einfahren in Tore , Herausfahren aus Häusern , dann auf Brücken , in schmalen
Gaffen , wo zwei Wägen nicht nebeneinander vorbeifahren können , bei außer¬
gewöhnlich starkem Verkehre und bei größeren Menschenansammlungen.

8 10.
In geschloffenen Ortschaften darf nicht mit offenem Auspuffrohre ge¬

fahren werden.
8 11-

Das Wahrnungssignal ist im Bedarfsfalls stets rechtzeitig zu geben.

8 42-
Bei eintretender Dunkelheit und solange dieselbe anhält oder wenn Nebel

die Fernsicht beeinträchtigt , muß bei allen auf öffentlichen Verkehrswegen be¬
findlichen Kraftfahrzeugen das Licht in den Signallaternen brennen.

8 13.
Der Lenker darf das Fahrzeug nicht verlassen , bevor er die Maschine

abgestellk, die Bremse angezogen und Vorsorge getroffen hat , daß das Fahrzeug
nicht von Unberufenen in Bewegung gesetzt werden kann.

8 41.
Der Lenker eines Kraftfahrzeuges hat das amtliche Zertifikat über die

Genehmigung seines Fahrzeuges beziehungsweise der Type (KZ 16, >7 und 20 ),
sein LenkerzerNfikat und die die Erkennungszeichen enthaltende Auslerlignng
auf der Fahrt stets mit sich zu führen und über behördliches Verlangen vor¬
zuweisen.

Auf Verlangen der Sicherheits - oder Straßenaufsichtsorgane ist der Lenker
verpflichtet , sofort anzuhalten , desgleichen auch bei einem durch sein Fahrzeug
hervorgerufenen Unfälle oder bei einer durch dasselbe herbeigeführten Sach¬
beschädigung.

Ist bei einem derartigen Unfälle eine Verletzung einer Person eingetreten,
so hat der Lenker für die nötige Hilfe nach Möglichkeit Sorge zu tragen.

8 45.
Die Besitzer von Kraftfahrzeugen haben für die entsprechende Instand¬

haltung der für den sicheren Betrieb des Fahrzeuges wichtigen Bestandteile
Sorge zu tragen.

Sie sind dafür verantwortlich , daß ihre Fahrzeuge nur von solchen
Personen gelenkt weiden , welchen dies nach den Bestimmungen dieser Ver¬
ordnung gestattet ist.
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8 46.
Wettfahrten mit Kraftfahrzeugen sind nnr mit Bewilligung der politischen

LandeSstclle gestattet , welche die beteiligten Lokalbehörden einzuvernehmen hat.

Vll . Abschnitt.

Schlußb estimmungen.

8 47.
Übertretungen der Vorschriften dieser Verordnung sind , insofern sie nicht

unter das allgemeine Strafgesetz fallen , nach der Mmisterialverordnung vom
30 . September 1857 , N . -G .-Bl . Nr . 198 , zu bestrafen.

8 48.
Die Bestimmungen dieser Verordnung treten binnen drei Monaten nach

erfolgter Kundmachung in Wirksamkeit.
In dem gleichen Zeitpunkte treten die in einzelnen Ländern erlassenen

Verordnungen , betreffend das Fahren mit Automobilen und Motorrädern auf
öffentlichen Straßen (Verordnungen der k. k. Statthallerei für Niederösterreich
vom 19 . September 1899 , L.-G .-Bl . Nr . 49 , der k. k. Statthaltereien für
Böhmen vom 29 . Jänner 1900 , L -G -Bl . Nr . 13 , für Oberösterreich vom
20 . Juli 1901 , L.-G .-Bl . Nr . 19 , für Tirol und Vorarlberg vom 28 . August 1903,
L.-G .-Bl . Nr . 47 , für Steiermark vom 18 . Juni 1904 , L.-G .-Bl . Nr . 62 , ferner
die Verordnungen der k. k. Landesregierungen für die Bukowina vom 14 . Jänner
1901 , L.-G .-Bl . Nr . 4 , für Kärnten vom 30 . Mai 1903 , L.-G .-Bl . Nr . 21,
für Schlesien vom 30 . Juni 1903 , L.-G .-Bl . Nr . 40 , für Salzburg vom
27 . Mai 1904 , L.-G .- Bl . Nr . 28 , und für Krain vom 2 . Juli 1904 , L.-G .-Bl.
Nr . 11) . außer Kraft.

Die Anwendung der in den Gesetzen über die Straßenpolizei enthaltenen
Bestimmungen auf Automobile und Motorräder sowie die Anwendung der
Vorschriften über die Erprobung und periodische Untersuchung von Dampf¬
kesseln, über die Sicherheitsvorkebrungen gegen Dainpskesselexplosionen und über
den Nachweis der Befähigung zur Bedienung und Überwachung von Dampf¬
kesseln und Dampfmaschinen wird durch die gegenwärtige Verordnung nicht
berührt.

Verzeichnis der Erkeuuuugsbuchstaben.

Wiener Polizeirayon.
Niederösterreich mit Ausnahme des Wiener PoOzeiiayons .
Österreich.
Salzburg . .
Tirol.
Kärnten.
Steiermark.
Krain.
Küstenland.
Dalmatien.
Prager Polizeirayon.
Bödmen mit Ausnahme des Prager Polizeirayons . . . .
Mähren.
Schlesien . . - . . .
Galizien.
Bukowina .
Vorarlberg . . . - . .
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1«.
Verletzungen durch elektrische Ströme.

Rund -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 28 . Sep¬
tember 1905 , Z . VIII -2412/8 (M .-Abt . X, 6144/05 ) :

Das k. k. Ministerium des Innern har mit dem Erlasse vom 1b. Sep¬
tember 1905 , Z . 40275 , die k. k. Statthallerei ermächtigt , zu veranlassen , daß
bis auf weiteres alle Fälle von Erkrankungen durch elektrische Ströme dem
k. k. Krankenhause Wieden zugewiescn werden.

Sollte ihre Aufnahme daselbst wegen Platzmangel nicht erfolgen können,
so sind solche Fälle an die 111. medizinische Klinik zu weisen.

Dieser Erlaß ergeht an das Dekanat der medizinischen Fakultät in Wien
(akad . Senat ) zur Verständigung des Vorstandes der III . medizinischen Klinik,
ferner zur weiteren Veranlassung an die Direktionen (Leitungen der neun
Wiener k. k. Krankenanstalten , an die k. k. Polizei -Direktion in Wien und an
den Wiener Magistrat , Abteilung X.

11 .
Zulassung der Verwendung von Betoneisengitter-

balken nach System Visintini.

Entscheidung des Wiener Magistrates vom 30 . September
1905 , M .-Abt . XIV , 1878/03:

In Erledigung des Ansuchens des Herrn Franz Visintini,  Ingenieurs
in Zürich , wird die Verwendung der von ihm erzeugten Betonelsengitterträger
als freianfliegenden , dippelbaumarlig Mann an Mann verlegten Trägern bei

Deckenkonstruktionen im Gemeindegebiete von Wien unter folgenden Bedingungen
als zulässig erklärt:

1. Die beabsichtigte Ausführung ist in den Konsensplänen auszuweisen,
welchen auch die zur Beurteilung der Konstruktion erforderlichen Detail«
zeichnungen im Maßstabe 1 : 20  und statische Berechnungen beizuschließen sind.

Insoweit die Konstruktion nicht mit bestimmten , vorher vom Stadtbauamie
überprüften Normalträgertypen ausgeführt wird , ist der Tragsähigkeitsnachweis
für die zur Verwendung kommenden Träger durch vorherige Bruchbelastungs-
Proben an denselben zu erbringen.

2 . Die Konsens - und Detailvläne , sowie die statischen Berechnungen sind von
einem behördlich autorisierten Zivil - oder Bauingenieur oder einem behördlich
autorisierten Zivilarchitekten oder von einem Banmeister zu unterfertigen,
welcher die Träger -Erzeugung , sowie die Ausführung der Baukonstrultion zu
leiten und zu überwachen und sowohl für die klaglose Herstellung als auch für
die der berechneten Belastung entsprechende Tragfähigkeit der ausgesührten
Konstruktion die volle Haftung zu übernehmen hat.

3 . Zur Herstellung darf nur langsam bindender , absolut volumbeständiger
Portlandzement bester Gattung , vollkommen reiner scharfkörniger Sand , reines
Wasser und bestes Flußeisen verwendet werden.

Bei Verwendung besten Portlandzementes darf das Mischungsverhältnis
im ungünstigsten Falle 800 kx Porllandzement auf 1 Sand und Kies
(ein Volumteil Zement aus drei Volumteile Sand und Kies ) betragen , wobei
der größte Kiesdurchmesser bei Betonstärken bis 5 ein das Maß von 7 mm nicht
überschreiten und in den voll ausbetonierten Trägerköpfen höchstens 15 in,»
erreichen darf.

4 . Die Herstellung der Balken darf nur durch geschulte Arbeitsleute unter
entsprechender Aufsicht erfolgen.

Das Zumessen der Materialien bei Herstellung des Betons hat mittels
entsprechender Meßgefäße zu erfolgen.

Die bei der Träger -Erzeugung verwendeten Kernformen für die Hohl¬
räume sind derart zu bemessen und zu fixieren , daß die plangemäße Aus¬
führung gesichert, beziehungsweise daß die plangemäße Betonstärke nirgends
unterschritten wird.

Die Eiseneinlagen sind stets plangemäß und derart sorgfältig einzubringen,
daß die Bügel der Zugstreben stramm an die Gurtungseisen anliegen ; in den
Endfeldern sind die Bügel der Zugstreben mit den Gurlungseisen , wenn nicht
überhaupt gelochte Flacheifen mit eingehängten Bügeln verwendet werden , in
sonstiger geetgneter Form unverrückbar zu verbinden ; ebenso sind die Gurtungs¬
eisen an den Trägerenden in einer zur sicheren Verhinderung des Gleitens
geeigneten Form zu verankern.

Unterschreitungen in den Betonstärken oder sonstige Schäden an den
fertigen Trägern dürfen durch nachträgliches Ausringen von Beton nicht aus¬
gebessert werden und dürfen überhaupt mangelhaft ausgeführte oder schadhaft
gewordene Träger nicht auf Bauten gebracht oder dortselbs ! verwendet werden.

5 . Die fertigen Träger sind vor rasch eintretendec Austrocknung aus¬
reichend zu schützen und durch fleißiges Bespritzen und Begießen entsprechend
feucht zu halten.

Bei Temperaturen unter dem Gefrierpunkte darf nicht betoniert werden
»nd es sind die Träger auch während der Erhärtung frostfrei zu lagern.

Vor eingetrelener genügender Erhärtung des Betons ist jede nachteilige
Inanspruchnahme der Träger durch Belastung , durch die Art der Lagerung
oder durch Erschütterung zu vermeiden.

Bor mindestens sechswöchentlicher Erhärtungsdauer dürfen dieselben nicht
transportiert oder auf Bauten in Verwendung genommen werden.

6 . Als Grundlage der statischen Berechnung beziehungsweise der
Dimensionierung hat zu gelten , daß sämtliche Konstruktionsteile unter Belastung
durch Eigengewicht und ungünstigst verteilter Nutzlast eine mindestens vierfache
Sicherheit gegen Bruch aufweisen müssen.

Für die der Rechnung zugrunde zu legende » Belastung sonnahmen und
für die Eigengewichte der Baumaterialien sind dabei die vom Österreichischen
Ingenieur - und Architektenoereine aufgestellten Bestimmungen anzuwenden.

Insbesondere dürfen folgende äußerste Grenzen für die Wahl der zulässigen
Inanspruchnahme nicht überschritten werden:

7 . Gegen das zur statischen Berechnung der Betone,sengilterbalken vor-
geschlagene Bercchnungsverfahren (Ermittlung der inneren Spannungen als
Stabspannungen eines ideellen frei aufiiegenden Gitterträgers mit reibungs¬
losen Gelenksverbindungen in den Knotenpunkten , wobei als Triigerhöhe der
Schwerpunkisadstand der Gurtungselsen angenommen und Lastan griff nur in
den Knotenpunkten des Obergurtes vorausgesetzt wird ), wird mit dem Vor-
bebalte keine Einwendung erhoben , daß die Querschuitlsbestimmung und die
Anordnung der Armierung unter Bedachlnahme auf das unvollkommene Zu-
treffen der gemachten Voraussetzungen erfolge und daß der Nachweis der
tatsächliche » Erreichung des eingangs geforderten Sicherheitsgrades mit Rücksicht
aus die Unvollkommenheit der Rechnung durch Bruchbelastungsversuche an
fertigen Balken erbracht werde.
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Die Untersuchung der direkt belasteten Obergurtstäbe auf Biegungs-
sestigkeit und der gedrückten Stäbe überhaupt auf Knickgefahr ist gesondert
durchzuführen.

Alle Konstruktionsteile , in welchen Zug - oder Biegungsbeanspruchungen
auftreien können , sowie solche, welche bei nur teilweiser Belastung einem
Spannungswechsel ausgesetzt sind , sind mit Eisenanlagen derart zu armieren,
daß diesen die volle Zugbeanspruchung zugewiesen werden kann.

8 . Die Träger sind grundsätzlich frei aufliegend zu rechne » und zu ver¬
wenden ; in Fällen , in welchen eine teilweise Einspannung nicht ausgeschlossen
erscheint , ist der Nachweis zu erbringen , daß die Träger auf die Wirkungen
derselben entsprechend dimensioniert beziehungsweise armiert sind.

Die Auflagerköpfe der Träger sind stets , mindestens bis zum ersten frei¬
liegenden Knotenpunkt des Untergurtes voll auszubetonieren und es darf der
erste Hohlraum nicht über die Auflagerkante ins Auflager hineinragen.

Gewöhnliche Deckenträger müssen bei Spannweiten bis 5 m wenigstens
15 ein , über 5 in bis 7 na wenigstens 20 em Auflagerbreite erhalten.

Die Auflagerköpfe sind nach Erfordernis zu armieren.
9 . Über die Erzeugung ist ein Tagebuch zu fuhren , welches über die

fertigen und in Ausführung begriffenen Balken Aufschluß gibt.
Auf den Balken muß in unverwischbarer Weise an Flächen , die auch

nach dem Versetzen sichtbar bleiben , das Datum der Herstellung , die zulässige
freie Spannweite und Nutzlast und das Eigengewicht ungeschrieben werden ; in
gleicher Weise müssen Ober - und Untergurt leicht erkennbar bezeichnet werden.

Für die Richtigkeit dieser Bezeichnungen haftet der in Punkt 2 genannte
verantwortliche Baufachoerständige.

10 . Der Bauführer hat Sorge zu tragen , daß die Balken beim inneren
Ausbau des Gebäudes nicht geschwächt oder beschädigt werden . Bei Wohn¬
gebäuden haben die Decken unter dem Fußbodenbelage eine Überschüttung von
mindestens 8 om Höhe zu erhalten.

In anderen Fällen müssen die Decken gegen Stoßwirkungen und Einzel¬
lasten , sowie gegen Abnützung in geeigneter Weise geschützt werden.

11 . Es ist vom Bauführer die bauämtliche Besichtigung und Überprüfung
und im Falle als nicht bereits vorher erprobte Normalirägertypen zur Ver¬
wendung kommen , die Vornahme der Bruchbelastungsproben nach Zufuhr der
Balken zur Baustelle vor deren Versetzen zu erwirken.

Anläßlich der vorzunehmenden amtlichen Rohbaubeschau werden die Balken
einer neuerlichen Besichtigung unterzogen.

Es bleibt dem Magistrate als Baubehörde übrigens jederzeit Vorbehalten,
durch das Stadkbauamt die einwandfreie Herstellung , den erreichten Härtegrad
und die Tragfähigkeit mittels besonderer Versuche festzustellen , und zwar:

o.) Durch Belastungsproben , bei welchen die fertige Konstruktion höchstens
einer gegenüber der zngrundegelegten Belastungsannahmc doppelten
Inanspruchnahme unterzogen werden darf,

d ) Durch stichprobenweise vorzunehmende Bruchproben , zu welchen die nötigen
Ersatzstücke vom Bauführer beizustellen sind,

o) Durch Festigkeitsproben an dem verwendeten Beton und Eisen , welche bei
einer amtlichen Prüfungsanstalt veranlaßt werden ; der letzteren werden
die von der Konstruktion entnommenen Probestücke zugesandt werden.
Bei den Probebelastungen dürfen die Balken vor Ausbringung einer Last,

welche der Summe aus dem IVrfachen Eigengewichte und der 2 >/rfachen Nutz-
last (das Gewicht der Beschüttung und des Fußbodens inbegriffen ) entspricht,
keine die Tragfähigkeit und den Bestand beeinträchtigenden Haarrisse zeigen , und
es darf der Bruch erst bei Belastung mit dem dreifachen Eigengewichte und
der vierfachen Nutzlast (im obigen Sinne ) eintreten.

Bei den vorzunchmenden Festigkeitsproben muß der Beton eine Druck¬
festigkeit von mindestens 125 ÜA per Quadratzentimeter besitzen, wobei voraus¬
gesetzt wird , daß die Probe erst nach mindestens 28tägiger Erhärtung abge-
sührt wird.

Fallen die Erprobungen ungünstig aus , so sind die für den betreffenden
Bau bestimmten , beziehungsweise bei demselben etwa bereits verwendeten Balken,
insoweit es der Magistrat als Baubehörde verlangt , zu entfernen und durch
entsprechende zu ersetzen, oder falls dies in fachgemäßer Weise möglich ist und
die Zustimmung des Magistrates als Baubehörde hiezu erwirkt wird , zu ver¬
stärken , beziehungsweise zu entlasten.

Die Kosten der von amtswegen verlangten Erprobungen hat im Sinne
des ß 44 der Bauordnung der Bauwerber zu tragen.

Er ist daber auch für die Beistellung des Materiales und der Arbeits¬
kräfte , die Durchführung und Überwachung der etwa erforderlichen Sicherheits-
Vorkehrungen und iw Einvernehmen mit dem Stadtbauamte für die Vorbereitungen
zur raschen und ungehinderten Durchführung der verlangten Belastungsproben
zu sorgen.

12 . Die Abänderung und Ergänzung , beziehungsweise die Zurücknahme
dieser Bewilligung nach den Ergebnissen der praktischen Erfahrungen bleibt
Vorbehalten.

Die Verwendung der in Rede stehenden Betoneisen -Gltterträger zu Unter¬
zügen und anderen Einzelkonstruktionen , sowie insbesondere zu äußerlich statisch
unbestimmten Konstruktionen , wie zu eingespannten oder über Zwischenstützen
durchlaufenden Trägern , kann aus Grund des Ergebnisses der bisherigen
Belastungsproben nicht zugelassen werden.

Gegen diesen Bescheid steht dem Gesuchsteller der binnen 14 Tagen nach
Zustellung des Bescheides beim Wiener Magistrat , Abteilung XIV , zu über¬
reichende Rekurs an die Baudeputanon für Wien offen.

Die beigebrachten Berechnungen und Beschreibungen werden dem Stadt¬
bauamte zur Verwahrung übermittelt.

LS.

Verfahren bei Aberkennung von Militär-
begünstiguiigen.

Erlaß der k. k. n .-v. Statthalterei vom 2. Oktober 1905,
Z . Il -2531 (M .-Abt . XVI , 8361/05 , Normalienblatt des
Magistrates Nr . 75) :

Laut Erlaßes vom 16. September 1905 , Nr . 38926/XIV , hat das k. k.
Ministerium sür Landesverteidigung wiederholt die Wahrnehmung gemacht , daß
Wehrpflichtige , welchen eine ihnen zuerkannte Begünstigung ans irgend einem
Grunde aberkannt wurde , mitunter ganz ungerechfertigterweise noch längere
Zeit im nichtaktiven Verhältnisse verbleiben , oder , wenn sich der bisher im
Genüsse einer Begünstigung Gestandene im l e tz t e n Jahre der seinem Affent-
jahrgange noch obliegenden Präsenzdienstpflicht befindet , gar nicht mehr zur
Ableistung bezw . Fortsetzung des Präsenzdienstes herangezogen weiden können,
weil die noch erübrigende Zeit mit der Verhandlung über eventuelle Berufungen
ausgefüllt wird.

Diese nicht nur die Standesverbältiiisse sondern auch die Disziplin
schädigenden Übelstände zu beheben , wurden das k. k. Landwehr -Truppendivistons-
(Landwehr -) Kommando und im Wege desselben die unterstehenden Ergänzungs-
bezirks -Kommandcn angewiesen , >m Einvernehmen mit den politischen Behörden
auf der strikten Einhaltung der in den Zß 48 , 51 , 54 und 59 der Wehr-
vorschristen I. Teil vorgeschriebenen Termine sür die Einbringung der Fort¬
bestandsnachweise unbedingt zu bestehen und deren Erledigung mit tunlichster
Beschleunigung durchzuführen . Namentlich bei Aberkennung einer Begünstigung
wird ein mehr expeditives Verfahren am Platze sein und gehört hiezu nicht
nur , daß derartige Fälle seitens der Ergänzungsbezirks -Kommanden in besonderer
Vormerkung und permanenten Evidenz gehalten werden , sondern daß angestrebt
wird , die Mitteilung des Zeitpunktes , in welchem die Entscheidung über die
Aberkennung der Begünstigung in Rechtskraft erwächst , von der politischen
Behörde möglichst bald zu erhalten , um die Einberufung des Betreffenden zum
Präsenzdienste veranlassen zu können.

Bei diesem Anlässe hat das Ministerium sür Landesverteidigung auch
auf eine mehrfach beobachtete irrige Auffassung aufmerksam gemacht , wonach
in Fällen , in welchen gelegentlich der von der 2. Instanz getroffenen , nach den
Bestimmungen des Z 58 : 6 der Wehrvorschriften I . Teil endgültigen
abweislichen Entscheidung über eine in 1. Instanz verweigerte weitere
Anerkennung der Begünstigung nach H 34 erster Absatz des Wchrgesetzes
entweder um die Zuerkennung der Begünstigung der vorzeitigen dauernden
Beurlaubung nach Z 60 der Wehrvorschriften I . Teil seitens der Partei angesucht
oder die Amtshandlung hinsichtlich des eventuellen Anspruches aus diese
Begünstigung von amtswegen angeordnet wird , mit der Heranziehung des
betreffenden Wehrpflichtigen noch zugewartet wird , bis die Entscheidung über
die Zuerkennung beziehungsweise Verweigerung der letzterwähnte » Begünstigung,
die sich oft noch durch eventuell erhobene Einsprachen verzögert , in allen
Instanzen getroffen ist.

Es wird daher in Erinnerung gebracht , daß eine auf vorbezeichnete
Weise , ob von der Partei angesuchte oder von amtswegen augeregte und ein¬
geleitete Amtshandlung hinsichtlich der anderen Begünstigung für den Zeitpunkt
des Inkrafttretens der seitens der II . Instanz getroffenen endgültigen Ent¬
scheidung über die Aberkennung der ersteren Begünstigung keine aufschiebende
Wirkung hat.

L3.

Zulassung einer Deckenschalung ans Gips und
gemahlenem Kork nach System Anton Tutsch.

Entscheidung des Wiener Magistrates vom 11 . Oktober
1905 , M .-Abt . XIV , 6060/05:

In Erledigung des Ansuchens des Herrn Anton Tutsch , IX ., Währinger-
straße 61 , wird die Verwendung der von ihm erzeugten Deckenschalung aus
Gips und gemahlenem Kork, welche mit einem Jutegelvebe und einem ver¬
zinkten Drahtnetz auf die Deckenkonstruklion aufgebracht wird , bei der Herstellung
von Hochbauten im Gemeindegebicle von Wien unter folgenden Bedingungen
als zulässig erklärt:

1. Die Schalung ist in der in der vorgelegten Planskizze ersichtlich ge¬
machten Weise herzustellen und hat dem überreichten Muster zu entsprechen.
Die Stärke der Gipsschichte muß jedoch mindestens 2 ein betragen.

2 . Die Befestigung der Schalung auf den Trämen ist in vollkommen
solider Weise vorzunehmen , ebenso ist Sorge zu tragen , daß die Gipsschichte
mit dem Jutestreifen und der Drahteinlage einen innigen Verband bildet.

3 . Um zu verhüten , daß die Träme der Decken die Feuchtigkeit der Gips¬
platte während und nach deren Herstellung ausnehmen , ist die Anbringung
derart vorzunehmen , daß die Gipsplatte um mindestens 5 mm von den
Trämen absteht ; ferner sind genügend große Flächen der oberen Deckenschalung
in jedem Deckenfelde solange offen zu lassen, b>s die Gipsschichte trocken ist.
Während dieser Zeit sind entsprechende Vmkchruugen zu treffen , damit das
Betreten der unteren Schalung und hieraus entstehende Unglücksfälle ver¬
mieden werden.
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4 . Die beabsichtigte Ausführung dieser Schalung ist in den Bauplänen
auszuweisen.

5 . Das Verlegen dieser Schalung gehört zu den Befugnissen der konzes.
sionierten Bau - oder Maurermeister , der behördlich autorisierten Zivil - und
Bau -Ingenieure und der behördlich autorisierten Architekten.

6 . Der Zeitpunkt des Verlegens der Schalung ist jedesmal dem Stadt-
bauamte im kurzen Wege bekannlzugeben.

7. Die Abänderung und Ergänzung vorstehender Bedingungen oder die
gänzliche Zurücknahme dieser Bewilligung nach dem Ergebnisse praktischer Er¬
fahrungen bleibt Vorbehalten.

Die beigebrachte Skizze und das Muster werden dem Stadlbauamte zur
Verwahrung übermittelt.

14

Sonn - und Feiertagsruhe im Gewerbebetriebe.
Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogtums

Österreich unter der Enns vom 22 . Oktober 1905 , Z . 1-6907,
mit welcher auf Grund der Artikel VII , IX und XII a) des
Gesetzes vom 16 . Jänner 1895 , R .-G .-Bl . Nr . 21 , beziehungs¬
weise vom 18 . Juli 1905 , R .-G .-Bl . Nr . 125 , betreffend die
Regelung der Sonn - und Feiertagsruhe im Gewerbebetriebe bei
den im K 7 der Ministerial -Verordnung vom 24 . April 1895,
R .-G .-Bl . Nr . 58 , bezeichneten Produktionsgewerben und beim
Handelsgewerbe , sowie bezüglich der Kontor - und Bureauarbeit
in Gewerbebetrieben jeder Art die Ausnahmen von der Vorschrift
der Sonntagsruhe festgesetzt werden (L.-G .- u . V .-Bl . Nr . 144 *) :

Diese Kundmachung enthält:

1 . Im Abschnitte I die Bestimmungen über die zulässige Sonnlagsarbeit
in den im ß 7 der Ministerial -Verordnung vom 24 . April 1895 , R .-G .-Bl.
Nr . 58 , bezeichneten Gewerben (Produktionsgewerben ), und zwar sowohl
hinsichtlich der Erzeugung wie hinsichtlich des Warenverschleißes;

2 . im Abschnitte II die Bestimmungen über den am Sonntage zulässigen
Warenvcrschleiß im Hantelsgewerbe und in Produktionsgewerben , soweit der
Verschleiß m diesen nicht nach Artikel VI , S .-R .-G .**) und im Abschnitte I
dieser Kundmachung besonders geregelt ist;

3. im Abschnitte III die Bestimmungen über die am Sonntage in
Gewerbebetrieben jeder Art zulässige Kontor - und Bureauarbeit;

4 . im Abschnitt IV Bestimmungen betrefsend die Ersatzruhe;
5 . im Abschnitte V Schlußbestimmungen.

I. Abschnitt.
Produktionsgcwerbe.

8 1.

Allgemeine Bestimmungen.
In den im Z 2 dieses Abschnittes unter Punkt 1 bis 12 genannten

Gewerben ist die Erzeugungstätiakeil (beziehungsweise die Arbeitsleistung ) nur
in den bei den einzelnen Gewerben hiefür bestimmten Stunden , beziehungs¬
weise in dem dort angegebenen sachlichen Umfange an Sonntagen zulässig.

Ebenso ist der Warenverschleiß in diesen Betrieben nur in den bei jedem
Gewerbe angegebenen Verschleißstunden gestaltet , sofern nicht bei dem einzelnen
Gewerbe die Anwendbarkeit von Bestimmungen des II . Abschnittes der Kund¬
machung ausdrücklich vorgesehen ist.

In den Stunden der Sonntagsruhe sind die Eingangslüren der für den
Verkehr des Publikums bestimmten Geschäftsräume geschlossen zu halten.

Z 2.

Zulässigkeit der Sountagsarbeit im Gewerbe.
1. Bäcker.

Die Erzeugung von Gebäck ist bis 10 Uhr vormittags und von 10 Uhr
abends an gestattet.

Den Schwarzbrotbäckern ist außerdem gestattet , von 7 bis 8 Uhr abends
die Herstellung des Sauerteigs vornehmen zu lasten.

Der Verschleiß und das Austragen von Gebäck ist in allen Gemeinden
von 6 Uhr srvh bis 12 Uhr mittags gestattet.

*) Im Folgenden sind die nicht auf W ien bezughabenden Stellen der Kundmachung
w egget aj  sen.

* ' ) In dieser Kundmachung bedeutet „S .- R .- G ." das Gesetz über die Sonn - und
Feiertagsruhe im Gewerbebetriebe nach dem durch das Gesetz vom 18. Juli 1905, R - G .-Bl.
Nr . 1S5, gegebenen Wortlaute.

Die Sonderbestimmungen des II . Abschnittes dieser Kundmachung für
den Handel mit den gleichen Waren (Lebensmittelhandel ) gelten auch für den
Warenverschleiß dieses Produktionsgewerbes , ohne daß jedoch hiedurch eine
Abkürzung der vorbezeichneten Verschleißstunden einzutreten hätte.

Bäckern , welche auch das Zuckerbäcker -, Kuchenbäcker -, Mandolettibäcker-
oder Lebzeltergewerbe betreiben oder den Handel mit den Erzeugnisten dieser
Gewerbe angemeldet haben , ist, wenn sie nur ein Verschleißlokale haben , unter
allen Umständen der gesamte Warenverschlciß nur in den oben angegebenen
Verschleißstunden gestattet.

2. Zuckerbäcker, Kuchenbäckerund Mandolettibäcker.
Die Erzeugung der hierher gehöligen Bäckereien ist, und zwar nur für

die Heisteüung von Waren , die nicht im Vorräte gehalten werden können,
sondern sür den Genuß frisch hergestellt werden müssen , in den Gemeinden
Wien und Wiener -Neustadt vom 1. November bis 30 . April den ganzen Tag,
d >e übrige Zeit des Jahres bis 12 Uhr mittags ; in allen anderen Gemeinden
während des ganzen Jahres bis 12 Uhr mittags gestattet.

Der Verschleiß ist in allen Gemeinden unbeschränkt gestattet.

3. Lebzclter.

Der Verschleiß von Lebzelterwaren ist während des ganzen Jahres
unbeschränkt gestattet.

Zu Punkt 2 und 3.
Verschleißern von Zuckerbäcker - und Lebzelterwaren , welche sich auf den

Vertrieb dieser Artikel beschränken , ist der Verschleiß von 9 Uhr vormittags
bis 9 Uhr abends gestattet.

Für die übrigen Verschleißer gelten die Bestimmungen des II . Abschnittes
dieser Kundmachung über den Lebensmittelhandel.

4. Kastanienbrater.
Der Verschleiß frisch gerösteter Kastanien ist während des ganzen Jahres

von 9 Uhr vormittags bis 9 Uhr abends gestattet , sofern der Betrieb aus
diesen Artikel beschränkt ist.

Andernfalls finden die Bestimmungen des II . Abschnittes dieser Kund¬
machung über den Handel mit Lebensmitteln Anwendung.

5. Fleischhauer.
Die Ansschrotung und der Verschleiß von frischem Fleisch ist bis 10 Uhr

vormittags und Montag von 3 Uhr früh ab gestattet.
Das Schlachten von Tieren ist an Sonntagen untersagt . Auf Not¬

schlachtungen findet Artikel III , S .- R .-G . Anwendung.

6. Pferdefleischhauer.
Die Ausschrotung von frischem Pferdefleisch und die Erzeugung von

Selchwaren und Würsten ist in der Gemeinde Wien bis 10 Uhr vormittags;
in den übrigen Gemeinden jbis 11 Uhr vormittags und von Montag früh
4 Uhr ab gestattet.

Das Schlachten von Pferden ist an Sonntagen untersagt . Auf Not¬
schlachtungen findet Artikel III , S .-R .- G .. Anwendung.

Der Verschleiß von frischem Pferdefleisch sowie von Selchfleisch und
Würsten ist in den Gemeinden Atzgersdorf , Baden , Hainburg , Hmterbrühl,
Klosterneuburg . Korneuburg , Krems , Liesing , Mödling , Neunkirchen , Wiener-
Neustadt , St . Pölten , Schwechat , Stein a . d. Donau , Stockerau , Weikersdorf
bei Baden und Wien von 6 Uhr früh bis 11 Uhr vormittags , in den übrigen
Gemeinden von 6 Uhr frijh bis 12 Uhr mittags gestattet.

Auf den Verschleiß von Selch - und Wurstwaren (also mit Ausnahme
des Fleischverkaufes ) in diesem Produktionsbetriebe finden die Sonderdestim-
mungen des II . Abschnittes dieser Kundmachung für den Handel mit gletchen
Waren (Lebensmittelhandel ) Anwendung , ohne daß jedoch hiedurch eine Ab¬
kürzung der vorbezeichneten Verschleißstunden einzutreten hätte.

7. Fleischsclcher und Wurst -Erzeuger.
Die Erzeugung von Selchfinsch und Würsten ist in der Gemeinde Wien

Sonntag bis 7 Uhr früh und wieder von Montag früh 4 Uhr ab ; in den
übrigen Gemeinden Sonntag bis 10 Uhr vormittags und wieder von Montag
3 Uhr ab gestattet.

Der Verschleiß von Selchfleisch und Würsten ist in den Gemeinden
Atzgersdorf , Baden , Haindurg , Himerhrühl , Klosterneuburg , Korneuburg , Krems,
Liesing , Mödling , Neunkirchen , Wiener -Neustadt , St . Pö -ten , Schwechat , Stein
a . d. Donau , Stockerau , Weikersdorf bei Baden und Wien von 6 Uhr früh
bis 11 Uhr vormittags ; in den übrigen Gemeinden von 6 Uhr früh bis
12 Uhr mittags gestattet.

Die Sonderbestimmungen des II . Abschnittes dieser Kundmachung sür
den Handel mit gleichen Waren (Lebensmittelhandel ) gelten auch sür den Wareu-
verschleiß dieses Produktionsgewerbes , ohne daß jedoch hiedurch eine Abkürzung
der vorbezeichneten Verschleißstunden einzutreten hätte.

8. Wildpret - und Gefliigelhändler.
Die Ausweidung beziehungsweise Ausschrolung und der Verschleiß von

Wild und Geflügel sind bis 10 Uhr vormittags , die Ausweidung , beziehungs-
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weise Ausschrotung wieder von Montag früh 4 Uhr ab ; das Abholen des
Wildpretcs von den Jagdplätzen ist während des Sonntags ohne Beschränkung
gestattet.

9. Molkereien , Milchmeier und Milch-Verschleißer.
Die Zu - und Abfuhr der Milch von und zum Depot , ferner sämtliche

Arbeiten , welche zur Konservierung und Vorbereitung der Milch und Milch¬
produkte für ihren Vertrieb während der am Sonntag zulässigen Verschleiß¬
stunden und sür den folgenden Tag notwendig sind, sind ohne Einschränkung
gestattet.

Den Milchmeiern sind ferner von 6 Uhr früh bis 12 Uhr mittags jene
Arbeiten gestattet , welche das Abholen von Trebern und Schlempe aus den
Erzeugungsstätlen erfordert , jedoch beschränkt aus jene Mengen , welche dem
eintägigen Bedarfs an Viehfutter für den eigenen Viehstand des Gewerbe¬
betriebes entsprechen.

Der Verschleiß von Milch - und Milchprodukten ist in allen Gemeinden
von 6 Uhr früh bis l Uhr nachmittags , den Molkereien und Milchmeiern auch
noch von 7 bis 8 Uhr abends gestattet.

1V. Naturdlumeu -Binder und -Händler.
Die Herstellung und der Verschleiß von Blumengewinden u . dgl . ist gestattet:
1 . In der Gemeinde Wien in der Zeit vom 15 . Oktober bis 15 . Juni

von 6 Uhr früh bis 2 Uhr nachmittags , während der übrigen Zeit des Jahres
von 6 Uhr früh bis 12 Uhr mittags ; an dem Sonntage , an dem das öster¬
reichische Derby - Rennen stattfindet , dann am Sonntage vor Allerheiligen,
Weihnachten und Neujahr , wenn aber diese Tage oder Allerseelen auf Sonntag
fallen , nur an diesen Sonntagen selbst unbeschränkt;

2 . in den übrigen Gemeinden von 6 Uhr früh bis 12 Uhr mittags.

11. Kunstblumen -, Kuustlanb -Erzeuger und Kranzdinder.
In Wien ist der Verkauf von Kränzen aus getrockneten Blume » oder

von sonstigen Grabkränzen in der Zeit vom 15 . Oktober bis einschließlich
15 . November an Sonntagen von 7 Uhr früh bis 12 Uhr mittags und von
2 Uhr nachmittags bis 5 Uhr abends gestattet.

12. Friseure , Raseure und Perückenmacher.
Die Sonntagsarbeit im Gewerbe der Friseure , Raseure und Perücken¬

macher ist in der Gemeinde Wiener -Neustadt bis 12 Uhr mittags , in den
übrigen Gemeinden in der Zeit vom 1. Oktober bis 30 . April bis 2 Uhr , in
den übrigen Monaten bis 1 Uhr nachmittags gestattet.

II. Abschnitt.
Haitdrlsgcwcrbe.

8- 3-

Allgemeine Bestimmungen.
Die Bestimmungen dieses Abschnittes betreffen den Warenverschleiß im

eigentlichen Handelsgewerbe und im gleichartigen Prodnktionsgewerbe , soweit
nicht der Verschleiß im letzteren nach Artikel VI S .-R .-G . und im I . Abschnitte
dieser Kundmachung besonders geregelt ist.

Die Bestimmungen gelten in gleicher Weise für den Handel in festen
Betriebsstätten , auf Ständen außerhalb der Märkte und im Umherziehen auf
der Straße und von Haus zu Haus nach Z 60 Gewerbeordnung , sofern nicht
sür die einzelnen Betriebsarten besondere Verkaufszeiten ausdrücklich vor¬
gesehen sind.

Der Marktverkehr ist durch die Marktordnungen geregelt , jedoch nur in
der nach den Bestimmungen dieses Abschnittes für das stabile Gewerbe zu¬
lässigen Zahl von Arbeitsstunden gestattet.

Sofern in diesem Abschnitte besondere Bestimmungen Uber den Handel
im Umherziehen nach Z 60 Gewerbeordnung getroffen sind , hat sich der gesetzlich
zulässige Hausierhandel nach diesen Bestimmungen , insofern solche Bestimmungen
fehlen , nach den Verschleißstunden für den stabilen Warenverschleiß zu richten.

Unter dem Handel mit Lebensmitteln ist in dieser Kundmachung der
Verkauf von Nahrungs - und Genußmitteln (8 1 des Gesetzes vom 16 . Jänner
1896 , R .-G .-Bl . Nr . 89 er 1897 ) verstanden.

Der Kleinverschleiß gebrannter geistiger Getränke fällt nicht unter die
Bestimmungen für das Handelsgewerbe , bildet vielmehr ein Gewerbe nach
Z 16 Gewerbeordnung.

In den Stunden der Sonntagsruhe müssen die Eingangstüren zu den
für den Verkehr mit dem Publikum bestimmten Geschäftsräumen geschloffen
gehalten werden.

Wenn mit einem Handelsgewerbe in gemeinsamer Betriebsstätte noch
ein anderes , hinsichtlich der Sonntagsruhe abweichend geregeltes Gewerbe¬
betriebe » wird , so hat , falls die Einrichtung der Betriebsstätle nicht eine , die
Einhaltung der betreffenden Sonntagsruhevorschriften verbürgende räumliche
Scheidung der einzelnen Betriebe ermöglicht , bezüglich des gesamten Betriebes
die strengere Ruhevorschrift zu gelten . (Artikel IX , 7 S .-R .- G .)

In jenen Stunden , in welchen der Handel mit Lebensmitteln in stabilen
Betrieben untersagt ist, dürfen von Gast - und Schankgewerben kalte Eßwaren
über die Straße nicht verkauft werden.

Die nachfolgenden drei Paragraphen enthalten einander ergänzend:
ß 4 die Bestimmungen für die einzelnen Gemeinden;
8 5 Sonderbestimmungen für einzelne Gewerbe;
8 6 Sonderbestimmungen für einzelne Tage.

8 4.

Bestimmungen für die einzelnen Gemeinden.
1. In den Gemeinden Atzgersdors , Liesing , Schwechat und Wien ist nur

der Lkbensmittel -Berschleiß , und zwar in der Zeit vom 1 . April bis 30 . Sep¬
tember von 6 Uhr früh bis 10 Uhr vormittags , in den übrigen Monaten von
7 Uhr früh bis >1 Uhr vormittags gestattet.

Sonderbestimmungen sür die Gemeinde Wien.

n) In Gewerbsbetrieben anderer Kategorien , in welchen in gemeinsamer
Beiriedsstätte nebenbei das eine oder andere Nahrungs - oder Genuß-
mittel verkauft wird , ist, soweit der Hauptbetrieb nicht gestattet ist, auch
der Nebenbetrieb unter allen Umständen untersagt.

b ) Der Lebensmittel - Verschleiß aus Ständen außerhalb der Märkte ist
gestattet:

im k. k. Prater *) von 9 bis 11 Uhr vormittags und von 4 Uhr
nachmittags bis 10 Uhr abends ; im übrigen Gemeindegebiete in den sür
den stabilen Lebeusmittelhandel vorgesehenen Stunden.

o) Der Handel mit Lebensmitteln im Umherziehen ' nach 8 60 Gewerbe¬
ordnung ist gestattet:

im ganzen Grmeindegebiete von 8 Uhr früh bis 10 Uhr vormittags;
ferner , beschränkt ans Gasthäuser und Vergnügungsorle und auf den
k. k. Prater , von 4 Uhr nachmittags bis 10 Uhr abends.

8 s.
Sonderbcstimmungen für einzelne Gewerbe.

l . Der Betrieb des Pfandleiher - und des Trödlergewerbes ist mit Aus-
uahme der Gemeinde Wien in allen Gemeinden von 6 Uhr früh bis 10 Uhr
vormittags gestattet.

2 . Der Handel mit Grabausschmückungsgegenständen ist in der Gemeinde
Wien in jenen Bezirken , in welchen sich Friedhöfe befinden , in der Zeit vom
1. April bis 15 . November von 9 Uhr vormittags bis 5 Uhr nachmittags
gestattet.

3 . Der Verschleiß von Lebensmitteln des Reisebedarfes , von Blumen,
Ansichtskarten , Rauchrequisiten , Reiseerinnerungen und Büchern (Reiseliteratur ) ,
sowie der Betrieb von Bücherleihanstalten ist auf Bahnhöfen ^ (Haltestellen ) ,
jedoch nur insoweit , als der Handel innerhalb der eigentlichen Stationsanlage
stattfindet , gestattet:

a) in Wien von 6 Uhr früh bis 2 Uhr nachmittags;
d ) außerhalb Wiens von 6 Uhr früh bis 11 Uhr vormittags und von 5 Uhr

nachmittags bis 8 Uhr abends.
Auf den Bahnhofhandel haben anderweitige Festsetzungen dieser Kund¬

machung über Verschleißstunden keine Anweudung.

8 6-

Sonderbestimmungen für einzelne Tage.
1. In den Gemeinden Atzgersdors , Liesing , Schwechat und Wien ist in

der Zeit vom 17 . bis 24 . Dezember an Sonntagen der Waren -Verschleiß im
Lebensmittelhandel von 7 Uhr früh bis 11 Uhr vormittags und von 4 Uhr
nachmittags bis 8 Uhr abends , in anderen Handelsgewerben und in den nicht
besonders geregelten Produktionsgewerben von 8 Uhr vormittags bis 4 Uhr
nachmittags gestattet.

3 . In der Gemeinde Wien ist am 31 . Dezember , wenn er ans -inen
Sonntag fällt , der Handel mit Papier -, Zeichnen - und Schreibwaren in
Betrieben , welche solche Artikel ausschließlich oder als Hanptartikel führen , von
8 Uhr vormittags bis 4 Uhr nachmittags gestattet.

III. Abschnitt.
Bureau - und Kontorarbrit.

8 7-

Die Besorgung der Bureau - und Kontorarbeit durch Angestellte ist an
Sonntagen in der Zeit von 9 bis 11 Uhr vormittags , jedoch nur in der Weise,
daß an einem Tage nicht mehr als zwei Angestellte und ein Diener beschäftigt
werde » und jeder der Beschäftigten höchstens an jedem vierten Sonntage zur
Dienstleistung herangezogen wird , in folgenden Betrieben gestattet:

1. in fabriksmäßig betriebenen Produktionsgewerben , welche Uber ein
unter eigener Leitung stehendes vom technischen Betriebe gesondertes Personale
für diese Arbeiten verfügen , und zwar auch in Bureaus und Kontors , welche
von den Werksanlagen , denen sie dienen , örtlich entfernt sind;

2 . in den Bureaus und Kontors der Vieh - und Pferdehändler , dann
der Transportgewerbe , endlich in den Telegraphenagenturen und in den Neise-
bureaus.

In den Reisebureaus ist während der Bureaustunden auch der Knnden-
verkehr gestattet.

*) Unter I . l . Prater ist das Gebiet zu verstehen , welches vom Viadukte der Ver¬
bindungsbahn , der Hauptallee bis zur Pratergiirielstraße , von dieser bis zur Brandgasse,
der Brandgassc , dem linken User des Donaukanales bis zu seiner Einmündung in den Donau¬
strom , vom rechten User des Donaustromes bis zur Kronprinz Rudolssbriicke und von der
Kronprinz Rudolfsstraße emgeschlossen wird ; wobei beide Seiten der genannten Straßen
als in dieses Gebiet fallend angesehen werden.
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IV.  Abschnitt.
Ersatzruhe.

8 8-

1. Ersatzruhe für die im I . Abschnitte geregelten Gewerbe.
Den Hilssarbeitern ist mindestens eine 24stiindige Ruhezeit jeden zweiten

Sonntag , oder , wenn dies mit Rücksicht auf den Betrieb nicht möglich ist, an
einem Wochentage oder je eine sechsstündige Ruhezeit an zwei Tagen der Woche
z» gewahren.

Diese Bestimmung gilt für die Produktionsarbeiter des Fleischselcher - und
Wursterzeugergewerbes in der Gemeinde Wie » nur insofern , als diese Arbeiter
nach der sonntägigen Produktionszeit noch beim zulässigen Warenverschleiße
beschäftigt werden.

Die oberwähnte je sechsstündige Ruhezeit darf nicht mit jenen Stunden
znfammenfallen , in welchen nach der Natur des Betriebes regelmäßige Arbeits¬
pausen statifinden.

In jedem Betriebe ist die für das betreffende Gewerbe geltende Be¬
stimmung über die zulässige Sonntagsarbeit und das bezüglich des Ersatzruh e-
lages zwischen Arbeitgeber und Hilssarbeitern getroffene Übereinkommen in die
Arbeitsordnung aufzunehmen , beziehungsweise an geeigneter Stelle in den
Arbeitsräumen anzuschlagen.

8 s.
2. Ersatzruhe für das Handelsgewerbe.

In jenen Handelsgewerben , in welchen das Personale an Sonntagen
länger als drei Stunden verwendet wird , ist diesem Personale im Wege der
Abwechslung jeder zweite Sonntag ganz frei zu geben oder , falls dies nicht
durchführbar ist, ein halber Wochentag als Ruhetag einzuräumen.

V.  Abschnitt.
Schlutzbeltimmungeii.

8 10.
Sofern im einzelnen Falle nicht anderes angegeben ist, wird in dieser

Kundmachung unter „ Gemeinde " stets die Orlsgemeinde verstanden.

8 11-

Diese Kundmachung tritt mit dem I . November 1805 in Wirksamkeit.
Gleichzeitig treten alle aus Grund der Artikel VII und IX des Gesetzes

vom 16 . Jänner 1895 , R .- G .-Bl . Nr . 21 , bisher erlassenen Kundmachungen
des Statthalters außer Kraft.

IS.

Sperrstunde » für die konzessionierten Branntwein-
Kleinverschleistgeschäfte in Wien.

Kundmachung des Wiener Magistrates vom 23 . Oktober
1905 , M .-Abt . XVII , 5169 .05:

Aus Grund des Z 54 , Absatz 2 der Gewerbeordnung wird die Sperr¬
stunde für die konzessionierten Branntwein -Kleinverschleißgeschäfte im Gemeinde¬
gebiete von Wien an den Samstagen , den Sonntagen und einzelnen Feier¬
tagen wie folgt geregelt:

Die bezeichnten Geschäfte sind zu sperren:
1. An den Samstagen um 8 Uhr abends.
2 . An den Sonntagen , dann am Ostermontag , Pfingstmontag , Fron¬

leichnamstag , ferner am 15 . November und am 25 . Dezember , und zwar an
den beiden letzteren Feiertagen auch dann , wenn sie auf einen Samstag fallen,
um 10 Uhr vormittags.

Für alle übrigen Tage des Jahres bleibt es bei der bisherigen Regelung.
In jenen Geschäften , in welchen der Kleinverschleiß von gebrannten

geistigen , zu Getränken geeigneten Flüssigkeiten bloß als Nebengeschäft betrieben
wird , hat die Lokalsperre an Sonntagen gleichzeitig mit dem Schluffe der im
Hauptbetriebe gestalteten Arbeit einzutreten.

Übertretungen dieser Kundmachung werden nach den Strafbestimmungen
des VIII . Hauptstückes der Gewerbeordnung geahndet.

Bewilligungen zum Offenhalten über die festgesetzte Sperrstunde werden
nicht erteilt.

Diese Kundmachung tritt am 1. November 1905 in Wirksamkeit.
Mit dem gleichen Tage tritt die Magistrals -Kundmachung vom 8. Juli

1904 , M .-Abt . XVII , 3189 er 1904 , außer Kraft.

1«.
Sperrstunde für sie Branntweinschenken in Wien.

Kundmachung des Wiener Magistrates vom 23 . Oktober
1905 , M .-Abt . XVII , 5169/05:

Auf Grund des Z 54 , Absatz 2 der Gewerbeordnung wird die Sperr¬
stunde für die Branntweinschenken im Gemeindegebiete von Wien an den
Samstagen , den Sonntagen und einzelnen Feiertagen wie folgt geregelt:

Die Branntweinschenken sind zu sperren:
1 . An den Samstagen um 8 Uhr abends,
2 . an den Sonntagen , dann am Ostermontag , Pfingstmontag , Fron¬

leichnamstag , ferner am 15 . November und am 25 . Dezember , und zwar an
den beiden letzteren Feiertagen auch dann , wenn sie auf einen Samstag fallen,
um 10 Uhr vormittags.

Für alle übrigen Tage des Jahres bleibt es bei der bisherigen Regelung.
Obige Anordnung erstreckt sich nicht auf jene Gast - und Schankgewerbe,

in welchen der Ausschank gebrannter geistiger Getränke in Verbindung mir
anderen Berechtigungen nach Z 16 der Gewerbeordnung und nur nebenbei
betrieben wird und unter der letzteren Voraussetzung auch nicht auf den Aus¬
schank der Zucker - und Mandolettibäcker.

Übertretungen dieser Kundmachung werden nach den Strafbestimmungen
des VIII . Hauptstückes der Gewerbeordnung geahndet.

Bewilligungen zum Offenhalten über die festgesetzte Sperrstunde werden
nicht erteilt.

Diese Kundmachung tritt am I . November 1805 iu Wirksamkeit.
Mit dem gleichen Tage tritt die Magistrals -Kundmachung vom 15 . Februar

1901 , M .-Z . XVII , 78666 er 1900 , oußer Kraft.

II. Normativltekimmungen.
51adtra1:

17 .

Rekurse zur Wahrung der Rechte der Gemeinde.
— ükpublilkslion. —

Präsidial -Erlaß an den Herrn Magistrats -Direktor Alexander
Krenn  vom 21 . Mai 1891 , M .-Z . 158966:

Der Stadtrat hat aus Anlaß eines speziellen Falles in der Sitzung
vom 14 . d. M . beschlossen, daß es in denjenigen Fällen , in welchen seitens
des Magistrates zur Wahrung der Rechte der Gemeinde auf Ergreifung des
Rekurses gegen eine behördliche Entscheidung eingeraten wird , von der Vor¬
lage des Aktes an den Stadtrat abzukommen habe , und daß nur jene Akten
mit den entsprechenden Anträgen vorzulegcn sein werden , bei welchen von der
Einbringung des Rekurses Abstand genommen werden soll.

RtaMral:
18 .

Änderung der Geschäftseinteilung.

Erlaß des Bürgermeisters Dr . Karl Lueger  vom 5. Oktober
1905 , M .-D . 2811 (Normalienblatt des Magistrates Nr . 73) :

Die Geschäftseinteilung für den Magistrat wird folgendermaßen abgeändert:

Aus dem Geschäftsbereiche der Magistrats -Abteilung IV (vgl . Seite 18
der Geschäftseinteilung ) sind folgende Angelegenheiten auszuscheiden:

Elektrische Leitungen , I mit Ausschluß der städtischen Elek-
Elektrische Beleuchtungs - und Kraft - > trizitätswerke für Bahn -, sonstige

Übertragungs -Konzessionen I Krastübertragungs - und Lichtzwccke.
Verhandlungen mit den Elektrizitätsgesellschaften.

Dagegen sind unter den Agenden der Magistrats -Abteilung V (vgl.
Seite 20 der Geschäftseinteilung ) vor „ Elektrizitätswerke , städtische" anzuführen:

Elektrische Leitungen und Konzessionen für elektrische Beleuchtung und
Kraftübertragung.

Verhandlungen mit den Elektrizitätsgesellschaften.
Dementsprechend hat die Bezeichnung der Magistrats -Abteilungen IV

und V von nun an zu lauten:

Magistrats -Abteilung IV : Sicherheit - und Reinlichkeitspolizei.
Magistrats -Abteilung V: Eisenbahnen , Wiener Berkehrsanlageu,

Elektrizitätswerke , Donauregulieriingsbauten.
Diese Anordnung hat sofort in Kraft zu treten und es sind die sämt¬

lichen,  im Laufe befindlichen oder bereits registrierten Akten der Magistrats-
Abteilung IV , welche die oben bezeichnten Angelegenheiten betreffen , ohne
Verzug an die Magistrats -Abteilung V abzugcben.
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IS.

Hintanhaltung der Vermehrung und Verlegung von
Trödler Konzessionen.

Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . R . Weiskirchner
vom 29 . September 1905 , M .-Abt . XVII , 4301/05 (Normalien¬
blatt des Magistrates Nr . 74 ) :

Anläßlich der Übertragung eines Trödlergewerbes aus dem IV . in den
I . Bezirk und der Verleihung zweier neuer Konzessionen zum Betriebe des
Trödlergewerbes hat die Genossenschaft der Trödler h. a . vorgebracht , daß die
derzeitigen Verhältnisse des Trödlergewerbes in Wien eine Vermehrung der
Zahl der Trödler -Konzessionen durchaus nicht zu rechtfertigen vermögen und
daß insbesondere im I . Wiener Gemeindebezirke ein „Anlaß zur Vermehrung
derselben , sei cs durch Neuverleihung , sei es durch Übertragung solcher aus
anderen Bezirken , durchaus nicht gegeben sei, da die Lage des Trödlergewerbes
insbesondere seit Errichtung der k. k. Bersatzanstallen im Niedergange begriffen sei.

Im Anschlüsse hieran wurde die Bitte gestellt , es möge mit der Neu¬
verleihung solcher Konzessionen nicht mehr vorgegangen und auch die Über¬
tragung solcher aus anderen Bezirken iu den I . Bezirk nicht mehr bewilligt
werden.

Es läßt sich nicht verkennen , daß den von der Genofsenschast angeführten
Behauptungen die Berechtigung nicht abgesprochen werden kann und daß die
Lokalverhältnisse , auf welche bei Neuverleihung solcher Konzessionen Bedacht zu
nehmen ist, ebenso wie auch bei anderen konzessionierten Gewerben eine Ver¬
mehrung der bestehenden derartigen Unternehmungen ohne besondere , in einem
konkreten Falle etwa vorliegende Umstände nicht zu rechtfertigen vermögen;
auch in dem Bestände und in der noch beabsichtigten Vermehrung der k. k. Versatz¬
anstalten sind Umstände zu erblicken, welche von nachteiliger Einwirkung für
das Pfandleih - und Trödlergewerbe sein mögen und die ein dem Begehren
der Genossenschaft entgegenkommendes Verhalten der Gewerbebehörde zu recht-
fertigen vermögen.

Ich bringe daher die von der Genossenschaft der Trödler angeführten
Umstände den magistratischen Bezirksämtern mit dem Aufträge zur Kenntnis,
in Berücksichtigung dieser Umstände bei Neuverleihung von Trödler -Konzessionen
auf die gemäß 8 23 , ul . 3 der Gewerbeordnung zu beachtenden Lokal¬
verhältnisse auf das allerstrengste Bedacht zn nehmen , wobei insbesondere das
magistratische Bezirksamt für den I . Bezirk noch darauf aufmerksam gemacht
wird , daß der „Z 39 , ul . 3 der Gewerbeordnung , welcher für die Ge¬
nehmigung der Übertragung von Trödler - Konzessionen aus einem anderen
Gemeindebezirke in den I . Bezirk zur Anwendung zu kommen hat , die Ent¬
scheidung über derlei Gesuche ganz dem freien Ermessen der Gewerbebehörde
anheimstellt , wodurch das Bezirksamt für den I . Bezirk sehr wohl in der
Lage ist, auf die durch den Bestand der k. k. Versatzaustalt im I . Bezirke
geschaffene besondere Sachlage bei der Entscheidung von Gesuchen um Ver¬
legung solcher Konzessionen in den I . Bezirk entsprechend Bedacht zu nehmen.

Ul. Gesetze
um« besonderer Mchtigkeit für den politische»

Verwaltu »g8die»ft.
so.

Abänderung der für den k. k. Verwaltnngsgerichts-
hof geltenden Bestimmungen.

Gesetz vom 21 . September 1905 , mit welchem einige Be¬
stimmungen des Gesetzes vom 22 . Oktober 1875 , R .-G .-Bl.
Nr . 36 ex 1876 , betreffend die Errichtung eines Verwaltnngs-
gcrichtshofes , abgeändert werden (R .-G .-Bl . Nr . 149 ) :

Mit Zustimmung beider Häuser des Reichsrates finde Ich anzuordnen,
wie folgt:

A r t i k e l I.

88 22 und 23 des Gesetzes vom 22 . Oktober 1875 , R .-G .-Bl . Nr . 36
er 1876 , werden abgeändert , wie folgt:

8 22.
Ist die Beschwerde nur auf die Mangelhaftigkeit des administrativen

Verfahrens gestützt und erkennt der Verwaltungsgerichtshos dieselbe als
unbegründet , so hat er die Beschwerde ohneweiters durch einen mit Gründen
versehenen Bescheid zurückzuweise » .

In diesem Bescheide ist dem Beschwerdeführer oder seinem Vertreter
bekanntzugeben , daß ihm die Einsicht und Abschrift der Akten (Artikel 11,
Absatz 3) freisteht.

Gegen einen solchen Bescheid kann der Beschwerdeführer binnen einer
ZOtägigen unerstreckbaren Frist (88 15 , 16 ) Einspruch erheben und die An¬
ordnung einer öffentlichen mündlichen Verhandlung verlangen , welchem Ansuchen
stattzugeben ist.

8 23.

In einfachen Streitfällen , insbesondere wenn nicht der in der Beschwerde
angeführte Tatbestand , sondern lediglich die Rechtsfrage den Gegenstand des
Streites bildet , hat der Verwaltungsgerichtshof ohne Einleitung eines schrift¬
lichen Vorverfahrens die öffentliche mündliche Verhandlung der Streitsache
anzuberanmen (8 28 ).

In anderen Fällen hat der Verwaltungsgerichtshof die Beschwerde ver¬
mittels der von dem Beschwerdeführer beigebrachten Abschriften samt den
Beilagen der belangten Behörde sowie den sonstigen mitbelangtcn Parteien
mitzuteilen und dieselben zur Einbringung der Gegenschrift binnen einer nicht
unter 14 und nicht über 60 Tage zu bestimmenden Frist auszusordern.

Hinsichtlich der Berechnung dieser Frist gelten die gleichen Grundsätze wie
für die Frist zur Einbringung der Beschwerde (88 15 , 16 >.

Die Gegenschrift ist in doppelter Ausfertigung zu überreichen und der¬
selben auch eine Abschrift der allfälligen Beilagen anzuschließen.

Das Duplum ist samt der Abschrift der Beilagen dem Beschwerdeführer
mitzuteilen.

Artikel  II.

8 28 des Gesetzes vom 22 . Oktober 1875 , R .-G .-Bl . Nr . 36 er 1876,
wird abgeändert , wie folgt:

Nach Abschluß des schriftlichen Vorverfahrens hat der Präsident des
Berwallungsgerichtshofes , dafern der Gerichtshof nicht mit einem Erkenntnisse
nach 8 6 vorzugehen findet , in der Regel die öffentliche und mündliche Ver¬
handlung der Streitsache anzuberaumen und die beteiligten Behörden und
Parteien zu derselben vorzuladen.

In der Vorladung ist auszusprechen , daß es den Beteiligten und ihren
Vertretern freisteht , die vom Verwaltungsgerichtshofe eingeholten Akten (8 26)
einzusehen und sich von ihnen Abschriften zu machen . Einzelne Teile der Akten
können im öffentlichen Interesse hievon ausgenommen werden.

Die belangte Behörde hat bei Übermittlung der Akten an den Ver¬
waltungsgerichtshof bekanntzugeben , ob und welche Aktenteile dieselbe im
öffentlichen Interesse von der Akteneinsicht ausgeschlossen haben will.

Von der Anberaumung der öffentlichen mündlichen Verhandlung kann
nach Erachten des Gerichtshofes abgesehen und ohne eine solche auf Grund
der Akten erkannt werden , wenn der Beschwerdeführer auf die öffentliche münd¬
liche Verhandlung der Streitsache verzichtet und weder die belangte Behörde
noch die milbelangte oder eine dem Verfahren nach 8 27 beigezogene Partei
anläßlich der Aufforderung zur Erstattung der Gegenschrift (8 23 ) oder anläßlich
der Mitteilung über den erst im raufe des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens
erklärten Verzicht des Beschwerdeführers auf die Verhandlung die Anberaumung
einer öffentlichen mündlichen Verhandlung innerhalb der ihr hiezu von dem
Gerichtshöfe bestimmten Frist ausdrücklich verlangt hat.

Der erklärte Verzicht ist unwiderruflich.

Artikel  III.

8 31 des Gesetzes vom 22 . Oktober 1875 , R .-G .-Bl . Nr . 36 er 1876,
wird abgeändert , wie folgt:

Der beteiligten Partei steht es frei , sich in der mündlichen Verhandlung
selbst zu vertreten oder durch Advokaten vertreten zu lassen.

Behörden , Körperschaften und Gemeinden üben das Selbstvertretungsrecht
durch aus ihrer Mitte abgeordnete Bevollmächtigte , Gemeinden auch durch
hiezu entsendete Beamte aus , die die Befähigung für den politischen Konzepts¬
dienst besitzen.

A r t i k e l IV.

Dieses Gesetz tritt mit dem Tage seiner Kundmachung in Wirksamkeit.
Mit dem Vollzüge desselben ist Mein Gesamtministerium beauftragt.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im Landes¬
gesetzblatte für Österreich unter der Enns im Jahre

1S05 publizierten Gesetze und Verordnungen.
X. Reichsgcfktzbilltt.

Nr . 148 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 13 . September 1905 , betreffend die Bildung einer eigenen
Ortskommission zur Veranlagung der Personaleinkommensteuer für die Stadt
Rovereto in Tirol und die dadurch bedingte Änderung des Schätzungsbezirkes
Rovereto.

Nr . 14S . Gesetz vom 21 . September 1905 , mit
welchem einige Bestimmungen des Gesetzes vom 22 . Oktober 1875 , R .-G .-Bl.
Nr . 36 ex 1876 , betreffend die Errichtung eines VerwaltungsgerichtshoseS,
abgeändert werden .*)

*) Erscheint in dieser Nummer der „Verordnungen rc ." vollinhaltlich ausgenommen.
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Nr . 156 Verordnung des Finanzministeriums im
Einvernehmen mit den Ministerien des Innern , der
Justiz , des Handels , für Kultus und Unterricht,
Ackerbau und Landesverteidigung , sowie dem Obersten
Rechnungshöfe vom 17. September 1905 , betreffend die
unmittelbare Entrichtung der Gebühren von den Quittierungen über die Bezüge
der Staatsbediensteten.

Nr . 151 Verordnung des Ministers des Innern
und des Leiters des Handelsministeriums vom 23 . Sep¬
tember 1905 , betreffend die Bestimmung des Wirkungskreises des
Ministeriums des Innern beziehungsweise des Handelsministeriums in gewerb¬
lichen Angelegenheiten . *)

Nr . 182 . Verordnung des Handelsministeriums
im Einvernehmen mit dem Ministerium des Innern
Vom 24 . September 1905 , betreffend die Bezeichnung der hand¬
werksmäßigen Gewerbe .*)

Nr . I5S Kaiserliches Patent vom 29 . September
1905 , betreffend die Einberufung der Landtage von Böhmen, Dalmatien,
Galizien und Lodomerien mit Krakau , Österreich unter und ob der Enns,
Salzburg , Steiermark , Kärnten , Krain , Bukowina , Mähren , Schlesien , Tirol,
Vorarlberg , Görz und Grodiska.

Nr . 154 . Slaatsvertrag vom 4. Februar 1905,
zwischen Österreich -Ungarn und Württemberg zur Vermeidung von Doppel¬
besteuerungen , welche sich aus der Anwendung der für die im Reichsrate ver¬
tretenen Königreiche und Länder , beziehungsweise für das Königreich Württem¬
berg geltenden Steuergesetze ergeben können.

Nr . 155 . Kundmachung des Finanzministeriums
vvm 25 . September 1905 , wegen Bildung eines neuen Erwerb-
steuer -Veranlaguugsbezirkes III . und IV . Klasse für den Bereich der neu-
errichtelen Bezirlshauptmannschast in Zustawna.

Nr . 15V . Verordnung des Ministeriums des Innern
im Einvernehmen mit dem Finanzministerium vom
27 . September 1905 , betreffend die Erlassung sicherheitspolizeilicher
Bestimmungen für den Betrieb von Automobilen und Motorrädern . *)

Nr . 157 . Verordnung der Ministerien der Finanzen
und des Handels vom 5 . Oktober 1905 , betreffend Er¬
gänzung der Bestimmungen des alphabetischen Warenverzeichnisses zum Zoll¬
tarife beim Schlagworte „Stärke " .

Nr . 158 . Verordnung des Justizministeriums vom
5. Oktober 1905 , betreffend die Benennung des Bezirksgerichtes
Nogaredo in Tirol.

Nr . 156 Verordnung des Ministeriums für
Kultus und Unterricht vom 29 . September 1905,
womit eine definitive Schul - und Unterrichtsordnung für allgemeine Volks¬
schulen und für Bürgerschulen erlassen wird.

Nr . 166 Verordnung der Ministerien der Finanzen
und des Handels vom 2 . Oktober 1905 , betreffend die Zoll¬
behandlung von eisernen Löffeln.

Nr . 161 . Konzessionsurkunde vom 7. Oktober
1905 , für die Lokalbahn von Tarnüw nach Szczucin.

Nr . 162 . Verordnung des Ministeriums für
Kultus und Unterricht im Einvernehmen mit dem
Ministerium des Innern vom 16 . September 1905,
betreffend die Einführung einer theoretischen Staatsprüfung an dem Kurse für
Versicherungslechnik an der k. k. böhmischen techuischen Hochschule in Prag.

*) Erschein » in dieser Nummer der „Verordnungen ic ." vollinhaltlich ausgenommen.

6 . LandkSflksthblatt

Nr. ISS . Gesetz vom 7. August 1905, wirksam für das
Zrzhcrzogtum Österreich unter der Enns , betreffend die Regulierung des Mistel¬
baches in der Gemeinde Hörersdorf.

Nr . 1S4 . Gesetz vom 11. September 1905 , womit
einige Bestimmungen der Gesetze vom 10 . Juni 1903 , L -G .- und V .-Bl.
Nr . 43 und 44 , betreffend die Errichtung einer Wasserleitung , beziehungsweise
die Herstellung einer Kanalisierungsanlage in Baden und die Einhebung von
Auflagen und Gebühren durch die Gemeinde Baden anläßlich dieser Herstellungen,
abgeändert werden und die Wirksamkeit dieser Gesetze auf drei Jahre ver¬
längert wird.

Nr . 1S5 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtums Österreich unter der Enns vom
9. September 1905 , Z . XVI-4606/2, betreffend die der Ge
meinde Oberhollabrunn erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierauflage
von 2 X für die Jahre 1906 bis inklusive 1911.

Nr. 136 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
19. September 1905 , Z . XVI-5707/5, betreffend die Ver¬
einigung der Ortsgemeinde Weinzierl mit der Stadtgemeinde Krems.

Nr . 1S7 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
27 . September 1905 , Z . 1-6286, betreffend die gewerbliche Sonn¬
tagsruhe im Gebiete der Gemeinde Wien im Monate Oktober 1905.

Nr. 1S8 . Gesetz vom 19. September 1905, wirksam
für das Erzherzogtum Österreich unter der Enns , betreffend die Regulierung
des Traisenflufses in den Strecken vom Spratzerner Wehre bis zur Bezirks-
straßenbrllcke in Herzogenburg uud von der Privatbrücke in Einöd bis zum Obern¬
dorfer Wehre.

Nr. 1S6 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
29 . September 1905 , A . XVI 4310 , 2 , betreffend die der Gemeinde
Königsbrunn erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten
Steuern übersteigenden Umlagen.

Nr . 146 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
29 . September 1905 , Z . XVI-4605/2, betreffend die der Ge¬
meinde Wiener -Neustadt erteilte Bewilligung zur Weitereinhebung einer Miet¬
zinsauflage für die Jahre 1906 , 1907 und 1908.

Nr. 141 . Gesetz vom 7. August 1905, wirksam im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns , betreffend die Verbauung des Orts-
grabenS in der Gemeinde WildungSmauer.

Nr. 142 . Gesetz vom 31. August 1905, wirksam für
das Erzherzogtum Österreich unter der Enns , womit eine Bestimmung des
Gesetzes vom 18 . Dezember 1871 , L.-G .-Bl . Nr . 1 er 1872 , betreffend die
Aufhebung des Normalschulfondsbeitrages und die Einführung eines Schul¬
beitrages aus den im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vorkommenden
Verlaffenschasten abgeändert wird.

Nr. 14S . Gesetz vom 19. September 1905, über
den Beitrag zum Wiener k. k Krankenanstaltenfond von den im Gemeinde¬
gebiete der Reichshaupt - und Residenzstadt Wien gelegenen , jedoch zu einer
außerhalb Wiens abzuhandelnden Verlassenschaft gehörigen unbeweglichen Ver¬
mögen

Nr. 144 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
22 . Oktober 1905 , H . 1- 6907 , mit welcher auf Grund der
Artikel VII , IX und XII a) des Gesetzes vom 16 . Jänner 1895 , R .- G .-Bl.
Nr . 2l , beziehungsweise vom 18 . Juli 1905 , R .-G .-Bl . Nr . 125 , betreffend
die Regelung der Sonn - und Feiertagsruhe im Gewerbebetriebe bei den im
Z 7 der Ministerial -Verordnung vom 24 . April 1895 , R .-G .-Bl . Nr . 58,
bezeichneten Produllionsgewerben und beim HandelSgcwerbe , sowie bezüglich
der Kontor - und Bureauarbeit in Gewerbebetrieben jeder Art die Ausnahmen
von der Vorschrift der Sonntagsruhe festgesetzt werden .*)

*) Erscheint in dieser Nummer der „Verordnungen !c." vollinhaltlich aufgenommen.
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handlungen.
15 . Archäologische Funde.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatteund imLandesgesetzblatte
für Österreich unter der Enns im Jahre  1905 publizi erten
Gesetze und Verordnungen.

I. Verordnungen und Entscheidungen.
r.

Hauskanalherftelltmg .*)
Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom

1 . März 1904 , Nr . 2178 sx 1904 (M . B .- A . XlX , 24419/05 ) :

I »> Namen Seiner Majestät des Kaisers!

Der k. k. Berwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Hof¬
rates Dr . Zistler,  in Gegenwart der Räte des k. k. Berwaltungsgerichts-
hofes Freiherr » v. Jakobi , Zenker , v. Neukirchen,  Freiherrn v. Hock
dann des Schriftführers k. k. Bezirkskommissärs Ritter v. H e n n i g, über
die Beschwerde des Johann Weinzinger  in Wien gegen die Entscheidung
des k. k. Ministeriums des Innern vom 5 . Dezember l902 , Z . 35784,
betreffend den Bau eines Hanskanales , » ach der am 1. März 1904 durch-
gesührten öffentlichen mündlichen Verhandlung , und zwar nach Anhörung des
Vortrages des Referenten , sowie der Ausführungen des Beschwerdeverlreters
Dr . Friedrich Förster,'  Hof - und Gerichtsadvokaten in Wien , dann des
Vertreters der mitbeteiligten Partei Dr . Robert S w o b o d a, Hof - und
Gerichtsadvokaten in Wien , und des Vertreters der belangten Behörde , k. k.
Ministerialrates v. Nagy  zu Recht erkannt:

Die angefochtene Entscheidung wird wegen mangelhaften Verfahrens
aufgehoben.

Entscheid nngsgrü  n d e:

Mit dem Bescheide des magistratischen Bezirksamtes für den XlX . Wiener
Gemeindebezirk wurde dem Beschwerdeführer namens der I . Weinzinger ' fchen
Erben , als Eigentümer der Realität XIX . Bezirk , Heiligenkädterlände 31,
gemäß ß 58 der Bauordnung für Wien der Auftrag erteilt , nach vorher
eingeholter Baubewilligung in dem bezeichneten Hause einen vorschrifts¬
mäßigen Hauskanal mit der Einmündung in den Sammelkanal der Heiligen¬
städterlände herzustcllen und die Senkgruben sohin zu kalsieren.

Während über den von dem Beschwerdeführer eingelegten Rekurs die
Wiener Baudeputation diesen Auftrag behob , weil der Straßengrund der
Heiligenstädterlände zur Zeit Eigentum des Stiftes Klosterneuburg sei und
der Rekurrent zu Herstellungen auf fremdem Grund und Boden nicht ver-
halten werden könne, hat Uber den Rekurs der Reichshaupt - und Residenz¬
stadt Wien gegen diese Entscheidung der Baudeputation das k. k. Ministerium
des Innern mit dem Erlasse vom 5. Dezember 1902 , Z . 35784 , dahin
erkannt , daß der in den Bestimmungen der Bauordnung für Wien begründete
Auftrag der Baubehörde erster Instanz wieder in Kraft gesetzt werde.

In der gegen diese Entscheidung hiergerichls eingebrachten Beschwerde
wird zunächst cingewendet , daß der Beschwerdeführer nicht alleiniger Eigen¬
tümer der fraglichen Realität sei, somit nicht für sich allein über dieselbe
verfügen und beziehungsweise den Auftrag der Behörde ansführen könne und
daß daher auch dieser Auftrag jedenfalls sämtlichen Erben nach seinem ver¬
storbenen Vater und ebensowohl den fünf Geschwistern des Beschwerdeführers
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zuzustellen gewesen wäre , welche Personen alle auch Miteigentümer der
Realität sind , während dagegen die ämtlichen Aufträge und Erledigungen in
der Sache nur an den Beschwerdeführer ergingen.

Diese Einwendung hatte der Gerichtshof zu übergehen , da sie im
Administrativverfahren nicht erhoben wurde . Es mag aber darauf verwiesen
werden , daß der Auftrag des Magistrates , wie aus dem eingangs erwähnten
Dekrete erhellt , nicht an die Person des Beschwerdeführers allein , sondern
vielmehr an diesen namens der sämtlichen Miteigentümer der Realität
gerichtet erscheint.

Ebenso muß konstatiert werden , daß die Einwendung , die Bestimmung
des 8 58 der Wiener Bauordnung könne auf den vorliegenden Fall keine
Anwendung finden , weil das in Rede stehende Haus nicht an einer Straße
liege , sondern an einen dem Stifte Klosterneuburg gehörigen , also im Privat¬
eigentums stehenden Grund grenze , welcher keineswegs den Charakter einer
öffentlichen der Gemeinde gehörigen Straße habe , soweit damit mehr gesagt
sein soll, als — was auch in dem sogleich zu erörternden weiteren Beschwerde¬
punkte behauptet wird — daß der Straßengrund der Heiligenstädterlände
nicht der Gemeinde Wien gehöre , eine neue im Administrativverfahren nicht
gemachte Vorbringnng enthält , mit welcher sich der Berwaltungsgerichtshof
daher gemäß 88 5 und 6 des Gesetzes vom 22 . Oktober 1875 , R .-G .-Bl.
Nr . 36 ei 1876 , gleichfalls nicht weiter zu befassen hatte.

Im übrigen aber wendet die Beschwerde ein , daß der zwischen dem
zur Realität Nr . 31 und dem städtischen Sammelkanale gelegene Grund —
wie eben schon erwähnt — Eigentum des Stiftes Klosterneuburg sei, daß
der Beschwerdeführer nicht verhalten werden könne , einen Kanal durch fremden
Privatgrund zu führen und daß er auch nicht in der Lage sei, das Stift
Klosterneuburg zur Gestattung einer solchen Ballführung zu verhalten.

Das Stift könnte vielmehr eine solche Gestattung schlechthin verweigern,
oder dieselbe eventuell an Geldleistungen oder andere Bedingungen knüpfen
und dasselbe könnte vorkommenden Falles gegen den Beschwerdeführer im
gerichtlichen Wege klagbar werden.

Diese Einwendung hat der Beschwerdeführer bereits in seinem Rekurse
gegen die Entscheidung der ersten Instanz vorgebracht und das magistratische
Bezirksamt hat hiezu in seinem Vorlageberichte lediglich bemerkt , daß Rekurrent
nur das Grundeigentum des Stiftes anzuerkennen habe und eine Rücknahme
der Bewilligung seitens des Stiftes nicht anzunehmen sei.

Diese Bemerkung wird erst durch die Gegenschrift verständlich , in welcher
unter ausdrücklicher Einräumung des Umstandes , daß der Straßenzug . in
welchem der Hauptsammelkanal liegt und in welchen der zu erbauende Haus¬
kanal einmünden soll, nämlich die HeiligenstLdrerlände , Privateigentum des
Stiftes Klosterneuburg sei, ausgeführt wird , daß auf dem fraglichen , dem
Stifte gehörigen Grunde zugunsten der Kommission für Berkehrsanlagen
und deren Rechtsnachfolger die Dienstbarkeit des Bestandes des rechtsscitgen
Sammelkanales samt Nebenanlagen , sowie der Duldung der erforderlichen
Ausbesserungen und Neuherstellungen als bücherlich einverleibte Last hafte,
wornach das Stift seine Einwilligung zur Einleitung des Hanskanales in den
Sammelkanal nicht verweigern könne.

Der Gerichtshof mußte jedoch von diesen Ausführungen der Gegenschrift
absehen , da dieselben im Administrativverfahren nicht vorgebracht wurden.

Die Reichshaupt - und Residenzstadt Wien hat sich vielmehr in ihrem
Rekurse gegen die Entscheidung der Baudeputation , ohne irgendwie den
Bestand von derlei Rechtsverhältnissen zu berühren oder anzndeuten , lediglich
aus den Rechtsstandpunkt gestellt, daß 8 58 der Bauordnung für Wien
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zwischen fremdem und eigenem Grunde nicht unterscheide und daß der
Beschwerdeführer nach den ZZ 1, 14 und 17 Isx . eit . gehalten erscheine,
anläßlich deS Einschreitens um die zur Ausführung des Kanales erforderliche
Baubewilligung , im Falle er das Eigentum an den Grund und Boden nicht
auszuweisen vermöge , die Zustimmung des fremden Grundeigentümers bei-
zubringeu , welche Zustimmung sich zu verschaffen eventuell also schlechthin
Sache deS Beschwerdeführers wäre.

Diese grundsätzlich auch in der Gegenschrift festgehaltene Anschauung ver¬
mochte nun der Gerichtshof nicht zu teilen.

Wohl bestimmt Z 58 der Bauordnung , daß bei Bauten in Stadt¬
teilen oder an Straßen , in welchen noch kein Hauptkanal besteht, ausnahms¬
weise bis zur Erbauung eines solchen, die Herstellung von Senkgruben gestattet
sei, daß jedoch mit der seinerzeiligen Erbauung des Hauptkanales der Haus¬
eigentümer sofort den Hauskanal herzustellen und die Senkgrube zu beseitige » habe.

Allein das Gesetz legt , wie hieraus ersichtlich, dem Hauseigentümer eben
nur die Herstellung des Hauskanales einschließlich der Verbindung desselben
mit dem Straßenkanale (Z 57 ) , nicht aber auch noch eine anderweitige Ver¬
bindlichkeit und insbesondere auch nicht etwa die Verpflichtung auf , die der
Herstellung und Einmündung des Kanales in dem Falle entgegenstehender
Hindernisse zu beseitigen , daß der Kanal durch einem Dritten gehörigen Grund
geführt werden müßte . Wie das Gesetz sich die betreffende Verpflichtung des
Hauseigentümers vorstellt , gelangt in der Diktion des Z 58 selbst zum Ans
drucke, indem hiebei ganz wortdeutlich von den Bauten an Straßen gelprochen
wird , in welchen noch kein Hauptkanal besteht uud beziehungsweise in welchen
später ein solcher Kanal erbaut wird , sowie in der Diktion des sechstletzten
Absatzes deS Z 57 , welcher auvrdnet . daß die Kanäle mit den Straßenkanälen
in entsprechende Verbindung zu bringen sind , worunter zweifellos eben nur
die Kanäle in den Straßen verstanden werden können , an welchen die Realitäten
liegen , sowie endlich auch in der Bestimmung des zweiten Absatzes des H 13,
wonach der Gemeinde nach Maßgabe der fortschreitenden Verbauung die er¬
forderlichen Straßeuherstellungcn , sowie die allfällige Erbauung des Haupt-
kanales obliegen , mit welchem der Bauwerber seine Bauanlage in gehörige
Verbindung zu bringen hat.

Aus diesen Bestimmungen ergibt sich, daß daS Gesetz, indem es von der
Herstellung der Hauskanäle und deren Verbindung niit dem Sammelkauale
spricht , immer nur den (regelmäßigen ) Fall vor Augen hat , daß die Straße,
in welcher der Sammelkanal hergeslellt wird , beziehungsweise ist, öffentliches
Gut der Gemeinde ist und daß somit die Erbauung und beziehungsweise Ein¬
mündung deS Hauskanales in den Sammelkanal ohneweiters ausgesührt werden
kan» , da es hiezu nur der Bewilligung der Gemeinde als Grundeigenlümerin
bedürfte , die aber selbstverständlich durch die im Gesetze ausgesprochene
Verpflichtung der Hauseigentümer suppliert und beziehungsweise überflüssig
gemacht wird.

Darum kann in der eben angezogenen gesetzlichen Verpflichtung der Haus¬
eigentümer nicht etwa auch die Verbindlichkeit als inbegriffen angesehen werden,
die Zustimmung eines dritten Grundeigentümers zur Leitung des Kanales durch
einen Grund und Boden zu erwirken.

Dieses gesetzliche Maß der Verpflichtungen des Hauseigeutümers kann
daher auch vorliegenden Falles durch den Umstand nicht erweitert werden , daß
die dermal schon als Straße benützte Grundfläche der Heiligenstädterlände , in
welcher bereits seitens der Kommune der Sammelkanal erbaut worden ist, noch
immer im Privateigentum ? des Stiftes Klosterneuburg sich befindet.

Es bleibt vielmehr im Hinblicke auf die zitierte Vorschrift des Z 13 der
Bauordnung Sache der Gemeinde , sei es durch die Erwerbung des Straßen-
grnndes , sei es durch die Erwirkung einer rechtsverbindlichen Zustimmung des
Grundeigentümers , alle jene rechtlichen Bedingungen zu schaffen, welche die
Ausführung des Kanalanschlnffes für den Hauseigentümer ermöglichen und den
bleibenden Bestand dieser Bauherstelluug gewährleisten.

Der Auftrag zur Herstellung des Hauskanales im Sinne des Z 58 der
Bauordnung hätte daher dem Beschwerdeführer nur dann erteilt werden können,
wenn gegenüber der von ihm schon im Administrativverfahren erhobenen Ein¬
wendung des fremden Grundeigentums am Straßengrunde ordnungsmäßig
festgestellt worden wäre , daß weder gegen die Errichtung noch auch gegen den
weiteren Bestand des Anschluffes seitens des Stiftes Klosterneuburg als Grund¬
eigentümers ein rechtliches Hindernis erhoben wird.

Die Unterlassung einer solchen Feststellung erscheint daher als ein wesent¬
licher Mangel des Verfahrens , welcher den Verwaltungsgerichtshof zur Auf-
Hebung der angefochtenen Entscheidung nach Z 6 des Gesetzes vom 22 . Oktober
1875 , R .-G .-Bl . Nr . 36 er 1876 , bestimmen mußte.

S.

Betriebsordnung für die Wiener öffentlichen
Platzdiener.

Erlaß des Magistrates , M .- Abt . XVII , voin 15 . August

1905 , Z . 2665/05:

I. Abteilung.
Allgemeine Bestimmungen.

8 1.
Geltungsgebiet,

Das Geltungsgebiet dieser
gebiet.

Betriebsordnung ist das Wiener Gemeinde-

8 2.
Gewerbeberechtigung.

Das öffentliche Platzdienergewerbe besteht in der Leistung persönlicher
Dienste durch solche Personen , welche sich hiezu an öffentlichen Orten dem
Publikum anbieten.

Zum selbständigen Betriebe dieses Gewerbes ist die Erwirkung einer
Konzession im Sinne des Z 15, Punkt 4 des Gewerbegesetzes erforderlich.

Vor erlangter Konzession darf mit dem Betriebe nicht begonnen werden.
Das Platzdienergewerbe darf grundsätzlich nur vom Konzessionsinhaber

selbst, und zwar persönlich ausgeübt werden ; eine Ausnahme besteht dermalen
noch auf die Dauer des Bestandes der drei in Wie » vorhandenen Dicnstmanu-
institute.

II. Abteilung.
Bestimmungen über den Gewerbebetrieb der selbständigen konzessionierten

öffentlichen Wiener Platzdiener (Dienstmänner ).

8 3.

Konzession und Lizenzbogen.

Im Kouzefsionsdekrete jedes selbständigen konzessionierten Wiener Dienst-
mauues ist die demselben zugewiesene Schild (Brust )nummer , dessen Standplatz
sowie die ihm zugewiesene Steuerkonto - und Gewerberegisterzahl anzuführen.

Außer dem Konzeffionsdekrete erhält jeder konzessionierte Wiener Dienst¬
mann vom Magistrate einen Lizenzbogen , welcher den Namen des Konzessions-
iuhaberS , dessen Schild (Brust )nummer , den zugewiesenen Standplatz und eine
Zusammenstellung der wichtigsten aus den Gewerbebetrieb bezüglichen Bestim¬
mungen enthält.

Von jeder Konzeffionsverleihung , -zurücklegung oder -eutziehung sowie
von jeder Standplatzänderung wird die Genossenschaft der konzessionierten
Dienstmänner in Wien vom Magistrate verständigt und wird deren Äußerung
auch über alle einlangenden Konzessionsgesuche eingeholt.

8 4.
Standplätze.

Der Standort der Ausübung des Gewerbes eines konzessionierten Wiener
Dienstmannes ist jener öffentliche Ort , an welchem der Dienstmann nach Inhalt
seines Kouzessousdekreles seine Dienste dem Publikum anzubieten berechtigt ist.
Die Anbringung eines Geschäflsschildes ist demnach nur an diesem Standorte,
nicht aber auch beim Wohnorte zulässig.

Die Standplätze der konzessionierten Wiener Dienstmänner werden nach
mit der k. k Polizeibehörde gepflogenem Einvernehmen vom Wiener Magistrate
als Gewerbebehörde bestimmt . Der Magistrat bestimmt auch die Maximalzahl
der auf den einzelnen Standplätzen zur Aufstellung zuzulassenden Dienstmänner
und kann bezüglich einzelner Standplätze auch besondere Aufstellungsmodalitäten
festsetzen.

Die Dieustmännerstandplätze können vom Magistrate nach mit der k. k.
Polizeibehörde gepflogenem Einvernehmen aus Passage - oder sonstigen öffent¬
liche» Rücksichten dauernd oder zeitlich ganz oder auch nur zum Teile verlegt
weiden.

Aus öffentlichen Rücksichten und insbesondere wenn durch einzelne Dienst-
mäuuer die Ruhe und Ordnung am Standplatze beharrlich gestört wird , kann
der Magistrat de» betreffenden Dienstmännern an Stelle ihrer bisherigen
Standplätze andere Standplätze von Amts wegen zuweisen.

Will ein konzessionierter Wiener Dienstmann selbst seinen Standplatz
ändern , so hat er die hiefür erforderliche Genehmigung des Magistrates einzu¬
holen . Vor erwirkter Genehmigung darf der neue Standplatz nicht bezogen
werden . Die genehmigten Slandplatzänderungen werden vom Magistrate auf
de» Lizenzbogen der betreffenden Dienstmänner vorgemerkt.

8 5.

Überwachung des Gewerbebetriebes.

Die k. k. Polizei -Direktion hält die Dienstmännerstandplätze und die ans
dieselbe » gewiesenen konzessionierten Dienstmänner in Evidenz.

Ferner obliegt dieser Behörde die Kontrolle Uber die vorschriftsmäßige
Ausrüstung der Dienstmänner und die Überwachung des Verhallens derselben
auf den Standplätzen , insbesondere in jenen Fällen , in welchen bezüglich
einzelner Standplätze besondere Aufstellungs - oder sonstige Bestimmungen be-
stehen.

8 6.
Betriebs » uSrüstung.

Auf Grund des Z 54 des Geweibegesetzes werden hiemit für die in
Wien an öffentlichen Orten ihre Dienste anbielenden Platzdiener zur genauen
Darnachachtung nachstehende Anordnungen erlaffen:

Jeder konzessionierte Wiener Dienstmann muß am Standplätze sowie bei
Ausübung seines Dienstes mit der vorschriftsmäßigen Kappe , sowie der ihm
zugewiesenen Schild (Br »st)nnmmer versehen und ferner reinlich und anständig
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gekleidet sein . Als Kopfbedeckung dürfen nur rote Kappen mit weißen , leicht
zu reinigenden Streifen , mit Rosette samt Schlinge und weißem Melallknopf
und mit einem die Aufschrift ,,Wiener Dienstmann " tragenden , am Kappen-
schirm aufruhenden Kapp,nschilde verwendet werden.

Dic Schild (örust )nulnnier ist ans einer runden Blechtafel an der linke»
Brustseile zu tragen und muß mit der im Konzefstonsdekrete sowie am Lizenz-
bogen ersichtlichen diesbezüglichen Nummer gleichlautend sein.

Jeder konzessionierte Wiener Dienstmann ist verpflichtet , den ihm vom
Magistrate ausgesertigten Lizenzbogen , sowie ein Exemplar des behördlich ge-
nehmigten Taxlarifes bei sich zu tragen und beides ans Verlangen der behörd¬
lichen Aussichtsorgane oder der Auftraggeber vorzuweisen.

Endlich muß jeder konzessionierte Wiener Dienstmann mit einer ent¬
sprechenden Anzahl der von der Genossenschaft der konzessionierten Dienstmänner
in Wien bei Entgegennahme der Monatsumlagen auszugebenden Garantie-
Marken versehen sein, widrigens gegen ihn mit der behördlichen Abschaffung
vom Standplatze vorgegangen werden kann.

Die Garantiemarlen , welche für jeden einzelnen Dienstmann die demselben
zngewiesene Lizenznummer , den Tag der Abstempelung sowie eine Rubrik zur
Vormerkung der empfangenen Bezahlung zu enthalten haben , sind nach erhaltener
Bezahlung ausgcfüllt den Auftraggebern bei sonstiger Straffälligkeit zu über¬
gebe» .

8 7.

Verhalten am Standplätze.

Die Dienstmänner haben auf den ihnen zugewiesenen Standplätzen jede
Verunreinigung oder unnötige Verstellung des Trottoirs , der Geschästszugänge,
Anslagefenster oder der Haustore zu vermeiden . Die Aufstellung von Bänken,
Handwägen rc . ist nur nach Maßgabe des verfügbaren Raumes und nur nach
cingeholter Bewilligung des Magistrates zulässig.

Auf dem Standplätze gilt dein Publikum gegenüber keine Rangordnung;
es steht den Auftraggebern vielmehr frei , die Dienstmänner nach ihrer Wahl mit
Aufträgen zu betrauen.

Das langsame Herumgehen in einiger Entfernung vom Standplatze,
insbesondere in den benachbarten Seitengaffen zum Zwecke der eventuellen
Entgegennahme von Aufträgen außerhalb des Standplatzes ist verboten.

Überhaupt dürfen sich die Dienstmänuer außer ans den ihnen behördlich
zugewiesenen Standplätzen zu keinen anderen öffentlichen Orlen behufs Anbietung
ihrer Dienste ausstellen . Ausnahmen bestehen für die Zeit großer Festlichkeiten,
sowie für den Allerheiligen - und Allerseelentag hinsichtlich der Aufstellung bei
den Friedhöfen.

Für die letztere Aufstellung ist jedoch die Erwirkung einer besonderen
Erlaubnis für die diese Ausstellung anstrebende » Dienstmänner notwendig.
Dem Magistrale steht es zu , die Erwirkung besonderer Bewilligungen auch in
anderen solchen Fällen anznordnen.

Die konzessionierten Wiener Dienstmänner haben auf ihren Standplätzen
in der vorgkschriebcnen Ausrüstung zu erscheinen und untereinander verträglich zu
sein . Gegen das Publikum haben sie sich höflich und zuvorkommend zu be¬
nehmen und die ihnen ausgetragenen Dienstverrichtungen willig , pünktlich und
gewissenhaft auszusühren.

Exzessives Benehmen , Beschimpfungen des Publikums oder der Dienst-
männer iintireinander werden , insofern nicht gerichtliche oder polizeiliche Strafen
cinz „ treten haben , vom Magistrate strenge geahndet.

8 8.
Entlohnung.

Auf Grund des Z 51 des Gewerbegesetzes ist für die Dienstleistungen der
öffentliche » Platzdiener in Wien mit Kundmachung des k k. Statthalters im
Erzherzogtum ? Österreich unter der Enns vom 31 . März 1905 , Z . 1- 1225,
der im Anhänge folgende Maximllltaris festgesetzt worden

Die Zahlung darf nur einmal , entweder vom Auftraggeber oder vom
Adressaten — je nach Vereinbarung — begehrt werden.

8 s-

Garantieleistung.

In jenen Fällen , in welchen ein Auftraggeber durch Nichterfüllung oder
nicht ordnungsmäßige Erfüllung eines einem konzessionierten Wiener Dienst¬
malin erteilten Auftrages zu Schaden gekommen ist, leistet die Genossenschaft
der konzessionierte » Dienstmänuer in Wien nach Untersuchung der Sachlage
und nach Maßgabe der Bestimmungen des Anhanges zum Genoffenschaftsstatute
freiwillig bis zu einem Betrage von höchstens 50 L Schadenersatz.

Der Schadenersatz muß jedoch innerhalb 30 Tagen , vom Austragstag ab
gerechnet , unter Vorlage der Garantiemarke angesprochen werden.

III. Abteilung.
Besondere Bestimmungen für die Dienstmanninstitute und deren Bedienstete.

8 10.
Mannschaftsstand.

Von den drei in Wien bestehenden Dienstmanninstituten darf nur die
aus den behördlich zugewiesenen Standplätzen zugelassene Anzahl von Jnstituts-
dienstmännern ausgestellt werden.

Die Verteilung der Jnstitutsangehörigen auf die Standplätze bedarf in
jedem einzelnen Falle der Genehmigung des Magistrates und kann jederzeit

aus öffentlichen Rücksichten eine Änderung hinsichtlich der Ausstellung der
Jnstitutsdienstmänner von amtswegen verfügt , sowie in dem Falle , als auf
einem bestimmten Standplätze ein öfterer Wechsel des hingewiessiien Jnstituts-
dienstmannes erfolgt , die Besetzung eines solchen Platzes bis auf weiteres
hinlangehalten werden.

Jede Veränderung im Mannschaftsstande ist dem Magistrale binnen
24 Stunden vom Institute anznzeigen , beziehungsweise in jenen Fällen , in
welchen die Einholung der behördlichen Genehmigung erforderlich ist, diese
anzusuchen . Wird die Erteilung dieser Genehmigung nicht abgewartet , so kann
vom Magistrate strafweise vorgegangen werden.

Insbesondere ist vor jeder Neuaufnahme eines Bediensteten seitens des
Institutes unter Angabe der Personaldaten des Aufzunehmenden und Anschluß
der Dokumente desselben um die Genehmigung des Magistrates einzuschreiten.

Diese Genehmigung ist zu versagen:
1 . Wenn nicht alle Dokumente binnen längstens zehn Tagen vorgelegt

werden,
2 . wenn der Aufzunehmende nicht österreichischer Staatsbürger , nicht

verläßlich , unbescholten und unbeoiiständet , oder noch nicht seit fünf Jahren
in Wien im ständigen Aufenthalte ist, das 30 . Lebensjahr noch nicht erreicht
oder sich die erforderlichen Lokalkenntnifse noch nicht angeeignet hat , der
deutschen Sprache nicht ausreichend mächtig , des Lesens und Schreibens
unkundig oder mit einer abschreckenden Krankheit , beziehungsweise einem
derartigen körperlichen Defekte behaftet ist.

Vorstehende Bestimmungen sind rückwirkend für die zur Zeit des Inkraft¬
tretens dieser Betriebsordnung bereits einem Dienstmanninstitute angehörenden
Jnstitutsdienstmänner und ist seitens der Jnstitutsleitungen ohne Verzug um
die nachträgliche Genehmigung hinsichtlich dieser Jnstitutsangehörigen an¬
zusuchen.

Solange jemand Jnstitutsdienstmann ist, darf derselbe kein Gewerbe
betreiben.

Wenn das Dienstverhältnis zwilchen einem Institute und einem Dienst¬
manne infolge einer Verfügung des Magistrates einmal gelöst wurde , so darf
ein solcher Dienstmann erst nach Ablauf von drei Jahren von diesem Institute
wieder ausgenommen werden.

Ein Jnstitutsdienstmann darf Uber Einschreiten des Institutes erst dann
auf eine » anderen Standplatz überstellt werden , wenn er auf seinem bisherigen
Standplatze schon mindestens drei Monate gestanden ist.

Öfter als zweimal darf ein und derselbe Jnstitntsdienstmann im Laufe
eines Jahres nicht überstellt werden.

Auf die amtswegigen Überstellnngen haben diese Bestimmungen keine
Wirkung.

Die Numerierung der Jnstitutsdienstmänner hat in der Art zu erfolgen,
wie dies vom Magistrale jeweils festgesetzt wird.

Die Institutsleiter haben ein genaues Verzeichnis ihrer Bediensteten mit
allen erforderlichen Vormerkungen , insbesondere über die zugewiesenen Stand¬
plätze , die Personaldalen der Bediensteten rc. zu führen und dem Magistrate
auf Verlangen vorzulegcn.

Zur Legitimierung werden den Jnstitutsangehörigen vom Magistrate
Legitimationskarten ausgestellt , welche außer dem Namen des betreffenden
Jnstitutsangehörigen , besten zugewiesenen Standplatz und die Daten der
Bewilligung zur Aufstellung enihalten . Bor Erhalt dieser Legitimationskarte
darf ein Jnstitutsdienstmann nicht verwendet werden.

Die Aufstellung eines neuen Jnstitutsangehörigen auf einem bestimmten
.Standplatze wird insolange nicht gestattet , als nicht die Legitimatimationskarte
des aus diesen Standplatz früher zur Aufstellung zugelasseuen Jnstitutsdienst-
inannes dem Magistrate zurückgestellt ist.

Die Leiter der Dienstmanninstitute unterliegen der Bestrafung , wenn sie es
an der entsprechenden Einflußnahme auf die Disziplin ihrer Leute fehlen lasten
oder aber durch Unterlassung der Beteilung ihrer Bediensteten mit der erforder¬
liche» Anzahl von Garantiemarken , beziehungsweise in irgend einer anderen
Weise au vorgekommenen Orduungswidrigkeiten Schuld tragen.

8 11-
Ausrüstung.

Die Jnstitutsdienstmänner haben die für die einzelnen Institute vom Magi¬
strate bestimmten Kappen und Schild (Brust )nnmmern , sowie die für sie aus¬
gefertigten behördlichen Legilimationskarten am Standplatze , beziehungsweise
im Dienste stets bei sich zu tragen . Desgleichen müssen sie stets mit einer
ausreichenden Anzahl von Garanticmarken versehen sein . Die notwendigen
Aibeitsbehelse (Handwögen , Schubkarren , Tragen rc.) sind dem Jnstituts-
bediensteten vom Institute kostenlos beizustellen.

8 is.
Entlohnung.

Die den Dienstmanninstitute » ungehörigen Dienstmänner find allwöchentlich
mit fixen Barbeträgen , welche, abgesehen von den für Kranken - und Unfall¬
versicherung zu machenden Abzügen , auch zur wirklichen Auszahlung gelangen
müssen und welchen eventuelle Gewinnanteile an den eine gewisse Berdienst-
summc übersteigenden Tagesverdiensten zugeschlagen werden können , zu ent¬
lohnen und jede andere Art der Entlohnung der Jnstitutsdienstmänner unzulässig
und straffällig , insbesondere ein Geschäftsbetrieb nach Art des pachtweisen.

Zur genauen Aufzeichnung der vom Institute erhaltenen Barzahlungen
sowie zur Ersichtlichmachung der von den Jnstitutsdienstmänner » an die In¬
stitute zu leistenden Zahlungen und die Abstattungen hierauf sind den Instituts-
dienstmännern Büchel mit den erforderlichen Rubriken seitens der Institute

1*
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auszufolgen und die Vormerkungen in diesen Bücheln allwöchentlich einzutragen.
Den Beamten der Dienstmanninstitute ist es strengstens untersagt , von den
Justitutsdienstmännern Geschenke anzunehmeu und ,ist der JnstitulSinhaber
strafbar , wenn er es diesfalls an der entsprechenden Überwachung und Obsorge
hat fehlen lassen.

8 13.

Garantieleistung.

Die Institute sind verpflichtet , an die bei ihnen bediensteten Jnstituts-
dienstmänner Garantiemarken , welche außer der Nummer des einzelnen Dienst¬
mannes und dem Abstemplungstage auch eine Vormerkung über die Höhe des
bezahlten Lohnbetrages enthalten müssen , stets rechtzeitig in genügender Anzahl
abzugeben . Ist ein Auftraggeber infolge Nichterfüllung oder nicht ordnungs¬
mäßiger Erfüllung des einem Jnstitutsdienstmanne erteilten Auftrages zu
Schaden gekommen , so ist das Institut , welchem der bezügliche Dienstmann
angehört , zur Schadenersatzleistung verpflichtet.

8 14.
Kautionen.

Zur Sicherstellung für die richtige Erfüllung der den Instituten gegen¬
über dem Publikum obliegenden Verpflichtungen müssen Kautionen in der vor¬
geschriebenen Höhe bei der Behörde erliege » .

8 15.

Arbeitsordnung.

Unter Bedachtnahme auf di- vorstehenden Bestimmungen sind seitens der
Dienstmanninstitute Arbeitsordnungen ausznarbeiten und dem Magistrate zur
Genehmigung vorzulegen.

In diesen Arbeitsordnungen sind die Rechte und Pflichten der Jnstituts-
leitungen , sowie der JnstitutSdienstmänner sowohl gegeneinander als auch
gegenüber dem Publikum genau zu bestimmen , ferner ist der Wochenlohn der
Bediensteten und der demselben zukommende Gewinnteil festzustellen.

8 16.
Aufsicht durch die Gewerbebehörde.

Der Wiener Magistrat als Gewerbebehörde übt die Aufsicht über die
Geschäftsgebarung der Dienstmanninstitute und kann jederzeit unangesagte
Prüfungen der Bücher und sonstigen Aufzeichnungen der Institute vornehmen
oder die Vorlage dieser Behelfe verlangen.

Desgleichen kann die Behörde Revisionen auf den einzelnen Standplätzen
jederzeit vornehmen lasten.

Dem Magistrate steht cs ferner zu , ihm notwendig erscheinende Be»
stimmungen von amtswegen in die Statute » der einzelnen Dienstmanninstitute
auszunehmen , sowie anderseits der Magistrat die Streichung einzelner Be¬
stimmungen dieser Statuten verfügen kann.

8 17.

Beobachtung der Bestimmungen der II . Abteilung.

Im übrigen finden die Bestimmungen d«r II . Abteilung dieser Betriebs¬
ordnung anch auf die Dienstmanninstitute und die Jnstitutsdienstmänner sinn¬
gemäße Anwendung und kann insbesondere der Magistrat mit der Versetzung
einzelner Jnstitutsdienstmänner auf andere Standplätze von amtswegen im
Sinne des Z 4 dieser Betriebsordnung Vorgehen.

IV. Abteilung.
8 18.

Strafverfahren.

Strafkompetenz und sonstige Bestimmungen.

Die Übertretungen dieser gewerbepolizeilichen Anordnungen sind nach dem
VIII . Hauptslücke der Gewerbeordnung zu ahnden.

V. Abteilung.
Schlußbestimmungen.

8 iS.
Entziehung der Konzession , beziehungsweise der

Legitimationskarte.

Gegen Jnstitutsdienstmänner , bei welchen sich wiederholte Abstrafungen
wegen Übertretungen dieser Betriebsordnung fruchtlos erwiesen haben oder
welche infolge strafgerichtlicher Verurteilung des Erfordernisses der Verläßlichkeit
verlustig werden , kann der Magistrat die Entziehuug der Legitimationskarte
für bestimmte Zeit oder auf immer verfügen.

Konzessionsinhabern gegenüber ist bei Vorhandensein der im 8 138 der >
Gewerbeordnung angegebenen Voraussetzungen mit der Entziehung der Konzession
vorzugehen.

8 20.
Abschaffung vom Standplatze.

Die behördlichen Organe können , wenn sie bei einzelnen Dienstmännern
wesentliche Mängel in Bezug auf die Adjustierung wahrnehmen oder wenn sie
Tienstmänner ohne die vorgeschriebene , von der Genostenschaft der konzessionierten
Dienstmänner in Wien beziehungsweise für die Jnstitutsan gehörigen von den
bezüglichen Instituten auszugebenden Garantiemarken oder aber im argen
Streite oder Raufhandel antreffen , die betreffenden Dienstmänner , abgesehen
von der cinzuleitenden Strafamlshandlung , sofort vom Standplatze abschaffen.

8 21.

Beginn der Wirksamkeit dieser Betriebsordnung.

Diese Anordnungen treten mit 15 . August 1905 in Kraft.

Anhang.

Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogtums
Österreich unter der Enns vom 31 . März 1905 , Z . 1-1225/04,
betreffend die Erlassung eines Maximaltarifes für die öffentlichen
Platzdiener in den Bezirken l bis IX in Wien (M .-Abt . XVII,
Z . 1907 ) :

l.

Botengänge in den Bezirken I bis IX.

Für Gänge mit mündlichen Aufträgen , Briefen oder Paketen bis zum
Gewichte von 5

1 . innerhalb eines Bezirkes . — L 40 k
2 . in einen angrenzenden Bezirk . — . 70 „
3 . in jeden anderen Bezirk . I „ — „
4 . für die Rückantwort ist die Hälfte der Gebühr und wenn

hiebei auch Gegenstände mitzubefördern sind , die ganze Gebühr zu
entrichten;

5 . Wartegebühr bei Rückantwort für jede Viertelstunde . . — „ 20 „
6 . für Gänge mit Paketen im Gewichte von mehr als 5 bis

einschließlich 20 Lx gilt der doppelte Tarifsatz.

II.
Arbeitsverrichtlingen in den Bezirken l bis IX.

Für Arbeite » und Dienstverrichtungen per Mann und Stunde lL — ü

m.
Bahnhosdienst.

Für Botengänge zu den Bahnhöfen mit mündlichen Aufträgen,
Briefen und Paketen bis zum Gewichte von 5 KZ:

1. wenn der Bahnhof im selben Bezirke liegt , wo sich der
Standplatz befindet . — L 50 k

2 . wenn der Bahnhof im angrenzenden Bezirke liegt . . . 1 „ — „
3 . für jeden weiter zu durchschreitenden Bezirk mehr um . . — „ 40 „
4. für Beförderung größerer Gegenstände mit Transport¬

mitteln bleibt die Entlohnung dem freien Übereinkommen zwischen
dem Auftraggebeber und dem Platzdiener überlasten.

IV.
Nachttaxe.

Für Gänge und Dienstleistungen bei Nacht , das ist in der Zeit vom
1 . April bis 30 . September nach 9 Uhr abends und vor 7 Uhr morgens und
in der Zeit vom l . Oktober bis 31 . März nach 8 Uhr abends und vor 8 Uhr
morgens , gebührt der doppelte Tarifsatz.

V.
Ausuahmsbestimmungen.

Die Entlohnung für Botengänge zu den Sparkasten , in das k. k. Haupt¬
zollamt , in das k. k. Versatz -, Verwahrungs - und Versteigerungsamt oder dessen
Filialen , in die konzessionierten Pfandleihanstalten , in die k. k. Postämter , für
Besorgung von Theater - und Konzertkarten , für das Austragen von Zirkularen
oder Rechnungen , für den Transport von Gegenständen mittels Handwägen,
Schiebkarren und Tragen , sowie für Botengänge und Dienstverrichtungen
außerhalb der Bezirke I bis IX bleibt dem freien Übereinkommen zwischen dem
Auftraggeber und dem Platzdiener überlaffen.

VI.
Jeder Platzdiener ist verpflichtet , diesen Tarif sters bei sich zu tragen und

über Verlangen dem Auftraggeber vorzuzeigen.
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3 .
Gewerblicher Filialbetrieb.

(Die Kenntnisnahme der Anzeige von der Eröffnung einer zweiten Vetricbs-
stätte sß 3S der Gewerbeordnung darf nicht von der Vorausbezahlung der
erhöhten Gcnoffenschafts-Einverleibiingsgediihr abhängig gemacht werden.)

Entscheidung der k. k. n -ö. Statthalterei vom 16 . September
1905 , Z . I-5170/I ^ M . B .-A. XIV , 37764/05 ) :

Mit der dortiimtlichen Entscheidung vom I . Juti1S05 , Z . 14442 , wurde
die Anzeige des Kanditen - und Gefrornes -Erzeugers Bartolomäus Arno Ido
in Wien , XVII ., Kalvarienberggaffe 11 , von der Eröffnung eines zweiten
GeschästslokaleS in Wien , XIV ., Mariahilferstraße 202 , nicht zur Kenntms
genommen , weil der Genannte die für diesen Filialbetrieb nach dem Genossen-
schaftsstatute der Zuckerbäcker zu entrichtende erhöhte Tinverleibungsgebühr
nicht erlegt hat.

Die k. k. Statthalterei gibt dem von Bartolomäus Arnoldo  dagegen
cingebrachten Rekurse Folge und behebt die angefochtene Entscheidung , weil die
Eröffnung einer zweiten Betiiebsstätte durch den Rekurrenten sich nicht als
Antritt eines neuen Gewerbes darstellt , die Bestimmung des Z 107 der Gewerbe¬
ordnung aber nur die Anmeldung eines Gewerbes , nicht aber die Eröffnung
einer zweiten Betriebsstätte eines bereits bestehenden Gewerbes zum Gegen¬
stände hat.

4 .
Verbot des Befahrens der Straße »,bahngeleise in

der Dornbacherstraße dnrch Fuhrwerk.

Kundmachung des Wiener k. k. Polizei - Direktion vom
3. Oktober 1906 , V .-A. 7336 (M .-Abt . IV , 3207/05 ) :

Im Einvernehmen mit dem Wiener Magistrate wird in Ergänzung der
hierämtlichen Kundmachungen vom 23 . November 1902 , Z . 95398 , beziehungs¬
weise vom 24 . Februar 1904 , Z . 10622 , ans Rücksichten der Verkehrssicherheit
angeordnet:

Das Befahrender städtischen Straßenbahnstrecke Dornbacherstraße , zwischen
Güpferlingstraße und Burghausengaffe (Stadtbahnstation Hernals ), ist, wenn
dasselbe nicht zum Zwecke der Straßenüberquernng oder des Ausweichen?
unumgänglich notwendig erscheint , verboten . Übertretungen dieser Anordnung
werden nach der Ministerial -Verordnung vom 30 . September 1857 , R .-G -Bl.
Nr . 198 , mit Geld bis zu 200 X oder mit Arrest bis zu 14 Tagen bestraft

S.

Übernahme der Agenden der Landwehrtrnppen-
Divisions - Kommanden durch die Landwehr-

Koni »landen.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 7. Oktober 1905,
Z . 11-2558 1, M .-Abt . XII , 8682 (Normalieublatt des Magi¬
strates Nr . 77) :

Seine k. und k. Apostolische Majestät haben mit der Allerhöchsten Ent¬
schließung vom 2b . August 1905 die organischen Bestimmungen für das k. k. Land¬
wehr -Oberkommando , die k. k. Landwehr -Kommanden und das k k. Landwehr-
»erteidignngs -Kommando , die k. k. Landwehrinfanterietruppen -Divisions -Kom-
manden und die k. k. Landwehrinfanterie - Landesschützenbrigade -Kommanden
allergnädigst zu genehmigen geruht.

Die Landwehr -Kommanden (das Landesverteidigungs -Kommando ) haben
sich mit 1. Oktober 1905 zu konstituieren und übergehen die bisherigen
Geschäfte der Landwehrtruppeii -Divisions -Kommanden bezüglich der Territorial¬
agende » an diesem Tage in vollem Umfange au die Landwehr -Kommanden,
beziehungsweise an das Landesverteidigungs -Kommando.

Die im Reichsrate vertretenen Königreiche und Länder sind in nenn Land-
wehr -Territorialbereiche eingestellt , welche mit den korrespondierenden Militär-
Teiritorialbereichen übereinfallen.

In jedem dieser Landwehr -Territorialbereiche ist das Landwehr -Kommando
(in Tirol und Vorarlberg das Landesverteidigungs -Kommando ) die leitende
Landwehrbehörde.

Die Benennung ist : „K. k. Landwehr -Kommando in . . ." mit Beifügung
des Standortes , beziehungsweise , „k. k. Landesverteidigungs - Kommando in
Innsbruck " .

Den Landwehr -Kommanden (dem Landesverteidigungs -Kommando ) obliegt i
hinsichtlich der k. k. Landwehr (Landesschützen ) in ihrem ganzen Dienstbereiche !
die Handhabung der militärischen Ordnung , dann die Pflege des militärischen !
Geistes , die Leitung und Übeiwachung des militärischen , administrativen , sanitären >

und bautechuischcn Dienst «» , der kriegstüchtigen und einheitlichen Ausbildung
der Truppen , der regelmäßigen Ergänzung aller in ihrem Bereiche ergänzungs-
zuständigen Truppe » und Anstalten , ferner di- Sorge für die Schlagfertigkeil
der Truppen und für die Kriegsbereitschaft der Anstalten , die Vorbereitungen
für deren Mobilisierung sowie die Durchführung letzterer.

Die Landwehr -Kommanden (das Landesverteidigungs -Kommando ) fungieren
sowohl als Landwehr , wie auch als Laudsturm -Territorial -Kommanden.

Landwehr -Kommandant (Landesverteidigungs -Kommandant ) ist der Korps¬
kommandant und kommandierende General , beziehungsweise der Militär -Kom¬
mandant in Zara . Er ist der höchste Befehlshaber in seinem Landwehr-
Territorialbereiche ; ihm sind , insofern nicht andere Vorschriften eine Ausnahme
festsetzen, alle in seinem Bereiche befindlichen Kommanden , Behörden , Truppen
und Anstalten der Landwehr und des Landsturmes sowie alle dem Landwrhr-
verbande angehörigeu Personen in militärischer und milttärPolizOlicher Beziehung
in jeder Richtung , in ökonomisch-administrativer Beziehung hingegen nach den
bestehenden Verwaltungsvorschriften untergeordnet.

Die Ausübung der Militärgerichtsbarkeit über die unterstehenden Personen
kommt dem Landwehr - (Landesverteidignngs -)Kommandanteil in dem ihm vom
Landwehr -Oberkommandanlcn übertragenen Ümfangc zu.

Die Landwehr - Kommandanten lder Landesverteidigungs - Kommandant)
unterstehe » im Wege des Landwehr -Oberkommandos dem Ministerium sür
Landesverteidigung.

Die bezüglichen näheren Bestimmungen enthält das Verordnungsblatt
sür die k. k. Landwehr Nr . 38 im Jahre 1905.

«
Kompetenz zur Genehmigunq elektrischer Anlagen

Rund -Erlaß der k. k. n.-ö. Statthaltern vom 16 . Oktober
1905 , Z . 1-6473 , an alle k. k. Bezirkshanptmannschaften in
Niederösterreich , an den Wiener Magistrat , Abt . V, und an die
beiden Stadträte in Wiener -Neustadt und Waidhofen a . d. Ibbs
(M .-Abt . V, 2205/05 ) :

Das k. k. Ministei ium des Innern hat mit dem Erlaffe Z . 92898
anher eröffnet:

Mit der fortschreitenden Verwendung der elektrische» Kraft für Zwecke
der Eisenbahnen „mehren sich die Fälle , in denen über die Kompetenz zur Ge¬
nehmigung und Überwachung der zur Erzeugung elektrischer Energie bestimmten
Anlagen Zweifel und auch Meinungsverschiedenheiten zwischen den Gewerbc-
behörden und den Eisenbahnbehörden entstehen.

Behufs Erzielung eines einheitlichen Vorgehens der Behörden haben sich
die Ministerien des Innern , des Handels und der Eisenbahnen bezüglich der
Abgrenzung der Kompetenzen der Gewerbe - und Eisenbahnbebörden bei der
Behandlung derartiger Anlagen zu den nachstehenden Grundsätzen geeinigt.

1. Dient ein einem Eisenbahnunternehmen eigentümlich gehöriges Elek¬
trizitätswerk ausschließlich den Zwecken dieser Bahn , so ist dasselbe ohne Rück¬
sicht darauf , ob es auf Eisenbahngrnnd steht oder nicht, als eine HilsSanstalt
der Eisenbahn zu behandeln und fällt unter die ausschließliche Kompetenz der
Eisenbahnbehörden.

2 . Dient das einer Eisenbahä gehörige Elektrizitätswerk hingegen nicht
ausschließlich den eigenen Zwecken der Bahn , so unterstehen solche Betriebe im
allgemeinen der Kompetenz der Gewerbebehörden , und zwar bis zu jener Stelle,
von welcher die ausschließlich für Eisenbahnzwecke dienenden Leitungen ab-
zweigen . Als Beginn dieser Leitungen ist das Schaltbrett (Hanptansschalter,
Automat ) anzusehen . Von dieser Grenze angesangen tritt bezüglich der aus¬
schließlich für Eisenbahnzwecke bestimmten Leitungen die Kompetenz der Eisen¬
bahnbehörden ein.

3 . Gehört das zwar ausschließlich sür die Eisenbahn arbeitende Elektri¬
zitätswerk nicht der Eisenbahn selbst, so ist es ein gewerbliches Unternehmen
und fällt als solches unter die Kompetenz der Gewerbebehörden , und zwar
gleichfalls bis zu jener Grenze , welche oben im Punkt 2 bezeichnet erscheint.

Finden es die Eisenbahnbehörden bei den letzteren zwei Arten von Be¬
trieben erforderlich , einen weitergchenden Einfluß aus die Art der Erzeugung
oder der Leitung des elektrischen Stromes zu nehmen , so werden sie ihre Auf¬
träge an die Eisenbahnunternehmung richten , welche sich die für die Befolgung
derselben etwa notwendige Genehmigung der Gewerbebehörden erwirken , be¬
ziehungsweise den die Elektrizität liefernden selbständigen Kontrahenten hiezu
vertragsmäßig verpflichten wird.

Hievon werden die odgenannle » Behörden behuss Danachachtung in
Kenntnis gesetzt.

7.
Hansierverbot in Csnrg « .

Erlaß der k. k. >i .-ö. Slatthalterei vom 24 . Oktober 1905,
Z . 1-6885 , M .-Abt . XVII , 5244/05:

Laut Mitteilung deS königl , uugar . Handelsministeriums vom 20 - Sep
tember 1905 , Z . 58137 , wurde die Ausübung des Hausierhandels aus dem
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Gebiete der z»m Komitate Somogy gehörigen Großgemeinde Csnrgü unter
Aufrechthaltung der im Z 17 der bestehenden Hansiervorschristen »nd in den
diesen Paragraphen ergänzenden Nachiragsverordnungen den Bewohnern
gewisser Gegenden gewährten Rechte verboten.

8 .

Giftverschleiß.
Das magistratische Bezirksamt für den II . Bezirk hat mit Bescheid vom

30 . Oktober 1905 , M . B .-A. II , 66425/05 , dem Gemischtwaren - Verschleißer
Jakob Braunstein,  II . Bezirk , Rotenstcrngosse Nr . 5 wohnhaft , in
Gemäßheit des Z 15 , Punkt 14 der Gewerbe -Ordnung die Konzession zum
Verschleiß von Giften und der zu arzneilicher Beiweudung bestimmten Stoffe
»nd Präparate mit dem Standorte in Wien II . Bezirk , Glockengasse Nr . 8 s.
verliehen . Bei der Ausübung dieser Konzession sind die gewerbepolizeilichen
Vorschriften , dann die Bestimmungen der Ministerial Verordnungen vom
20 . April 1876 . R .-G . -Bl . Nr . 60 , und .vom 2 . Jänner 1886 , R .-G .-Bl ., Nr . 10,
Uber den Verkehr mit Giften sowie die Bestimmungen der Miuisterial -Ver-
ordnung vom 17 . September 1883 , R .-G .-Bl . Nr . 152 , genau zu befolgen.

Bezüglich des Betriebslokales im II . Bezirke , Glockengasse Nr . 8 a wird
bedungen:

1 . Es sind die Vorschriften des Giftnormales , sowie die Vorschriften
über den Verkehr der zur arzneilichen Verwendung bestimmten Stoffe » nd
Präparate genau zu befolgen.

2 . Die in das Stiegenhaus führende Tür ist iunenseitig samt Stock mit
Blech zu beschlagen.

3 . Der im Handmagazine bestehende Küchenherd ist von jeder Lagerung
brennbarer Materialien freizuhalten.

4 . Im Handmagazine ist an leicht zugänglicher Stelle eine Kiste mit
Sand »nd Schaufel bereitzuhalten und ist daselbst das Rauchverbot strenge zu
beobachten.

5 . Bei den in den Hof mündenden Fenster - und Türöffnungen dürfen
leicht brennbare nnd ausgesprochen feuergefährliche Artikel nicht gelagert werden.

6 . Es ist für ausreichende Ventilation des Handmagazines durch An¬
bringung einer Ventilationseinrichtuug vorzusorgen,

7. Die Betriebsräume sind frei von brennbaren Abfallmaterialien zu
halten.

8 . Im Handmagazine ist ein rückwärtiger Ausgang stets leicht benützbar
zu halten.

9 . Benzin und dergleichen dürfen nur in feuersicheren Gefäßen mit
Sicherheitsverschluß gehalten werden ; eine Manipulation mit diesen Stoffen
darf nur bei Tageslicht fern von jeder Feuerquelle vorgenommen werden.
Diese Konzession wurde unter der Zahl 2781/Ir im Gewerberegister eingetragen
und in Stene,Hinsicht der Konto 36190/2 eröffnet.

S.
Die Dauer des Marktverkehres an Sonntagen im

Wiener Gemeindegebiete.

Kundmachunq des Wiener Magistrates vom 3. November
1905 , M .-Abt . IX , 3663/05:

Aus Grund der Arttkel IX und XII des Gesetzes vom 18 . Jänner 1895,
R .-G .-Bl . Nr . 21 , beziehungsweise vom 18 . Juli 1905 , R .-G .-Bl . Nr . 125
betreffend die Regelung der Sonn - und Feiertagsruhe im Gewerbebetriebe,
und auf G >und,,dcs ß 3 , Absatz 3 der Kundmachung des k. k. Statthalteis iiii
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 22 . Oktober 1905 , Z . I bis 6907,
L.-G .- »nd V .-Bl . Nr . 144 , wird zufolge Beschlusses des Wiener Sladtrates
vom 3. November 1905 , Z . 14579 , hinsichtlich des Marklverkehres an Sonn¬
tagen im Wiener Gemeind -gebieie Folgendes festgesetzt:

I . Allgemeine Bestimmungen.

Der Marktverkehr au Sonntagen ist auf allen Märkten iu der Zeit vom
1 . April bis 30 . September von 6 Uhr früh bis 10 Uhr vormittags , in den
übrigen Monaten von 7 Uhr früh bis 11 Uhr vormittags gestattet.

Die notwendigen Vorarbeiten für den Marktverkehr an Montagen sind
zulässig.

II . Sonderbestiminungen für bestimmte Sonntage.

1. An den Kirchweihsonntogen ist der Marklverkehr in Kirchweih - Artikel»
auf den Kirchweihständen von 9 Uhr vormittags bis 12 Uhr mittags » nd von
2 Uhr nachmittags dis 7 Uhr abends gestaltet.

2 . An den Sonntagen in der Peregriniwallfahrtszeit ist der Marktverkehr
in Dcvotionalien und den üblichen WallfahrlSartikeln auf dem Peregrinimarkte
in der Roßau von 9 Uhr vormittags bis 12 Uhr mittags und von 2 Uhr
nachmittags bis 7 Uhr abends gestaltet.

3 . An den Sonntagen , auf die der sogenannte Fastenmarkt beim Kalvarien¬
berge in Hernals fällt , ist ans diesem Mailte der Marktverkehr in den üblichen
Artikeln von 9 Uhr vormitags bis 12 Uhr mittags und von 2 Uhr nachmittags
bis 7 Uhr abends gestaltet.

4 An den Sonntagen , die in die Firmnngszcit fallen , ist der Markt-
Verkehr in Firmungsartikeln ans den Firmungsständen von 6 Uhr früh bis
12 Uhr mittags und von 2 dis 4 Uhr nachmittags gestattet.

5. Bei den Friedhosständen ist an den Sonntagen , die in die Zeit vom
1 . April bis eirilchließlich 15 . November fallen , der Marklverkehr in Grab-
ausschmückungsailikeln von 9 Uhr vormittags bis 5 Uhr nachmittags gestattet.

Bei den aridere » Ständen ist dieser Verkehr nur an den -Sonntagen , die
in die Zeit vom 15. Oktober bis einschtießlich 15 . November fallen , nnd mir
in der Zeit von 7 Uhr früh bis 3 Uhr nachmittags gestattet.

6 . An den Sonntagen , die in die Zeit vom I . April bis einschließlich
15. November falle », ist der Marktverkehr in Naturblumen in der Zeit vom
1. April bis 30 . September von 6 Uhr früh bis 2 Uhr nachmittags und in
der Zeit vom 1 Oktober bis einschließlich 15 . November von 7 Uhr früh bis
3 Uhr nachmittags gestaltet.

7 . An den Sonntagen , die in die Zeit vom 1. Dezember bis einschließlich
2 . Jänner fallen , ist der Marklverkehr in Nikolo - » nd Weihnachtsartikeln auf dem
Nikolo - und Weihnachtsmarkle im I . Bezirke Am Hof , sowie auf de» sonstigen
Nikolo - und Weihnachtsständen von 9 Uhr vormittags bis 12 Uhr mittags »nd
von 2 Uhr „ achmitags bis 7 Uhr abends gestattet.

Den Marktviktualienhändlern ist an diesen Sonntagen der Detailverkanf
von 7 Uhr früh bis 12 Uhr mittags und von 2 bis 5 Uhr nachmittags gestattet.

8 . An dem Sonntage vor Ostern nnd vor Weihnachten und am 23 . und
24 . Dezember , falls diese auf einen Sonntag fallen , ist der Marktverkehr in
Fischen außer der, im Absätze I angegebenen Stunden auch noch von 2 Uhr
nachmittags bis 6 Uhr abends gestattet.

III . S ch l u ß b e sti m mu n g e n.

Diese Kundmachung tritt mit 5 . November 1905 in Wirksamkeit.
Gleichzeitig treten alle bisher erlassenen Kundmachungen und Bestimmungen,

die die Regelung des Marktverkehres an Sonntagen betreffen , außer Kraft.

Übertretungen der Vorschriften dieser Kundmachung werden anf Grund
der 88 100 und 101 des G -meindestatutes für Wien vom 24 . März 1900,
L.-G .- nnd V .-Bl . Nr . 17 , mit Geld bis z» 400 X oder mit Arrest bis zu
14 Tagen geahndet.

I« .
Veröffentlichung von Inseraten.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 10. November 1905,
Z . 1-4014/3 (M . B .-A. 1-61122 ) :

Mit der Entscheidung vom 20 . Juni 1905 , Z . 1-4104 , hat die k. k.
Statthalterei dem R . St . in Wien die angesuchte Konzession zur Privat-
geschäftsvermi ' tlung mit der Berechtigung zum Betriebe der gewerbsmäßigen
Vermittlung von Stellen -Jnseraten für fremdsprachliches kaufmännisches Per¬
sonale durch Herausgabe einer periodischen Druckschrift mit dem Standorte in
Wien , I , mangels des Bedarfes nach neuen derartigen Unternehmungen und
beim Abgänge besonders rücksichtswürdiger Umstände verweigert . Über den
gegen diese Entscheidung in offener Frist eingebrachten Rekurs des R . St.
hat das Handelsministerium diese Stattbalterei -Entscheidung aus dem Grunde
aufgehoben , weil das vom Rekurrenten geplante Unternehmen , das lediglich
in der Veröffentlichung von Inseraten in einer vom Unternehmer herauszu-
gebenden periodischen Druckschrift bestehen soll, sich nicht als Privetgeschästs-
vermiltlung im Sinne des Artikels V , Punkt 1 des Kundmachungs -Patenles
zur Gewerbeordnung darstellt und daher die Erteilung der Bewilligung zum
Betriebe dieses Unternehmens auch nicht nach dem Staatsministerial -Erlaffe
vom 28 . Februar 1863 , Z . 2306 , zu behandeln war.

II. Normalivlieftimmumien.
Hemeindei al:

ii.
Kostgelderhöhung für die Marktamtsbeamten am

Naschmarkte.
Der Gkineiriderat hat zufolge Beschlusses vom 3 . November 1905,

Z . 14063 , den Beamte » nnd Praktikanten des Marktamtes , deren Dienstleistung
sich aus den Naschinarkl erstreckt nnd schon vor Tagesanbruch beginnt , an
diesen Tagen den Bezug eines erhöhten Kostgeldes von 2 X 40 k bewilligt.
(M - Abt . IX , 2692/05 .)



93Amtsblatt der k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien . — Nr . 98 , 28 . November 1908.

IS.

Ausstellung von Zeugnissen für Arbeiten städtischer
Kontrahenten.

— ükpublikation. —

Gemeinderats -Beschluß vom 2 . September 1879 , Z . 3032,
M .-Z . 131256/1879:

Der Magistrat und dar Stadlbauamt werden angewiesen , sich künftighin
der Ausstellung von amtlichen Zeugnisse » über die Qualität irgend welcher
Arbeite » oder der hiezu verwendeten Materialien zu enthalten.

81adtra1:
IS.

Vorschrift für die Entnahme von kommunalen Brenn¬
stoffen seitens der Schulleiter mit Naturalwohnungen.
(Genehmigt zufolge Stadtrats -Beschlusses vom 30 . Juni 1905 , Pr .-Z . 9063,

M .-Abt . XV , 1440/05 .)

8

Der Wiener Gemeinderat hat zufolge Beschlusses vom 2 . Juni 1905,
Pr .-Z . 7057 , jenen Schulleitern au den öffentliche » Bürger - und allgemeinen
Volksschulen in Wien , welche Naturalwohnungen im Schulgebäude innehaben,
die Bewilligung zur Entnahme von Brennstoffen aus den im Schulhause
erliegenden Vorräten gegen Entrichtung eines am 1. September eines jeden
Jahres zu leistenden Anerkennungsbetrages von 1 L aus jeweiligen Widerruf
erteilt.

Hiemit erscheinen die Beschlüsse des Wiener Stadtrates vom 21 . November
>893 , Z . 8228 , und vom 8 . Februar 1900 , Z . 5442 , sowie die auf Grund
derselben erlassene Vorschrift des Wiener Magistrates vom Mai 1901 , M .-Z.
31276 , betreffend die entgeltliche Entnahme von kommunalen Brennstoffen
seitens der Schulleiter mit Naturalwohnungen , außer Wirksamkeit gesetzt.

8 2.
Diejenigen Schulleiter , welche von der im Z l , Absatz 1, erwähnten

Bewilligung Gebrauch machen wollen , baben dies vor Beginn jedes Schul¬
jahres längstens bis 31 . Juli dem Wiener Magistrate , Äbt . XV , schriftlich
anzuzeigcn . Aus diese Anzeige hin , über welche keine Erledigung erfolgt , wird
seitens der Wiener städtischen Hauptkaffa der Anerkennungsbelrag von 1 L
gelegentlich der Gehaltsauszahlung am nächsten 1. September in Abzug
gebracht , beziehungsweise eingehoben.

Hiemit erlangt der betreffende Schulleiter den Anspruch arzf den Bezug
von kommunalen Brennstoffen während der Zeit vom 1. September bis
31 . August.

8 Z.
Im Falle der Versetzung des Schulleiters au eine Schule ohne Natural-

wohnung , im Falle seiner Pensionierung oder seines Todes erlischt das Brenn-
stoffbezngsrecht von dem Zeitpunkte der Räumung der Natnralwohnuug . Im
letzteren Falle kann das Recht bis zu diesem Zeitpunkt von der Witwe , bezie¬
hungsweise de» Kindern ausgeübt werden.

Eine Rückvergütung des Anerkennungsbetrages , beziehungsweise eines
entsprechenden Teiles desselben findet nicht statt.

8 4.
Das Recht der Brennstoffentnahme bezieht sich auf den gesamten , in der

Naturalwohnung einschließlich der Waschlüche (falls sich eine im Schulgebäude
befindet ), zur Beheizung nnd zu sonstigen Haushaltungszwecken erforderlichen
Bedarf an Brennstoff.

Für die Übertragung des Brennstoffes ans den städtischen Brennstoff-
kellern in die Naturalwohunng und sllr die etwa nötige Zerkleinerung hat der
Schulleiter auf seine Kosten zu sorgen . Der Schuldiener ist zur Besorgung
dieser Übertragung und Zerkleinerung nicht verpflichtet.

Die Einlagerung von städtischen Brennstoffen in den Wohnungskeller
des Schulleiters ist nicht zulässig.

In der Wohnung darf aus Feuersicherheitsrücksichten keine- größere
Brennstoffmenge als höchstens 250 Irx Kohle (5 Säcke ) und 2 Butte » Holz
eingelagert werden.

Der Schulleiter hat kein Recht , andere Brenustoffsorlen und in anderem
Zustande zu fordern , als in dem Schulhause für Schulzwecke verbraucht werden.

Besteht in der Schule nur Gasheizung , so werden jene festen Brenn¬
stoffe für den Bedarf des Schulleiters zugeführt , welche sonst in den städtischen
Schulen zur Verfügung stehen.

Eine Vergütung in Geld an Stelle der Beistcllnng von Brennstoff in
natura wird auf keinen Fall geleistet.

Für den Monat Juli 1905 wird das Brennstoffpauschale nicht mehr in
Abzug gebracht . Sämtliche Schulleiter mit Naturalwohnungen im Schulgebäude
könne » jedoch vom I . Juli 1905 an die Brennstoffe aus den im Schulgebäude
vorhandenen Vorräten entnehmen . Eine eigene Anzeige für die Monate Juli
und August 1905 ist nur dann nötig , wenn in den Brennstoffkellern des Schul¬
gebäudes keine, beziehungsweise nicht genügende Vorräte vorhanden sein sollten.

8 6.
Das Normale gilt vorläufig nur für die Bezirke I bis XX.

* » *

Der Wiener Gemeinderat hat zufolge Beschlusses vom 3 . November 1905,
Z . 14668 , diese Vorschrift auch für den XXI . Bezirk in Wirksamkeit gesetzt.

Magistrat:
14 .

Verständigung der Krankenkassen von den» Ergebnisse
der Strafamtshandlungen.

Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . R . W eis kirch n er
vom 20 . Oktober 1905 , M .-Abt . XVIll , 769,05 (Normalieii-
blatt des Magistrates Nr . 76 ) :

Seitens einer genossenschaftlichen Gehilfcnkraukeukassa wurde dagegen
Vorstellung erhoben , daß sie von einem magistratischen Bezirksamtc über das
Resultat der von ihr ausgehenden Strafanzeige nicht verständigt werde , so
daß es ihr im Falle der unterlassenen Anmeldung eines Gehilfen unmöglich
sei, die nachträglich zu entrichtenden Beiträge vorzuschreiben.

Gemäß Z 121 , Absatz 7 G .-O . sind die Gewerbsinhaber verbunden,
„ihre zum Eintritte in die Krankeukassa verpflichteten Gehilfen (Geselle » ) bei
dieser Kassa anzumelden , widrigenfalls sie von dieser für alle Zahlungen in
Anspruch genommen werden können , welche bei rechtzeitigem Eintritte des
Gehilfen (Gesellen ) zu entrichten gewesen wären " .

Hinsichtlich der Bezirkskrankenkafsa bestimmt Z 32 des Krankenversicherungs¬
gesetzes, daß diejenigen Arbeitgeber , welche ihrer Anmeldepflicht nicht genügen,
„unbeschadet der im Z 67 bezeichneten Straffälligkeit verpflichtet sind , der Kassa
deu gesamten Aufwand zu erstatten , welchen dieselbe auf Grund gesetzlicher
oder statutarischer Vorschrift zur Unterstützung einer gar nicht oder erst » ach
der Erkrankung angemeldcten Person gemacht hat " .

Es haben daher die genossenschaftlichen und die Bezirkskrankenkaffen au
dem Ansgang des wegen unterlassener Anmeldung einer kraft des Gesetzes
versicherten Person eingeleiteten Strafverfahrens ei» besonderes Interesse , da
der Anspruch auf nachträgliche Leistung der genossenschastlichen Krankenkafsa-
Beiträge , beziehungsweise der Anspruch der Bezirkslrankenkassa auf den ihr
zu leistenden Ersatz von dem Ergebnisse der Slrafamtshandlung abhängt.

Da das Strafverfahren der politischen Behörden von amtswegen vor-
znnehmen und ein nicht öffentliches ist, die Krankenkassen hinsichtlich der Straf¬
erkenntnisse kein Berufuugsrecht besitzen (vgl . Mag Bdgsbl . 1895 , S . 78 , 1896,
S . 29/30 , 1902 , S . 30 ), so hat zwar die Verständigung der genossenschaftlichen
Krankenkassen sowie der Bezirkskrankenkaffen von dem Resultate der durch-
gesührten , also auch der etwa über eine Anzeige derselben eingeleiteten Straf¬
amtshandlungen zu unterbleiben.

Um jedoch unter Berücksichtigung des Grundsatzes , daß deu Krankenkassen
ein Anspruch aus Verständigung von dem Ergebnisse der Strafamtshandluugeu
nicht zusteht , den erwähnten Interessen derselben entsprechend Rechnung zu
tragen , werden die magistratischen Bezüksämter angewiesen , in solchen Fällen,
wo es sich um Strafamtshandlungen wegen Nichtanmeldung einer Versicherungs-
Pflichtigen Person handelt , wenn eine diesbezügliche Anzeige einer Krankeukassa
nicht vorliegt , die in Betracht kommende Kaffa , beziehungweise Kassen aus¬
drücklich einzuvernebmen , sohin nach Feststellung des Sachverhaltes das Erkenntnis
zu fällen und nach Rechtskraft desselben die Verständigung an die Kassa,
beziehungsweise Kaffen auf die Mitteilung zu beschränken , daß der Unternehmer
N . N . zur Anmeldung des N . N . bei der . Kassa als verpflichtet,
beziehungsweise als nicht verpflichtet erkannt wurde.

Die erwähnte vorläufige Einvernahme der in Betracht kommenden Kassen
erscheint um so notwendiger , als sich ergeben kann , daß eme Kaffa sich im
gegebenen Falle (z. B . hinsichtlich einer aushilfsweise beschäftigten Person ) für
die Versicherung nicht für zuständig erachtet.

Selbstverständlich bildet die Feststellung der Höhe des nachträglich an die
genossenschaftliche Krankenkaffa zu leistenden Beitrages , beziehungsweise des an
die Bezirkskrankenkafsa zu leistenden Ersatzes im Streitfälle den Gegenstand
einer eigenen Entscheidung.
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Zu den vorstehend bezeichnten Verständigungen ist die entsprechend
geänderte neu aufgelegte Drucksorte Nr . 50 neu , 52 neu M . B .-A. allg . D,
welche von den magistratischen Bezirksämtern beim gemeinsamen Expedite zu
beziehen ist, zu verwenden.

>5

Archäologische Funde.

— kspubllkslion. —

Der Wiener Magistrat hat unterm 20. April 1901, Z. 88434
«x 1900 III , nachstehende Belehrung über das in Hinsicht auf
in alten Bauwerken oder im Boden befindliche Altertümer in
Wien zu beobachtende Vorgehen herausgegeben:

Es ist eine bekannte Tatsache , daß die wissenschaftlichen Interessen bei
Aufdeckung von archäologischen Funden , sei es aus Unverstand , sei es mit
Absicht, häufig geschädigt werden.

Aus diesem Anlässe wird im Grunde des Erlasses des k. k. Ministeriums
sstr Kultus und Unterricht vom 30 . Jänner 1887 , Z 10421 , und des Plenar-
Beschlufies des Gemeinderates der Stadt Wien vom 14 . September 1900,
Z . 9398 , nachdrücklich eingeschärst , daß jedermann , insbesondere allen Bau¬
werbern , welche auch Demolierungeu alter Bauten oder Deichgräberarbeilen
auszusühren haben , sowie den Erstehern derartiger kommunaler Arbeiten und
den Aufsichtsorgauen bei Erdaushebungeu und Demolierungsarbeiten die
Verpflichtung obliegt , archäologische Funde schleunigst zur Kenntnis des
Magistrates , der vou der k. k. Zentialkommission für Erforschung und Erhal¬
tung der Kunst - und historischen Denkmale angestellten Konservatoren und des
städtischen Museums zu bringe » , damit die ein wisseuschaftliches Interesse
bietenden Objekte beschrieben und mit Bekanntmachung der Fundorte und all¬
fälliger verdienstlicher Leistungen öffentlich ausgestellt werden können . In jedem
Falle und auf die bloße wie immer erlangte Nachricht vou Funden , besonders
von solchen an Orten , welche bisher noch nicht durchforscht worden find , daher
noch vollständig unberührt waren , ist die rirektion des Stadtbauamtes sogleich
in Kenntnis zu setzen.

Der hauptsächlichste Zweck der Jngerenz wissenschaftlich gebildeter Organe
besteht darin , daß bei solchen Nachgrabungen ein systematischer Vorgang ein-
gehalten werde , insbesondere , wenn es sich um größere Fundstellen handelt,
als z. B . Leichenfelder , ehemalige Friedhöfe , Grüfte , Architekturreste , sehr lief
liegende Mauerzüge , Jnschriftsteine n . dgl ., wie überhaupt in Fällen , wo die
Arbeit der Aufdeckung Tage und Wochen oder auch länger dauern kann.

Außer der Einhaltuug eines systematischen Vorganges bei Ausgrabungen
ist es ein weiteres nicht minder wichtiges Interesse der Wissenschaft , daß eine
fachmännische Aufnahme aller Beachtung erheischenden Nebenumstände (als
Sitnaiion des Fundortes , Pläne re.), weiters eines Inventars nebst der
Beschreibung der Fundobjekte ermöglicht werde.

Schließlich wird bemerkt , daß Finder von archäologischen Objekten von
Fall zu Fall seitens der Gemeinde Wien mit Prämien werden bedacht werden,
wobei die Höhe derselben sich nach dem Werte und guten Zustande des gefun¬
denen Objektes richten wird.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte »nd im Landes¬
gesetzblatte siir Österreich unter der Enns im Jahre

1665 publizierten Gesetze und Verordnungen.
X. Reichsgesehblatt.

Nr . 16S Gesetz vom 7. September 1905 , betreffend
die Abwehr und Tilgung der Schweinepest (Schweinrjcuche ).

Nr . 164 . Verordnung der Ministerien des Innern,
der Justiz , des Handels , der Eisenbahnen und des
Ackerbaues vom 6 . November 1905 , mit welcher Durch-
lüycungsvorjchristen zu dem Gesetze vom 7. September 1905 , R .-G .-Bl.
Nr . 163 , betreffend die Abwehr und Tilgung der Schweinepest (Schweinescuche ).
erlaffen werden.

Nr . 163 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 4 . Oktober 1905 , betreffend die Erweiterung der Abserllguugs-
besugnisse der Hasen , und Seesanilätsexposttur mit Zolldienst in Orsera.

Nr . 166 . Verordnung des Leiters des Ministe¬
riums für Kultus und Unterricht und des Finanz¬
ministers vom 16 . Oktober 1905 , womit im Nachhange zur
Ministerial Verordnung vom 11 . Februar 1905 , R .-G .-Bl . Nr . 22 , ergänzende
Bestimmungen zur Durchführung des Gesetzes vom 7. Mai 1874 , R .-G .-Bl.
Nr . 51 , über die Religionsfondsbeiträge für das Dezennium 1901 bis 1910
erlaffen werden.

Nr . 167 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 27 . Oktober 1905 , betreffend die Bildung eines neue»
Schätzungsbezirkes zur Personaleinkommensteuer für den Bereich der neu¬
errichteten Bezirkshauptmannschaft Zastawna in der Bukowina.

Nr . 168 . Vierter Nachtrag zur Vollzugsvorschrift zum
I . Hauptstücke des Gesetzes vom 25 . Oktober 1896 , R .-G .-Bl . Nr . 120 , be¬
treffend die direkten Personalsteuern.

Rr . 166 Kundmachung des Finanzministeriums
vom 3 . November 1905 , betreffend die Errichtung einer Exposilur
des Nebenzollamtes Heinersdors in Wünschendorf.

Nr . 176 . Verordnung derMinisterienderFinanzen
und des Handels vom 6. November 1905 , veireffend die
Zollbehandlung von angesärbten Seiden -, Baumwoll - und Wollengarnen.

Nr . 171 . Verordnung des Justizministeriums vom
8 . November 1905 , betreffend die Aktivierung des Bezirksgerichtes in
Such » in Galizien.

Nr . 172 . Kundmachung des Ministeriums des
INULIN Vom 12 . November 1905 , betreffend i»e Errichtung
einer Bezlrkshauplmannschatt in Veglia im Küstcnlande.

6 . Landksgksrhblatt.

Nr . 143 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
13 . Oktober 1905 , Z . XVI-4180/3 , betreffend die Eihebung
der Ortsgemeinde Liesing zur Stadt.

Nr . 146 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
27 . Oktober 1905 , Z . VI-1410/3, betreffend die Erlassung eines
neuen Kurstalules für den Kurort Deutsch -Atlenburg.

Nr . 147 . Gesetz vom 12 . November 1905 , betreffend
den Landeskulturrat für das Erzherzogtum Österreich unter der Enns.

Nr . 148 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtums Österreich unter der Enns vom
1. November 1905 , Z . XVI-6425/5 , betreffend die der Ge¬
meinde „ Marbach " im Gerichtsbezirke Spitz , politischer Bezirk Krems erteilte
Bewilligung zur Änderung ihres Namens in „ Marbach an der kleinen Krems ."

Nr . 146 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
9 . November 1905 , Z . X ll-1867/5 , betreffend die Erlassung
ciucr Marktordnung sür den Fischmarkl der k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt
Wien.

Nr . 1511 . Gesetz vom 25 . Oktober 1905 , wirksam
sür das Erzherzogtum Österreich unter der E »»s , betreffend die Enwäfferung
versumpfter Grundstücke in der Gemeinde Groß -Harras.

Nr . 151 . Gesetz vom 25 . Oktober 1905 , wirksam sür
das Erzherzlum Österreich unier der EunS , betreffend die Einwässerung ver¬
sumpfter Grundstücke in den Gemeinden Braunsdorf -Roseldorf und Goggendorf.

Nr . 152 . Gesetz vom 3. November 1905 , betreffend
die Einhebung von Gebühren durch die Gemeiude Gmünd , anläßlich der Er¬
richtung einer Wasserleitung daselbst.

Hera »sgeb >r : Die Gemeinde Wien . — Verantwortlicher Redakieur : Magistraisrat Dr . Friedrich Edler v. Radler.
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I. Verordnungen und Entscheidungen.
r.

Erläuterungen zum neuen Verzeichnisse der hand¬
werksmäßigen Gewerbe.

Zirkular -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 24 . Oktober
1905 , 1-6854 , M .-Abt . XVII , 5297/05 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 78) :

Mit der im Reichsgesetzblatte unter Nr . 152 verlauibarten Verordnung
vom 24 . September 1905 hat das k. k. Handelsministerium im Einvernehmen
mit dem k. k. Ministerium des Innern ein neues Verzeichnis der handwerks¬
mäßigen Gewerbe kundgemachr , welches au Stelle der bisherigen , durch eine
Reihe von Verordnungen festgesetzten Liste tritt.

Zu dieser Verordnung hat der Herr Leiter des k. k. Handelsministeriums
mit dem Erlasse vom 14 . Oktober 1905 , Z . 4887/H . M ., Nachstehendes aus
geführt:

Das neue Verzeichnis enthält im ganzen 54 Nummern , welche nach der
im Jahre 1896 zu statistischen Zwecken eingeführten systematischen Anordnung
der Gewerbe , hauptsächlich nach der Art des verarbeitete » Rohstoffes , über¬
sichtlich aneinander gereiht sind.

Der Hauptzweck der Hinausgabe des neuen Verzeichnisses besteht darin,
einer Anzahl von Gewerben , welche nach ihrem Wesen und ihrer Betriebsart
den berechtigten Anspruch auf die Einreihung unter die handwerksmäßigen
Gewerbe erheben konnten und diesen Wunsch auch seit Jahren gellend gemacht
haben , nunmehr die Vorteile der Gleichstellung mit den übrigen handwerks¬
mäßigen Gewerben zu sichern.

In dieser Richtung sei aus die in dem Verzeichnisse , und zwar unter
besonderen Nummern neu aufgeführten Gewerbe der Bildhauer , Färber,
Modisten , Kunstblumen -Erzeuger , Federnschmücker , Seifensieder , Pflasterer und
Stukkaturer , ferner aus die in einzelne Gewerbegruppen neu aufgenommenen
Gewerbe der Ofensetzer , Glasschleifer , Hackenschmiede , Pfannenschmiede . Ring-
und Kettenschmiede , Nagelschmiede , Wagenschlosser , Scharsschlcifer , Gelbgießer,
Chinasilberwaren -Erzeuger , Metallgalanteriewaren -Erzeuger , Ziseleure , Leder¬
färber , Piuselmacher , Mandolettidäcker , Kanditen -Erzeuger , Schilder - und
Schristenmaler , der gewerbsmäßigen Maler für Jndustrie -Erzeugnisse und der
Staffierer verwiesen.

Sofern einzelne in dem bisherigen Verzeichnisse enthaltene Gewerbe,
wie die Laubsägemacher , Posamentierknopf - und Krepinemacher , Kappenschirm¬
schneider , Wagensattler , Sleingraveure und Metallausschncider in die neue
Liste nicht ausdrücklich ausgenommen worden sind , ist dies darauf zurück-
zusühren , daß diese Gewerbe sich als bloße Teilbefugnisse und spezialisierte
Abzweigungen der betreffenden Hauplgewerbe darstellen und daher nicht neben
den letzteren noch besonders angeführt werden konnten . Sollten jedoch diese
Teilgewerbe zum Gegenstände selbständiger Betriebe gemacht werden , so sind
sie nach wie vor an den Befähigungsnachweis für das betreffende Haupt¬
gewerbe gebunden.

Zu besonderen Bemerkungen geben noch einzelne Nummern des Ver¬
zeichnisses Anlaß:

Die ausdrückliche Nennung des Pferdefleischhauer - und Pferdefleischselcher-
gewerbes Nr . 49 verfolgt den Zweck , die bisher bestandenen Zweifel über den

handwerksmäßigen Charakter dieser Gewerbe zu beheben und die im Interesse
des Konsums sowie der behördlichen Aufsicht erwünschte Sonderstellung der
Fleischhauer und Fleischselcher gegenüber den Pferdefleischhauern und Pferde-
fleischselchern zu gewährleisten.

Zur Nr . 51 ist zu erinnern , daß das Pflasterergewerbe nicht schlechthin,
sondern nur mit der unter dieser Nummer enlbaltenen genauen Umschreibung
unter die handwerksmäßigen Gewerbe eingereiht wurde , was sich durch die
historische Entwicklung des Gewerbes erklärt.

Die gewerbsmäßige Pflasterung mit allen anderen , namentlich den
künstlichen , industriell hergestellten Pflasterungsmittcln bleibt nach wie vor vom
Befähigungsnachweise frei.

Was endlich die Bedeutung der gruppenweisen Zusammenfassung mehrerer
Gewerbe unter einzelne Nummern anbelangt , so ist auch künftig an dem schon
mit dem Erlasse des k. k. Handelsministeriums vom 30 . Juni 1884 , Z . 21918
(intimiert mit Statthalterei -Erlaß vom 10 . Juli 1884 , Z . 8l721 , Nr . 1542
der Normaliensammlung ) aufgestellten Grundsätze festzuhalten , daß der Nachweis
der Befähigung , welcher für eines der mehreren unter einer Nummer ange-
führten Gewerbe erbrach ! wird , auch für die übrigen Gewerbe der betreffenden
Gruppe genügt , wodurch im Interesse der Gewerbetreibenden der Übergang
von einem Gewerbe zu einem anderen innerhalb der Gruppe sowie der gleich¬
zeitige Betrieb mehrerer derartiger Gewerbe ermöglicht wird.

2 .

Verpflegskostenersatz für Geisteskranke , Syphilis¬
oder Trachomkranke ungarischer Staatsangehörigkeit.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 30 . Oktober 1905,
Z . IV-3642 , M . - Abt . XVIll , 5479/05 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 80) :

Laut Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom 2. November
1904 , Z . 46768 , hat sich das königlich ungarische Ministerium des Innern
einverstanden erklärt , daß die Spitals - und Heilanstaltskosten der der Arbeiter-
klaffe angehörenden , vermögenslosen , an Syphilis oder Trachom Erkrankten
sowie der vermögenslosen und keine zahlungsfähigen Verwandten besitzenden
Geisteskranken , ohne Rücksicht darauf aus welchem Staatsgebiete diese Kranken
verpflegt wurden und ob dieselben einer Kcankenuvterstützungskass - angehörten
oder nicht , aus dem entsprechenden Fände jenes Landes gezahlt werden sollen,
aus dessen Territorium die Kranken die Gemeindezuständigkeit besitzen.

Demnach haben die öffentlichen Krankenhäuser Niederösterrcichs im Falle
der Behandlung zahlungsunfähiger Geisteskranker sowie an Trachom oder
Syphilis erkrankter Arbeiter ungarischer Staatsangehörigkeit die Kosten dem
ungarischen Landes - Armenfonde ohne jedwede Inanspruchnahme etwa für
4 Wochen von einer nach dem Gesetze vom 30 .März 1888 , R .-G .-Bl . Nr . 33,
betreffend die Krankenversicherung der Arbeiter zahlungsverpflichteten Kranken¬
kassa aufzurechnen.

Hievon werden alle k. k. Bezirkshauptmannschaften Niederösterreichs , die
beiden Stadträte in Waidbofen a. d. Ybbs und in Wiener -Neustadt sowre der
Wiener Magistrat (Abteilung XVIII ) mit der Weisung in Kenntnis gesetzt,
die öffentlichen Krankenhäuser sowie die in Betracht kommenden Krankenkassen
des dortigen Verwaltuugsgebietes entsprechend zu verständigen.

Di - neun Wiener k. k. Krankenanstalten werden unmittelbar von Hieramts
in Kenntnis gesetzt.
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Prüfungs - Kommissäre für Wärter von
Dampfmaschinen.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 13 . Oktober 1905,
Z . XIII -519/3 , M .-Abt . XVII , 5174/05 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 81 ) :

Das k. k. Handelsministerium Hai mit dem Erlasse vom 23 . September
1905 , Z . 42349 , im Einvernehmen mit dem k. k. Ministerium für Kultus und
Unterricht in Gemäßheit des 8 2, Alinea 1 und 6 der Ministerialverordnung
vom 15 . Juli 1891 , R .-G .-Bl . Nr . 108 , die k. t . Staatsgewerbeschul-
Profefsoren , dipl . Ingenieur Viktor H o r w a ti ts ch und Edmund Cz a p,
beide in Wien , I ., Schellinggasse 13 , zu Prüfungs -Kommissären sür Maschinen¬
wärter , Lokomotivführer und Dampsschifsmaschinenwärter , und zwar den elfteren
für den Keffelaufsichtsbezirk II von Wien (II ., IV ., VII ., IX ., X ., XVI ., XVII.
und XVIII . Wiener Gemeindebezirk ) und den letzteren für den Kesselaussichts¬
bezirk III von Wien (XIX ., XX . und XXI . Wiener Gemeindebezirk ) bestellt
und angeordnet , daß jeder der beiden Genannten den anderen in Fällen seiner
Verhinderung zu vertreten hat.

4 .
Rauchfangkehrbezirke.

Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogtum unter
der Enns vom 29 . November 1905 , Z . 1-2123/5 , betreffend die
Schaffung von Rauchfangkehrbezirken im Gebiete der k. k. Reichs-
Haupt - und Residenzstadt Wien (L.-G .- und -jV .-Bl . Nr . 156 ) :

8 1-

Über Antrag des Gemeinderates der Stadt Wien wird auf Grund des
8 42 der Gewerbeordnung hinsichtlich der Ausübung des Rauchfangkehrer-
gcwerbes das Stadtgebiet in elf Bezirke geteilt.

Es umfaßt:
Der 1. Kehrbezirk den I . und VI . Gemeindebezirk;
der 2 . Kehrbezirk den II . und XX . Gemeindebezirk;
der 3 . Kehrbezirk den III . und XI . Gemeindebezirk;
der 4 . Kehrbezirk den IV . und X . Gemeindebezirk;
der 5 . Kehrbezirk den V . und XIl . Gemeindebezirk;
der 6 . Kehrbezirk den VII . und VIII . Gemeindebezirk;
der 7 . Kehrbezirk den IX . und XIX . Gemeindebezirk;
der 8 . Kehrbezirk den XIII . und XIV . Gemeindebezirk;
der 9 . Kehrbezirk den XV . und XVI . Gemeindebezirk;
der 10 . Kehrbezirk den XVII . und XVIII . Gemeindebezirk;
der 11 . Kehrbezirk den XXI . Gemeindebezirk.

8 2.
Diese bezirksweise Abgrenzung hat nur auf Neubauten und Umbauten,

und zwar nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen Anwendung zu finden.

Zs.
Die Übernahme von Kehrarbeiten an Neubauten ist nur jenen befugten

Rauchfangkehrunlernehmern gestattet , welche in dem Kehrbezirke ihren Stand¬
ort haben , in welchem der betreffende Neubau gelegen ist.

Diese Einschränkung gilt für die Dauer von fünf Jahren vom Zeitpunkte
der Fertigstellung der ersten Gleiche eines Neubaues ab gerechnet.

8 4.

Den Bestimmungen des § 3 unterliegt auch die Übernahme von Kehr¬
arbeiten an Umbauten ; doch ist einem befugten Rauchfangtehrunternehmer
eines anderen Kehrbezirkes , welcher die Arbeiten an dem zum Umbau gelangenden
Objekte bisher besorgt hat , die Beibehaltung der Arbeiten nach dem Umbau
dann gestattet , wenn der Bauherr bereits durch zwei Jahre Eigentümer des
zum Umbau gelangenden Objektes gewesen ist.

Diesem Eigentümer werden seine Erben gleichgehalten.

8 5.
Diese Kundmachung tritt mit dem 1. Jänner 1906 in Wirksamkeit.
Bauten , bei denen an diesem Tage die erste Gleiche bereits ferliggestellt

ist, werden durch die Kundmachung nicht getroffen.

S.

Gift -Verschleiß.
Das magistratisch - Bezirksamt für den I . Bezirk hat laut Bescheides vom

18 . November 1905 , M . B .-A. I , 37299/05 , dem Ludwig Albin Ebert,  die
angesuchte Konzession zum Verschleiße von gifthälligen Chemikalien , sofern
dieser nicht ausschließlich den Apotheken Vorbehalten ist, im I . Bezirke , Schwan-
gafsc 1 verleihen.

i Bei Ausübung dieser Gerechtsame sind die in Betreff des Verkehres mit
! Giften bestehenden Normen , insbesondere die Ministerialverordnunqen vom
i 21 . April 1876 , R .-G .-Bl . Nr . 60 , und vom 2 . Jänner 1886 , R .-G .-Bl . Nr . 10,

sowie die gcwerbepolizeilichen Vorschriften genau zu beachten.

«.
Verleihung des Öffentlichkeitscharakters an das
israelitische Bereinskrankenhaus in Großwardein nnd

Festsetzung der Verpflegsgebühren.
Das k. u . Ministerium des Innern hat mit Erlaß vom 22 . November

1905 , Z . 110878 , dem Wiener Magistrale (Abteilung XXII , Z . 3623 ) mit¬
geteilt , daß dem israelitischen Vereinskrankenhause in Nagyvarad (Großwardein)
der Offentlichkeitscharakter verliehen wurde , und daß die Verpflegskosten für
das Jahr 1906 mit täglich 1 X 50 b festgestellt wurden.

7.
Ernennung eines norwegischen General -Konsuls

aä interim.

Die k. k. n .-v. Statthaltern hat mit Erlaß vom 7. Dezember
1905 , Z . IX -2993 , dem Wiener Magistrate (Abteilung XXII,
Z . 3791 ) mitgeteilt:

Die norwegische Regierung hat dem k. u . k. Ministerium des Äußern ange-
zeigt , daß Karl Neufeldt , bisher schwedisch-norwegischer General -Konsul , zum
norwegischen General -Konsul aä interim ernannt wurde , und hat gleichzeitig
um Zulassung des Genannten zur Ausübung seiner Konsularfunktionen ersucht

Zufolge Erlaßes des k. k. Ministeriums des Innern vom 28 . November
1905 , Z . 8052 , ist der Genannte in seiner amtlichen Stellung provisorisch
anzuerlennen.

ll. NlMNlttttilieliiinmmuM.
AlnMral:

8 .

Einsicht in die Verhandlungsakte » des
k. k. Verwaltungsgerichtshofes.

Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . R . Weiskirchner,
vom 23 . November 1905 , M . D . 3150/05 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 79) :

Aus Grund der Erläffe des k. k. Ackerbauministeriums vom 19 . Oktober
1905 , Z . 29284 (Slatth .-Erl . vom 2. November 1905 , Pr .-Z . 2520/1 , M . D.
3150 ) , des k. k. Ministeriums des Innern vom 8. November 1905 , Z . 7334
(Statth .-Erl . vom 20 . November 1905 , Pr -Z . 2520/2 , M . D . 3349 ), und der
Baudeputation für Wien vom 10 . November 1905 , Z . 154 (M . D . 3283 ),
wird Nachstehendes verlautbart:

Gemäß Artikel I , § 22 , Absatz 2 und Artikel II , Absatz 3 des Gesetzes
vom 21 . September 1905 , R .-G .-Bl . Nr . 149 , steht es de» Parteien frei , die
anläßlich einer Beschwerde vom Verwaltungsgerichtshofe eingeholten Akten
über die abgeführte administrative Verhandlung einzusehen und sich von ihnen
Abschriften zu machen . Einzelne Teile der Akten können im öffentlichen Interesse
hievon ausgenommen werden.

Mit Rücksicht auf diese gesetzliche Bestimmung ist in Hinkunft bei Vorlage
der bezüglichen vom Verwaltungsgerichtshofe abverlangten Akten im Borlage¬
berichte genau anzuführen , ob und bejahendenfalls welche genau zu bezeichnenden
Aktenteile eventuell Pläne nach ämtlichem Dafürhalten im öffentlichen Interesse
etwa von der Einsicht , bezw . Abschriflnahme durch Parteien oder deren Vertreter
auszuschließen wären.

Dabei wird auf die Erlässe vom 2. März 1877 , Z . 837/M . I ., vom
30 . April 1877 , Z . 424/A . M ., vom 2 . September 1878 , Z . 131ÄA . M.
und vom 13 . Februar 1880 , Z . 12931/A . M . (Normalien -Sammlung I . Band
Nr . 36 und 500 ), betreffend die Verzeichnung der Akten, mit der Aufforderung
hingewiesen , daß jeder einzelne Akt und namentlich jeder von der Einsicht
auszuschließende Akt oder Altenteil für sich im Aktenverzeichnisse unter einer
besonderen fortlaufenden Nummer anzuführen ist ; auf keinen Fall darf
künftighin , wie dies bisher manchmal vorkam , ein ganzes Aktenkonvolut im
Aktenverzeichnifse unter einer einzigen Nummer ausgewiesen werden.

Weiters ist dafür Sorge zu tragen , daß in den Verhandlungsakten alle
nicht rein sachlichen Marginalbemerkungcn jedenfalls unterbleiben.

Falls Akten fremder Refforts behufs Anschlusses an die dem Verwaltuugs-
gerichtshofe zu übermittelnde Verhandlung einzuholen sind , so wird im Requi¬
sitionsschreiben um die Bekanntgabe der eventuell im öffentlichen Interesse von
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Äer Einsicht auszunehmenden Aktenstücke zu ersuchen sein ; auf die allfällig
beiliegenden fremden Verhandlungsakten und die Äußerung der fremden Behörde
ist in dem Vorlagebeiichte stets besonders Bedacht zu nehmen.

In jenen Fällen , in welchen Behörden anderer Refforts , insbesondere
Finanzbehörden , Administrativakten der politischen Behörden direkt von diesen
behufs Anschluffes an eine dem Verwaltungsgerichtshofe zu übersendende Ver¬
handlung requirieren , haben die requirierten Behörden die eventuell im öffent¬
lichen Interesse von der Einsicht auszunehmenden Aktenstücke in dem Begleit¬
schreiben bekanntzugeben , mittels besten die Akten direkt an die requirierende
Behörde zu übersenden sind.

Bei Vorlage von Akten an die Baudepntation für Wien wird , wenn
«ine gegenteilige Bemerkung im Vorlagenberichte nicht enthalten ist , ange¬
nommen , daß gegen die Einsicht beziehungsweise Abschriftnahme der Akten kein
Anstand obwaltet.

S.
Exekutionsfähigkeitsklausel für Nückstandsausweise
der Krankenkassen ; Amtsquittungen über Kranken¬

kassenbeiträge.

Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . R . Weiskirchner
vom 21 . November 1905 , M . D . 3493/04 , M .-Abt . XVIII,

-6466/04 (Normalienblatt des Magistrates Nr . 82 ) :
Mit dem Erlaffe der Magistrats -Direktion vom 21 . Februar 1901

M .-D .-Z . 46 (Magistrats -Verordnungsblatt 1901 , S . 35 ) wurde ausge¬
sprochen , daß die politischen Behörden die Beisetzung der Vollstreckungsklausel
auf den Rückstandsausweisen der genossenschaftlichen Krankenkassen zum Zwecke
der Einhebung im Wege der gerichtliche» Exekution im Falle der Vorlage
entsprechender Ausweise und nach vorausgegangener Prüfung der Liquidität der
Forderung nicht verweigern können.

Es ist daher vollkommen unzulässig , diese Bestätigung ohne die erwähnte
Prüfung zu erteilen.

Behufs Beschleunigung und Vereinfachung des Verfahrens wurden die
sämtlichen genossenschaftlichen Krankenkassen und — da die eingangs erwähnte
Vorschrift auch auf die Rllckstandsansweise der Bezirkskrankcnkaffen Anwendung
zu finden hat — die Wiener Bezirkskrankenkassa vom Magistrate mit Erlaß vom
17 . Oktober 1905 , M .-Abt . XVIII , 6466/04 , a u f g e f o r d e r l, bei der Erlassung
von Zahlungsaufträgen an die Zahlungspflichtigen unter ausdrücklichem
Hinweis auf diesen behördlichen Auftrag  gleichzeitig die
schriftliche Aufforderung zu richten , etwaige Einwendungen gegen den

.Zahlungsauftrag binnen 14 Tagen , von dem der Zustellung nachfolgenden
Tage an gerechnet bei dem magistratischen Bezirksamte des Wohnortes des
Zahlungspflichtigen , beziehungsweise des Standortes der Unternehmung , um so
gewisser vorzubringen , als sonst die Exekution des Rückstandes
ein ge leitet würde.

Die Zustellung des Rückstandsausweises sowie dieser Aufforderung ist
sodann seitens der Kassa bei Vorlage des Ansuchens um Bestätigung der
Exekutivnsfähigkeil mit dem ausdrücklichen Bemerken uachzuweisen , daß der
Beitragsrückstand fruchtlos eingemahnt wurde.

Wenn nun innerhalb der bezeichnten Frist trotz der nachgewiesenen Auf¬
forderung kein Einspruch von dem Zahlungspflichtigen erhoben wurde und
sonstige Bedenken nicht vorliegen , kann die Bestätigung anstandslos erteilt werden.

Hat jedoch eine Kassa obigen Nachweis nicht beigebracht , dann ist dem
angeblich Verpflichteten vom magistratischen Bezirksamts Gelegenheit zu geben,

fich über die Richtigkeit und Höhe der Forderung — etwa binnen 14 Tagen —
Lu äußern ; erst dann , wenn derselbe die Forderung anerkennt oder innerhalb
der gesetzten Frist keine Einwendung erhebt und auch die sonstige Prüfung
des Rückstandsausweises durch das Bezirksamt kein Bedenken ergibt , ist die
Vollstreckbarkeit zu bestätigen.

Über die etwa erhobenen Einsprüche ist ein abgesonderter alphabetischer
Bormerk zu führen , in welchem nebst dem Namen des Rückständers auch die
Krankenkaffa , gegen deren RUckstandsausweis der Einspruch gerichtet ist, und
der geforderte Beitrag ersichtlich zu machen sind ; nach., vollzogener Ein¬
tragung ist der Einspruch sofort  der Krankenkaffa zur Äußerung mit dem
Bemerken bekanntzugeben , daß die Bestätigung der Vollstreckbarkeit behufs ge¬
richtlicher Exekution erst dann erteilt werden kann , wenn durch eine rechts¬
kräftige Entscheidung gemäß Z 41 , beziehungsweise 58 , lit . o des Kranken-
versicherungsgesetzes die Liquidität des von der Kassa erhobenen Anspruches
'festgestellt wurde.

Für die erwähnte Bestätigung ist einheitlich nachstehender Wortlaut
anzuwenden:

,,Z. ^ Wien , am . . 490_

Zur Führung der gerichtlichen Exekution wird seitens des gefertigten
magistratischen Bezirksamtes die Vollstreckbarkeit der in diesem Rückstands¬
ausweise verznchnelen Krankenkassa -Gebühren bestätigt.

Amtssiegel . Magistratischer Bezirksamt für den . . Bezirk

als polit . Behörde I . Instanz.
Der Bezirtsamtsleiter : "

Bemerkt wird noch, daß Verzugszinsen oder sonstige Auslagen nur dann
von den Kassen angerechnet werden dürfen , wenn die bezüglichen Statuten dies¬
bezüglich eine ausdrückliche Bestimmung enthalten.

Da seitens des Verbandes der Genossenschafts -Krankenkassen darüber
Beschwerde geführt wurde , daß aus den Quittungen der Hauptkaffen -Abtei-
lungen über einbezahlte Krankenkaffenbeiträgr nicht ersichtlich ist, für welche
Hilfsarbeiter und für welche Zeit die Zahlung erfolgte , werden , da die Hanpt-
lassenabteilungen nicht verpflichtet sind , ihre Ämtsbestätigungen in solcher Weise
zu spezifizieren , zum Zwecke der Vermeidung von Jrrtümern die Kranken¬
kassen ersucht , ihren zur Elnhebnng durch diese Kassen -Abteilungen bestimmten
Rückstandsausweisen je eine Kopie anzu schließen;  diese Kopien sind
ausdrücklich als solche zu bezeichnen und haben nur zum internen Amtsgebrauche
zu dienen , während auf dem Originale die Amtsbestätigung der Hauplkaffa-
Abteilung über die gänzliche oder teilweise Zahlung des Rückstandes erfolgen kann.

Hievon sind die städtischen Hauptkassen -Äbteilungen durch die Bezirks¬
ämter zu verständigen.

IO.
Einsendung von Befundausweisen bei wahr¬

genommene » Stempelgebrechen.

Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . R . Weiskirchner
vom 2. Dezember 1905 , M . D . 3338/05 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 83 ) :

Das k. k. Zentral -Tax - und Gebührenbemeffungsamt in Wien hat mit
der Zuschrift vom 17 . November 1905 , Z . 15633/05/B . B ., Nachstehendes
hieher mitgeteilt:

„Anläßlich eines bestimmten Falles wurde die Wahrnehmung gemacht,
daß sich einzelne magistratische Bezirksämter bei Ausstellung von Befunden
magistratischer Drucksorten bedienen und daher größtenteils keine Besundaus-
weise einsenden , zumal auf der Drucksorte des n .-ö. Finauz -Landes -Ökonomates
Lager Nr . 105 Kl .-Konzept ausdrücklich  auf die Notwendigkeit der Bei¬
schließung eines Befundausweises , falls eine Belohnung beansprucht wird,
hingewiesen ist, was bei den dvrtämtlichcn Drucksorten nicht zutrifft.

Hievon beehre ich mich, unter Hinweis aus die Finanzministerial -Ver-
ordnung vom 16 . April 1897 , R .-G .-Bl . Nr . 98 , 8 4 , aufmerksam zu machen . "

Die magistratischen Ämter werden daher unter Berufung auf die Er¬
ledigung des k. k. Zentral -Tax - und Gebührenbemessungsamtes vom 11 . August
1899 , Z . 54169/VI , angewiesen , in Hinkunst bei wahrgenommenen Stempel¬
gebrechen nur mehr die im Wege der Fassung beim Ökonomate der k. k.
Finanz -Landes -Direktion unentgeltlich  erhältlichen Drucksorten für di-
Ausnahme von ämtlichrn Befunden sowie für Befundausweise zu verwenden,
die etwa noch vorrätigen magistratischen allgemeinen Drucksorten Nr . 3 und 4
hingegen sofort an das gemeinsame Expedit des Magistrates abzuführen.

« *»

Die bezogene Erledigung des k. k. Zentral -Tax - und Ge¬
bührenbemessungsamtes vom 11 . August 1899 , Z . 54169/VI,
lautet:

Zufolge des Erlasses der k. k. n .°ö. Finanz - Landes - Direktion vom
18 . Juli 1899 , Z . 40971 , bezw . des k. k. Finanzministeriums vom 28 . Juni
1899 , Z . 8807 , wurde das Zentral -Tax - und Gebührenbemeffungsamt ange¬
wiesen , dasür zu sorgen , daß die Bestimmungen der Finanzministerial -Ver-
ordnung vom 16 . April 1897 , Z . 57747 , Bdg .-Bl . Nr . 74/1897 , unter jenen
Personen , in deren Dienstpflicht die Aufnahme von stattlichen Befunden gelegen
ist, mehr als bisher bekannt werden.

Nach diesen Bestimmungen können Personen , in deren Dienstpflicht die
Aufnahme von amtlichen Befunden in Ansehung der ohne Einleitung eines
Strafverfahrens zu ahndenden Übertretungen der Gesetze Uber Stempel - und
unmittelbare Gebühren , Effektenumsatzsteuer und den Spielkartenstempel gelegen
ist und die sich durch Aufnahme solcher Befunde verdient machen , für den
damit verbundenen Aufwand an Arbeit und Zeit belohnt werden . (Z 1 der
zit . Vdg .)

Die Erteilung einer Belohnung ist lediglich an die Voraussetzung geknüpft,
daß über den erhobenen Anstand eine verkürzte einfache Gebühr zur Vor¬
schreibung gelangt . (Z 2 der zit . Vdg .)

Bei Beurteilung der Verdienstlichkeit eines Befundaufnehmers zum Zwecke
der Erteilung einer Belohnung , welche vom k. k. Finanzministerium nach
Ablauf des Kalenderjahres bestimmt wird , wird vor allem die Anzahl der im
Lause eines Kalenderjahres ausgenommenen ämtlichen Befunde sowie die Höhe
der über dieselbe vorgeschriebenen einfachen Gebühren in Betracht gezogen.
(8 3 der Vdg .)

Jene Personen , welche eine solche Belohnung anstreben , haben über jeden
Befund einen „Befundausweis " (nach Muster 4 ) zu verfassen , in demselben
die Kolonnen 1 und 2 eigenhändig auszufüllen und diesen „Ausweis " zugleich
mit dem ämtlichen Befunde an die zur Borschreibung der verkürzten Gebühr
berufene Behörde einzusenden . (8 4 .)

Das magistratische Bezirksamt wird in Gemäßheit des zitierten Erlasses
ersucht , die Angestellten und Organe , welche zur Ausnahme von Befunden

1*
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berufen sind , auf obige Bestimmungen entsprechend aufmerksam zu machen.
Ferner wollen die erwähnten Funktionäre in Kenntnis gesetzt werden , daß
dieselben nicht nur mit den für die amtlichen Befunde vorgeschricbenen Druck¬
forten , sondern auch mit den Blanketten für Befundansweise (8 4 der zit,
Fin .-Min .-Vdg .) unentgeltlich (im Wege der Fassung beim Ökonomate der k. k.
Finanz -Landes -Direktion in Wien , III ., Vordere Zollamtsstraße 3l beteilt werden,
und daß bei Bestimmung der Belohnung der erhobene Anstand unberücksichtigt
bleibt , wenn dem Befunde der „Befundausweis " nicht bestiegt oder letzterer
undeutlich ausgefüllt ist.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im Landes¬
gesetzblatte für Österreich unter der Enns im Jahre

ISO » publizierten Gesetze und Verordnungen.
X. Reichsgrsehblatt.

Nr . 173 . Verordnung der Ministerien des Acker¬
baues , des Innern , der Finanzen , des Handels und
der Eisenbahnen vom 6 . November 1905 , betreffend die
Ermächtigung des k. k. Hauptzollamtes in Cattaro zur Abfertigung der aus
dem Auslände einlangcnden Pflanzensendungen.

Nr . 174 . Verordnung des Finanzministeniums
vom 12 . November 1905 , betreffend die Regelung der Kompetenz
zur Entscheidung Uber Baufreijahrsgesuche.

Nr . 17 » . Erlaß des Finanzministeriums vom
21 . November 1905 , wegen Abänderung einiger Bestimmungen der
88 24 und 28 , sowie der Anlage I) der Branntweiilsteuer -Vollzugsvorschrift.

Nr . 178 . Verordnung des Leiters des Handels¬
ministeriums im Einvernehmen mit dem Minister des
Innern vom 23 . November 1905 , um welcher auf Grund des
8 74 de« Gesetzes vom 8 , März 1885 , R .-G .-Bl , Nr . 22 , betreffend die Abänderung
und Ergänzung der Gewerbeordnung , allgemeine Vorschriften zum Schutze des
Lebens und der Gesundheit der Hilfsarbeiter erlassen werden.

Nr . 177 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 17 . November 1905 , betreffend die Ermächtigung des Haupt-
zollamles in Mährisch -Ostrau zur Zollborgung.

Nr . 178 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 17 . November 1905 , betreffend die Bildung eines neuen
Schätzungsbezirkes zur Personaleinkommensteuer für den Bereich der neu
errichteten Bezirkshauptmannschaft Veglia in Istrien.

Nr . 17S . Verordnung der Ministerien des Acker¬
baues . des Innern , der Finanzen , des Handels und
der Eisenbahnen vom 19 . November 1905 , betreffend die
Ermächtigung des k, k, Nebenzollamtes I . Klasse Weipcrl -Bahnhof zur Ab¬
fertigung der aus dem Auslande einlangenden Pflanzensendungen.

Nr . 180 . Kundmachung des Handelsministeriums
vom 20 . November 1905 , betreffend die Zulassung der Wafser-
meffertype XXXI n zur eichauillicheu Beglaubigung.

Nr . 181 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 27 . November 1905 , betreffend die Zusammenfassung der
politischen Bezirke Lussin und Veglia zu einem Erwerbsteuer - Beranlagungs-
bezirke III . Klasse , wegen Bildung eines neuen Erwerbsteuer -Beranlagungs-
bezirkes IV . Klaffe für den Bereich der neu errichteten Bezirkshauptmannschaft
Veglia , sowie wegen Änderung in der Zahl der Mitglieder der Erwerbsteuer-
Kommifsion IV . Klaffe für den Veranlagungsbezirk „Politischer Bezirk Lussin " .

Nr . 182 . Verordnung des Handelsministeriums
vom 1. Dezember 1905 , mit welcher IM Nachhange zur Polizei-
ordnung für die Seehäfen vom 14 , März 1884 , R .-G .-Bl . Nr . 38 , und zu
deu Handelsministerial -Verordnungen vom 18 , April 1887 , R, -G, -Bl . Nr . 42,
und 24 . Juli 1892 , R .-G .-Bl . Nr . 118 , weitere Bestimmungen für den Hafen
von Pola erlaffen werden.

Nr . 183 . Kundmachung des Ministeriums sür
Landesverteidigung und des Finanzministeriums vom
22 . August 1905 , betreffend die aus Anlaß der vollzogenen Ver¬

einigung mehrerer Gemeinden und Gemeindeteile mit Wien einiretende Er¬
weiterung des Geltungsbereiches der im Mililärzinstarife vom 14 . Dezember
1900 , R .-G .-Bl . Nr . 214 , für Wien festgesetzten Vergütungen.

Nr . 184 . Verordnung des Finanzministeriums
vom 27 . November 1905 , betreffend das Ausmaß der Ver¬
packungskosten für Tafelsazl.

Nr . 185 . Verordnung der Ministerien des Handels
und der Finanzen vom 2 . Dezember 1905 , betreffend die
Einführung neuer Postbegleitadressen.

Nr . 188 . Kundmachung der Ministerien des
Innern , der Finanzen und der Justiz vom 6 . De¬
zember 1905 , betreffend die in einzelnen der im Reichsrate vertretenen
Königreiche und Länder eingesvhrten Schulbeiträge oder sonstigen gesetzlichen
Beiträge zu öffentlichen Anstalten von unbeweglichem Nachlaßvermögen , welches
zu einer nach den allgemeinen Regeln über die Gerichtszuständigkeit in einem
anderer der im Reich 'srate vertretenen Königreiche und Länder abzuhandelndcn
Verlaffenschast gehört.

Nr . 187 . Verordnung des Finanzministeriums vom
30 . November 1905 , betreffend die Abänderung des Formulars für
die Bekenntnisse zur Personaleinkommensteuer.

Nr . 188 . Kundmachung des Eiscnbahnministeriums
vom 8 . Dezember 1905 , betreffend die Konzelsionierung einer schmal¬
spurigen , mit elektrischer Kraft zu betreibenden Fortsetzungsstrecke der Klein¬
bahn Triest —Opiina bis zum Bahnhöfe Opiina der Staatsbahnlime Görz
—Triest.

Nr . 18 » . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 7 . Dezember 1905 , betreffend die Verlegung des Amtssitzes
des Sleueramtes Llemien in Galizien und die Zuweisung von Gemeinden
aus dem Steneramtsbezirke älemien zum Steueramtsbezirke 2qwiec (Sahbusch ) .

6 . Landesgksehdlutt.
Nr . 153 Verordnung des k. k. niederöster¬

reichischen Landesschulrates vom 23 . November 1905.
Z . 176 12-Il , betreffend die Beschaffenheit der Schulgebäudeund ihrer
Leile sowie die erforderlichen Schuleinrichtungen für die Volks - und Bürger¬
schulen des Erzherzogtums Österreich unter der Enns mit Ausschluß des Schul¬
bezirkes Wien.

Nr . 154 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtums Österreich unter der Enns vom
4 . November 1905 , Z . XV - 1812 , betreffend die Auszahlung
von monatlich nachhinein fälligen Gebühren aus Stiftungen und Fanden.

Nr . 155 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
27 . November 1905 , Z . XVI-5710/5 , betreffend die der Gemeinde
Amstetten erteilte « ewilligung zur Forteinhebung einer Bierverbranchsauflage
von 3 X 40 >i sür das Jahr 1906.

Nr . 156 . Kundmachung des k. k. Statthalters»
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
29 . November 1905 , Z . 1-2123/5 betreffend die Schaffung von
Rauchfangkehrbezicken im Gebiete der k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien .*)

Nr . 157 . Gesetz vom 17 . Oktober 1905 , betreffend
die Herstellung von Dammanlagell am rechten Ufer der Enns zwischen Ernst¬
hofen und Thurnsdorf.

Nr . 158 . Verordnung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
28 . November 1905 , Z . 1-6976/1 , betreffend den Erwerbsteuer-
zufchlag sür die niederösterreichische Handels - und Gewerbekammer im Jahre 1906.

Nr . 15 » . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom.
12 . Dezember 1905 , Z . VI-3277/7 , betreffend die Prüfung der Kraft¬
fahrzeuge sowie deren Lenker.

») Erscheint in dieser Nummer der „Verordnungen rc." vollinhaltlich - nfgenomm -n.
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